Bundesgesetzblatt 


1125 


1972 


Teil II Z1998 A 


Ausgegeben zu Bonn am lf. Oktober 1972 Nr. 62 


Tag Inhalt Seite 

2.10.72 Gesetz zu dem Vertrag und dem Beschluß vom 22. Januar 1972 Ober den Beitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlands, des Königreichs Norwegen und des Vereinigten König¬ 
reichs Großbritannien und Nordirland zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, zur 
Europäischen Afomgemeinschaft und zur Europäischen Gemeinschaft fQr Kohle und Stahl 1125 


Gesetz 

zu dem Vertrag und dem Beschluß vom 22. Januar 1972 
über den Beitritt 

des Königreichs Dänemark, Irlands, des Königreichs Norwegen 
und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
zur Europäischen Atomgemeinsdhaft 
und zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

Vom 2. Oktober 1972 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos¬ 
sen: 

Artikel 1 

Es wird zugestixnmt 

— dem in Brüssel am 22. Januar 1972 von der Bun¬ 
desrepublik Deutschland Unterzeichneten Vertrag 
über den Beitritt des Königreichs Dänemark, Ir¬ 
lands, des Königreichs Norwegen und des Ver¬ 
einigten Königreichs Großbritannien und Nord¬ 
irland zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und zur Europäischen Atomgemeinschaft 

— dem Beschluß des Rates der Europäischen Ge¬ 
meinschaften vom 22. Januar 1972 über den Bei¬ 
tritt der genannten Staaten zur Europäischen Ge¬ 
meinschaft für Kohle und Stahl 

— der Schlußakte. 

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 2. Oktober 1972 

Der Bundespräsident 
Heinemann 

Der Bundeskanzler 
Brandt 

Auswärtigen 

Der Bundesminister der Justiz 
Gerhard Jahn 

den Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
Der Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen 
Schmidt 


Der Bundesminister des 
Scheel 

Der Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen 
Schmidt 

Für 

Der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft 
Dohnanyi 


Der Vertrag, der Beschluß und die Schlußakte wer¬ 
den nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest¬ 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver¬ 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Ar¬ 
tikel 2 Abs. 2 für die Bundesrepublik Deutschland 
in Kraft tritt und der Beschluß nach seinem Artikel 2 
Abs. 2 wirksam wird, ist im Bundesgesetzblatt be¬ 
kanntzugeben. 
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des Königreichs Norwegen 

und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
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und zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 



1128 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1972, Teil 11 


Inhaltsverzeichnis 
(nicht Bestandteil des Vertragswerkes) 


Seite 


Vertrag Uber den Beitritt zur Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und zur Euro¬ 
päischen Atomgemeinschaft . 1130 

Beschluß des Rates der Europäischen Ge¬ 
meinschaften Ober den Beitritt zur Euro¬ 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 1140 

Akte Uber die Beitrittsbedingungen und die 
Anpassungen der Verträge . 1144 

Erster Teil — Grundsätze. 1144 

Zweiter Teil — Anpassungen der Verträge .... 1148 

Titel 1 Vorschriften über die Organe .... 1148 


Kapitel 1: Die Versammlung 
Kapitel 2: Der Rat 
Kapitel 3: Die Kommission 
Kapitel 4: Der Gerichtshof 

Kapitel 5: Der Wirtschafts- und 
Sozialausschuß 

Kapitel 6: Der Beratende Ausschuß der EGKS 


Kapitel 7: Der Ausschuß für Wissenschaft 
und Technik 

Titel II Sonstige Anpassungen . 1156 

Dritter Teil — Anpassungen der Rechtsakte 

der Organe. 1160 

Vierter Teil — Ubergangsmaßnahmen . 1162 

Titel I Freier Warenverkehr . 1162 


Seile 

Kapitel 3: Bestimmungen über Fischerei¬ 
erzeugnisse 

Abschnitt 1 — Gemeinsame Markt¬ 
organisation 

Abschnitt 2 — Regelung der Fischerei - 
rechte 

Kapitel 4: Sonstige Bestimmungen 

Abschnitt 1 — Veterinärrechtlidie 
Maßnahmen 

Abschnitt 2 — Sonstige Maßnahmen 

Titel III Auswärtige Beziehungen. 1210 

Kapitel 1: Abkommen der Gemeinschaften 
mit bestimmten dritten Ländern 

Kapitel 2: Beziehungen zu den assoziierten 
afrikanischen Staaten und 
Madagaskar und zu bestimmten 
Entwicklungsländern des 
Commonwealth 

Kapitel 3: Beziehungen zu Papua — 

Neuguinea 

Titel IV Assoziierung der überseeischen 


Länder und Gebiete . 1216 

Titel V Kapitalverkehr . 1218 

Titel VI Finanzvorschriften . 1224 

Titel VII Sonstige Bestimmungen . 1226 

Fünfter Teil — Bestimmungen über die Durch¬ 
führung dieser Akte . 1230 

Titel I Einsetzung der Organe . 1230 

Titel II Anwendbarkeit der Rechtsakte dei 

Organe . 1234 

Titel III Schlußbestimmungen . 1236 


Kapitel 1: Zollbestimmungen 

Kapitel 2: Beseitigung der mengenmäßigen 
Beschränkungen 

Kapitel 3: Sonstige Bestimmungen 

Titel II Landwirtschaft . 1176 

Kapitei 1: Allgemeine Bestimmungen 

Kapitel 2: Bestimmungen über gemeinsame 
Marktorganisationen 
Abschnitt 1 — Obst und Gemüse 
Abschnitt 2 — Wein 
Abschnitt 3 — Olsaaten 
Abschnitt 4 — Getreide 
Abschnitt 5 — Schweinefleisch 
Abschnitt 6 — Eier 
Abschnitt 7 — Geflügelfleisch 
Abschnitt 8 — Reis 
Abschnitt 9 — Zucker 
Abschnitt 10 — Lebende Pflanzen und 

Waren des Blumenhandels 
Abschnitt 11 — Milch und Milcherzeugnisse 
Abschnitt 12 — Rindfleisch 
Abschnitt 13 — Verarbeitungserzeugnisse 
aus Obst und Gemüse 
Abschnitt 14 — Flachs 
Abschnitt 15 — Saatgut 
Abschnitt ln Landwirtschaftliche 

Erzeugnisse, die in Form 
von nicht unter Anhang 11 
des EWG-Vertrags fallen¬ 
den Waien ausgefCihrl 
werden 


Anhänge 

Anhang I 

Liste zu Artikel 29 der Beitriltsakte . 1241 

Anhang II 

Liste zu Artikel 30 der Beitrittsakte . 1296 

Anhang 111 

Liste der Erzeugnisse im Sinne der Artikel 32, 

36 und 39 der Beitrittsakle (Euratom) . 1300 

Anhang IV 

Liste der Erzeugnisse im Sinne des Artikels 32 


der Beitrittsakte (Erzeugnisse des Common¬ 
wealth, die im Vereinigten Königreich Gegen¬ 


stand vertraglicher Präferenzspannen sind) . 1303 

Anhang V 

Liste zu Artikel 107 der Beitrittsakle . 1307 

Anhang VI 

Liste der Länder im Sinne des Artikels 109 dei 
Beitrittsakte sowie des Protokolls Nr 22 ... 1308 

Anhang VII 

Liste zu Artikel 133 der Beitrittsakte 1309 

Anhang VIII 

Liste zu Artikel 148 Absatz 1 der Beitrittsakte 1317 
Anhang IX 

Liste zu Artikel 148 Absatz 2 der Beitrittsakle 1317 
Anhang X 

Liste zu Artikel 150 der Beitriltsakte. 1319 

Anhang XI 

Liste zu Artikel 152 der Beitriltsakte. 1321 


























Nr. 62 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 11. Oktober 1972 


1129 


Seite 


Protokolle 

Protokoll Nr. I 

über die Satzung der Europäischen Investi¬ 
tionsbank . 1328 

Protokoll Nr. 2 

betreffend die Färöei. 1336 

Protokoll Nr. 3 

betreffend die Kanalinseln und die Insel Man 1338 

Protokoll Nr. 4 

betreffend Grönland. 1342 

Protokoll Nr. 5 

betreffend Svalbard (Spitzbergen) .... 1342 

Protokoll Nr. 6 

über bestimmte mengenmäßige Beschränkun¬ 
gen betreffend Irland und Norwegen . . . 1344 

Protokoll Nr. 7 

über die Einfuhr von Kraftfahrzeugen und 

die Kraftfahrzeug-Montageindustrie in Irland 1348 

Protokoll Nr. 8 

über Phosphor der Tarifstelle 28 04 C IV des 
Gemeinsamen Zolltarifs. 1352 

Protokoll Nr. 9 

über Aluminiumoxid und -hydroxid der Ta¬ 
rifstelle 28.20 A des Gemeinsamen Zolltarifs 1352 

Protokoll Nr 10 

über Mimosa-Gerbstoffauszüge der Tarif- 


steile 32.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs 
und Kastanien-Gerbstoffauszüge der Tarif¬ 
stelle ex 32.01 C des Gemeinsamen Zoll¬ 


tarifs . 1354 

Protokoll Nr. 11 

über Sperrholz dei Tarifstelle ex 44.15 des 
Gemeinsamen Zolltarifs. 1354 

Protokoll Nr. 12 

über Halbstoffe der Tarifstelle 47.01 A II des 
Gemeinsamen Zolltarifs. 1356 

Protokoll Nr. 13 

über Zeitungsdruckpapier der Tarifstelle 

48.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs . . 1356 

Protokoll Nr. 14 

über Rohblei der Tarifstelle 78.01 A des Ge¬ 
meinsamen Zolltarifs. 1356 

Protokoll Nr. 15 

über Rohzink der Tarifstelle 79.01 A des Ge¬ 
meinsamen Zolltarifs. 1358 

Protokoll Nr. 16 

über die Agrarmärkte und den Agrarhandel 1360 


Seite 


Protokoll Nr. 17 

über die Zuckereinfuhr des Vereinigten Kö¬ 
nigreichs aus den im Commonwealth-Zuk- 
ketabkommen genannten Zucker ausführen¬ 
den Ländern und Gebieten. 1362 

Protokoll Nr. 18 

über die Einfuhr von Butter und Käse aus 
Neuseeland in das Vereinigte Königreich . . 1364 

Protokoll Nr. 19 

über alkoholische Getränke auf Getreidebas'S 1366 

Protokoll Nr. 20 

über die norwegische Landwirtschaft . . . 1368 

‘ Protokoll Nr. 2! 

über die Regelung der Fischereirechte für 
Norwegen. 1372 


Protokoll Nr. 22 

über die Beziehungen zwischen der Europä¬ 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft und den 
assoziierten afrikanischen Staaten und Ma- 
dagaskai sowie den unabhängigen Entwick¬ 
lungsländern des Commonwealth in Afrika, 
im Indischen Ozean, im Pazifischen Ozean 
und im Karibischen Raum. 1372 

Protokoll Nr. 23 

über die Anwendung des von der Europä¬ 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft angewandten 
Systems allgemeiner Zollpräferenzen durch 


die neuen Mitgliedstaaten. 1376 

Protokoll Nr. 24 

über die Beteiligung der neuen Mitgliedstaa¬ 
ten am Vermögen der Europäischen Gemein¬ 
schaft für Kohle und Stahl. 1376 

Protokoll Nr. 25 

über den Austausch von Kenntnissen auf 

dem Gebiet der Kernenergie mit Dänemark 1378 

Protokoll Nr. 26 

über den Austausch von Kenntnissen auf 

dem Gebiet der Kernenergie mit Irland . . 1380 

Protokoll Nr. 27 

über den Austausch von Kenntnissen aut 

dem Gebiet der Kernenergie mit Norwegen 1382 


Protokoll Nr. 28 

über den Austausch von Kenntnissen auf 
dem Gebiet der Kernenergie mit dem Ver¬ 


einigten Königreich. 1384 

Protokoll Nr. 29 

über das Abkommen mit der Internationalen 
Atomenergieorganisation. 1388 

Protokoll Nr. 30 

betreffend Irland. 1388 

Briefwechsel über Währungsfragen . . . 1390 

Schlußakte. 1396 



















1130 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1972, Teil II 


Vertrag 

zwischen 

dem Königreich Belgien, 
der Bundesrepublik Deutschland, 
der Französischen Republik, 
der Italienischen Republik, 
dem Großherzogtum Luxemburg, 
dem Königreich der Niederlande, 

Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften, 

dem Königreich Dänemark, 

Irland, 

dem Königreich Norwegen 

und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland 

über den Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands, des Königreichs Norwegen 
und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland zur Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europäischen Atomgemeinschaft 



Nr. 62 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 11. Oktober 1972 


1131 


Treaty 

between 

the Kingdom of Belgium, 

the Federal Republic of Germany, 

the French Republic, 

the Italian Republic, 

the Grand Duchy of Luxembourg, 

the Kingdom of the Netherlands, 

Member States of the European Communities, 

the Kingdom of Denmark, 

Ireland, 

the Kingdom of Norway, 

and the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland 

concerning the accession of the Kingdom of Denmark, Ireland, the Kingdom of Nor¬ 
way and the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland to the European 
Economic Community and to the European Atomic Energy Community. 


Traite 

entre 

le Royaume de Belgique, 
la Republique föderale d' Allemagne, 
la Republique Frangaise, 
la Republique Italienne, 
le Grand-Duche de Luxembourg, 
le Royaume des Pays-Bas, 

Etats membres des Communautes europeennes, 

le Royaume de Dänemark, 
l'Irlande, 

le Royaume de Norvege, 

et le Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord, 

relatif ä l’adhesion ä la Communaute economique europeenne et ä la Communaute 
europeenne de l’energie atomique du Royaume de Dänemark, de l'Irlande, du 
Royaume de Norvege et du Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord. 
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Seine Majestät der König der Belgier, 

Ihre Majestät die Königin von Dänemark, 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 

Der Präsident der Französischen Republik, 

Der Präsident Irlands, 

Der Präsident der Italienischen Republik. 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Luxemburg, 

Ihre Majestät die Königin der Niederlande, 

Seine Majestät der König von Norwegen, 

Ihre Majestät die Königin des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland — 


EINIG in dem Willen, die Verwirklichung der Ziele des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschafts¬ 
gemeinschaft und des Vertrags zur Gründung der Euro¬ 
päischen Atomgemeinschaft fortzuführen, 

ENTSCHLOSSEN, im Geiste dieser Verträge auf den 
bereits geschaffenen Grundlagen einen immer engeren 
Zusammenschluß der europäischen Völker herbeizufüh¬ 
ren, 

IN DER ERWÄGUNG, daß Artikel 237 des Vertrags 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und Artikel 205 des Vertrags zur Gründung der Europäi¬ 
schen Atomgemeinschaft den europäischen Staaten die 
Möglichkeit eröffnen, Mitglieder dieser Gemeinschaften 
zu werden, 

IN DER ERWÄGUNG, daß das Königreich Dänemark, 
Irland, das Königreich Norwegen und das Vereinigte 
Königreich Großbritannien und Nordirland beantragt 
haben, Mitglieder dieser Gemeinschaften zu werden, 

IN DER ERWÄGUNG, daß sich der Rat der Europäi¬ 
schen Gemeinschaften nach Einholung der Stellungnahme 
der Kommission für die Aufnahme dieser Staaten ausge¬ 
sprochen hat — 

HABEN BESCHLOSSEN, die Aufnahmebedingungen 
und die erforderlichen Anpassungen der Verträge zur 
Gründung det Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Europäischen Atomgemeinschaft im gegenseitigen 
Einvernehmen festzulegen; 

sie haben zu diesem Zweck zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 


SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER 

Herrn G. EYSKENS, Ministerpräsident; 

Herrn P. HARMEL, Minister für Auswärtige 
Angelegenheiten; 

Herrn J. VAN DER MEULEN, Botschafter, Ständiger 
Vertreter bei den Europäischen Gemeinschaften; 

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN VON DÄNEMARK 

Herrn J. O, KRAG, Ministerpräsident; 

Herrn I. N0RGAARD, Minister für Außenwirtschaft; 

Herrn J. CHRISTENSEN, Staatssekretär für Außen¬ 
wirtschaft im Ministeiium für Auswärtige 
Angelegenheiten; 

DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK 

DEUTSCHLAND 

Herrn W, SCHEEL, Bundesminister des Ausw - itigen: 

Herrn H-G SACHS, Botschafter, Ständigei Veitretei 
bei den Europäischen Gemeinschaften; 
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His Majesty the King of the Belgians, Sa Majeste le Roi des Beiges, 

Her Majesty the Queen of Denmark, Sa Majeste la Reine de Dänemark, 


the President of the Federal Republic of Germany, 
the President of the French Republic, 
the President of Ireland, 
the President of the Italian Republic, 

His Royal Highness the Grand Duke of Luxembourg, 
Her Majesty the Queen of the Netherlands, 

His Majesty the King of Norway, 

Her Majesty the Queen of the United Kingdom 
of Great Britain and Northern Ireland 

UNITED in their desire to pursue the attainment of the 
objectives of the Treaty establishing the European Eco¬ 
nomic Community and the Treaty establishing the Euro¬ 
pean Atomic Energy Community, 

DETERMINED in the spirit of those Treaties to con- 
struct an ever closer union among the peoples of Europe 
on the foundations already laid, 

CONSIDERING that Article 237 of the Treaty establish¬ 
ing the European Economic Community and Article 205 
of the Treaty establishing the European Atomic Energy 
Community afford European States the opportunity of 
becoming members of these Communities, 

CONSIDERING that the Kingdom of Denmark, Ireland, 
the Kingdom of Norway and the United Kingdom of 
Great Britain and Northern Ireland have applied to be- 
come members of these Communities, 

CONSIDERING that the Council of the European Com¬ 
munities, after having obtained the Opinion of the Com¬ 
mission, has declared itself in favour of the admission of 
these States, 

HAVE DECIDED to establish by common agreement 
the conditions of admission and the adjustments to be 
made to the Treaties establishing the European Economic 
Community and the European Atomic Energy Commu¬ 
nity, and to this end have designated as their Pleni- 
potentiaries: 


HIS MAJESTY THE KING OF THE BELGIANS 
Mr G. EYSKENS, Prime Minister: 

Mr P. HARMEL, Minister of Foreign Affairs; 

Mr J. VAN DER MEULEN, Ambassador, Permanent 
Representative to the European Communities; 

HER MAJESTY THE QUEEN OF DENMARK 
Mr J. O. KRAG, Prime Minister; 

Mr I. N0RGAARD, Minister of External Economic 
Affairs; 

Mr .1. CHRISTENSEN, Secretary General for External 
Economic Affairs, Ministry of Foreign Affairs; 

THE PRESIDENT OF THE FEDERAL REPUBLIC 
OF GERMANY 

Mr W. SCHEEL, Minister of Foreign Affairs; 

Mr H.-G. SACHS, Ambassador, Permanent Represcnla- 
tive to the European Communities; 


le President de la Republique federale d'Allemagne, 
le President de la Republique Francaise, 
le President d'Irlande, 
le President de la Republique Italienne, 

Son Altesse Royale le Grand-Duc de Luxembourg, 

Sa Majeste la Reine des Pays-Bas, 

Sa Majeste le Roi de Norvege, 

Sa Majeste la Reine du Royaume-Uni 
de Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord 

UNIS dans la volonte de poursuivre la rdalisation des 
objectifs du traite instituant la Communaute economique 
europeenne et du traite instituant la Communaute euro¬ 
peenne de l'energie atomique, 

DECIDES, dans l'esprit de ces traites, ä construire sur 
les fondements dejä etablis une union sans cesse plus 
etroite entre les peuples europeens, 

CONSIDERANT que l’article 237 du traite instituant la 
Communaute economique europeenne ainsi que l’article 
205 du traite instituant la Communaute europeenne de 
Itenergie atomique offrent aux Etats europeens la pos- 
sibilite de devenir membres de ces Communautes, 

CONSIDERANT que le Royaume de Dänemark, l'Ir- 
lande, le Royaume de Norvege et le Royaume-Uni de 
Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord ont demande ä 
devenir membres de ces Communautes, 

CONSIDERANT que le Conseil des Communautes euro¬ 
peennes, apres avoir pris l'avis de la Commission, s'est 
prononce en faveur de l'admission de ces Etats, 

ONT DECIDE de fixer d’un commun accord les condi¬ 
tions de cette admission et les adaptations ä apporter aux 
traites instituant la Communaute economique europeenne 
et la Communaute europeenne de l'energie atomique, et 
ont designe ä cet effet comme plenipotentiaires: 


SA MAJESTE LE ROI DES BELGES 
Monsieur G. EYSKENS, Premier Ministre; 

Monsieur P. HARMEL, Ministre des Affaires etrangeres; 
Monsieur J. VAN DER MEULEN, Ambassadeur, 
Repräsentant Permanent aupres des Communautes 
europeennes; 

SA MAJESTE LA REINE DE DÄNEMARK 
Monsieur J. O. KRAG, Premier Ministre; 

Monsieur I. N0RGAARD, Ministre des Affaires 
de l'Economie Exterieure; 

Monsieur J. CHRISTENSEN, Secretaire General des 
Affaires de l'Economie Exterieure au Ministere des 
Affaires etrangeres; 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE FEDERALE 

D'ALLEMAGNE 

Monsieur W. SCHEEL, Ministre des Affaires etrangeres.- 
Monsieur H.-G. SACHS, Ambassadeur, Repräsentant 
Permanent aupres des Communautes europeennes; 
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DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK 

Herrn M. SCHUMANN, Minister für Auswärtige 
Angelegenheiten; 

Herrn J.-M. BOEGNER, Botschafter, Ständiger 
Vertreter bei den Europäischen Gemeinschaften; 

DER PRÄSIDENT IRLANDS 

Herrn J. A. LYNCH, Ministerpräsident; 

Herrn P. J. HILLERY, Minister für Auswärtige 
Angelegenheiten; 

DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK 

Herrn E. COLOMBO, Ministerpräsident; 

Herrn A, MORO, Minister für Auswärtige 
Angelegenheiten; 

Herrn G. BOMBASSEI FRASCANI DE VETTOR, 
Botschafter, Ständiger Vertreter bei den 
Europäischen Gemeinschaften; 

SEINE KÖNIGLICHE HOHEIT DER GROSSHERZOG 
VON LUXEMBURG 

Herrn G. THORN, Minister für Auswärtige 
Angelegenheiten; 

Herrn J. DONDELINGER, Botschafter, Ständiger 
Vertreter bei den Europäischen Gemeinschaften; 

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE 

Herrn W. K. N. SCHMELZER, Minister für Auswärtige 
Angelegenhei ten; 

Herrn Th. E. WESTERTERP, Staatssekretär im 
Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten; 

Herrn E. M. J. A. SASSEN, Botschafter, Ständiger 
Vertreter bei den Europäischen Gemeinschaften; 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG VON NORWEGEN 

Herrn T. BRATTELI, Ministerpräsident; 

Herrn A. CAPPELEN, Minister für Auswärtige 
Angelegenheiten; 

Herrn S. Chr. SOMMERFELT, Außerordentlicher 
und bevollmächtigter Botschafter; 

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DES VEREINIGTEN 
KÖNIGREICHS GROSSBRITANNIEN UND 
NORDIRLAND 

Herrn E. HEATH, M.B.E., M.P., Premierminister, 

Erster Loid des Schatzamtes, Minister für den 
öffentlichen Dienst; 

Sir Alec DOUGLAS-HOME, K.T., M.P., Ihrer Majestät 
Minister für Auswärtige und Commonwealth- 
Angelegenheiten ; 

Herrn G. RIPPON, Q.C., M.P., Kanzler des Herzogtums 
Lancaster 

DIESE SIND nach Austausch ihrer als gut und gehörig 
befundenen Vollmachten wie folgt UBEREINGEKOM- 
MEN: 


Artikel 1 

1. Das Königreich Dänemark, Irland, das Königreich 
Norwegen und das Vereinigte Königreich Großbritannien 
und Nordirland werden Mitglieder der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom¬ 
gemeinschaft und Vertragsparteien der Verträge zur 
Gründung dieser Gemeinschaften mit den dazugehörigen 
Änderungen oder Ergänzungen. 

2. Die Aufnahmebedingungen und die erforderlichen 
Anpassungen der Verträge zur Gründung der Europäi¬ 
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen 
Atomgemeinschaft sind in der diesem Vertrag beigefüg¬ 
ten Akte festgelegt. Die die Europäische Wirtschafts- 
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THE PRESIDENT OF THE FRENCH REPUBLIC 
Mr M. SCHUMANN, Minister of Foreign Affairs; 

Mr J.-M. BOEGNER, Ambassador, Permanent Repre- 
sentative to the European Communities; 

THE PRESIDENT OF IRELAND 
Mr J. A. LYNCH, Prime Minister; 

Mr P. J. HILLERY, Minister for Foreign Affairs; 

THE PRESIDENT OF THE ITALIAN REPUBLIC 
Mr E. COLOMBO, Prime Minister; 

Mr A. MORO, Minister of Foreign Affairs; 

Mr G. BOMBASSEI FRASCANI DE VETTOR, 

Ambassador, Permanent Representative to the Euro¬ 
pean Communities; 

HIS ROYAL HIGHNESS THE GRAND DUKE 
OF LUXEMBOURG 

Mr G. THORN, Minister of Foreign Affairs; 

Mr J. DONDELINGER, Ambassador, Permanent Repre¬ 
sentative to the European Communities; 

HER MAJESTY THE QUEEN OF THE NETHERLANDS 
Mr W. K. N. SCHMELZER, Minister of Foreign Affairs; 

Mr Th. E. WESTERTERP, State Secretary, 

Ministry of Foreign Affairs; 

Mr E. M. J. A. SASSEN, Ambassador, Permanent Repre¬ 
sentative to the European Communities; 

HIS MAJESTY THE KING OF NORWAY 
Mr T. BRATTELI, Prime Minister; 

Mr A. CAPPELEN, Minister of Foreign Affairs; 

Mr S. Chr. SOMMERFELT, 

Ambassador Extraordinary and Plenipotentiary; 

HER MAJESTY THE QUEEN OF THE UNITED KING¬ 
DOM OF GREAT BRITAIN AND NORTHERN IRELAND 
The Right Honourable Edward HEATH, M.B.E., M.P., 
Prime Minister, First Lord of the Treasury, Minister 
for the Civil Service; 

The Right Honourable Sir Alec DOUGLAS-HOME, K.T., 
M.P., Her Majesty's Principal Secretary of State for 
Foreign and Commonwealth Affairs; 

The Right Honourable Geoffrey RIPPON, Q.C., M.P., 
Chancellor of the Duchy of Lancaster; 

WHO, having exchanged their Full Powers found in 
good and due form, 

HAVE AGREED as follows: 

A r t i c 1 e 1 

1. The Kingdom of Denmark, Ireland, the Kingdoin of 
Norway and the United Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland hereby become members of the Euro¬ 
pean Economic Community and of the European Atomic 
Energy Community and Parties to the Treaties establish- 
ing these Communities as amended or supplemented. 

2. The conditions of admission and the adjustments to 
the Treaties establishing the European Economic Commu¬ 
nity and the European Atomic Energy Community neces- 
sitated thereby are set out in the Act annexed to this 
Treaty. The provisions of that Act concerning the Euro- 


LE PRESIDENT DE LA RfiPUBLIQUE FRANCAISE 
Monsieur M. SCHUMANN, Ministre des Affaires 
etrangeres; 

Monsieur J.-M. BOEGNER, Ambassadeur, Repräsentant 
Permanent aupres des Communautäs europeennes; 

LE PRESIDENT D’IRLANDE 
Monsieur J. A. LYNCH, Premier Ministre; 

Monsieur P. J. HILLERY, Ministre des Affaires 
etrangeres; 

LE PRESIDENT DE LA RfiPUBLIQUE ITALIENNE 
Monsieur E. COLOMBO, Premier Ministre; 

Monsieur A. MORO, Ministre des Affaires etrangeres: 
Monsieur G. BOMBASSEI FRASCANI DE VETTOR, 
Ambassadeur, Repräsentant Permanent aupres des 
Communautes europäennes; 

SON ALTESSE ROYALE LE GRAND-DUC 
DE LUXEMBOURG 

Monsieur G. THORN, Ministre des Affaires etrangeres; 
Monsieur J. DONDELINGER, Ambassadeur, 

Repräsentant Permanent aupräs des Communautäs 
europäennes; 

SA MAJESTfi LA REINE DES PAYS-BAS 
Monsieur W. K. N. SCHMELZER, Ministre des Affaires 
ätrangeres; 

Monsieur Th. E. WESTERTERP, Secrätaire d'Etat aux 
Affaires ätrangeres; 

Monsieur E. M. J. A. SASSEN, Ambassadeur, 
Repräsentant Permanent aupres des Communautäs 
europäennes; 

SA MAJESTfi LE ROI DE NORVfiGE 
Monsieur T. BRATTELI, Premier Ministre; 

Monsieur A. CAPPELEN, Ministre des Affaires 
ätrangeres; 

Monsieur S. CHR. SOMMERFELT, Ambassadeur 
extraordinaire et plänipotentiaire; 

SA MAJESTfi LA REfNE DU ROYAUME-UNI DE 
GRANDE-BRETAGNE ET D’IRLANDE DU NORD 
Monsieur E. HEATH, M.B.E., M.P., Premier Ministre, 
President du Conseil, Ministre de 1'Administration; 

Sir ALEC DOUGLAS-HOME, K.T.. M.P., Ministre 
Principal de Sa Majestä pour les Affaires ätrangäres 
et du Commonwealth; 

Monsieur G, RIPPON, Q.C., M.P., Chancelier du Duchä 
de Lancaster; 

LESQUELS, apres avoir äöiangä leurs pleins pouvoirs 
reconnus en bonne et due forme, 

SONT CONVENUS des dispositions qui suivent: 

A rtic1e 1 

1. Le Royaume de Dänemark, l'Irlande, le Royaume de 
Norvege et le Royaume-Uni de Grande-Bretagne et 
d Irlande du Nord deviennent raembres de la Communaute 
econumique europeenne et de la Communaute europeenne 
de l'energie atomique et parties aux traites instituant ces 
Communautes, tels quils ont ätä modifiäs ou completes. 

2. Les conditions de l'admission et les adaptations des 
traites instituant la Communaute äconomique europeenne 
et la Communaute europeenne de l'energie atomique que 
celle-ci entmine figurcnt dans l'acte joint au präsent 
Iraile. Les dispositions de cet acte qui concernent la 
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gemeinschaft und die Europäische Atomgemeinschaft be¬ 
treffenden Bestimmungen der Akte sind Bestandteil die¬ 
ses Vertrags. 

3. Die Bestimmungen der in Absatz 1 genannten Ver¬ 
träge über die Rechte und Pflichten der Mitgliedstaaten 
sowie über die Befugnisse und Zuständigkeiten der Or¬ 
gane der Gemeinschaften gelten auch für diesen Vertrag. 


Artikel 2 

Dieser Vertrag bedarf der Ratifizierung durch die 
Hohen Vertragsparteien gemäß ihren verfassungsrecht¬ 
lichen Vorschriften. Die Ratifikationsurkunden werden 
spätestens am 31. Dezember 1972 bei der Regierung der 
Italienischen Republik hinterlegt. 

Dieser Vertrag tritt am 1. Januar 1973 in Kraft, sofern 
alle Ratifikationsurkunden vor diesem Tag hinterlegt 
worden sind und alle Urkunden über den Beitritt zur 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl an die¬ 
sem Tag hinterlegt werden. 

Haben jedoch nicht alle in Artikel 1 Absatz 1 genann¬ 
ten Staaten ihre Ratifikations- und Beitrittsurkunden 
rechtzeitig hinterlegt, so tritt der Vertrag für die Staaten 
in Kraft, die diese Urkunden hinterlegt haben. In diesem 
Falle beschließt der Rat der Europäischen Gemeinschaf¬ 
ten unverzüglich einstimmig die infolgedessen unerläß¬ 
lichen Anpassungen des Artikels 3 dieses Vertrags, der 
Artikel 14, 16, 17, 19, 20, 23, 129, 142, 143, 155 und 160 
der Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpas¬ 
sungen der Verträge, der Bestimmungen des Anhangs I 
der Akte über die Zusammensetzung und die Arbeits¬ 
weise verschiedener Ausschüsse und der Artikel 5 und 8 
des dieser Akte beigefügten Protokolls über die Satzung 
der Europäischen Investitionsbank; er kann ferner ein¬ 
stimmig die Bestimmungen der Akte, die sich ausdrück¬ 
lich auf einen Staat beziehen, der seine Ratifikations¬ 
und Beitritlsurkunden nicht hinterlegt hat. für nichtig 
erklären oder anpassen. 


Artikel 3 

Dieser Vertrag ist in einer Urschrift in dänischer, deut¬ 
scher, englischer, französischer, irischer, italienischer, nie¬ 
derländischer und norwegischer Sprache abgefaßt, wobei 
alle acht Wortlaute gleichermaßen verbindlich sind; er 
wird im Archiv der Regierung der Italienischen Republik 
hinterlegt; diese übermittelt der Regierung jedes anderen 
Unterzeichnerstaats eine beglaubigte Abschrift. 


ZU URKUND DESSEN haben die Unterzeichneten Be¬ 
vollmächtigten ihre Unterschriften unter diesen Vertrag 
gesetzt. 

GESCHEHEN zu Brüssel am zweiundzwanzigsten Ja¬ 
nuar neunzehnhundertzweiundsiebzig 


G. Eyskens 
P. H a r m e I 
.1. van der Meiden 


Ivar Norgaard 
Jens Otto Krag 
Jens Chi istensen 
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pean Economic Community and the European Atomic 
Energy Community shail form an integral part of this 
Trealy. 

3. The provisions concerning the rights and obligations 
of the Member States and the powers and jurisdiction of 
the institutions of the Communities as set out in the 
Treaties referred to in paragraph 1 shail apply in respect 
of this Treaty. 

A r t i c 1 e 2 

This Treaty will be ratified by the High Contracting 
Parties in accordance with their respective constitutional 
requirements. The instruments of ratification will be de- 
posited with the Government of the Italian Republic by 
31 December 1972 at the latest. 

This Treaty will enter into force on I January 1973, 
provided that all the instruments of ratification have 
been deposited before that date and that all the instru¬ 
ments of accession to the European Coal and Steel Com¬ 
munity are deposited on that date. 

If, however, the States referred to in Article 1 (1) have 
not all deposited their instruments of ratification and 
accession in due time, the Treaty shail enter into force 
for those States which have deposited their instruments. 
In this case, the Council of the European Communities, 
acting unanimously, shail decide immediately upon such 
resulting adjustments as have become indispensable, to 
Article 3 of this Treaty, and to Articles 14, 16, 17, 19, 20, 
23, 129, 142, 143, 155 and 160 of the Act concerning the 
Conditions of Accession and the Adjustments to the 
Treaties, to the provisions of Annex I to that Act con¬ 
cerning the composition and functioning of various com- 
mittees. and to Articles 5 and 8 of the Protocol on the 
Statute of the European Investment Bank; acting unani¬ 
mously, it may also declare that those provisions of the 
aforementioned Act which refer expressly to a State 
whidi has not deposited its instruments of ratification 
and accession have lapsed, or it may adjust them. 

Article 3 

This Treaty, drawn up in a single original in the Dan- 
ish, Dutch, English, French, German, Irish, Italian and 
Norwegian languages, all eight texts being equally 
authentic, will be deposited in the archives of the Gov¬ 
ernment of the Italian Republic, which will transmit a 
certified copy to each of the Governments of the other 
signaforv States. 


IN WITNESS WHEREOF, the undersigned Plenipoten- 
tiaries have atfixed their signatures below this Treaty. 

DONE al Brussels on this twenty-second day of January 
in the year one thousand nine hundred and seventy-two. 


Communaute economique europeenne et la Communaute 
europeenne de l'energie atomique font partie integrante 
du present traite. 

3. Les dispositions concernant les droits et obligations 
des Etats membres ainsi que les pouvoirs et competences 
des institutions des Communautes telles qu'elles figurent 
dans les traites vises au paragraphe 1 s'appliquent ä 
l'egard du present traite. 

A rticle 2 

Le present traite sera ratifie par les Hautes Parties 
Contractantes, en conformitd de leurs regles constitution- 
nelles respectives. Les instruments de ratification seront 
deposes aupres du gouvemement de la Republique 
italienne au plus tard le 31 decembre 1972. 

Le present traite entrera en vigueur le 1 er janvier 1973, 
ä condition que tous les instruments de ratification aient 
ete deposes avant cette date et que tous les instruments 
d'adhesion a la Communautd europeenne du charbon et 
de l'acier soient deposes a cette date. 

Si toutefois les Etats visds ä l'article 1 paragraphe 1 
n'ont pas tous depose en temps voulu leurs instruments 
de ratification et d’adhesion, le traite entre en vigueur 
pour les Etats ayant effectue ces depöts. En ce cas, le 
Conseil des Communautes europeennes, statuant ä l'una- 
nimite, decide immediatement les adaptations devenues de 
ce fait indispensables de Tarticle 3 du present traite et 
des articles 14, 16, 17, 19, 20, 23, 129, 142, 143, 155 et 160 
de l'acte relatif aux conditions d'adhesion et aux adapta¬ 
tions des traites, des dispositions de son annexe I qui 
concernent la composition et le fonctionnement de divers 
comites et des articles 5 et 8 du protocole concernant les 
Statuts de la Banque europeenne d'investissement annexe 
a cet acte; il peut egalement, ä Tunanimite, declarer 
caduques ou bien adapter les dispositions de l’acte precite 
qui se referent nommement ä un Etat qui n'a pas depose 
ses instruments de ratification et d'adhesion. 


Article 3 

Le present traite, redige en un exemplaire unique, en 
langue allemande, en langue anglaise, en langue danoise, 
en langue frangaise, en langue irlandaise, en langue 
italienne, en langue neerlandaise et en langue norve- 
gienne, les huit textes faisant egalement foi, sera depos6 
dans les archives du gouvemement de la Republique 
italienne qui remettra une copie certifiee conforme ä 
chacun des gouvernements des autres Etats signataires 


EN FOI DE QUOl, les plenipotentiaires soussignes ont 
appose leurs signatures au bas du present traite.- 

FAIT a Bruxelles, le vingt-deux janvier mil neuf cenl 
soixante-douze. 


G. Eyskens 
P, H a r m e 1 
.1. van der Meuten 

Ivar Norgaard 
Jens Otto Krag 
lens C h r i s t e n s e n 
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Walter Scheel 
H. G. Sachs 

Maurice Schumann 
J.-M. Boegner 

Sean Ö Loinsigh 
Pädraig Ö hlrighile 

Colombo 
Aldo Moro 

Bombassei de Vettor 

Gaston Thorn 
J. Dondelinger 

N, Schmelzer 
Th. Westerterp 
Sassen 

Trygve Bratteli 
Andreas Cappelen 
S. Chr. Sommerfeit 

Edward Heath 
Alec Douglas-Home 
Geoffrey Rippon 
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Walter Scheel 
H G. Sachs 

Maurice Schumann 
J.-M. B o e g n e r 

Seän Ö L o i n s i g h 
Padraig Ö h 1 r i g h i 1 e 

Colombo 
Aldo M o r o 

Bombassei de Vettor 

Gaston T h o r n 
J. Dondelinger 

N. Schmelzer 
Th. Westerterp 
Sassen 

Trygve Bratteli 
Andreas C a p p e 1 e n 
S. Chr. Sommerfeit 

Edward H e a t h 
Alec Douglas-Home 
Geoffrey R i p p o n 
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Beschluß des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 22. Januar 1972 
über den Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands, 
des Königreichs Norwegen und des Vereinigten Königreichs Großbritannien 

und Nordirland 

zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 


GESTÜTZT auf Artikel 98 des Vertrags über die Grün¬ 
dung der Europäisdien Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 

IN DER ERWÄGUNG, daß das Königreidi Dänemark, 
Irland, das Königreidi Norwegen und das Vereinigte 
Königreich Großbritannien und Nordirland den Beitritt 
zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl be¬ 
antragt haben, 

NACH Stellungnahme der Kommission, 

IN DER ERWÄGUNG, daß die vom Rat festzulegenden 
Beitrittsbedingungen mit den genannten Staaten aus¬ 
gehandelt worden sind — 

BESCHLIESST: 


Artikel 1 

1. Das Königreich Dänemark, Irland, das Königreidi 
Norwegen und das Vereinigte Königreidi Großbritan¬ 
nien und Nordirland können Mitglieder der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl werden, indem sie 
unter den in diesem Beschluß feslgelegten Bedingungen 
dem Vertrag über die Gründung dieser Gemeinschaft mit 
den dazugehörigen Änderungen oder Ergänzungen bei¬ 
treten. 

2. Die Beitrittsbedingungen und die erforderlichen An¬ 
passungen des Vertrags über die Gründung der Europäi¬ 
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl sind in der 
diesem Beschluß beigefügten Akte festgelegt. Die die 
Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl beireffen¬ 
den Bestimmungen der Akte sind Bestandteil dieses Be¬ 
schlusses, 

3. Die Bestimmungen des in Absatz 1 genannten Ver¬ 
trags über die Rechte und Pflichten der Mitgliedstaaten 
sowie über die Befugnisse und Zuständigkeiten der Or¬ 
gane der Gemeinschaften gelten auch für diesen Beschluß. 


Artikel 2 

Die Urkunden über den Beitritt der Königreichs Däne¬ 
mark, Irlands, des Königreichs Norwegen und des Ver¬ 
einigten Königreichs Großbritannien und Nordirland zur 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl werden 
am 1. Januar 1973 bei der Regierung der Französischen 
Republik hinterlegt. 

Der Beitritt wird am 1. Januar 1973 wirksam, sofern 
alle Beitrittsurkunden an diesem Tag hinterlegt werden 
und alle Ratifikationsurkunden über den Beitritt zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europäi¬ 
schen Atomgemeinschaft vor diesem Tag hinterlegt wor¬ 
den sind. 

Haben jedoch nicht alle in Absatz 1 genannten Staaten 
ihre Beitritts- und Rütifikationsurkunden reditzeitig hin¬ 
terlegt so wird der Beitritt für die anderen beitietenden 
Staaten wirksam. In diesem Faile beschließt der Rt.l der 
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Decision of the Council of the European Communities of 22 January 1972 
concerning the accession of the Kingdom of Denmark, Ireland, 
the Kingdom of Norway, and the United Kingdom of Great Britain 

and Northern Ireland 

to the European Coal and Steel Community 

Decision du Conseil des Communautes europeennes du 22 janvier 1972 
relative ä l'adhesion ä la Communaute europeenne 
du charbon et de l'acier du Royaume de Dänemark, 
de l'Irlande, du Royaume de Norvege et du Royaume-Uni 
de Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord 


THE COUNCIL OF THE EUROPEAN COMMUNITIES, 

HAVING REGARD to Article 98 of the Treaty establish- 
ing the European Coal and Steel Community, 

WHEREAS the Kingdom of Denmark, Ireland, the King¬ 
dom of Norway and the United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland have applied to accede to the 
European Coal and Steel Community, 

HAVING REGARD to the Opinion of the Commission, 

WHEREAS the conditions of accession to be determin- 
ed by the Council have been negotiated with the afore- 
mentioned States, 

HAS DECIDED AS FOLLOWS: 

Article 1 

t. The Kingdom of Denmark, Ireland, the Kingdom of 
Norway and the United Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland may become members of the European 
Coal and Steel Community by acceding, under the condi¬ 
tions laid down in this Decision, to the Treaty establish- 
ing that Community, as amended or supplemented. 

2. The conditions of accession and the adjustments to 
the Treaty establishing the European Coal and Steel Com¬ 
munity necessitated thereby are set out in the Act an- 
nexed to this Decision. The provisions of that Act con¬ 
cerning the European Coal and Steel Community shall 
form an integral part of this Decision. 

3. The provisions concerning the rights and obligations 
of the Member States and the powers and Jurisdiction of 
the institutions of the Communities as set out in the Treaty 
referred to in paragraph 1 shall apply in respect of this 
Decision. 

Article 2 

The instruments of accession of the Kingdom of Den¬ 
mark, Ireland, the Kingdom of Norway and the United 
Kingdom of Great Britain and Northern Ireland to the 
European Coal and Steel Community will be deposited 
with the Government of the Frenth Republic on 1 Janu¬ 
ary 1973. 

Accession will take effect on 1 January 1973, provided 
that all the instruments of accession have been deposited 
on that date and that all the instruments of ratification ot 
the Treaty concerning Accession to the European Eco¬ 
nomic Community and the European Atomic Energy Com¬ 
munity have been deposited before that date. 

If, however, the States referred to in the first paragraph 
of this Article have not all deposited their instruments 
of accession and ratification in due time, accession shall 
take effect lor the other acceding States, in this case, 


LE CONSEIL DES COMMUNAUTES EUROPEENNES. 

VU l'article 98 du traite instituant la Communaute 
europeenne du diarbon et de l'acier, 

CONSIDERANT que le Royaume de Dänemark, l'Ir¬ 
lande, le Royaume de Norvege et le Royaume-Uni de 
Grande-Bretagne et d’Irlande du Nord ont demande ä 
adherer ä la Communaute europeenne du diarbon et de 
l'acier, 

VU l’avis de la Commission, 

CONSIDERANT que les conditions dadhesion ä fixer 
par le Conseil ont ete negociees avec les Etats mention- 
nes ci-dessus, 

DfiCIDE: 

Article 1 

1. Le Royaume de Dänemark, l'Irlande, le Royaume de 
Norvege et le Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d'lr- 
lande du Nord peuvent devenir membres de la Com¬ 
munaute europeenne du charbon et de l'acier en ad- 
herant, dans les conditions prevues par la prdsente 
decision, au traite instituant cette Communaute, tel 
qu'il a ete modifie ou complete. 

2. Les conditions de l'adhesion et les adaptations du 
traite instituant la Communaute europeenne du charbon 
et de l'acier que celle-ci entraine figurent dans l'acte 
joint ä la presente decision. Les dispositions de cet acte 
qui concernent la Communaute europeenne du charbon 
et de l’acier font partie integrante de la presente de¬ 
cision. 

3. Les dispositions concernant les droits et obligations 
des Etats membres ainsi que les pouvoirs et compe- 
tences des institutions des Communautes telles qu'elles 
figurent dans le traite vise au paragraphe 1 s'appliquent 
ä l'egard de la presente decision. 

Article 2 

Les instruments d adhesion du Royaume de Dänemark, 
de l'Irlande, du Royaume de Norvege et du Royaume- 
Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord a la 
Communaute europeenne du charbon et de l'acier seront 
deposes aupres du gouvcrnement de la Republique iran- 
caise de l fi janvier 1973. 

L'adhesion prendra effet le l rl janvie 1 1973. a condi¬ 
tion que tous les instruments d adhesion soient deposes 
ä cette date et que tous les instruments de ratification 
du traite relatif ä 1 adhesion ä la Communaute econo- 
mique europeenne et ä la Communaute europeenne de 
l'energie atomique aient ete deposes avant cette date. 

Si toutelois les Etats vises a l'alinea 1 du present 
article n'ont pas tous depose en temps voulu lenrs insliu- 
ments dadhesion et de ratilication, l'adhesion doviont 
eltective pour les aulros Etats adheients F.n ce eas, le 
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Europäischen Gemeinschaften unverzüglich einstimmig 
die infolgedessen unerläßlichen Anpassungen des Arti¬ 
kels 3 dieses Beschlusses und der Artikel 12, 13, 16, 17, 
19, 20, 22, 142, 155 und 160 der Akte über die Beitritts¬ 
bedingungen und die Anpassungen der Verträge; er 
kann ferner einstimmig die Bestimmungen der Akte, die 
sich ausdrücklich auf einen Staat beziehen, der seine 
Beitritts- und Ratifikationsurkunden nicht hinterlegt hat, 
für nichtig erklären oder anpassen. 

Die Regierung der Französischen Republik übermittelt 
eine beglaubigte Abschrift der Beitrittsurkunde jedes 
beitretenden Staates an die Regierungen der Mitglied¬ 
staaten und an die Regierungen der anderen beitreten¬ 
den Staaten. 


Artikel 3 

Dieser Beschluß ist in dänischer, deutscher, englischer, 
französischer, irischer, italienischer, niederländischer und 
norwegischer Sprache abgefaßt, wobei alle acht Wort¬ 
laute gleichermaßen verbindlich sind; er wird den Mit¬ 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl, dem Königreich Dänemark, Irland, dem König¬ 
reich Norwegen und dem Vereinigten Königreich Groß¬ 
britannien und Nordirland übermittelt. 


GESCHEHEN zu Brüssel am 22. Januar 1972 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
Gaston Thorn 
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the Council of the European Communities, acting unani- 
mously, shall decide immediately upon such resulting 
adjustments as have become indispensable, to Article 3 
of this Decision, and Articles 12, 13, 16, 17, 19, 20, 22, 142, 
155 and 160 of the Act concerning the Conditions of Ac- 
cession and the Adjustments to the Treaties; acting unan- 
imously, it may also declare that those provisions of the 
aforementioned Act whidi refer expressly to a State 
which has not deposited its instruments of accession and 
ratification have lapsed, or it may adjust them. 

The Government of the French Republic will transmit a 
certified copy of the instrument of accession of eadi 
acceding State to the Governments of the Member States 
and of the other acceding States. 


Article 3 

This Decision, drawn up in the Danish, Dutch, English, 
French, German, Irish, Italian and Norwegian languages, 
all eight texts being equally authentic, shall be commu- 
nicated to the Member States of the European Coal and 
Steel Community, the Kingdom of Denmark, Ireland, the 
Kingdom of Norway and the United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland. 


DONE at Brussels, 22 January 1972 


Conseil des Communautes europeennes, statuant ä l'una- 
nimite, decide immediatement les adaptations devenues 
de ce fait indispensables de l'article 3 de la presente 
decision, et des articles 12, 13, 16, 17, 19, 20, 22, 142, 155 
et 160 de l'acte relatif aux conditions d'adhesion et aux 
adaptations des traites; il peut egalement, a l'unanimite, 
declarer caduques ou bien adapter les dispositions de 
l'acte precite qui se referent nommement ä un Etat qui 
n'a pas depose ses instruments d'adhesion et de rati¬ 
fication. 

Le gouvemement de la Republique frangaise remettra 
une copie certifiee conforme de l'instrument d'adhesion 
de cbaque Etat adherent aux gouvernements des Etats 
membres et des autres Etats adherents. 


Article 3 

La presente decision etablie en langue allemande, en 
langue anglaise, en langue danoise, en langue frangaise, 
en langue irlandaise, en langue italienne, en langue 
neerlandaise et en langue norvegienne, les huit textes 
faisant egalement foi, est communiquee aux Etats mem¬ 
bres de la Communaute europeenne du charbon et de 
l'acier, au Royaume de Dänemark, ä l'Irlande, au 
Royaume de Norvege et au Royaume-Uni de Grande- 
Bretagne et d'Irlande du Nord. 


FAIT ä Bruxelles, le 22 janvier 1972 


For the Council 
The President 
Gaston Thom 


Par le Conseil 
Le President 
Gaston Thorn 
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Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge 


Erster Teil 
Grundsätze 

Artikel 1 
Iin Sinne dieser Akte bezieht sich 

— der Ausdruck „ursprüngliche Verträge" auf den Ver¬ 
trag über die Gründung der Europäischen Gemein¬ 
schaft für Kohle und Stahl, den Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemein¬ 
schaft mit den Änderungen oder Ergänzungen, die 
durch vor dem Beitritt in Kraft getretene Verträge 
oder andere Rechtsakte vorgenommen worden sind; 
der Ausdrude „EGKS-Vertrag“, „EWG-Vertrag" oder 
„EAG-Vertrag" auf den betreffenden ursprünglichen 
Vertrag mit den dazugehörigen Änderungen oder 
Ergänzungen,- 

— der Ausdiudc „ursprüngliche Mitgliedstaaten“ auf das 
Königieich Belgien, die Bundesrepublik Deutschland, 
die Französische Republik, die Italienische Republik, 
das Großherzogtum Luxemburg und das Königreich 
der Niederlande; 

— der Ausdrude „neue Mitgliedstaaten“ auf das König¬ 
reich Dänemark, Irland, das Königreich Norwegen 
und das Vereinigte Königreich Großbritannien und 
Nordirland. 


Artikel 2 

Vom Zeitpunkt des Beitritts an sind die ursprünglichen 
Verträge und die Rechtsakte der Organe der Gemein¬ 
schaften für die neuen Mitgliedstaaten verbindlich und 
gelten in diesen Staaten in Übereinstimmung mit den 
genannten Verträgen und dieser Akte. 


Artikel 3 

1. Die neuen Mitgliedstaaten treten durch diese Akte 
den Beschlüssen und Vereinbarungen der im Rat ver¬ 
einigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten 
bei. Sie verpflichten sich, unmittelbar nach dem Beitritt 
allen sonstigen von den ursprünglichen Mitgliedstaaten 
für das Funktionieren der Gemeinschaften oder in Ver¬ 
bindung mit deren Tätigkeit geschlossenen Übereinkünf¬ 
ten beizutreten. 

2. Die neuen Mitgliedstaaten verpflichten sich, den in 
Artikel 220 des EWG-Vertrags vorgesehenen und von 
den ursprünglichen Mitgliedstaaten Unterzeichneten Über¬ 
einkommen und den Protokollen über die Auslegung 
dieser Übereinkommen durch den Gerichtshof beizutreten 
und zu diesem Zweck mit den ursprünglichen Mitglied¬ 
staaten Verhandlungen im Hinblick auf die erforderlichen 
Anpassungen aufzunehmen. 

3. Die neuen Mitgiiedstaaten befinden sich hinsichtlich 
der Erklärungen, Entschließungen und sonstigen Stel¬ 
lungnahmen des Rates sowie hinsichtlich der die Europäi¬ 
schen Gemeinschaften betreffenden Erklärungen, Ent¬ 
schließungen und sonstigen Stellungnahmen, die von 
den Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen an¬ 
genommen wurden, in derselben Lage wie die ursprüng¬ 
lichen Mitgliedstaaten; sie werden demgemäß die sich 
daraus ergebenden Grundsätze und Leitlinien beachten 
und die gegebenenfalls zu ihrer Durchführung erforder¬ 
lichen Maßnahmen treffen 
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Act concerning the Conditions of Accession 
and the Adjustments to the Treaties 

Acte relatif aux conditions d’adhesion 
et aux adaptations des Traites 


Part One 
Principles 

A r t i c 1 e 1 

For the purposes of this Act: 

— the expression "original Treaties“ means the Treaty 
establishing the European Coal and Steel Community, 
the Treaty establishing the European Economic Com¬ 
munity and the Treaty establishing the European 
Atomic Energy Community, as supplemented or 
amended by treaties or other acts whidi entered into 
force before accession; the expressions “ECSC 
Treaty“, “EEC Treaty“ and "Euratom Treaty" mean 
the relevant original Treaties thus supplemented or 
amended; 

— the expression "original Member States" means the 
Kingdom of Belgium, the Federal Republic of Ger- 
many, the Frendi Republic, the Italian Republic, the 
Grand Duchy of Luxembourg and the Kingdom of 
the Netherlands; 

— the expression "new Member States“ means the King¬ 
dom of Denmark, Ireland, the Kingdom of Norway and 
the United Kingdom of Great Britain and Northern 
Ireland, 

A r t i c 1 e 2 

From the date of accession, the provisions of the orig¬ 
inal Treaties and the acts adopted by the institutions of 
the Communities shall be binding on the new Member 
States and shall apply in those States under the condi¬ 
tions laid down in those Treaties and in this Act 

A r t i c 1 e 3 

1. The new Member States accede by this Act to the 
decisions and agreements adopted by the Representatives 
of the Governments of the Member States meeting in 
Council. They undertake to accede from the date of ac¬ 
cession to all other agreements concluded by the original 
Member States relating to the functioning of the Com¬ 
munities or connected with their activities. 

2. The new Member States undertake to accede to the 
conventions provided for in Article 220 of the EEC Treaty, 
and to the protocols on the interpretation of those con¬ 
ventions by the Court of Justice, signed by the original 
Member States, and to this end they undertake to enter 
into negotiations with the original Member States in 
Order to make the necessary adjustments thereto. 

3. The new Member States are in the sarae Situation as 
the original Member States in respect of declarations or 
resolutions of, or other positions taken up by, the Council 
and in respect of those concerning the European Commu¬ 
nities adopted by common agreement of the Member 
States; they will accordingly observe the principles and 
guidelines deriving from those declarations, resolutions 
or other positions and will take such measures as may be 
necessary to ensure their implementation 


Premiere partie 
Les principes 

Article 1 

Au sens du present acte: 

— l'expression «traites originaires» vise le traite insti- 
tuant la Communaute europeenne du charbon et de 
l'acier, le traite instituant la Communaute economi- 
que europeenne et le traite instituant la Communaute 
europeenne de l'energie atomique tels qu'ils ont ete 
completes ou modifies par des traites ou par d'autres 
actes enttes en vigueur avant l'adhesion; les expres¬ 
sions «traite CECA», «traite CEE», «traite CEEA» 
visent les traites originaires correspondants ainsi 
completes ou modifies; 

— l'expression «Etats membres originaires» vise le 
Royaume de Belgique, la Republique federale d'Alle- 
magne, la Republique francaise, la Republique 
italienne, le Grand-Duche de Luxembourg et le 
Royaume des Fays-Bas; 

— l’expression «nouveaux Etats membres» vise le 
Royaume de Dänemark, l'Irlande, le Royaume de 
Norvege et le Royaume-Uni de Grand-Bretagne et 
d'Irlande du Nord. 

Article 2 

Des l'adhesion les dispositions des traites originaires 
et les actes pris par les institutions des Communautes 
lient les nouveaux Etats membres et sont applicables 
dans ces Etats dans les conditions prevues par ces 
traites et par le present acte. 

Article 3 

1. Les nouveaux Etats membres adherent par le pre¬ 
sent acte aux decisions et accords convenus par les 
representants des gouvernements des Etats membres 
reunis au sein du Conseil. Ils s'engagent ä adherer des 
l'adhesion ä tout autre accord conclu par les Etats 
membres originaires relatif au fonctionnement des Com¬ 
munautes ou presentant un lien avec l'action de celles-ci. 

2. Les nouveaux Etats membres s'engagent ä adherer 
aux conventions prevues ä l'article 220 du traite CEE 
ainsi qu'aux protocoles concernant l interpretation de ces 
conventions par la Cour de justice, signes par les Etats 
membres originaires, et ä entamer ä cet effet des nego- 
ciations avec les Etats membres originaires pour y 
apporter les adaptations necessaires. 

3. Les nouveaux Etats membres se trouvent dans la 
meme Situation que les Etats membres originaires ä 
l'egard des declarations, resolutions ou autres prises de 
Position du Conseil ainsi qu ä l'egard de celles relatives 
aux Communautes europeennes qui sont adoptees d un 
commun accord par les Etats membres; en consequence, 
ils respecteront les principes et Orientations qui en de- 
coulent et prendront les mesures qui peuvent s'averer 
necessaires pour en assurer la mise en application 
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Artikel 4 

1. Die von einer Gemeinschaft mit einem oder mehre¬ 
ren dritten Staaten, mit einer internationalen Organisa¬ 
tion oder mit einem Staatsangehörigen eines dritten 
Staates geschlossenen Abkommen oder Vereinbarungen 
sind für die neuen Mitgliedstaaten in Übereinstimmung 
mit den ursprünglichen Verträgen und dieser Akte ver¬ 
bindlich. 

2. Die neuen Mitgliedstaaten verpflichten sieh, in Über¬ 
einstimmung mit dieser Akte den von den ursprünglichen 
Mitgliedstaaten zusammen mit einer Gemeinschaft ge¬ 
schlossenen Abkommen oder Übereinkommen sowie den 
von den ursprünglichen Mitgliedstaaten geschlossenen 
Abkommen, die mit diesen Abkommen oder Überein¬ 
kommen verbunden sind, beizutreten. Die Gemeinschaft 
und die ursprünglichen Mitgliedstaaten leisten den neuen 
Mitgliedstaaten hierbei Hilfe. 

3. Die neuen Mitgliedstaaten treten durch diese Akte 
und unter den darin vorgesehenen Bedingungen den 
internen Abkommen bei, die die ursprünglichen Mit¬ 
gliedstaaten zur Durchführung der Abkommen oder Über¬ 
einkommen im Sinne des Absatzes 2 geschlossen haben. 

4. Die neuen Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Maß¬ 
nahmen, um gegebenenfalls ihre Stellung in bezug auf 
internationale Organisationen oder internationale Über¬ 
einkommen, denen auch andere Mitgliedstaaten oder eine 
Gemeinschaft als Vertragspartei angehören, den Rechten 
und Pflichten anzupassen, die sich aus ihrem Beitritt zu 
den Gemeinschaften ergeben. 


Artikel 5 

Der Artikel 234 des EWG-Vertrags und die Artikel 105 
und 106 des EAG-Vertrags sind für die neuen Mitglied¬ 
staaten auf die vor dem Beitritt geschlossenen Abkom¬ 
men und Übereinkommen anwendbar. 


Artikel 6 

Die Bestimmungen dieser Akte können, soweit darin 
nicht etwas anderes bestimmt ist, nur nach den in den 
ursprünglichen Verträgen vorgesehenen Verfahren, die 
eine Revision dieser Verträge ermöglichen, ausgesetzt, 
geändert oder aufgehoben werden. 


Artikel 7 

Die von den Organen der Gemeinschaften erlassenen 
Rechtsakte, auf die sich die in dieser Akte festgelegten 
Übergangsbestimmungen beziehen, bewahren ihren 
Rechtscharakter; insbesondere bleiben die Verfahren zur 
Änderung dieser Rechtsakte aut sie anwendbar. 


Artikel 8 

Die Bestimmungen dieser Akte, die eine nicht nur vor¬ 
übergehende Aufhebung oder Änderung von Rechtsakten 
der Organe der Gemeinschaften zum Gegenstand haben 
oder bewirken, haben denselben Rechtscharakter wie die 
durch sie aufgehobenen oder geänderten Bestimmungen 
und unterliegen denselben Regeln wie diese. 
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A r t i c 1 e 4 

1. The agreements or conventions entered into by any 
of the Communities with one or more third States, with 
an international Organization or with a national of a third 
State, shall, under the conditions laid down in the origi¬ 
nal Treaties and in this Act, be binding on the new Mem- 
ber States. 

2. The new Member States undertake to accede, under 
the conditions laid down in this Act, to agreements or 
conventions concluded by the original Member States 
and any of the Communities, acting jointly, and to agree¬ 
ments concluded by the original Member States whidi 
are related to those agreements or conventions. The Com¬ 
munity and the original Member States shall assist the 
new Member States in this respect. 

3. The new Member States accede by this Act and 
under the conditions laid down therein to the internal 
agreements concluded by the original Member States for 
the purpose of implementing the agreements or conven¬ 
tions referred to in paragraph 2. 

4. The new Member States shall take appropriate meas- 
ures, where necessary, to adjust their positions in rela- 
tion to international organizations and international 
agreements to whidi one of the Communities or to whidi 
other Member States are also parties, to the rights and 
obligations arising from their accession to the Commu¬ 
nities. 


A r t i c 1 e 5 

Article 234 of the EEC Treaty and Articles 105 and 106 
of the Euratom Treaty shall apply, for the new Member 
States, to agreements or conventions concluded before 
accession. 


Article 6 

The provisions of this Act may not, unless otherwise 
provided herein, be suspended, amended or repealed 
other than by raeans of the procedure laid down in the 
original Treaties enabling those Treaties to be revised. 


Article 7 

Acts adopted by the institutions of the Communities to 
whidi the transitional provisions laid down in this Act 
relate shall retain their Status in iaw; in particular, the 
procedures for amending those acts shall continue to 
apply. 


Article 8 

Provisions of this Act the purpose or effect of which is 
to repeal or amend acts adopted by the institutions of the 
Communities, otherwise than as a transitional measure, 
shall have the same status in law as the provisions whidi 
they repeal or amend and shall be subject to the same 
rules as those provisions. 


Article 4 

1. Les accords ou conventions passes par une des 
Communautes avec un ou plusieurs Etats tiers, avec une 
Organisation internationale ou avec un ressortissant d un 
Etat tiers, lient les nouveaux Etats membres dans les 
conditions prevues dans les traites originaires et dans le 
present acte. 

2. Les nouveaux Etats membres s'engagent ä adherer, 
dans les conditions prevues dans le present acte, aux 
accords ou conventions conclus par les Etats membres 
originaires conjointement avec une des Communautes, 
ainsi qu'aux accords conclus par les Etats membres ori¬ 
ginaires qui sont connexes ä ces accords ou conventions. 
La Communaute et les Etats membres originaires pretent 
ä cet egard assistance aux nouveaux Etats membres. 

3. Les nouveaux Etats membres adherent, par le pre¬ 
sent acte et dans les conditions prevues dans celui-ci, 
aux accords internes conclus par les Etats membres 
originaires pour l'application des accords ou conventions 
vis6s au paragraphe 2. 

4. Les nouveaux Etats membres prennent les mesures 
appropriees pour adapter, le cas 6dieant, leur Situation 
ä l'egard des organisations internationales et des accords 
internationaux, auxquels d'autres Etats membres ou une 
des Communautes sont egalement parties, aux droits et 
obligations resultant de leur adhesion aux Communautes. 


Article 5 

Pour les nouveaux Etats membres, l'article 234 du 
trait6 CEE et les articles 105 et 106 du traite CEEA sont 
applicables aux accords ou conventions conclus avant 
Tadhesion. 


Article 6 

Les dispositions figurant au present acte ne peuvent, 
ä moins que celui-ci n'en dispose autrement, etre sus- 
pendues, modifiees ou abrogees que selon les procedures 
prevues par les traites originaires permettant d'aboutir 
ä une revision de ces traites. 


Article 7 

Les actes pris par les institutions des Communautes 
auxquels se rapportent les dispositions transitoires eta- 
blies dans le present acte conservent leur nature juridi- 
que; en particulier, les procedures de modification de 
ces actes leur restent applicables. 


Article 8 

Les dispositions du present acte qui ont pour obiet ou 
pour effet d'abroger ou de modifier, autrement qu ä titre 
transitoire, des actes pris par les institutions des Com¬ 
munautes, acquierent la meme nature juridique que les 
dispositions ainsi abrogees ou modifiees et sont soumi- 
ses aux memes regles que ces dernieres. 
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A r t i k e 1 9 

1. Um den neuen Mitgliedstaaten die Anpassung an 
die in den Gemeinschaften geltenden Regeln zu erleich¬ 
tern, gelten vorübergehend für die Anwendung der ur¬ 
sprünglichen Verträge und der Rechtsakte der Organe 
die in dieser Akte vorgesehenen abweichenden Bestim¬ 
mungen 

2. Unbeschadet der in dieser Akte vorgesehenen Zeit¬ 
punkte, Fristen und besonderen Bestimmungen endet die 
Anwendung der Ubergangsmaßnahmen mit Ablauf des 
Jahres 1977. 


Zweiter Teil 

Anpassungen der Verträge 
Titel I 

Vorschriften über die Organe 

Kapitel 1 

Die Versammlung 
Artikel 10 

Artikel 21 Absatz 2 des EGKS-Vertrags, Artikel 138 
Absatz 2 des EWG-Vertrags und Artikel 108 Absatz 2 des 
EAG-Vertrags erhalten folgende Fassung: 

„Die Zahl dieser Abgeordneten wird wie folgt fest¬ 


gesetzt: 

Belgien.14 

Dänemark 10 

Deutschland.36 

Frankreich.36 

Irland.10 

Italien.36 

Luxemburg.6 

Niederlande . . 14 

Norwegen.10 

Vereinigtes Königreich.36" 


Kapitel 2 
Der Rat 

Artikel 11 

Artikel 2 Absatz 2 des Vertrags zur Einsetzung eines 
gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften erhält folgende Fas¬ 
sung: 

„Der Vorsitz wird von den Mitgliedern des Rates nach¬ 
einander für je sechs Monate wahrgenommen, und zwar 
in folgender Reihenfolge der Milgliedstaaten: Belgien, 
Dänemark, Deutschland, Frankreich, Irland, Italien, Lu¬ 
xemburg, Niederlande, Norwegen, Vereinigtes König¬ 
reich.“ 


Artikel 12 

Artikel 28 des EGKS-Vertrags erhält folgende Fassung: 
„Artikel 28 

Bei Anhörung des Rates durch die Hohe Behörde berät 
der Rat, ohne notwendigerweise eine Abstimmung vor¬ 
zunehmen. Die Becatungspiotokolle weiden der Hohen 
Behörde übeimittelt 
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A r t i c 1 e 9 

1. In Order to facilitate the adjustment of the new 
Member States to the rules in force within the Commu- 
nities, the application of the original Treaties and acts 
adopted by the institutions shall, as a transitional meas- 
ure, be subject to the derogations provided for in this 
Act. 

2. Subject to the dates, time limits and special provi- 
sions provided for in this Act, the application of the tran¬ 
sitional measures shall terminate at the end of 1977. 


A rticle 9 

1. Pour faciliter l'adaptation des nouveaux Etats mem- 
bres aux r6gles en vigueur au sein des Communautes, 
l'application des traites originaires et des actes pris pai 
les institutions fait l'objet, ä titre transitoire, des dispo- 
sitions ddrogatoires prevues par le present acte. 

2. Sous reserve des dates, delais et dispositions parti- 
culieres prevus par le present acte, l'application des 
mesures transitoires s'acheve ä la fin de l'annee 1977. 


Part Two 

Adjustments to the Treaties 
Title I 

Provisions Governing the Institutions 

Chapter 1 
The Assembly 

A r t i c 1 e 10 

The following shall be substituted for Article 21 (2) of 
the ECSC Treaty, Article 138 (2) of the EEC Treaty and 
Article 108 (2) of the Euratom Treaty: 

"The number of these delegates shall be as follows: 


Belgium . 14 

Denmark . 10 

Germany .. 36 

France . 36 

Ireland . 10 

Italy . 36 

Luxembourg . 6 

Netherlands . 14 

Norway .. 10 

United Kingdom . 36". 


Chapter 2 

The Council 

Article 11 

The following shall he substituted for the second paia- 
graph of Article 2 of the Treaty establishing a Single 
Council and a Single Commission of the European Com- 
munities: 

"The office of President shall be held for a term of six 
months by eac.h member of the Council in turn, in the 
following order of Member States: Belgium. Denmark, 
Germany, France, Ireland, Italy. Luxembourg, Nether¬ 
lands, Norway, United Kingdom." 

Article 12 

The following shall be substituted for Article 28 of the 
ECSC' Treaty: 

"Article 28 

VVhen the Council is consulted by the High Authority, 
it shall consider the matter without necessarily taking a 
vote. The minutes oi its proceedings shall be lorwarded 
Io the High Authority 


Deuxieme partie 
Les adaptations des traites 

Titre I 

Dispositions institutionnelles 

Chapftre 1 
L'Assemblee 

Article 10 

L'article 21 paragraphe 2 du traite CECA, l'article 138 
paragraphe 2 du traite CEE et l’article 108 paragraphe 2 
du traite CEEA sont remplaces par les dispositions 
suivantes: 

«Le nombre de ces delegues est fixe ainsi qu'il suit: 


Belgique . 14 

Dänemark . 10 

Allemagne . 36 

France . 36 

frlande . 10 

Italie. 36 

Luxembourg . 6 

Pays-Bas . 14 

Norvege . 10 

Royaume-Uni . 36 , 


Chapitre 2 

Le Conseil 

Article 11 

L'article 2 deuxieme alinea du traite instituant un 
Conseil unique et une Commission unique des Commu¬ 
nautes europeennes est remplace par les dispositions 
suivantes: 

« La presidence est exercee a tour de röle par chaque 
membre du Conseil pour une duree de six mois selon 
l'ordre suivant des Etats membres: Belgique, Dänemark, 
Allemagne, France, Irlande, Italie, Luxembourg, Pays-Bas. 
Norvege, Rovaume-Uni.!: 

Article 12 

L'article 28 du traite CECA est remplace pur les disposi 
tions suivantes: 

• Article 28 

Lorsque le Conseil est consullü par la Haute Auloritb 
il delibere sans proceder necessairement a un vote. Les 
proces-verbaux des deliheralions sont treusmis a la Haule 
Autorile. 
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Eine nach diesem Vertrag erforderliche Zustimmung 
des Rates gilt als erteilt, wenn dem von der Hohen 
Behörde vorgelegten Vorschlag zustimmen: 

— die absolute Mehrheit der Vertreter der Mitglied¬ 
staaten, einschließlich der Stimmen der Vertreter von 
zwei Mitgliedstaaten, die mindestens je ein Achtel des 
Gesamtwerts der Kohle- und Stahlproduktion in der 
Gemeinschaft umfassen; 

— oder, wenn bei Stimmengleichheit die Hohe Behörde 
ihren Vorschlag nach einer zweiten Beratung auf¬ 
rechterhält, die Vertreter von drei Mitgliedstaaten, 
die mindestens je ein Achtel des Gesamtwerts der 
Kohle- und Stahlproduktion in der Gemeinschaft 
umfassen. 

Ist in diesem Vertrag eine einstimmige Entscheidung 
oder einstimmige Zustimmung verlangt, so sind hierzu 
die Stimmen aller Mitglieder des Rates erforderlich. Bei 
der Anwendung der Artikel 21, 32, 32 a, 78 d und 78 f 
dieses Vertrages und der Artikel 16, 20 Absatz 3, 28 
Absatz 5 und 44 des Protokolls über die Satzung des 
Gerichtshofes steht jedoch die Stimmenthaltung von an¬ 
wesenden oder vertretenen Mitgliedern dem Zustande¬ 
kommen von Beschlüssen des Rates, zu denen Einstim¬ 
migkeit erforderlich ist, nicht entgegen. 

Mit Ausnahme der Entscheidungen, die einer qualifi¬ 
zierten Mehrheit oder der Einstimmigkeit bedürfen, 
werden die Entscheidungen des Rates mit Mehrheit der 
Mitglieder des Rates getroffen; diese Mehrheit gilt als er¬ 
reicht, wenn sie die absolute Mehrheit der Vertreter 
der Mitgliedstaaten, einschließlich der Stimmen der Ver¬ 
treter von zwei Mitgliedstaaten enthält, die mindestens 
je ein Achtel des Gesamtwerts der Kohle- und Stahl¬ 
produktion in der Gemeinschaft umfassen. Die Stimmen 
der Mitglieder des Rates werden bei Anwendung der 
Artikel 78, 78 b und 78 d dieses Vertrages, nach denen 
die qualifizierte Mehrheit erforderlich ist, jedoch wie 
folgt gewogen: Belgien 5, Dänemark 3, Deutschland 10, 
Frankreich 10, Irland 3. Italien 10, Luxemburg 2, Nieder¬ 
lande 5, Norwegen 3, Vereinigtes Königreich 10. Be¬ 
schlüsse kommen zustande, wenn dafür mindestens 43 
Stimmen, welche die Zustimmung von mindestens sechs 
Mitgliedern umfassen, abgegeben werden. 

Jedes Mitglied des Rates kann bei Abstimmungen nur 
für eines der anderen Mitglieder mitstimmen. 

Der Rat verkehrt mit den Mitgliedstaaten über seinen 
Präsidenten. 

Die Beschlüsse des Rates werden in der von ihm be¬ 
stimmten Weise veröffentlicht.“ 


Artikel 13 

Artikel 95 Absatz 4 des EGKS-Vertrags erhält folgende 
Fassung: 

„Diese Änderungen werden als Vorschläge von der 
Hohen Behörde und dem mit einer Mehrheit von neun 
Zehnteln seiner Mitglieder beschließenden Rat in gegen¬ 
seitigem Einvernehmen aufgestellt und dem Gerichtshof 
zur Stellungnahme unterbreitet. Der Gerichtshof hat für 
seine Prüfung eine tatsächlich und rechtlich unbeschränkte 
Nachprüfungsbefugnis. Stellt der Gerichtshof aufgrund 
seiner Prüfung fest, daß die Vorschläge mit den Be¬ 
stimmungen des vorstehenden Absatzes übereinstimmen, 
so werden die Vorschläge der Versammlung zugeleitet. 
Sie treten in Kraft, wenn sie mit einer Mehrheit von 
drei Vierteln der abgegebenen Stimmen und zwei Drit¬ 
teln der Mitglieder der Versammlung gebilligt wer¬ 
den." 
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Wherever this Treaty requires that the assent of the 
Council be given, that assent shall be considered to have 
been given if the proposal submitted by the High Author- 
ity receives the approval: 

— of an absolute majority of the representatives of the 
Member States, including the votes of the represent¬ 
atives of two Member States which each produce at 
least one eighth of the total value of the coal and 
Steel output of the Community,- or 

— in the event of an equal division of votes and if the 
High Authority maintains its proposal after a second 
discussion, of the representatives of three Member 
States which eadi produce at least one eighth of the 
total value of the coal and Steel output of the Com¬ 
munity. 

Wherever this Treaty requires a unanimous decision 
or unanimous assent, sudi decision or assent shall have 
been duly given if all the members of the Council vote in 
favour. However, for the purposes of applying Articles 
21, 32, 32 a, 78 d and 78 f of this Treaty, and Article 16, 
the third paragraph of Article 20, the fifth paragraph of 
Article 28 and Article 44 of the Protocol on’ the Statute of 
the Court of Justice, abstention by members present in 
person or represented shall not prevent the adoption by 
the Council of acts which require unanimity. 

Decisions of the Council, other than those for which a 
qualified majority or unanimity is required, shall be 
taken by a vote of the majority of its members; this 
majority shall be considered to be attained if it repre- 
sents an absolute majority of the representatives of the 
Member States, including the votes of the representatives 
of two Member States whidi each produce at least one 
eighth of the total value of the coal and Steel output of 
the Community. However, for the purpose of applying 
those provisions of Articles 78, 78 b and 78 d of this 
Treaty whidi require a qualified majority, the votes of 
the members of the Council shall be weighted as follows: 
Belgium 5, Denmark 3, Germany 10, France 10, Ireland 3, 
Italy 10, Luxembourg 2, Netherlands 5, Norway 3, United 
Kingdom 10. For their adoption, acts shall require at 
least forty-three votes in favour, cast by not less than six 
members. 

Where a vote is taken, any member of the Council 
may act on behalf of not more than one other member, 

The Council shall deal with the Member States through 
its President. 

The acts of the Council shall be published in such a 
manner as it may decide." 


Article 13 

The following shall be substituted for the fourth para¬ 
graph of Article 95 cf the ECSC Treaty: 

"These amendments shall be proposed jointly by the 
High Authority and the Council, acting by a nine-tenths 
majority of its members, and shall be submitted to the 
Court for its opinion. In considering them, the Court shall 
have full power to assess all points of fact and of law. 
If as a result of such consideration it finds the proposals 
compatible with the provisions of the preceding para¬ 
graph, they shall be forwarded to the Assembly and shall 
enter into force if approved by a majority of three quar- 
ters of the votes cast and two thirds of the members of 
the Assembly." 


Dans le cas oü le present traite requiert un avis con- 
forme du Conseil, l’avis est repute acquis si la proposition 
soumise par la Haute Autorite recueille l'accord: 

— de la majorite absolue des representants des Etats 
membres y compris les voix des representants de deux 
Etats membres assurant chacun un huitieme au moins 
de la valeur totale des productions de charbon et 
d’acier de la Communaute; 

— ou, en cas de partage egal des voix et si la Haute 
Autoritd maintient sa proposition apres une seconde 
deliberation, des representants de trois Etats membres 
assurant chacun un huitieme au moins de la valeur 
totale des productions de charbon et d’acier de la 
Communaute. 

Dans le cas oü le present traite requiert une decision 
ä l’unanimite ou un avis conforme ä l’unanimite, la deci¬ 
sion ou l’avis sont acquis s’ils recueillent les voix de tous 
les membres du Conseil. Toutefois, pour l'application des 
articles 21, 32, 32 bis , 78 < t uin >°, 78 se P timo du present traite 
et de l'article 16, de l’article 20 troisieme alinea, de 
l’article 28 cinquieme alinea, et de l’article 44 du protocole 
sur le Statut de la Cour de justice, les abstentions des 
membres presents ou representes ne font pas obstacle ä 
l'adoption des deliberations du Conseil qui requierent 
l'unanimite. 

Les decisions du Conseil, autres que celles qui re¬ 
quierent une majorite qualifiee ou l'unanimite, sont prises 
a la majorite des membres qui composent le Conseil; 
cette majorite est reputee acquise si eile comprend la 
majorite absolue des representants des Etats membres, y 
compris les voix des representants des deux Etats 
membres assurant chacun un huitieme au moins de la 
valeur totale des productions de charbon et d’acier de la 
Communaute. Toutefois, les voix des membres du Conseil 
sont affectees de la ponderation suivante pour l'applica- 
tion des dispositions des articles 78, 78 ter et 78<t uinl ° 
du present traite qui requierent la majorite qualifiee: 
Belgique 5, Dänemark 3, Allemagne 10, France 10, 
Irlande 3, Italie 10, Luxembourg 2, Pays-Bas 5, Norvege 3, 
Royaume-Uni 10. Les deliberations sont acquises si elles 
ont recueilli au moins 43 voix exprimant le vote favorable 
d’au moins six membres. 

En cas de vote, chaque membre du Conseil peut 
recevoir delegation d’un seul des autres membres. 

Le Conseil communique avec les Etats membres par 
I'intermediaire de son President. 

Les deliberations du Conseil sont publiees dans les 
conditions arretees par lui. » 


Article 13 

L'article 95 quatrieme alinea du traite CECA est 
remplace par les dispositions suivantes: 

« Ces modifications font l’objet de propositions etablies 
en accord par la Haute Autorite et par le Conseil statuant 
ä la majorite des neuf dixiemes de ses membres, et 
souinises a l’avis de la Cour. Dans son examen, la Cour a 
pleine competence pour apprecier tous les elements de 
fait et de droit. Si, ä la suite de cet examen, la Cour 
reconnait la conformite des propositions aux dispositions 
de l’alinea qui precede, elles sont transmises ä l’As- 
semblee et entrent en vigueur si elles sont approuvees ä 
la majorite des trois quarts des voix exprimees et ä la 
majorite des deux tiers des membres qui composent 
i’Assemblee.» 
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Artikel 14 

Artikel 148 Absatz 2 des EWG-Vertrags und Artikel 118 
Absatz 2 des EAG-Vertrags erhalten folgende Fassung: 

„Ist zu einem Beschluß des Rates die qualifizierte 
Mehrheit erforderlich, so werden die Stimmen der Mit¬ 


glieder wie folgt gewogen: 

Belgien.5 

Dänemark .3 

Deutschland.10 

Frankreich.10 

Irland. 3 

Italien.10 

Luxemburg.2 

Niederlande.5 

Norwegen.3 

Vereinigtes Königreich.10 


Beschlüsse kommen zustande, wenn dafür mindestens 
abgegeben werden: 

— dreiundvierzig Stimmen in den Fällen, in denen die 
Beschlüsse nach diesem Vertrag auf Vorschlag der 
Kommission zu fassen sind; 

— dreiundvierzig Stimmen, welche die Zustimmung von 
mindestens sechs Mitgliedern umfassen, in allen an¬ 
deren Fällen." 


Kapitel 3 
Die Kommission 

Artikel 15 

Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 1 des Vertrags zur 
Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer gemein¬ 
samen Kommission der Europäischen Gemeinschaften er¬ 
hält folgende Fassung: 

„Die Kommission besteht aus vierzehn Mitgliedern, die 
auf Grund ihrer allgemeinen Befähigung ausgewählt 
werden und volle Gewähr für ihre Unabhängigkeit bie¬ 
ten müssen." 


Artikel 16 

Artikel 14 Absatz 1 des Vertrags zur Einsetzung eines 
gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften erhält folgende Fas¬ 
sung: 

„Der Präsident und die fünf Vizepräsidenten der Kom¬ 
mission werden aus deren Mitgliedern für zwei Jahre 
nach dem Verfahren ernannt, das für die Ernennung 
der Mitglieder der Kommission vorgesehen ist. Wieder¬ 
ernennung ist zulässig.'’ 


Kapitel 4 
Der Gerichtshof 

Artikel 17 

Artikel 32 Absatz 1 des EGKS-Vertrags, Artikel 165 
Absatz 1 des EWG-Vertrags und Artikel 137 Absatz 1 
des EAG-Vertrags erhalten folgende Fassung: 

„Del Gerichtshof besteht aus elf Richtern." 
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A r t i c 1 e 14 

The following shall be substituted for Article 148 (2) ol 
the EEC Treaty and Article 118 (2) of the Euratom Treaty: 

"Where the Council is required to act by a qualified 
majority, the votes of its members shall be weighted as 


follows: 

Belgium . 5 

Denmark . 3 

Germany . 10 

France . 10 

Ireland . 3 

Italy . 10 

Luxembourg . 2 

Netherlands . 5 

Norway . 3 

United Kingdom. 10. 


For their adoption, acts of the Council shall require 
at least: 

— forty-three votes in favour where this Treaty requires 
them to be adopted on a proposal frorn the Commis¬ 
sion, 

— forty-three votes in favour, cast by at least six mem¬ 
bers, in other cases.“ 


Chapter 3 
The Commission 

Article 15 

The following shall be substituted for the first sub- 
paragraph of Article 10 (1) of the Treaty establishing a 
Single Council and a Single Commission of the European 
Communities: 

“The Commission shall consist of fourteen members, 
who shall be diosen on the grounds of their general com- 
petence and whose independence is beyond doubt " 


Article 16 

The following shall be substituted for the first Para¬ 
graph of Article 14 of the Treaty establishing a Single 
Council and a Single Commission of the European Com- 
munilies: 

“The President and the five Vice-Presidents of the 
Commission shall be appointed from among its members 
for a term of two years in accordance with the same 
procedure as that laid down for the appointment of mem¬ 
bers of the Commission Their appointmenfs may be 
renewed " 


Chapter 4 

The Court of Justice 

Article 17 

The following shall be substituted for the first Para¬ 
graph of Article 32 of the ECSC Treaty, the first para- 
graph of Article 1C5 of the EEC Treaty and the first Par¬ 
agraph of Arlicle 137 of the Euratom Treaty: 

“The Courl of Justice shall consist of eleven Judges “ 


Article 14 

L'article 148 paragraphe 2 du traite CEE et l'article 118 
paragraphe 2 du traite CEEA sont remplaces par les dis¬ 
positions suivantes: 

«Pour les deliberations du Conseil qui requierent une 
majorite qualifiee, les voix des membres sont affectees 


de la ponderation suivante: 

Belgique . 5 

Dänemark . 3 

Allemagne . 10 

France . 10 

Irlande . 3 

Italie . 10 

Luxembourg . 2 

Pays-Bas . 5 

Norvege . 3 

Royaume-Uni . 10 


Les deliberations sont acquises si elles ont recueilli au 
moins: 

— quarante-trois voix lorsqu’en vertu du present traite 
elles doivent etre prises sur proposition de la Com¬ 
mission, 

— quarante-trois voix exprimant le vote favorable d'au 
moins six membres dans les autres cas. * 


Chapitre 3 
La Commission 

Article 15 

L'article 10 paragraphe 1 premier alinea du traitd 
instituant un Conseil unique et une Commission unique 
des Communautes europeennes est remplace par les dis- 
positions suivantes: 

«La Commission est composee de quatorze membres 
choisis en raison de leur competence generale et offrant 
toutes garanties d'independance.» 


Article 16 

L'article 14 premier alinea du traite instituant un 
Conseil unique et une Commission unique des Com¬ 
munautes europeennes est remplace par les dispositions 
suivantes: 

«Le President et les cinq vice-presidents de la Com¬ 
mission sont designes parmi les membres de celle-ci pour 
deux ans, selon la meme procedure que celle prevue pour 
la nomination des membres de la Commission. Leur 
manda! peut etre renouvele. > 


Chapitre 4 
La Cour de justice 

Article 17 

L'article 32 premier alinea du traite CECA, l'article 105 
premier alinea du trade CEE et l'article 137 premiei 
alinea du traite CEEA sont remplaces par les dispositions 
suivantes: 

•<La Cour de justice est formee de onze juges 
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Artikel 18 

Artikel 32 a Absatz 1 des EGKS-Vertrags, Artikel 166 
Absatz 1 des EWG-Vertrags und Artikel 138 Absatz 1 des 
EAG-Vertrags erhalten folgende Fassung: 

.Der Gerichtshof wird von drei Generalanwälten un¬ 
terstützt." 


Artikel 19 

Artikel 32 b Absätze 2 und 3 des EGKS-Vertrags, Arti¬ 
kel 167 Absätze 2 und 3 des EWG-Vertrags und Artikel 
139 Absätze 2 und 3 des EAG-Vertrags erhalten folgende 
Fassung: 

.Alle drei Jahre findet eine teilweise Neubesetzung 
der Richterstellen statt. Sie betrifft abwechselnd je sechs 
und fünf Richter. 

Alle drei Jahre findet eine teilweise Neubesetzung der 
Stellen der Generalanwälte statt. Sie betrifft abwechselnd 
je einen und zwei Generalanwälte." 


Artikel 20 

Artikel 18 Absatz 2 des Protokolls über die Satzung 
des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl, Artikel 15 des Protokolls über die 
Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Wirtschafts¬ 
gemeinschaft und Artikel 15 des Protokolls über die 
Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Atomgemein¬ 
schaft erhalten folgende Fassung: 

„Der Gerichtshof kann nur in der Besetzung mit einer 
ungeraden Zahl von Richtern rechtswirksam entscheiden. 
Die in Vollsitzungen getroffenen Entscheidungen des 
Gerichtshofs sind gültig, wenn sieben Richter anwesend 
sind. Die Entscheidungen der Kammern sind nur dann 
gültig, wenn sie von drei Richtern getroffen werden: bei 
Verhinderung eines Richters einer Kammer kann nach 
Maßgabe der Verfahrensordnung ein Richter einer an¬ 
deren Kammer herangezogen werden.“ 


Kapitel 5 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß 
Artikel 21 

Artikel 194 Absatz 1 des EWG-Vertrags und Artikel 
166 Absatz 1 des EAG-Vertrags erhalten folgende Fas¬ 
sung: 

„Die Zahl der Mitglieder des Ausschusses wird wie 


folgt festgesetzt: 

Belgien . 12 

Dänemark . 9 

Deutschland . 24 

Frankreidi . 24 

Irland . 9 

Italien . 24 

Luxemburg . 6 

Niederlande . 12 

Norwegen . 9 

Vereinigtes Königreich . 24" 
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A r t i c 1 e 18 

The following shall be substituted for the first Para¬ 
graph of Article 32 a of the ECSC Treaty, the first Para¬ 
graph of Article 166 of the EEC Treaty and the first Par¬ 
agraph of Article 138 of the Euratom Treaty: 

"The Court of Justice shall be assisted by three Advo- 
cates-General.“ 


Article 19 

The following shall be substituted for the second and 
third paragraphs of Article 32 b of the ECSC Treaty, the 
second and third paragraphs of Article 167 of the EEC 
Treaty and the second and third paragraphs of Article 
139 of the Euratom Treaty: 

“Every three years there shall be a partial replacement 
of the Judges. Six and five Judges shall be replaced alter- 
nately. 

Every three years there shall be a partial replacement 
of the Advocates-General. One and two Advocates-Gen- 
eral shall be replaced alternately." 


Article 20 

The following shall be substituted for the second Para¬ 
graph of Article 18 of the Protocol on the Statute of the 
Court of Justice of the European Coal and Steel Commu¬ 
nity, Article 15 of the Protocol on the Statute of the Court 
of Justice of the European Economic Community and 
Article 15 of the Protocol on the Statute of the Court of 
Justice of the European Atomic Energy Community: 

"Decisions of the Court shall be valid only when an 
uneven number of its members is sitting in the delibera- 
tions. Decisions of the full Court shall be valid if seven 
members are sitting. Decisions of the Chambers shall be 
valid only if three Judges are sitting; in the event of one 
of the Judges of a Chamber being prevented from attend- 
ing, a Judge of another Chamber may be called upon to 
sit in accordance with conditions Iaid down in the rules 
of procedure." 


Article 18 

L’article 32 bis premier alinea du traite CECA, l'ar- 
ticle 166 premier alinea du traite CEE et l'article 138 
premier alinea du traite CEEA sont remplaces par les 
dispositions suivantes: 

«La Cour de justice est assistee de trois avocats 
generaux.» 


Article 19 

L'article 32 ler deuxieme et troisieme alineas du 
traite CECA, l'article 167 deuxieme et troisieme alineas 
du traite CEE et l'article 139 deuxieme et troisieme ali¬ 
neas du traite CEEA sont remplaces par les dispositions 
suivantes: 

«Un renouvellement partiel des juges a lieu tous les 
trois ans. II porte alternativement sur six et cinq juges. 

Un renouvellement partiel des avocats generaux a lieu 
tous les trois ans. II porte alternativement sur un et deux 
avocats generaux.» 


Article 20 

L’article 18 deuxieme alinda du protocole sur le Statut 
de la Cour de justice de la Communaute europeenne du 
charbon et de l'acier, l'article 15 du protocole sur le 
Statut de la Cour de justice de la Communautd econo- 
mique europeenne et l'article 15 du protocole sur le 
Statut de la Cour de justice de la Communaute euro¬ 
peenne de l'energie atomique sont remplaces par les 
dispositions suivantes: 

« La Cour ne peut valablement deliberer qu'en nombre 
impair. Les deliberations de la Cour, siegeant en seance 
pleniere, sont valables si sept juges sont presents. Les 
deliberations des chambres ne sont valables que si elles 
sont prises par trois juges; en cas d'empechement de Tun 
des juges composant une Chambre, il peut etre fait appel 
ä un juge faisant partie d'une autre chambre dans les 
conditions determinees par le regiement de procedure. » 


Chapter 5 

The Economic and Social Committee 


Chapitre 5 

Le Comlte £conomique et social 


Article 21 


The following shall be substituted for the first Para¬ 
graph of Article 194 of the EEC Treaty and the first par- 
agraph of Article 166 of the Euratom Treaty: 


"The number of members of the Committee shall be as 
follows: 

Belgium . 12 

Denmark . 9 

Germany . 24 

France . 24 

Ireland . 9 

Italy . 24 

Luxembourg . 6 

Netherlands . 12 

Norway . 9 

United Kingdom . 24 '' 


Article 21 

L'article 194 premier alinea du traite CEE et l'article 166 
premier alinea du traite CEEA^ sont remplacds par les 
dispositions suivantes: 

« Le nombre des membres du Comite est fixe ainsi qu'il 


suit: 

Belgique . 12 

Dänemark . 9 

Allemagne . 24 

France . 24 

Irlande . 9 

Habe . 24 

Luxembourg . 6 

Pays-Bas . 12 

Norvege . 9 

Royaume-Uni . 24. » 
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Kapitel 6 

Der Beratende Ausschuß der EGKS 

Artikel 22 

Artikel 18 Absatz 1 des EGKS-Vertrags erhält folgende 
Fassung: 

„Bei der Hohen Behörde wird ein Beratender Ausschuß 
gebildet. Er besteht aus mindestens sechzig und höch¬ 
stens vierundachtzig Mitgliedern, und zwar aus einer 
gleichen Anzahl von Vertretern der Erzeuger, der Ar¬ 
beitnehmer sowie der Verbraucher und Händler.“ 


Kapitel 7 

Der Ausschuß für Wissenschaft und Technik 


Artikel 23 

Artikel 134 Absatz 2 Unterabsatz 1 des EAG-Vertrags 
erhält folgende Fassung: 

„Der Ausschuß besteht aus achtundzwanzig Mitglie¬ 
dern, die vom Rat nach Anhörung der Kommission er¬ 
nannt werden." 


Titel II 

Sonstige Anpassungen 

Artikel 24 

1. Artikel 131 Absatz 1 Satz 1 des EWG-Vertrags wird 
dadurch ergänzt, daß zusätzlich zu den dort aufgeführten 
Mitgliedstaaten Norwegen und das Vereinigt König¬ 
reich genannt werden. 

2. Die dem EWG-Vertrag als Anhang IV beigefügte 
Liste wird durch Hinzufügung folgender Länder und Ge¬ 
biete ergänzt: 

Französisch-britisches Kondominium Neue Hebriden 
Norwegische Besitzungen in der Antarktis (Bouvet- 
insel, Petei-I.-lnsel und Königin-Maud-Land) 
Assoziierte Staaten im Karibischen Raum: Antigua, 
Dominica, Grenada, Santa Lucia, St. Vincent, St. 
Christoph-Nevis-Anguilla 
Bahama-Inseln 
Bermuda 

Britische Jungferninseln 

Britische Salomonen 

Britisches Antarktis-Territorium 

Britisches Territorium im Indischen Ozean 

Britisch-Honduras 

Brunei 

Falklandinseln und Nebengebiete 
Gilbert- und Ellice-Inseln 
Kaimaninseln 

Mittlere und südliche Linieninseln 

Montserrat 

Pitcairn 

St. Helena und Nebengebiete 
Seychellen 

Turks- und Caicosinseln 
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Chapter 6 

The ECSC Consultative Committee 

A r t i c 1 e 22 

The following shall be substituted for the first Para¬ 
graph of Article 18 of the ECSC Treaty: 

"A Consultative Committee shall be attached to the 
High Authority. 1t shall consist of not less than sixty and 
not more than eighty-four members and shall comprise 
equal numbers of producers, of workers and of consumers 
and dealers." 


Chapter 7 

The Scientific and Technical Committee 
Article 23 

The following shall be substituted for the first sub- 
paragraph of Article 134 (2) of the Euratom Treaty: 

“The Committee shall consist of twenty-eight members, 
appointed by the Council after consultation with the 
Commission.“ 


Title II 

Other Adjustments 

Article 24 

1. Norway and the United Kingdom shall be added to 
the Member States specified in the first sentence of Ar¬ 
ticle 131 of the EEC Treaty. 

2. The following countries and territories shall be 
added to the list in Annex IV to the EEC Treaty: 

Anglo-French Condominium of the New Hebrides 

Norwegian possessions in the Antarctic (Bouvet Island, 
Peter I Island and Queen Maud Land) 

The Bahamas 
Bermuda 

British Antarctic Territory 
British Honduras 
British Indian Ocean Territory 
British Solomon Islands 
British Virgin Islands 
Brunei 

Associated States in the Caribbean: Antigua, Dominica, 
Grenada, St Lucia, St Vincent, St Kitts-Nevis- 
Anguilla 
Cayman Islands 

Central and Southern Line Islands 
Falkland Islands and Dependencies 
Gilbert and Ellice Islands 
Montserrat 
Pitcairn 

St Helena and Dependencies 

The Seychelles 

Turks and Caicos Islands. 


Chapitre 6 

Le Comite consultatii CECA 

Article 22 

L'article 18 premier alinea du traite CECA est remplace 
par les dispositions suivantes: 

« Un comite consultatif est institue aupres de la Haute 
Autorite II est compose de soixante membres au moins 
et de quatre-vingt-quatre au plus et comprend, en 
nombre egal, des producteurs, des travailleurs et des 
utilisateurs et negociants.» 


Chapitre 7 

Le Comite scientifique et tedrnique 
Article 23 

L’article 134 paragraphe 2 premier alinea du trait6 
CEEA est remplace par les dispositions suivantes: 

« Le comite est compose de vingt-huit membres, nom- 
mes par le Conseil apres consultation de la Commission.» 


Titre II 

Autres adaplations 

Article 24 

t. L'article 131 du traite CEE est complete par la men- 
tion de la Norvege et du Royaume-Uni parmi les Etats 
membres cites dans la premiere phrase de cet article. 

2. La liste qui fait l'objet de 1 annexe IV du traite CEE 
est completee par la mention des pays et territoires sui- 
vants: 

Le Condominium franco-britannique des Nouvelles- 
Hebrides 

Possessions de la Norvege dans l'Antarctique (Ile Bou¬ 
vet, Ile Pierre 1 er et Terre de la Reine Maud). 

Les Bahamas 
Les Bermudes 
Brunei 

Les Etats associes de la mer des Caraibes: Antigua, la 
Dominique, Grenade, Sainte-Lucie, Saint-Vincent, 
Saint-Christophe/Nevis/Anguilla 
Le Honduras britannique 
Les lies Caimanes 

Les lies Falkland et leurs dependances 

Les lies Gilbert et Ellice 

Les lies de la ligne meridionales et centrales 

Les lies Salomon britanniques 

Les lies Turques et Caiques 

Les lies Vierges biitanmques 

Montserrat 

Pitcairn 

Sninte-Helene et ses dependances 
Les Seychelles 

Le Territoire Antarctique britannique 
Le Territoire brilannique de l'Ocean Indien. 
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Artikel 25 

Artikel 79 des EGKS-Vertrags wird durch Hinzufügung 
des folgenden neuen Absatzes im Anschluß an Absatz 1 
ergänzt: 

„Abweichend von Absatz 1 gilt: 

a) Dieser Vertrag findet auf die Färöer keine Anwen¬ 
dung. Die Regierung des Königreichs Dänemark kann 
jedoch durch eine Erklärung, die spätestens am 31. De¬ 
zember 1975 bei der Regierung der Französischen 
Republik zu hinterlegen ist, notifizieren, daß dieser 
Vertrag auf die genannten Inseln Anwendung findet; 
die Regierung der Französischen Republik übermittelt 
den Regierungen der anderen Mitgliedstaaten eine 
beglaubigte Abschrift. In diesem Fall findet der Ver¬ 
trag vom ersten Tag des zweiten auf die Hinterlegung 
der Erklärung folgenden Monats an auf die genann¬ 
ten Inseln Anwendung. 

b) Dieser Vertrag findet auf die Hoheitszonen des Ver¬ 
einigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
auf Zypern keine Anwendung. 

c) Dieser Vertrag findet auf die Kanalinseln und die 
Insel Man nur insoweit Anwendung, als dies erfor¬ 
derlich ist, um die Anwendung der Regelung sicher¬ 
zustellen, die in dem Beschluß über den Beitritt des 
Königreidis Dänemark, Irlands, des Königreichs Nor¬ 
wegen und des Vereinigten Königreichs Großbritan¬ 
nien und Nordirland zur Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl für diese Inseln vorgesehen ist.“ 


Artikel 26 

1. Artikel 227 Absatz 1 des EWG-Vertrags erhält fol¬ 
gende Fassung: 

„1. Dieser Vertrag gilt für das Königreich Belgien, das 
Königreich Dänemark, die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land, die Französische Republik, Irland, die Italieni¬ 
sche Republik, das Großherzogtum Luxemburg, das 
Königreich der Niederlande, das Königreich Norwe¬ 
gen und das Vereinigte Königreich Großbritannien 
und Nordirland.“ 

2. Artikel 227 Absatz 3 des EWG-Vertrags wird durch 
Hinzufügung des folgenden neuen Unterabsatzes er¬ 
gänzt: 

„Dieser Vertrag findet keine Anwendung auf die über¬ 
seeischen Länder und Hoheitsgebiete, die besondere Be¬ 
ziehungen zum Vereinigten Königreich Großbritannien 
und Nordirland unterhalten und die in dem genannten 
Anhang nicht aufgeführt sind." 

3. Artikel 227 des EWG-Vertrags wird durch Hinzu¬ 
fügung des folgenden Absatzes 5 ergänzt: 

„5. Abweichend von den Absätzen 1 bis 4 gilt: 

a) Dieser Vertrag findet auf die Färöer keine Anwen¬ 
dung. Die Regierung des Königreichs Dänemark 
kann jedoch durch eine Erklärung, die spätestens 
am 31. Dezember 1975 bei der Regierung der 
Italienischen Republik zu hinterlegen ist, notifi¬ 
zieren, daß dieser Vertrag auf die genannten 
Inseln Anwendung findet; die Regierung der Ita¬ 
lienischen Republik übermittelt den Regierungen 
der anderen Mitgliedstaaten eine beglaubigte Ab¬ 
schrift. In diesem Fall findet der Vertrag vom 
ersten Tag des zweiten auf die Hinterlegung der 
Erklärung folgenden Monats an auf die genann¬ 
ten Inseln Anwendung. 

b) Dieser Vertrag findet auf die Hoheitszonen des 
Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nord¬ 
irland aut Zypern keine Anwendung 
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A r t i c 1 e 25 

The following paragraph shall be added after the first 

Paragraph of Article 79 of the ECSC Treaty: 

‘Notwithstanding the preceding paragraph: 

(a) This Treaty shall not apply to the Faroe Islands. The 
Government of the Kingdom of Denmark may, how- 
ever, give notice, by a declaration deposited by 
31 December 1975 at the latest with the Government 
of the French Republic, which shall transmit a certi- 
fied copy thereof to each of the Governments of the 
other Member States, that this Treaty shall apply to 
those Islands. In that event, this Treaty shall apply 
to those Islands from the first day of the second 
month following the deposit of the declaration. 

(b) This Treaty shall not apply to the Sovereign Base 
Areas of the United Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland in Cyprus. 

(c) This Treaty shall apply to the Channel Islands and 
the Isle of Man only to the extent necessary to en- 
sure the implementation of the arrangements for 
those islands set out in the Decision conceming the 
accession of the Kingdom of Denmark, Ireland, the 
Kingdom of Norway and the United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland to the European Coal 
and Steel Community.“ 


Article 26 

1. The following shall be substituted for Article 227 (1) 
of the EEC Treaty: 

"1. This Treaty shall apply to the Kingdom of Belgium, 
the Kingdom of Denmark, the Federal Republic of 
Germany, the French Republic, Ireland, the Italian 
Republic, the Grand Dudiy of Luxembourg, the King¬ 
dom of the Netherlands, the Kingdom of Norway and 
the United Kingdom of Great Britain and Northern 
Ireland.“ 

2. The following subparagraph shall be added to Ar¬ 
ticle 227 (3) of the EEC Treaty: 

“This Treaty shall not apply to those overseas coun¬ 
tries and territories having special relations with the 
United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland 
which are not included in the afore-mentioned list.“ 

3. The following paragraph shall be added to Article 
227 of the EEC Treaty: 

“5. Notwithstanding the preceding paragraphs: 

(a) This Treaty shall not apply to the Faroe Islands, 
The Government of the Kingdom of Denmark 
may, however, give notice, by a declaration de¬ 
posited by 31 December 1975 at the latest with 
the Government of the Italian Republic, which 
shall transmit a certified copy thereof to each of 
the Governments of the other Member States, 
that this Treaty shall apply to those Islands. In 
that event, this Treaty shall apply to those Is¬ 
lands from the first day of the second month fol¬ 
lowing the deposit of the declaration. 

(b) This Treaty shall not apply to the Sovereign Base 
Areas of the United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland in Cyprus. 


Article 25 

L'article 79 du traite CECA est complete par l'adjonc- 
tion, apres le premier alinea, dun nouvel alinea ainsi 
congu: 

«Par derogation ä l'alinea precedent: 

a) Le present traite ne s'applique pas aux iles Feroe. 
Toutefois, le gouvernement du Royaume de Dänemark 
peut notifier, par une declaration deposee au plus tard 
le 31 decembre 1975 aupres du gouvernement de la 
Republique frangaise qui en remet une copie certi- 
fiee conforme ä chacun des gouvernements des autres 
Etats membres, que le present traite est applicable 
ä ces iles. Dans ce cas, le present traite s applique ä 
ces iles ä partir du premier jour du second mois 
suivant le depöt de cette declaration. 

b) Le present traite ne s'applique pas aux zones de 
souverainete du Royaume-Uni de Grande-Bretagne et 
d'Irlande du Nord ä Chypre. 

c) Les dispositions du present traite ne sont applicables 
aux iles anglo-normandes et ä l'ile de Man que dans 
la mesure necessaire pour assurer l'application du 
regime prevu pour ces iles par la decision relative ä 
l'adhesion a la Communaute europeenne du diarbon 
et de l’acier du Royaume de Dänemark, de l'Irlande, 
du Royaume de Norvege et du Royaume-Uni de 
Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord. » 


Article 26 

1. L'article 227 paragraphe 1 du traite CEE est rem- 
place par les dispositions suivantes: 

« 1. Le present traite s'applique au Royaume de Belgique, 
au Royaume de Dänemark, ä la Republique föderale 
d'Allemagne, ä la Republique frangaise, ä l'Irlande, 
ä la Republique italienne, au Grand-Duche de Luxem¬ 
bourg, au Royaume des Pays-Bas, au Royaume de 
Norvege et au Royaume-Uni de Grande-Bretagne et 
d'Irlande du Nord.» 

2. L'article 227 paragraphe 3 du traite CEE est com¬ 
plete par l adjonction de l'alinea suivant: 

«Le present traitö ne s'applique pas aux pays et ter- 
ritoires d'outre-mer entretenant des relations particu- 
lieres avec le Royaume-Uni de Grande-Bretagne et 
d'Irlande du Nord qui ne sont pas mentionnes dans la 
liste precitee.» 

3. L'article 227 du traite CEE est complete par l'adjonc- 
tion d un paragraphe 5 ainsi congu: 

«5. Par derogation aux paragraphes precedents: 

a) Le present traite ne s'applique pas aux iles 
Feroe. Toutefois, le gouvernement du Royaume 
de Dänemark peut notifier, par une declaration 
deposee au plus tard le 31 decembre 1975 aupres 
du gouvernement de la Republique italienne qui 
en remet une copie certifiee conforme ä chacun 
des gouvernements des autres Etats membres, que 
le present traite est applicable ä ces iles. Dans ce 
cas, le present traite s'applique ä ces iles ä partir 
du premier jour du second mois suivant le depöt 
de cette declaration. 

b) Le present traite ne s'applique pas aux zones de 
souverainete du Royaume-Uni de Grande-Bretagne 
et d'Irlande du Nord ä Chypre. 
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c) Dieser Vertrag findet auf die Kanalinseln und die 
Insel Man nur insoweit Anwendung, als dies er¬ 
forderlich ist, um die Anwendung der Regelung 
sicherzusteilen, die im Vertrag über den Beitritt 
des Königreichs Dänemark, Irlands, des König¬ 
reichs Norwegen und des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland zur Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europäischen 
Atomgemeinschaft für diese Inseln vorgesehen ist." 


Artikel 27 

Artikel 198 des EAG-Vertrags wird durch Hinzufügung 

des folgenden Absatzes ergänzt: 

„Abweichend von den Absätzen 1 und 2 gilt: 

a) Dieser Vertrag findet auf die Färöer keine Anwen¬ 
dung. Die Regierung des Königreichs Dänemark kann 
jedoch durch eine Erklärung, die spätestens am 31. 
Dezember 1975 bei der Regierung der Italienischen 
Republik zu hinterlegen ist, notifizieren, daß dieser 
Vertrag auf die genannten Inseln Anwendung findet: 
die Regierung der Italienischen Republik übermittelt 
den Regierungen der anderen Mitgliedstaaten eine 
beglaubigte Abschrift. In diesem Fall findet der Ver¬ 
trag vom ersten Tag des zweiten auf die Hinterlegung 
der Erklärung folgenden Monats an auf die genann¬ 
ten Inseln Anwendung. 

b) Dieser Vertrag findet auf die Hoheitszonen des Ver¬ 
einigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
auf Zypern keine Anwendung. 

c) Dieser Vertrag findet keine Anwendung auf die über¬ 
seeischen Länder und Hoheitsgebiete, die besondere 
Beziehungen zum Vereinigten Königreich Großbritan¬ 
nien und Noidirland unterhalten und die in Anhang 
IV des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft nicht aufgetührt sind. 

d) Dieser Vertrag findet auf die Kanalinseln und die 
Insel Man nur insoweit Anwendung, als dies erfor¬ 
derlich ist, um die Anwendung der Regelung sicher¬ 
zustellen, die im Vertrag über den Beitritt des König¬ 
reichs Dänemark, Irlands, des Königreichs Norwegen 
und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und zur Europäischen Atomgemeinschaft für diese 
Inseln vorgesehen ist." 


Artikel 28 

Die Rechtsakte der Organe der Gemeinschaft behel¬ 
fend die Erzeugnisse des Anhangs II des EWG-Vertrags 
und die Erzeugnisse, die bei der Einfuhr in die Gemein¬ 
schaft infolge der Durchführung der gemeinsamen Agrar¬ 
politik einer Sonderregelung unterliegen, sowie die 
Rechtsakte betreffend die Harmonisierung der Rechts¬ 
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuei 
sind auf Gibraltar nicht anwendbar, sofern der Rat nicht 
einstimmig auf Vorschlag der Kommission etwas anderes 
bestimmt 


Dritter Teil 

Anpassungen der Rechtsakte der Organe 

Artikel 29 

Die in dei Liste des Anhangs 1 aulgefühlten Rechts 
akle sind Gegenstand rioi in diesem Anhang festgelegten 
Anpassungen 
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(»■) This Treaty shall apply to the Channel Islands 
and the Isle ot Man only to the extent necessary 
lo ensure the implementation of the arrangements 
(or those Islands set out in the Treaty concerning 
the accession of the Kingdom of Denmark, Ire- 
land, the Kingdom of Norway and the United 
Kingdom o! Great Bvitain and Northern Ireland to 
the European Economic Community and to the 
European Atomic Energy Community." 


A i t ic 1 e 27 

The tollowimj paragraph shall be added to Artirle 198 

ot the Euratom Treaty: 

"Notwithstanding the previous paragraphs: 

ia) This Treaty shall not apply to the Faroe Islands. The 
Government of the Kingdom of Denmark may, how- 
ever, give notice, by a declaration deposited by 
31 December 1975 at the latest with the Government 
of the Italian Republic, whk.tr shall transmit a certi- 
bed copy thereof to each of the Governments of the 
other Member States, that this Treaty shall apply to 
those Islands. In that event, this Treaty shall apply to 
those Islands from the first day of the second nronth 
following the deposit of the declaration. 

Il>) This Treaty shall not apply to the Sovereign Base 
Areas of the United Kingdonr of Great Britain and 
Northern Ireland in Cyprus. 

l c) This Treaty shall not apply to those overseas coun¬ 
tries and territories having special relations with the 
United Kingdom of Great Britain and Northern Ire¬ 
land which are not listed in Annex IV to the Treaty 
establishing the European Economic Community. 

l d) This Treaty shall apply to the Channel Islands and 
the Isle of Man only to the extent necessary to en¬ 
sure the implementation of the arrangements for 
those islands set out in the Treaty concerning the 
accession of the Kingdonr of Denmark, Ireland, the 
Kingdom of Norway and the United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland to the European Eco¬ 
nomic Community and to the European Atomic En¬ 
ergy Community." 


A i tic 1 e 28 

Acts of the institutions of the Community relating to 
the products in Annex II to the EEC Treaty and the Pro¬ 
ducts subject, on importation into the Community, to spe¬ 
cific rules as a result of the implementation of the com¬ 
mon agricultural policy, as well as the acts on the har- 
monization of legislation of Member States concerning 
turnover taxes, shall not apply to Gibraltar unless the 
Council, acting unanimously on a proposal from the Com¬ 
mission. provides otherwise 


Part Three 

Adaptations to Acts 
Adopted by the Institutions 

Artirle 29 

The acts listed in Annex 1 Io this An shall be adopted 
as specitied in Ural Annex. 


r) Les dispositions du present tunte ne sont appli¬ 
cables aux ries anglo-normandcs et a l ile de Man 
que dans la inesure necessaire pour assurer Tap- 
plication du reginre prevu pour ces iles par le 
traite relatif ä l'adhesion ä la Communaute eco- 
nomique europeenne et ä la Communaute euro¬ 
peenne de 1 energie alomique du Royaume de 
Dänemark, de ITrlande, du Royaume de Norvbge 
et du Rovaume-Uni de Grande-Bretagne et d'Ir- 
lande du Nord. 


Ai 1 1 c 1 e 27 

L aiticle 198 du h alte CEEA osl complble pal ! ad|«mc- 

tion de l'alinea suivant: 

Par derogation aux alineas precedcnts: 

a) Le present traite ne sapplique pas aux iles Feroe. 
Toutefois, lc gouvernement du Royaume de Dänemark 
peut notifier, par une declaration deposee au plus tard 
le 3! decembre 1975 aupres du gouvernement de la 
Republique italieane qui en lernet une copie certitice 
conforme ä chacun des gouvernements des autres Etats 
menrbres, que le present traite est applicable a ces 
iles. Dans ce cas, le present traite s'appiique ä ces 
iles ä partir du premier jour du second nrois suivant 
le dcpöt de cette declaration. 

b| Le present traite ne s applique pas aux zones de sou- 
verainete du Royaume-Uni de Grande-Bretagne et 
dlrlande du Nord ä Chypre. 

c) Le present traite ne s'appiique pas aux pays et terri- 
toires d'outre-mer entretenant des relations particulie- 
res avec le Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d'Ir- 
lande du Nord qui ne sont pas nrentionnes dans la 
liste ligurant a l'annexe IV du traite inslituant la Com¬ 
munaute economique europeenne. 

d) Les dispositions du present traite ne sont applicables 
aux iles anglo-normandes et a 1'ile de Man que dans 
la mesure necessaire pour assurer rapplication du 
reginre prevu pour ces iles par le traite relatif ä 
l'adhesion ä la Communaute economique europeenne 
et ä la Communaute europeenne de 1 energie atomi- 
que du Royaume de Dänemark, de l'lrlande, du 
Royaume de Norvege et du Royaume-Uni de Grande- 
Bretagne et d lrlande du Nord.» 


A r t i c1e 28 

Les actes des institutions de la Communaute visant les 
produits de l'annexe II du traite CEE el les produits 
soumis ä l'importation dans la Communaute ä une regle- 
mentation specifique comme consequence de la mise en 
ceuvre de la politique agricole commune, ainsi que les 
actes en matiere d'harmonisation des legislations des 
Etats membres relatives aux taxes sur le chiffre d'allaires 
ne sont pas applicables ä Gibialtar, ä moins que le Con¬ 
seil staluant ä l'unanirnite sur proposition de Ia Commis¬ 
sion n eu dispose autrement. 

Troisieme partie 

Les adaptations des actes 
pris par les institutions 

A r 1 i c 1 c 29 

Les actes enumeies dans Ia lisle ligurant a l'annexe 1 
du present acte tont l'ob|Ct des adaptations definies dans 
iadite annexe 
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Artikel 30 

Die infolge des Beitritts erforderlichen Anpassungen 
der Rechtsakte, die in der Liste des Anhangs II auf¬ 
geführt sind, werden im Einklang mit den dort aufge¬ 
stellten Leitlinien nach dem Verfahren und nach Maß¬ 
gabe des Artikels 153 festgelegt. 


Vierter Teil 
Ubergangsmaßnahmen 

Titel I 

Freier Warenverkehr 

Kapitel I 

Zollbestimmungen 
Artikel 31 

1. Für jede Ware gilt als Ausgangszollsatz, nach dem 
die in den Artikeln 32 und 59 vorgesehenen aufeinander¬ 
folgenden Herabsetzungen vorgenommen werden, der 
am 1. Januar 1972 tatsächlich angewandte Zollsatz. 

Für jede Ware gilt als Ausgangszollsatz für die in den 
Artikeln 39 und 59 vorgesehenen Annäherungen an den 
Gemeinsamen Zolltarif und den vereinheitlichten EGKS- 
Tarif der von den neuen Mitgliedstaaten am 1. Januar 
1972 tatsächlich angewandte Zollsatz. 

Im Sinne dieser Akte bedeutet .vereinheitlichter 
EGKS-Tarif" das Zolltarifschema sowie die geltenden 
Zollsätze für die Erzeugnisse der Anlage I des EGKS- 
Vertrags, ausgenommen Kohle. 

2. Werden nach dem 1. Januar 1972 Zollherabsetzun¬ 
gen durchgeführt, die sich aus dem hauptsächlich chemi¬ 
sche Waren betreffenden Übereinkommen in Ergänzung 
des Genfer Protokolls von 1967 zum Allgemeinen Zoll- 
und Handelsabkommen ergeben, so treten die herab¬ 
gesetzten Zollsätze an die Stelle der in Absatz 1 genann¬ 
ten Ausgangszollsätze. 


Artikel 32 

1. Die Einfuhrzölle werden zwischen der Gemeinschaft 
in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen 
Mitgliedstaaten sowie zwischen den neuen Mitglied¬ 
staaten schrittweise wie folgt abgeschafft: 

— am 1. April 1973 wird jeder Zoll auf 80 v. H. des Aus¬ 
gangszolls herabgesetzt; 

— die vier weiteren Herabsetzungen um jeweils 20 v. H. 
erfolgen am 

1. Januar 1974 
1. Januar 1975 
1. Januar 1976 
1. Juli 1977 

2. Abweichend von Absatz 1 

a) werden die Einfuhrzölle für Kohle im Sinne der 
Anlage 1 des EGKS-Vertrags zwischen den Mitglied¬ 
staaten mit dem Beitritt abgeschafft; 

b) werden die Einfuhrzölle für die in Anhang III auf¬ 
geführten Erzeugnisse am 1. Januar 1974 abgeschafft; 

c) wird vom Beitritt an für Einfuhren im Sinne der 
Bestimmungen über die Steuerbefreiung im Rahmen 
des Reiseverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten Zoll¬ 
freiheit gewährt. 
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A r t i c 1 e 30 

The adaptations to the acts listed in Annex II to this 
Act made necessary by accession shall be drawn up in 
conformity with the guidelines set out in that Annex 
and in accordance with the procedure and under the con- 
ditions laid down in Article 153. 

Part Four 

Transitional Measures 

Title I 

Free Movement of Goods 

Chapter 1 
Tarif! Provisions 

Article 31 

1. The basic duty to whidi the successive reductions 
provided for in Articles 32 and 59 are to be applied shall, 
for each product, be the duty actually applied on 1 Janu- 
ary 1972. 

The basic duty used for the moves towards the Com¬ 
mon Customs Tariff and the ECSC unified tariff provided 
for in Articles 39 and 59 shall, for each product, be the 
duty actually applied by the new Member States on 
1 January 1972. 

For the purposes of this Act, "ECSC unified tariff" 
means the customs nomenclature and the existing 
customs duties for the products in Annex I to the ECSC 
Treaty, other than coal. 

2. If, after 1 January 1972, any tariff reductions deriv- 
ing from the Agreement Relating Principally to Chemi¬ 
cals supplementary to the Geneva (1967) Protocol to the 
General Agreement on Tariffs and Trade become appli¬ 
cable, the reduced duties shall replace the basic duties 
referred to in paragraph 1. 

Article 32 

1. Customs duties on imports between the Community 
as originally constituted and the new Member States and 
between the new Member States themselves shall be 
progressively abolished in accordance with the following 
timetable: 

— on 1 April 1973, each duty shall be reduced to 80°/o of 
the basic duty; 

— the four other reductions of 20 °/o each shall be made 
on: 

1 January 1974; 

1 January 1975; 

1 January 1976; 

1 July 1977. 

2. Notwithstanding paragraph 1: 

(a) customs duties on imports of coal within the meaning 
of Annex I to the ECSC Treaty shall be abolished be¬ 
tween Member States from the date of accession,- 

(b) customs duties on imports of products listed in An¬ 
nex III to this Act shall be abolished on 1 January 
1974; 

(c) duty-free entry shall, from the date of accession, 
apply to imports whidi benefit from the provisions re¬ 
lating to tax exemptions applicable to persons travell- 
ing from one Member State to another. 


Article 30 

Les adaptations des actes enumeres dans la liste figu- 
rant ä l'annexe II du present acte qui sont rendues neces- 
saires par l'adhesion sont etablies conformement aux 
Orientations definies par ladite annexe et selon la proce¬ 
dure et dans les conditions prevues par I'article 153. 

Quatri£me partie 
Les mesures transitoires 

Titre I 

La libre circulation 
des marchandises 

Chapitre 1 

Dispositlons tarifaires 
Article 31 

1. Pour draque produit, le droit de base sur lequel les 
reductions successives prevues aux articles 32 et 59 doi- 
vent etre operees est le droit effectivement applique le 
ler janvier 1972. 

Pour draque produit, le droit de base retenu pour les 
rapprochements vers le tarif douanier commun et vers le 
tarif unifie CECA prevus aux articles 39 et 59 est le droit 
effectivement applique par les nouveaux Etats membres 
le 1 er janvier 1972. 

Au sens du present acte, on entend par «tarif unifie 
CECA » l'ensemble constitue par la nomenclature doua- 
niere et les droits de douane existants pour les produits 
de l'annexe I du traite CECA. ä l'exception du charbon. 

2. Si apres le 1 er janviet 1972 des reductions de droits 
decoulant de l'accord concernant principalement les pro¬ 
duits drimiques, additionnel au Protocole de Geneve (1967) 
annexe ä TAccord general sur les tarifs douaniers et le 
commerce, deviennent applicables, les droits ainsi reduits 
se substituent aux droits de base vises au paragraphe 1. 

A r t i c i e 32 

1. Les droits de douane ä l'importation entre la Com- 
munaute dans sa composition originaire et les nouveaux 
Etats membres, et entre les nouveaux Etats membres, sont 
progressivement supprimes selon le rythme suivant: 

— le 1 er avril 1973, diaque droit est ramene ä 80 # o du 
droit de base; 

— les quatre autres reductions de 20 °/c chacune sont 
etfectuees: 

le 1 er janvier 1974 
le 1 er janvier 1975 
le 1 er janvier 1976 
le l pr juillet 1977. 

2. Par derogation au paragraphe 1: 

a) les droits de douane ä l'importation sur le charbon au 
sens de rannexe 1 du traite CECA sont supprimes 
entre les Etats membres des l'adhesion; 

b) les droits de douane ä l'importation pour les produits 
enumores ä l'annexe 111 du piesent actc sont suppt inres 
le l L ' r janvier 1974; 

c) une franchise des droits de douane est appliquec des 
l'adhesion aux importations beneliriant des dispnsi- 
tions relatives a la franchise fiscale dans le radre du 
trafic de Voyageurs entre les Etals membres. 
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3. Bei den in Anhang IV aufgeführten Erzeugnissen, 
die Gegenstand vertraglicher Präferenzmai gen zwischen 
dem Vereinigten Königreich und bestimmten anderen 
Ländern sind, für die Commonwealth-Präferenzen gelten, 
kann das Vereinigte Königreich die erste der in Absatz I 
vorgesehenen Zollherabsetzungen bis zum t. Juli 1973 
aufschieben, 

4. Absatz i berührt nicht die Möglichkeit, für be¬ 
stimmte Eisen- und Stahlerzeugnisse, die in der Gemein¬ 
schaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung nicht 
oder nicht in ausreichender Menge oder Qualität her¬ 
gestellt weiden, 7ollkontingente zu eröffnen. 


Artikel 33 

Innerhalb der Gemeinschaft werden in keinem Fall 
höhere Zollsätze als gegenüber dritten Ländern ange¬ 
wandt, für die die Meistbegünstigungsklausel gilt. 

Bei Änderung oder bei Aussetzung von Sätzen des 
Gemeinsamen Zolltarifs oder bei Anwendung des Arti¬ 
kels 41 durch die neuen Mitgliedstaaten kann der Rat 
mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommis¬ 
sion die zur Aufrechterhaltung der Gemeinschaftspräfe¬ 
renz erforderlichen Maßnahmen beschließen 


Artikel 34 

Jeder neue Mitgliedstaat kann die Anwendung seiner 
Zollsätze für aus anderen Mitgliedstaaten eingeführte 
Waren ganz oder teilweise aussetzen. Er gibt den ande¬ 
ren Mitgliedstaaten und der Kommission davon Kennt¬ 
nis. 


Artikel 35 

Jede ab 1. Januar 1972 im Handel zwischen der Ge¬ 
meinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und 
den neuen Mitgliedstaatpn sowie zwischen den neuen 
Mitgliedstaaten eingefühlte Abgabe mit gleicher Wirkung 
wie ein Einfuhrzoll wird am 1. Januar 1973 abgeschafft. 

Jede Abgabe mit gleicher Wirkung wie ein Einfuhr¬ 
zoll, deren Satz am 31. Dezember 1972 höher ist als der 
am 1. Januar 1972 tatsächlich angewandte Satz, wird am 
1. Januar 1973 auf die Höhe dieses Satzes gesenkt. 


Artikel 36 

1. Die Abgaben mit gleicher Wirkung wie Einfuhr¬ 
zölle werden zwischen der Gemeinschaft in ihrer ur¬ 
sprünglichen Zusammensetzung und den neuen Mitglied¬ 
staaten sowie zwischen den neuen Mitgliedstaaten schritt¬ 
weise wie folgt abgeschafft: 

— spätestens am 1. Januar 1974 wird jede Abgabe auf 
60 v H. des am 1. Januar 1972 angewandten Satzes 
herabgesetzt; 

— die drei weiteren Herabsetzungen um jeweils 20 v. H. 
erfolgen am 

1. Januar 1975 
1. Januar 1976 
1. Juli 1977 

2. Abweichend von Absatz 1 

a) werden die Abgaben mit gleicher Wirkung wie Ein¬ 
fuhrzölle für Kohle im Sinne der Anlage I des EGKS- 
Vertrags zwisdren den Mitgliedstaaten mit dem Bei¬ 
tritt abgeschafft: 
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3. As regards the products listed in Annex IV to this 
Act which are subject to contractual margins of prefer- 
ences between the United Kingdom and certain other 
countries enjoying Commonwealth preferences, the United 
Kingdom may defer until 1 July 1973 the first of the tariff 
reductions referred to in paragraph 1. 

4. Paragraph 1 shall not preclude the possibility of 
opening tariff quotas for certain iron and Steel products 
which are not manufactured or the manufacture of whidi 
is inadequate in quantity or quality in the Community as 
originally constituted. 


A r t i c 1 e 33 

In no case shall customs duties higher than those ap¬ 
plied to third countries enjoying most favoured nation 
treatment be applied within the Community. 

In the event of the Common Customs Tariff duties be- 
ing amended or suspended or the new Member States 
applying Article 41, the Council, acting by a qualified 
majority on a proposal from the Commission, may take 
the necessary measures for the maintenance of Commu¬ 
nity preference. 


Article 34 

Any new Member State may suspend in whole or in 
part the levying of duties on products imported from 
other Member States. It shall inform the other Member 
States and the Commission thereof. 


Article 35 

Any Charge having equivalent effect to a customs duty 
on imports, introduced after 1 January 1972 in trade be¬ 
tween the Community as originally constituted and the 
new Member States or between the new Member States 
themselves, shall be aboiished on 1 January 1973. 

Any Charge having equivalent effect to a customs duty 
on imports the rate of whidi on 31 December i972 is 
higher than that actually applied on 1 January 1972 shall 
be reduced to the latter rate on 1 January 1973. 


Article 36 

1. Charges having equivalent effect to customs duties 
on imports shall be progressively aboiished between the 
Community as originally constituted and the new Mem¬ 
ber States and between the new Member States them¬ 
selves in accordance with the following timetable: 

— by 1 January 1974 at the latest, eaeh Charge shall be 
reduced to 60 °/o of the rate applied on 1 January 1972: 

— the three other reductions of 20°'o each shall be made 
on: 

1 January 1975; 

1 January 1976; 

1 July 1977. 

2. Notwithstanding paragraph 1: 

(a) charges having equivalent effect to customs duties on 
imports of coal within the meaning of Annex I to the 
ECSC Treaty shall be aboiished between Member 
States from tho date of accession; 


3. Pour les produits enumeres ä l'annexe IV du present 
acte et qui font l'objet de marges de preferences conven- 
tionnelles entre le Royaume-Uni et certains autres pays 
beneficiant des preferences du Commonwealth, le Royau¬ 
me-Uni peut differer la premiere des reductions tarifaires 
visees au paragraphe 1 jusqu au 1 er juillet 1973. 

4. Les dispositions du paragraphe 1 ne prejugent pas la 
possibilite d’ouvrir des contingents tarifaires pour cer¬ 
tains produits siderurgiques qui ne sont pas fabriques, 
ou le sont en quantite ou qualite insuffisantes dans la 
Communaute dans sa composition originaire. 


Article 33 

En aucun cas, il n'est applique a l'interieur de la Com¬ 
munaute des droits de douane superieurs ä ceux qui sont 
appliques ä l'egard des pays tiers beneficiant de la clause 
de la nation la plus favoris4e. 

En cas de modification ou de Suspension des droits du 
tarif douanier commun ou d'application par les nouveaux 
Etats membres de l'article 41, le Conseil, statuant ä la 
majorite qualifiee et sui proposition de la Commission, 
peut prendre les mesures necessaires pour maintenir la 
preference communautaire. 


Article 34 

Tout nouvel Etat membre peut suspendre totalement 
ou partiellement la perception des droits applicables aux 
produits importes des autres Etats membres. II en informe 
les autres Etats membres et la Commission. 


Article 35 

Toute taxe d'effet equivalant ä un droit de douane ä 
l'importation introduite ä partir du ler janvier 1972 dans 
les echanges entre la Communaute dans sa composition 
originaire et les nouveaux Etats membres, et entre les 
nouveaux Etats membres, est supprimee le 1« janvier 
1973. 

Toute taxe d'effet equivalant ä un droit de douane ä 
l'importation dont le taux serait, ä la date du 31 decembre 

1972, superieur ä celui effectivement applique le 1 er jan¬ 
vier 1972 est ramenee ä ce dernier taux le 1 er janvier 

1973. 


Article 36 

1. Les taxes d'effet equivalant ä des droits de douane 
a l'imporlation entre la Communaute dans sa composition 
originaire et les nouveaux Etats membres, et entre les 
nouveaux Etats membres, sont progressivement suppri- 
mees selon le rythme suivant: 

— chaque taxe est ramenee, au plus tard le 1 er janvier 
1974, ä 60 # /o du taux applique le 1 er janvier 1972; 

— les trois autres reductions de 20 °/o chacune sont ef- 
fectuees: 

le l ei janvier 1975 
le 1 er janvier 1976 
le 1 er juillet 1977. 

2, Par derogation au paragraphe 1: 

a) les taxes d eilet equivalant ä des droits de douane a 
l'importation sur le charbon au sens de l'annexe I du 
traite CECA sont supprimees entre les Etats membres 
des l'adhesion; 



1166 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1972, Teil II 


b) werden die Abgaben mit gleicher Wirkung wie Ein¬ 
fuhrzölle für die in Anhang III aufgeführten Erzeug¬ 
nisse am 1 Januar 1974 abgeschafft. 


Artikel 37 

Die Ausfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung wer¬ 
den zwischen der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung und den neuen Mitgliedstaaten sowie 
zwischen den neuen Mitgliedstaaten spätestens am 1. Ja¬ 
nuar 1974 abgeschafft. 


Artikel 38 

1. Unbesdiadet der Absätze 2 und 6 gelten die Bestim¬ 
mungen über die schrittweise Abschaffung der Zölle auch 
für die Finanzzölle. 

2. Die neuen Mitgliedstaaten sind weiterhin berech¬ 
tigt, einen Finanzzoll oder den Finanzanteil eines 
solchen Zolls durch eine inländische Abgabe zu ersetzen, 
die den Bestimmungen des Artikels 95 des EWG-Ver- 
trags entspricht. Macht ein neuer Mitgliedstaat von die¬ 
ser Möglichkeit Gebrauch, so stellt der gegebenenfalls 
nicht durch die inländische Abgabe gedeckte Bestandteil 
den Ausgangszollsatz im Sinne des Artikels 31 dar. Die¬ 
ser Bestandteil wird nach Maßgabe der Artikel 32, 39 und 
59 im innergemeinschaftlichen Handel beseitigt und an 
den Gemeinsamen Zolltarif angenähert. 

3. Stellt die Kommission fest, daß die Ersetzung eines 
Finanzzolls oder des Finanzanteils eines solchen Zolls 
in einem neuen Mitgliesdtaat auf ernste Schwierigkeiten 
stößt, so ermächtigt sie den betreffenden Staat, diesen 
Zoll oder Finanzanteil unter der Bedingung beizubehal¬ 
ten, daß er ihn spätestens am 1 Januar 1976 abschafft; 
die Ermächtigung muß vor dem 1. Februar 1973 bean¬ 
tragt werden. Die Kommission entscheidet vor dem 1. 
März 1973. 

Der Schutzanteil, dessen Höhe die Kommission nach 
Konsultierung des betreffenden Staates vor dem 1. März 
1973 bestimmt, stellt den Ausgangszollsatz im Sinne des 
Artikels 31 dar. Dieser Bestandteil wird nach Maßgabe 
der Artikel 32, 39 und 59 im innergemeinschaftlichen 
Handel beseitigt und - an den Gemeinsamen Zolltarif 
angenähert. 

4. Die Kommission kann das Vereinigte Königreich 
ermächtigen, die Finanzzölle oder den Finanzanteil sol¬ 
cher Zölle auf Tabak für weitere zwei Jahre beizubehal¬ 
ten, wenn die Umwandlung dieser Zölle in inländische 
Abgaben auf verarbeiteten Tabak auf einer nach Artikel 
99 des EWG-Vertrags harmonisierten Grundlage nicht bis 
zum 1 Januar 1976 erfolgen konnte, weil einschlägige 
Gemeinschaftsbestimmungen am 1. Januar 1975 nicht vor¬ 
liegen oder weil der Zeitpunkt für den Beginn der 
Anwendung dieser Gemeinschaftsbestimmungen nach 
dem 1. Januar 1976 liegt. 

5. Die Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur Har¬ 
monisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
über den Zahlungsaufschub für Zölle, Abgaben gleicher 
Wirkung und Abschöpfungen ist in den neuen Mitglied¬ 
staaten nicht auf die Finanzzölle im Sinne der Absätze 3 
und 4 oder den Finanzanteil solcher Zölle anwendbar. 

6. Die Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur Har¬ 
monisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
über den aktiven Veredelungsverkehr ist im Vereinigten 
Königreich nicht auf die Finanzzölle im Sinne der Ab¬ 
sätze 3 und 4 oder den Finanzanteil solcher Zölle an¬ 
wendbar. 
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(b) charges having equivalent effect to customs duties 
on imports on the products listed in Annex III to this 
Act shall be abolished on 1 January 1974. 


A r t i c 1 e 37 

Customs duties on exports and diarges having equiva¬ 
lent effect shall be abolished between the Community as 
originally constituted and the new Member States and 
between the new Member States themselves by 1 Janu¬ 
ary 1974 at the latest. 

A r t i c 1 e 38 

1. Without prejudice to the following paragraphs, the 
provisions concerning the progressive abolition of 
customs duties shall apply to customs duties of a fiscal 
nature. 

2. The new Member States shall retain the right to re- 
place a customs duty of a fiscal nature or the fiscal ele- 
ment of any such duty by an internal tax which is in con- 
formity with Article 95 of the EEC Treaty. If a new Mem¬ 
ber State avails itself of this right, any element not so 
replaced by the internal tax shall constitute the basic 
duty under Article 31. This element shall be abolished in 
trade within the Community and brought into line with 
the Common Customs Tariff under the conditions laid 
down in Articles 32, 39 und 59. 

3. Where the Commission finds that in a new Member 
State there is serious difficulty in replacing a customs 
duty of a fiscal nature or the fiscal element of any such 
duty, it shall authorize that State, following a request 
made before 1 February 1973, to retain the duty or fiscal 
element, provided the State abolishes it by 1 January 
1976 at the latest. The decision of the Commission shall 
be taken before 1 March 1973. 

The protective element, the amount of which shall be 
fixed by the Commission before 1 March 1973 after Con¬ 
sulting the State concerned, shall constitute the basic 
duty provided for in Article 31. This element shall be 
abolished in trade within the Community and brought in¬ 
to line with the Common Customs Tariff under the con¬ 
ditions laid down in Articles 32, 39 and 59. 

4. The Commission may authorize the United Kingdom 
to retain customs duties of a fiscal nature or the fiscal 
element of such duties on tobacco for two additional 
years if by 1 January 1976 it has not proved possible to 
convert those duties into internal taxes on manufactured 
tobacco on a harmonized basis in accordance with Ar¬ 
ticle 99 of the EEC Treaty, either because there are no 
Community provisions in this field on 1 January 1975 or 
because the time limit set for the implementation of such 
Community provisions is later than 1 January 1976. 


5. The Council Directive of 4 March 1969 on the harmon- 
ization of provisions laid down by law, regulation or 
administrative action for deferred payment of customs 
duties, charges having equivalent effect and agricultural 
levies shall not apply in the new Member States to the 
customs duties of a fiscal nature referred to in para¬ 
graphs 3 and 4 or to the fiscal element of such duties. 

6. The Council Directive of 4 March 1969 on the harmon- 
lzation of provisions laid down by law, regulation or 
administrative action in respect of inward Processing 
shall not apply in the United Kingdom to the customs 
duties of a fiscal nature referred to in paragraphs 3 and 4 
or to the fiscal element of such duties. 


b) les taxes d'effet equivalant ä des droits de douane ä 
l'importation, applicables aux produits enumeres ä 
l'annexe III du present acte, sont supprimees le 
1 er janvier 1974. 

Article 37 

Les droits de douane ä l'exportation et les taxes d'effet 
equivalent entre la Communaute dans sa composition ori- 
ginaire et les nouveaux Etats membres, et entre les nou- 
veaux Etats membres, sont supprimes au plus tard le 
1 er janvier 1974. 

Article 38 

1. Sans prejudice des dispositions des paragraphes sui- 
vants, les dispositions portant sur la suppression progres¬ 
sive des droits de douane sont applicables aux droits de 
douane ä caractere fiscal. 

2. Les nouveaux Etats membres conservent la faculte 
de remplacer un droit de douane ä caractere fiscal, ou 
Lelement fiscal dun tel droit, par une taxe interieure 
conforme aux dispositions de l'article 95 du trait6 CEE. 
Si un nouvel Etat membre se prevaut de cette faculte, 
l'element eventuellement non couvert par la taxe inte¬ 
rieure represente le droit de base prevu ä l'article 31. 
Cet element est supprime dans les echanges ä l'interieur 
de la Communaute et rapproche du tarif douanier com- 
mun dans les conditions prevues aux articles 32, 39 et 59. 

3. Lorsque la Commission constate que le remplace- 
ment d'un droit de douane ä caractere fiscal, ou de l’ele- 
ment fiscal d'un tel droit, se heurte ä des difficultes 
serieuses dans un nouvel Etat membre, eile autorise cet 
Etat, sur demande formulee avant le 1 er fevrier 1973, ä 
maintenir ce droit ou cet element, ä condition qu'il le 
supprime au plus tard le 1 er janvier 1976. La decision de 
la Commission doit intervenir avant le 1 er mars 1973. 

Lelement protecteur, dont le montant est determine 
avant le 1 er mars 1973 par la Commission apres consulta- 
tion de l’Etat interesse, represente le droit de base prevu 
ä l’article 31. Cet element est supprime dans les echanges 
ä l'interieur de la Communaute et rapproche du tarif 
douanier commun dans les conditions prevues aux ar¬ 
ticles 32, 39 et 59. 

4. La Commission peut autoriser le Royaume-Uni ä 
maintenir les droits de douane ä caractere fiscal ou l’elh- 
ment fiscal de ces droits sur les tabacs pendant deux 
annees supplementaires si, le 1 er janvier 1976, la trans- 
formation de ces droits en taxes interieures sur les tabacs 
manufactures sur une base harmonisee conform6ment aux 
dispositions de l'article 99 du traite CEE n'a pu 6tre 
realisee, soit en raison de l'absence de dispositions com- 
munautaires dans ce domaine le 1 er janvier 1975, soit 
parce que le terme prevu pour la mise en application de 
ces dispositions communautaires serait posterieur au 
1 er janvier 1976. 

5. La directive du Conseil, du 4 mars 1969, concernant 
l'harmonisation des dispositions legislatives, reglemen- 
taires et administratives relatives au report de paiement 
des droits de douane, taxes d'effet equivalent et preleve- 
ments agricoles ne sapplique pas, dans les nouveaux 
Etats membres, aux droits de douane ä caractere fiscal 
vises aux paragraphes 3 et 4 ou ä l’element fiscal de ces 
droits. 

6. La directive du Conseil, du 4 mars 1969, concernant 
l'harmonisation des dispositions legislatives, reglemen- 
taires et administratives relatives au regime du per- 
fectionnement actif ne sapplique pas dans le Royaume- 
Uni aux droits de douane ä caractere fiscal vises aux 
paragraphes 3 et 4 ou ä Lelement fiscal de ces droits. 
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Artikel 39 

1. Zur schrittweisen Einführung des Gemeinsamen 
Zolltarifs und des vereinheitlichten EGKS-Tarifs ändern 
die neuen Mitgliedstaaten ihre gegenüber dritten Län¬ 
dern geltenden Zollsätze wie folgt: 

a) auf Zollpositionen, bei denen die Ausgangszollsätze 
um höchstens 15 v. H. von den Sätzen des Gemein¬ 
samen Zolltarifs oder des vereinheitlichten EGKS- 
Tarifs abweichen, werden die letzteren ab 1. Januar 
1974 angewandt; 

b) in den anderen Fällen wendet jeder neue Mitglied¬ 
staat vom gleichen Zeitpunkt an einen Zollsatz an, 
durch den der Abstand zwischen dem Ausgangszoll¬ 
satz und dem Satz des Gemeinsamen Zolltarifs oder 
des vereinheitlichten EGKS-Tarifs um 40 v. H. verrin¬ 
gert wird. 

Dieser Abstand wird erneut am 1. Januar 1975 und 
am 1. Januar 1976 um jeweils 20 v. H. verringert. 

Die neuen Mitgliedstaaten wenden den Gemeinsamen 
Zolltarif und den vereinheitlichten EGKS-Tarif ab 1. Juli 
1977 in vollem Umfang an. 

2. Werden vom 1. Januar 1974 an bestimmte Sätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs geändert oder ausgesetzt, so 
werden die neuen Mitgliedstaaten ihre Zollsätze gleich¬ 
zeitig in dem Verhältnis, das sich aus der Anwendung 
des Absatzes 1 ergibt, ändern oder aussetzen. 

3. Bei den in Anhang III aufgeführten Erzeugnissen 
wenden die neuen Mitgliedstaaten den Gemeinsamen 
Zolltarif ab 1. Januar 1974 an. 

4. Die neuen Mitgliedstaaten wenden vom Beitritt an 
das Schema des Gemeinsamen Zolltarifs an. Dänemark, 
Norwegen und das Vereinigte Königreich werden jedoch 
ermächtigt, die Anwendung des Schemas bis zum 1. Ja¬ 
nuar 1974 aufzuschieben. 

Die neuen Mitgliedstaaten können in das Schema die 
bestehenden innerstaatlichen Unterteilungen überneh¬ 
men, die für die nach Maßgabe dieser Akte vorzuneh¬ 
mende schrittweise Annäherung ihrer Zollsätze an die 
Sätze des Gemeinsamen Zolltarifs unerläßlich sind. 

5. Um den neuen Mitgliedstaaten die schrittweise Ein¬ 
führung des Gemeinsamen Zolltarifs zu erleichtern, legt 
die Kommission gegebenenfalls die Einzelheiten fest, 
nach denen die neuen Mitgliedslaaten ihre Zollsätze 


ändern. 

Artikel 40 

Für folgende im Gemeinsamen Zolltarif wiedergege¬ 
bene Erzeugnisse 

Nummer 
des Ge¬ 
meinsa¬ 
men Zoll¬ 
tarifs 

Warenbezeichnung 

(EGKS) 

73.01 

Roheisen (einschließlich Spiegeleisen) 
in Barren, Masseln, Flossen oder der¬ 
gleichen, auch in formlosen Stücken 

73.02 

Ferrolegierungen: 

A. Ferromangan: 

I. mit einem Gehalt an Kohlenstoff 
von mehr als 2 Gewichtshundert¬ 
teilen (hochgekohltes Ferro¬ 
mangan) 

73.07 

Vorblöcke (Blooms), Knüppel, Bram¬ 
men und Platinen, aus Stahl; Stahl, 
nur vorgeschmiedet oder gehämmert 
(Schmiedehalbzeug); 

4. Vorblöcke (Blooms) und Knüppel 


ex 1 Knüppel, gewalzt 
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A i t i c 1 e 39 

1 For the purpose of the progressive introduction of 
ihe Common Customs Tariff and of the ECSC unified 
tariff, the new Member States shall amend their tariffs 
applicable to third countries as follows: 

(a) in the case of tariff headings in respect of which the 
basic duties do not differ by more than 15 "/» in either 
direction from the duties in the Common Customs 
Tariff or the ECSC unified tariff, these latter duties 
shall be applied from t January 1974; 

(b) in other cases, eadt new Member State shall, from 
the same date, apply a duty reducing by 40 n 'o the 
difference between the basic duty and the duty in 
the Common Customs Tariff or the ECSC unified 
tariff. 

This difference shall be further reduced by 20 °. o on 
1 January 1975 and by 20 "/o on 1 January 1976. 

The new Member States shall applly in full the Com¬ 
mon Customs Tariff and the ECSC unified tariff from 
1 July 1977. 

2. From 1 January 1974, it any duties in the Common 
Customs Tariff are altered or suspended, the new Mem¬ 
ber States shall simultaneously amend or suspend their 
tariffs in the proportion resulting front the implementa- 
tion of paragraph 1. 

3. The new Member States shall apply the Common 
Customs Tariff from 1 January 1974 in respect of the 
Products listed in Annex III to this Act. 

4. The new Member States shall apply the Common 
Customs Tariff nomenclature from the date of accession. 
Denmark, Norway and the United Kingdom are, however, 
authorized to defer their application of the nomenclature 
until 1 January 1974. 

The new Meinber States may include within this 
nomenclature existing national subdivisions which are 
indispensable in Order that the progressive alignment of 
their customs duties with those in the Common Customs 
Tariff be carried out under the conditions laid down in 
this Act. 

5. With a view to facilitating the progressive introduc¬ 
tion of the Common Customs Tariff by the new Member 
States, the Commission shall determine, if necessary, the 
provisions whereby new Member States alter their 
customs duties. 

A r t i c 1 e 40 

In respect of the following products in the Common 
Customs Tariff: 


A r t i c 1 e 39 

1. Aux fins de la mise en place progressive du tarif 
douanier commun et du tarif unifie CECA, les nouveaux 
Etats membres modifient leurs tarifs applicables aux pays 
tiers comme suit: 

a) pour les positions tarifaires pour lesguelles les droits 
de base ne s ecartent pas de plus de 15 °/o en plus ou 
en moins des droits du tarif douanier commun ou du 
tarif unifie CECA, ces derniers droits sont appliques ä 
partir du 1 er janvier 1974; 

b| dans les autres cas, chaque nouvel Etat membre appli- 
que, ä partir de la merne date, un droit reduisant de 
40 °/o l'ecart entre le droit de base et le droit du tarif 
douanier commun ou du tarif unifie CECA. 

Cet ecart est de nouveau reduit de 20 % chaque fois 
le l<u janvier 1975 et le 1 er janvier 1976. 

Los nouveaux Etats membres appliquent integralement 
le tarif douanier commun et le tarif unifie CECA ä partir 
du le' juillet 1977. 

2. A partir du 1 er janvier 1974, si certains droits du 
tarif douanier commun sont modifies ou suspendus, les 
nouveaux Etats membres modifient ou suspendent simul- 
tanement leurs tarifs dans la proportion resultant de la 
mise en oeuvre du paragraphe 1. 

3 Pour les produits enumeres ä l annexe III du present 
acte, les nouveaux Etats membres appliquent le tarif 
douanier commun ä partir du 1 er janvier 1974. 

4 Les nouveaux Etats membres appliquent des l'adhe- 
sion la nomenclature du tarif douanier commun. Toute- 
fois, le Dänemark, la Norvege et le Royaume-Uni sont 
autorises ä en diffdrer lapplication jusqu au 1«' janvier 
1974. 

Les nouveaux Etats membres peuvent reprendre ä lin- 
terieur de cette nomenclature les subdivisions nationales 
existantes qui seraient indispensables pour que le rappro- 
drement progressif de leurs droits de douane vers ceux 
du tarif douanier commun s'effectue dans les conditions 
prevues au prdsent acte. 

5. En vue de faciliter la mise en place progressive du 
tarif douanier commun par les nouveaux Etats membres, 
la Commission determine, s'il y a lieu, les modalites 
d'application selon lesquelles ceux-ci modifient leurs 
droits de douane. 

A r t i c 1 e 40 

Pour les produits suivants qui sont repris dans le tarif 
douanier commun: 


No 


CCT 

heading No 

Description of goods 
(ECSC) 

73.01 

Pig iron, cast iron and spiegeleisen, 
in pigs, blocks, lumps and similar 
forms 

73.02 

Ferro-alloys: 

A. Ferro-manganese: 

I. Containing more than 2 •/o by 
weight of carbon (high carbon 
ferro-manganese) 

73.07 

Blooms, billets, slabs and sheet bars 
(including tinplate bars), of iron or 
Steel; pieces roughly shaped by forg- 
ing, of iron or steel 

A. Blooms and billets: 

ex I Rolled billets 


du tarif 
douanier 

commun 

Designation des marchandises 
(CECA) 

73.01 

Fontes (y compris la fonte Spiegel) 
brutes, en lingots, gueuses, saumons 
ou masses 

73.02 

Ferro-alliages: 

A. Ferro-manganese: 

I. contenant en poids plus de 2°/o 
de carbone (ferro-manganese 
carbure) 

73.07 

Fei et acier en blooms, billettes, bra- 
mes et largets; fer et acier simplement 
degrossis par forgeage ou par marfe- 
lage (ebauches de forge): 

A. Blooms et billettes: 

ex 1. Billettes laminees 
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wendet Irland abweichend von Artikel 39 ab 1. Januar 
1975 Zollsätze an, durch die der Abstand zwischen den 
am I. Januar 1972 tatsächlich angewandten Zollsätzen 
und den Sätzen des vereinheitlichten EGKS-Tarifs um 
ein Drittel verringert wird. Der sich nach dieser ersten 
Annäherung ergebende Abstand wird am 1. Januar 1976 
um 50 v. H. erneut verringert. 

Irland wendet ab 1. Juli 1977 den vereinheitlichten 
EGKS-Tarif in vollem Umfang an. 


Artikel 41 

Den neuen Mitgliedstaaten steht es frei, ihre Zollsätze 
rascher als in Artikel 39 Absätze 1 und 3 vorgesehen zu 
ändern, um sie den Sätzen des Gemeinsamen Zolltarifs 
und des vereinheitlichten EGKS-Tarifs anzugleichen. Sie 
geben den anderen Mitgliedstaaten und der Kommission 
davon Kenntnis. 


Kapitel 2 

Beseitigung der mengenmäßigen Beschränkungen 
Artikel 42 

Die mengenmäßigen Ein- und Ausfuhrbeschränkungen 
werden zwischen der Gemeinschaft in ihrer ursprüngli¬ 
chen Zusammensetzung und den neuen Mitgliedstaaten 
sowie zwischen den neuen Mitgliedstaaten mit dem Bei¬ 
tritt beseitigt. 

Die Maßnahmen mit gleicher Wirkung wie diese Be¬ 
schränkungen werden spätestens am 1. Januar 1975 
beseitigt. 


Artikel 43 

Abweichend von Artikel 42 können die Mitgliedstaa¬ 
ten Ausfuhrbeschränkungen für Bearbeitungsabfälle und 
Schrott von Eisen oder Stahl der Tarifnummer 73.03 des 
Gemeinsamen Zolltarifs zwei Jahre lang beibehalten, 
sofern diese Regelung nicht restriktiver ist als die auf 
die Ausfuhr nach dritten Ländern angewandte Regelung. 

Diese Frist wird für Dänemark und Norwegen auf drei 
Jahre, für Irland auf fünf Jahre festgesetzt. 


Artikel 44 

1. Die neuen Mitgiiedstaaten formen ihre staatlichen 
Handelsmonopole im Sinne des Artikels 37 Absatz 1 des 
EWG-Vertrags schrittweise derart um, daß bis zum 31. 
Dezember 1977 jede Diskriminierung in den Versor- 
gungs- und Absatzbedingungen zwischen den Angehöri¬ 
gen der Mitgliedstaaten ausgeschlossen wird. 

Die ursprünglichen Mitgliedstaaten übernehmen gegen¬ 
über den neuen Mitgliedstaaten gleichwertige Verpflich¬ 
tungen. 

2. Vom Beginn des Jahres 1973 an spricht die Kom¬ 
mission Empfehlungen aus über die Art und Weise und 
die Zeitfolge der in diesem Artikel vorgesehenen An¬ 
passung, wobei diese Art und Weise und diese Zeitfolge 
für die neuen Mitgliedstaaten und für die ursprünglichen 
Mitgliedstaaten gleich sein müssen. 
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Ireland shall, notwithstanding the provisions of Article 39, 
apply from 1 January 1975 duties reducing by one third 
the difference between the rates actually applied on 
1 January 1972 and those of the ECSC unified tariff. The 
difference resulting from this first move towards align- 
ment shall be further reduced by 50°/o on 1 January 1976. 

Ireland shall apply in full the ECSC unified tariff from 
1 July 1977. 


Article 41 

In Order to bring their tariffs into line with the 
Common Customs Tariff and the ECSC unified tariff, the 
new Member States shall remain free to alter their cus¬ 
toms duties more rapidly than is provided for in Arti¬ 
cle 39 (1) and (3). They shall inform the other Member 
States and the Commission thereof. 


Chapter 2 

Elimination of quantitative restrlctions 
Article 42 

Quantitative restrictions on imports and exports shall, 
from the date of accession, be abolished between the 
Community as originally constituted and the new Mem¬ 
ber States and between the new Member States them- 
selves. 

Measures having equivalent effect to such restrictions 
shall be abolished by 1 January 1975 at the latest. 


Article 43 

Notwithstanding Article 42, Member. States may, for a 
period of two years, retain restrictions on exports of waste 
and scrap metal of iron or Steel falling within Common 
Customs Tariff heading No 73.03, insofar as these ar- 
rangements are not more restrictive than those applied to 
exports to third countries. 

For Denmark and Norway the period shall be three 
years and for Ireland five years. 


Article 44 

1. The new Member States shall progressively adjust 
State monopolies of a commercial diaracter within the 
meaning of Article 37 (1) of the EEC Treaty so as to 
ensure that by 31 December 1977 no discrimination re- 
garding the conditions under which goods are procured 
and marketed exists between nationals of Member States. 

The original Member States shall have equivalent 
obligations in relation to the new Member States. 

2. From the beginning of 1973 the Commission shall 
make recommendations as to the manner in which and 
the limetable according to which the adustment provided 
for in this Article must be carried out, it being under- 
stood that the manner and timetable must be the same 
for the new Member States and the original Member 
Slates 


l'Irlande applique, ä partir du 1 er janvier 1975, par dero- 
gation ä l’article 39, des droits reduisant d un tiers l'ecart 
entre les taux effectivement appliques le 1 er janvier 1972 
et ceux du tarif unifie CECA. L'ecart resultant de ce Pre¬ 
mier rapprochement est ä nouveau reduit de 50 %> le 
1 er janvier 1976. 

L'Irlande applique integralement le tarif unifie CECA 
ä partir du l«r jiüllet 1977. 


Article 41 

Pour aligner leurs tarifs sur le tarif douanier commun 
et sur le tarif unifie CECA, les nouveaux Etats membres 
restent libres de modifier leurs droits de douane selon un 
rythme plus rapide que celui prevu ä l'article 39 para- 
graphes 1 et 3. Ils en informent les autres Etats membres 
et la Commission. 


Chapltre 2 

Elimination des restrictions quantitatives 
Article 42 

Les restrictions quantitatives ä l'importation et ä 
l'exportation entre la Communaute dans sa composition 
originaire et les nouveaux Etats membres, et entre les 
nouveaux Etats membres, sont supprimees des l'adhesion 

Les mesures d'effet equivalant ä ces restrictions sont 
supprimees au plus tard le 1«' janvier 1975. 


Article 43 

Par derogation ä l'article 42, les Etats membres peuveni 
maintenir des restrictions ä l'exportation de ferraille, 
dechets et debris d'ouvrages de fonte, de fer ou d'acier, 
de la Position 73.03 du tarif douanier commun, pendant 
une periode de deux ans, pour autant que ce regime ne 
soit pas plus restrictif que celui applique aux exportations 
vers les pays tiers. 

Pour le Dänemark et la Norvege, cette periode est fixee 
a trois ans et pour l'Irlande ä cinq ans. 


Article 44 

1. Les nouveaux Etats membres amenagent progressive- 
ment les monopoles nationaux presentant un caractere 
commercial, au sens de l'article 37 paragraphe 1 du 
traite CEE, de teile faqon que soit assuree, avant le 
31 decembre 1977, l'exclusion de toute discrimination 
entre les ressortissants des Etats membres dans les con¬ 
ditions d'approvisionnement et de debouches. 

Les Etats membres originaires assument a l'egard des 
nouveaux Etats membres des obligations equivalentes. 

2. La Commission fait, des l'annee 1973, des recomman- 
dations au sujet des modalites et du rythme selon 
lesquels l'adaptation prevue au present article doit etre 
realisee, etant entendu que ces modalites et ce rythme 
doivont etre les memes pour les nouveaux Etats membres 
et pour les Etats membres originaires. 
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Kapitel 3 

Sonstige Bestimmungen 
Artikel 45 

1. Die Kommission regelt vor dem 1. April 1973 unter 
gebührender Berücksichtigung der geltenden Vorschrif¬ 
ten, insbesondere derjenigen für das gemeinschaftliche 
Versandverfahren, die Methoden der Zusammenarbeit 
der Verwaltungen, durch die die Abschaffung der Zölle 
und der Abgaben gleicher Wirkung sowie der mengen¬ 
mäßigen Beschränkungen und aller Maßnahmen gleicher 
Wirkung bei den Waren, welche die hierfür erforderli¬ 
chen Voraussetzungen erfüllen, gewährleistet werden 
soll. 

2. Vor Ablauf dieser Frist erläßt die Kommission Vor¬ 
schriften für den innergemeinschaftlichen Handel mit 
Waren, die in der Gemeinschaft hergestellt sind unter 
Verwendung von 

—- Waren, für welche die in der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung oder in einem 
neuen Mitgliedstaat anwendbaren Zölle und Abgaben 
gleicher Wirkung nicht erhoben oder vollständig oder 
teilweise rückvergütet worden sind; 

— landwirtschaftlichen Erzeugnissen, welche die Voraus¬ 
setzungen für die Zulassung zum freien Warenver¬ 
kehr in der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung oder in einem neuen Mitgliedstaat 
nicht erfüllen. 

Bei Erlaß dieser Vorschriften berücksichtigt die Kom¬ 
mission die Bestimmungen dieser Akte über die Ab¬ 
schaffung der Zölle zwischen der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen Mit¬ 
gliedstaaten sowie zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
und über die schrittweise Einführung des Gemeinsamen 
Zolltarifs und der Vorschriften für die gemeinsame 
Agrarpolitik in den neuen Mitgliedstaaten. 


Artikel 46 

1. Solange im innergemeinschaftlichen Handel Zölle 
erhoben werden, finden, soweit in dieser Akte nichts 
anderes bestimmt ist, die für den Handel mit dritten 
Ländern geltenden Zollbestimmungen in gleicher Weise 
auf den innergemeinschaftlichen Handel Anwendung. 

Für die Ermittlung des Zollwerts im innergemein¬ 
schaftlichen Handel ist als Zollgebiet das Zollgebiet zu¬ 
grundezulegen, das in den am 31. Dezember 1972 in der 
Gemeinschaft und in den neuen Mitgliedstaaten gelten¬ 
den Bestimmungen festgelegt ist. 

2. Die Mitgliedstaaten wenden vom Beitritt an das 
Schema des Gemeinsamen Zolltarifs im innergemein¬ 
schaftlichen Handel an. Dänemark, Norwegen und das 
Vereinigte Königreich werden jedoch ermächtigt, die 
Anwendung des Schemas bis zum 1. Januar 1974 auf¬ 
zuschieben. 

Die neuen Mitgliedstaaten können in das Schema die 
bestehenden innerstaatlichen Unterteilungen überneh¬ 
men, die für die nach Maßgabe dieser Akte vorzuneh¬ 
mende schrittweise Abschaffung ihrer Zölle innerhalb 
der Gemeinschaft unerläßlich sind. 


Artikel 47 

1. Werden im Handel zwischen der Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen 
Mitgliedstaaten sowie zwischen den neuen Mitgliedstaa¬ 
ten auf Giunderzeugnisse, bei denen davon ausgegangen 
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Chapter 3 
Other provisions 

A r t i c 1 e 45 

1. The Commission shall, before 1 April 1973 and with 
due regard for the provisions in force, in particular those 
relating to Community transit, determine the methods of 
administrative Cooperation designed to ensure that goods 
fulfilling the requisite conditions benefit from the abo- 
lition of customs duties and diarges having equivalent 
effect and quantitative restrictions and measures having 
equivalent effect. 

2. The Commission shall, before the expiry of that 
time limit, lay down the provisions applicable to trade 
within the Community in goods obtained in the Com¬ 
munity in the manufacture of which have been incorpo¬ 
rated: 

— products on which the customs duties or charges hav¬ 
ing equivalent effect which were applicable to them 
in the Community as originally constituted or in a 
new Member State have not been levied, or which 
have benefited from a total or partial drawback of 
such duties or charges; 

- agricultural products which do not fulfil the conditions 
required for admission to free movement in the Com¬ 
munity as originally constituted or in a new Member 
State. 

In adopting these provisions, the Commission shall 
take into account the rules laid down in this Act for the 
elimination of customs duties between the Community 
as originally constituted and the new Member States 
and between the new Member States themselves, and 
for the progressive introduction by the new Member 
States of the Common Customs Tariff and the provisions 
relating to the common agricultural policy. 


A r t i c 1 e 46 

1. Save as otherwise provided in this Act, the pro¬ 
visions in force with regard to customs legislation for 
trade with third countries shall apply under the same 
conditions to trade within the Community, for such time 
as customs duties are levied in that trade. 

For the purpose of establishing the customs value in 
respect of that trade, the customs territory to be taken 
into consideration shall be that defined by the provisions 
existing in the Community and in the new Member 
States on 31 December 1972. 

2. The Member States shall apply the Common Cus¬ 
toms Tariff nomenclature in trade within the Community 
from the date of accession. Denmark, Norway and the 
United Kingdom are, however, authorized to defer their 
application of this nomenclature until 1 January 1974. 

The new Member States may include within this no¬ 
menclature existing national subdivisions which are indis¬ 
pensable in order that the progressive elimination of 
their customs duties within the Community be carried 
out under the conditions laid down in this Act. 


A r t i c 1 e 47 

1. Where the compensatory amounts referred to in 
Article 55 (1) (a) are levied in trade between the Com¬ 
munity as originally constituted and the new Member 
Stales and between the new Member States themselves 


Chapitre 3 
Autres dispositions 

A r tic 1 e 45 

1. La Commission determine avant le l«r avril 1973. 
en tenant düment compte des dispositions en vigueur 
et notamment de celles relatives au transit commu- 
nautaire, les methodes de Cooperation administrative 
destinees 4 assurer que les marchandises remplissant 
les conditions requises ä cet effet beneficient de l'eli- 
mination des droits de douane et taxes d'effet equivalent 
ainsi que des restrictions quantitatives et mesures d’effet 
equivalent. 

2. Avant l’expiration de ce delai, la Commission deter¬ 
mine les dispositions applicables aux echanges, ä 
l'interieur de la Communaute, des marchandises obtenues 
dans la Communautd dans la fabrication desquelles sont 
entres: 

— des produits qui n'ont pas ete soumis aux droits de 
douane et taxes d'effet equivalent qui leur etaient 
applicables dans la Communaute dans sa composition 
originaire ou dans un nouvel Etat membre, ou qui ont 
beneficie d une ristoume totale ou partielle de ces 
droits ou taxes; 

— des produits agricoles qui ne satisfont pas aux condi¬ 
tions requises pour etre admis 4 la libre circulation 
dans la Communaute dans sa composition originaire 
ou dans un nouvel Etat membre. 

En arretant ces dispositions, la Commission tient 
compte des regles prevues dans le present acte pour 
Lelimination des droits de douane entre la Communaute 
dans sa composition originaire et les nouveaux Etats 
membres, et entre les nouveaux Etats membres, et poui 
lapplication progressive, par ceux-ci, du tarif douanier 
commun et des dispositions en matiere de politique 
agricole commune. 


Article 46 

1. Sauf disposition contraire du present acte, les dis¬ 
positions en vigueur en matiere de legislation douaniere 
pour les echanges avec les pays tiers s'appliquent dans 
les memes conditions aux echanges 4 l'interieur de la 
Communaute, aussi longtemps que des droits de douane 
sont pergus lors de ces echanges. 

Pour l'etablissement de la valeur en douane dans ces 
echanges, le territoire douanier 4 prendre en considera¬ 
tion est celui ddfini par les dispositions existant dans la 
Communaute et dans les nouveaux Etats membres le 
31 decembre 1972. 

2. Les Etats membres appliquent des l'adhesion la 
nomenclature du tarif douanier commun dans les echanges 
4 l'interieur de la Communaute. Toutefois, le Dänemark, 
la Norvege et le Royaume-Uni sont autorises 4 en differer 
Lapplication jusqu'au ler janvier 1974. 

Les nouveaux Etats membres peuvent reprendre 4 
l'interieur de cette nomenclature les subdivisions natio¬ 
nales existantes qui seraient indispensables pour que 
lelimination progressive de leurs droits de douane a 
l'interieur de la Communaute s'effectue dans les condi¬ 
tions prevues au present acte. 


Article 47 

1. Pour autant qu'il est percu dans les echanges entre 
la Communaute dans sa composition originaire et les 
nouveaux Etats membres, et entre les nouveaux Etats 
membres, des montants compensatoires vises a l ar- 
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wird, daß sie bei der Herstellung von Waren im Sinne 
der Verordnungen Nr. 170/67/EWG zur Festlegung der 
Handelsregelung für Eieralbumin und Milchaibumin und 
(EWG) Nr. 1059/69 zur Festlegung der Handelsregelung 
für bestimmte aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen her- 
gestellte Waren verwendet wurden, Ausgleichsbeträge 
im Sinne des Artikels 55 Absatz 1 Buchstabe a erhoben, 
so wird bei der Einfuhr dieser Waren ein Ausgleichs¬ 
betrag angewandt, der ausgehend von diesen Beträgen 
nach den Regeln bestimmt wird, die in den genannten 
Verordnungen für die Berechnung der Abgabe oder des 
beweglichen Teilbetrags auf diese Waren vorgesehen 
sind. 

Bei der Einfuhr dieser Waren aus dritten Ländern in 
die neuen Mitgliedstaaten werden die Abgabe im Sinne 
der Verordnung Nr. 170/67/EWG und der bewegliche 
Teilbetrag im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 
unter den gleichen Bedingungen wie in Artikel 55 Ab¬ 
satz 1 Buchstabe b vorgesehen um den Ausgleichsbetrag 
verringert oder erhöht. 

2. Artikel 61 Absatz 2 findet Anwendung bei der Be¬ 
stimmung des Zollsatzes, der den festen Teilbetrag der in 
den neuen Mitgliedstaaten auf Waren im Sinne der Ver¬ 
ordnung (EWG) Nr. 1059/69 anwendbaren Belastung dar¬ 
stellt. 

Jeder im Handel zwischen der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen Mit¬ 
gliedstaaten sowie zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
angewandte feste Teilbetrag wird nach Maßgabe des 
Artikels 32 Absatz 1 beseitigt. 

Jeder von den neuen Mitgliedstaaten auf Einfuhren 
aus dritten Ländern angewandte feste Teilbetrag wird 
nach Maßgabe des Artikels 39 an den Gemeinsamen 
Zolltarif angenähert. 

3. Die neuen Mitgliedstaaten wenden das Schema des 
Gemeinsamen Zolltarifs auf Waren im Sinne der Ver¬ 
ordnungen Nr. 170/67/EWG und (EWG) Nr. 1059/69 spä¬ 
testens ab 1. Februar 1973 in vollem Umfang an. 

4. Die Zölle und Abgaben gleicher Wirkung, soweit 
sie nicht unter die Absätze 1 und 2 fallen, werden von 
den .neuen Mitgliedstaaten am 1 Februar 1973 abge¬ 
schafft. 

Gleichzeitig werden die Maßnahmen mit gleicher Wir¬ 
kung wie mengenmäßige Beschränkungen von den neuen 
Mitgliedstaaten im Handel untereinander und mit der 
Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung 
beseitigt. 

5. Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor¬ 
schlag der Kommission die Durchführungsbestimmungen 
zu diesem Artikel; er berücksichtigt dabei vor allem die 
Lage, die sich aus der Anwendung des Absatzes 1 Unter¬ 
absatz 1 und des Artikels 97 für eine bestimmte Ware 
ergeben kann. 


Artikel 48 

1. Die Bestimmungen dieses Titels stehen einer von 
Irland auf Erzeugnisse mit Ursprung im Vereinigten 
Königreich angewandten Regelung nicht entgegen, die 
gemäß den Bestimmungen des am 14. Dezember 1965 
Unterzeichneten Abkommens zur Gründung einer Frei¬ 
handelszone zwischen Irland und dem Vereinigten Kö¬ 
nigreich und der damit zusammenhängenden Überein¬ 
künfte eine raschere Abschaffung der Zölle und der 
Schutzanteile der Finanzzöiie zuläßt. 

2. Ab 1. Januar 1974 sind die aufgrund des Artikels 45 
Absatz 2 erlassenen Vorschriften auf die zwischen Irland 
und dem Vereinigten Königreich geltende Zollregelung 
anwendbar. 
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on imports of primary products considered as having 
been used in the manufacture of goods covered by Reg¬ 
ulation No 170/67/EEC on the common System of trade 
for ovalbumin and lactalbumin and Regulation (EEC) No 
1059/69 determining the System of trade applicable to 
certain goods processed from agricultural products, a 
compensatory amount, calculated on the basis of the said 
amounts and in accordance with the rules laid down by 
the above Regulations for calculating either the Charge 
or the variable component applicable to the goods under 
consideration, shall be applied on importation of those 
goods. 

When these same goods are imported from third 
countries into the new Member States, the Charge laid 
down by Regulation No 170/67/EEC and the variable 
component laid down by Regulation (EEC) No 1059/69 
shall be reduced or increased, as the case may be, by 
the compensatory amount under the same conditions as 
those laid down in Article 55 (1) (b). 

2. Article 61 (2) shall apply for the determination of 
the customs duty constituting the fixed component of the 
Charge applicable in the new Member States to goods 
covered by Regulation (EEC) No 1059/69. 

Each fixed component applied in trade between the 
Community as originally constituted and the new Mem¬ 
ber States and between the new Member States them- 
selves shall be abolished in accordance with Article 32 
( 1 ). 

Each fixed component applied by the new Member 
States to imports from third countries shall be brought 
into line with the Common Customs Tariff in accordance 
with Article 39. 

3. The new Member States shall, for the goods covered 
by Regulations No 170/67/EEC and (EEC) No 1059/69, 
apply in full the Common Customs Tariff nomenclature 
by 1 February 1973 at the latest. 

4. The new Member States shall abolish customs 
duties and charges having equivalent effect, other than 
those provided for in paragraphs 1 and 2, on 1 February 
1973. 

On the same date, the new Member States shall 
abolish the measures having equivalent effect to quanti¬ 
tative restrictions in trade between themselves and with 
the Community as originally constituted. 

5. The Council shall, acting by a qualified majority on 
a proposal from the Commission, adopt provisions to 
implement this Article, taking account, in particular, of 
the special situations which may result from the imple- 
menation for the same goods of the first subparagraph of 
Paragraph 1 and of Article 97 


Article 48 

1. The provisions of this Title shall not prevent Ireland 
from applying to products originating in the United 
Kingdom arrangements enabling customs duties and pro- 
tective elements contained in customs duties of a fiscal 
nature to be eliminated more rapidly, in accordance with 
the Anglo-Irish Free Trade Area Agreement, signed on 
14 December 1965, and related Agreements. 


2. The provisions adopted pursuant to Article 45 (2) 
shall apply from 1 January 1974 in the context of the 
customs arrangements in force between Ireland and the 
United Kingdom. 


ticle 55 paragraphe 1 a) sur les produils de base 
consideres comme etant entres dans la fabrication 
des mardiandises relevant du regiement n° 170/67/CEE 
concernant le regime d'echanges pour l'ovoalbumine et la 
lactoalbumine et du regiement (CEE) n° 1059/69 deter- 
minant le regime d'echanges applicable a certaines 
mardiandises resultant de la transformation de produits 
agricoles, il est applique, ä i'importation de ces marchan- 
dises, un montant compensatoire determine sur la base 
desdits montants et selon les regles prevues par ces 
reglements pour le calcul de l'imposition ou de l'element 
mobile applicable aux mardiandises considerees. 

A I'importation de ces memes mardiandises dans les 
nouveaux Etats membres en provenance des pays tiers, 
l'imposition prevue par le regiement n° 170/67/CEE et 
l'element mobile prevu par le regiement (CEE) n° 1059 69 
sont, selon le cas, diminues ou augmentes du montant 
compensatoire dans les memes conditions que celles 
prevues ä l'article 55 paragraphe 1 b). 

2. L'article 61 paragraphe 2 est applicable pour la 
determination du droit de douane constituant l'element 
fixe de l’imposition applicable, dans les nouveaux Etats 
membres, aux mardiandises relevant du regiement (CEE) 
n° 1059/69. 

Chaque element fixe applique dans les echanges entre 
la Communaute dans sa composition originaire et les 
nouveaux Etats membres, et entre les nouveaux Etats 
membres, est elimine conformement a l'article 32 para¬ 
graphe 1. 

Chaque element fixe applique par les nouveaux Etats 
membres ä I'importation en provenance des pays tiers est 
rapproche du tarif douanier commun conformement ä 
l'article 39. 

3. Pour les mardiandises relevant des reglements 
n° 170/67/CEE et (CEE) n° 1059/69, les nouveaux Etats 
membres appliquent integralement la nomenclature du 
tarif douanier commun au plus tard le 1«' fevrier 1973. 

4. Les droits de douane et taxes d'effet equivalent, 
autres que ceux vises aux paragraphes 1 et 2, sont 
supprimes par les nouveaux Etats membres le 1 er fevrier 
1973. 

A la meme date, les mesures d'effet equivalant ä des 
restrictions quantitatives sont supprimees par les nou¬ 
veaux Etats membres dans leur echanges entre eux et 
avec la Communaute dans sa composition originaire. 

5. Le Conseil, statuant ä la majorite qualifiee sur propo- 
sition de la Commission, arrete les dispositions d'appli- 
cation du present article en tenant compte notamment 
des situations particulieres pouvant resulter de l'appli- 
cation, pour une meme mardiandise, des dispositions du 
paragraphe 1 premier alinea et de l'article 97. 


Article 48 

1. Les dispositions du present titre ne font pas obstacle 
ä l'application par l'Irlande, ä l'egard des produits origi¬ 
nales du Royaume-Uni, d'un regime permettant une 
elimination plus rapide des droits de douane et des 
elements protecteurs contenus dans les droits de douane 
ä caractere fiscal, conformement aux dispositions de l'ac- 
cord instituant une Zone de Iibre-echange entre l'Irlande 
et le Royaume-Uni, signe le 14 decembre 1965, et des 
accords connexes 

2. Des le 1 er janvier 1974, les dispositions prises en 
vertu de l'article 45 paragraphe 2 sont applicables dans 
le cadre du regime douanier en vigueur entre l'Irlande 
et le Royaume-Uni. 
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Artikel 49 

1. Die dieser Akte beigefügten Protokolle Nrn. 8 bis 15 
stehen einer Änderung oder Aussetzung von Zollsätzen, 
über die nach Artikel 28 des EWG-VeFtrags entschieden 
wurde, nicht entgegen. 

2. Die Protokolle im Anhang zum Abkommen über die 
Aufstellung eines Teils des Gemeinsamen Zolltarifs be¬ 
treffend die Waren der Liste G im Anhang zum EWG- 
Vertrag werden mit Ausnahme des Protokolls Nr. XVII 
aufgehoben. 


Titel II 

Landwirtschaft 

Kapitel 1 

Allgemeine Bestimmungen 


Artikel 50 

Soweit in diesem Titel nichts anderes bestimmt ist, 
finden die Vorschriften dieser Akte auf die landwirt¬ 
schaftlichen Erzeugnisse Anwendung. 


Artikel 51 

1. Dieser Artikel findet auf die Preise Anwendung, 
hinsichtlich derer in den Kapiteln 2 und 3 auf diesen 
Artikel verwiesen wird. 

2. Bis zur eisten Preisannäherung nach Artikel 52 wer¬ 
den die in jedem neuen Mitgliedstaat anzuwendenden 
Preise nach den in der gemeinsamen Marktorganisation 
für den betreffenden Warenbereich vorgesehenen Regeln 
in einer Höhe festgesetzt, die den Erzeugern dieses 
Bereidis Erlöse ermöglicht, die den zuvor nach der inner¬ 
staatlichen Regelung erzielten Erlösen gleichkommen. 

3. Für Norwegen und das Vereinigte Königreich wer¬ 
den diese Preise jedoch so festgesetzt, daß die Anwen¬ 
dung der Gemeinschaftsregelung zu Marktpreisen führt, 
die dem in dem betreffenden Mitgliedstaat während 
eines repräsentativen Zeitraums vor Anwendung der 
Gemeinschaftsregelung festgestellten Preisniveau ver¬ 
gleichbar sind. 


Artikel 52 

1. Führt die Anwendung dieses Titels zu einem von 
dem der gemeinsamen Preise abweichenden Preisniveau, 
so werden die Preise, hinsichtlich derer in den Kapiteln 2 
und 3 auf diesen Artikel verwiesen wird, in sechs Stufen 
den gemeinsamen Preisen angenähert. 

2. Vorbehaltlich des Absatzes 4 erfolgt die Annähe¬ 
rung jährlich zu Beginn des Wirtschaftsjahres nach fol¬ 
genden Bestimmungen: 

a) liegt der Preis eines Erzeugnisses in einem neuen 
Mitgliedstaat unter dem gemeinsamen Preis, so wird 
der Preis dieses Mitgliedstaats bei jeder Annäherung 
nacheinander um ein Sechstel, ein Fünftel, ein Viertel, 
ein Drittel und um die Hälfte des Unterschieds zwi¬ 
schen dem vor jeder Annäherung bestehenden Preis¬ 
niveau des neuen Mitgliedstaats und dem zum glei¬ 
chen Zeitpunkt bestehenden gemeinsamen Preis¬ 
niveau heraufgesetzt; der sich aus dieser Berechnung 
ergebende Preis wird im Verhältnis zur etwaigen 
Erhöhung des gemeinsamen Preises für das nächste 
Wirtschaftsjahr erhöht; 

li) liegt der Preis eines Erzeugnisses in einem neuen 
Milgliedstaat über dem gemeinsamen Preis, so wird 
der Unterschied zwischen dem vor jeder Annäherung 
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A r t i c I e 49 

1. Protocols Nos 8 to 15 annexed to this Act shall not 
preclude any alteration to or Suspension of duties de- 
cided under Article 28 of the EEC Treaty. 

2. The Protocols annexed to the Agreement on the 
determination of part of the Common Customs Tariff in 
respect of the products in List G annexed to the EEC 
Treaty are hereby revoked, with the exception of Proto- 
col No XVII. 

Title II 

Agricultures 

Chapter 1 
General provlsions 

Article 50 

Save as otherwise provided in this Title, the rules 
provided for in this Act shall apply to agricultural pro¬ 
ducts. 

A r t i c 1 e 51 

1. This Article shall apply to prices in respect of whidr 
Chapters 2 and 3 refer to this Article. 

2. Before the first move towards price alignment re- 
ferred to in Article 52, the prices to be applied in each 
new Member State shall be fixed in accordance with 
the rules provided for in the common Organization of 
the market in the sector in question at a level which 
allows producers in that sector to obtain returns equiva- 
lent to those obtained under the previous national Sys¬ 
tem. 

3. ln respect of Norway and the United Kingdom, 
those prices shall, however, be fixed at a level such 
that the application of the Community rules results in 
a level of market prices comparable with the level re- 
corded in the Member State concerned during a repre- 
sentative period preceding the implementation of the 
Community rules. 

Article 52 

1. If the application of the provisions of this Titte 
results in a price level different from that of the common 
prices, the prices in respect of which Chapters 2 and 3 
refer to this Article shall be aligned with the level of 
the common prices in six stages. 

2. Subject to paragraph 4, the moves towards align¬ 
ment shall be carried out each year at the beginning of 
the marketing year according to the following provisions: 

(a) when the price of a product in a new Member State 
is lower than the common price, the price in that 
Member State shall. at the time of each move towards 
alignment, be increased successively by a sixth, a 
fifth, a quarteiy a third and a half of the difference 
between the price level in that new Member State 
and the common price level which are applicable 
before each move towards alignment; the price result- 
ing from this calculation shall be increased propor- 
tionately to any rise in the common price for the fol¬ 
lowing marketing year; 

(bj when the price of a product in a new Member State 
is higher than the common price, the difference be¬ 
tween the price level applicable before each move 


Article 49 

1. Les protocoles n°s 8ä 15 annexäs au present acte ne 
font pas obstacle ä une modification ou Suspension de 
droits däcidäe en vertu de l'article 28 du traite CEE. 

2. Les protocoles annexes ä l'accord concernant l'äta- 
blissement d une partie du tarif douanier commun relative 
aux produits de la liste G annexäe au traite CEE sont 
abroges, ä l'exception du protocole n° XVII. 

Titre II 
Agriculture 

Chapitre 1 

Dispositions gänärales 
Article 50 

Sauf dispositions contraires du present titre, les regles 
prevues par le present acte sont applicables aux pro¬ 
duits agricoles. 

Article 51 

1. Les dispositions du present article s'appliquent aux 
prix pour lesqtiels les dispositions des chapitres 2 et 3 
renvoient au present article. 

2. Jusqu'au premier des rapprochements de prix visäs 
ä l'article 52, les prix ä appliquer dans chaque nouvel 
Etat membre sont fixes selon les regles prevues dans 
l'organisation commune des marches dans le secteur en 
cause, ä un niveau permettant aux producteurs de ce 
secteur d'obtenir des recettes äquivalentes ä celles 
obtenues sous le rägime national anterieur. 

3. Toutefois, pour la Norvege et le Royaume-Uni, ces 
prix sont fixes ä un niveau tel que l’application de la 
reglementation communautaire conduise ä un niveau de 
prix de marche comparable ä celui constatä dans l’Etat 
membre intäresse au cours d une periode repräsentative 
piecedant la mise en application de cette räglementation. 


Article 52 

1. Si 1 application des dispositions du präsent titre 
conduit ä un niveau de prix diffärent de celui des prix 
communs, les prix pour lesquels les dispositions des 
chapitres 2 et 3 renvoient au präsent article sont rap- 
prochäs du niveau des prix communs en six ätapes. 

2. Sous räserve des dispositions du paragraplie 4, le 
rapprochement s'ellectue chaque annäe au däbut de la 
Campagne de commercialisation selon les dispositions 
suivantes: 

a) lorsque, pour un produit, le prix dans un nouvel Etat 
membre est infärieur au prix commun, le prix de cet 
Etat membre est majorä, au moment de chaque rap¬ 
prochement, successivement d un sixieme, d un cin- 
quieme, d un quart, d un tiers et de la moitiä de la 
difference entre le niveau du prix de ce nouvel Etat 
membre et le niveau du prix commun qui sont appli¬ 
cables avant chaque rapprochement; le prix räsultant 
de ce calcul est augmente proportionnellement ä 
l'augmentation eventuelle du prix commun pour la 
Campagne ä venir; 

bj lorsque, pour un produit, le prix dans un nouvel Etat 
membre est superieur au prix commun, la difference 
existanl enlre le niveau du prix applicable avant 



1178 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1972, Teil II 


in dem neuen Mitgliedstaat bestehenden Preisniveau 
und dein für das nächste Wirtschaftsjahr geltenden 
gemeinsamen Preisniveau nacheinander um ein Sech¬ 
stel, ein Fünftel, ein Viertel, ein Drittel und um die 
Hälfte verringert. 

3. Im Interesse eines reibungslosen Ablaufs der Inte¬ 
gration kann der Rat nach dem Verfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des HWG-Vertrags beschließen, daß abweichend 
von Absatz 2 in einem oder mehreren neuen Mitglied¬ 
staaten der Preis eines oder mehrerer Erzeugnisse wäh¬ 
rend eines Wirtschaftsjahres von den sich aus der An¬ 
wendung des Absatzes 2 ergebenden Preisen abweicht. 

Diese Abweichung darf höchstens 10 v. H. des Aus¬ 
maßes der durchzuführenden Preisbewegung betragen. 

In diesem Fall gilt für das folgende Wirtschaftsjahr das 
Preisniveau, das sich aus der Anwendung des Absatzes 2 
ergeben hätte, wenn die Abweichung nicht be¬ 
schlossen worden wäre. Für dieses Wirtschaftsjahr kann 
jedoch nach Unterabsatz 1 eine weitere Abweichung von 
diesem Niveau beschlossen werden. 

4. Die gemeinsamen Preise werden in den neuen Mit¬ 
gliedstaaten spätestens ab 1. Januar 1978 angewandt. 


Artikel 53 

Wird festgestellt, daß der Unterschied zwischen dem 
Preis für ein Erzeugnis in einem neuen Mitgliedstaat und 
dem gemeinsamen Preis äußerst gering ist, so kann der 
Rat nach dem Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des 
EWG-Vertrags beschließen, daß der gemeinsame Preis 
für das betreffende Erzeugnis in diesem neuen Mitglied¬ 
staat angewandt wird. 


Artikel 54 

1. Solange im Vereinigten Königreich ein Unterschied 
besteht zwischen den Preisen, die im Rahmen des inner¬ 
staatlichen Systems garantierter Preise erzielt wurden, 
und den Marktpreisen, die sich aus der Anwendung der 
Mechanismen der gemeinsamen Agrarpolitik und der 
Bestimmungen dieses Titels ergeben, ist dieser Mitglied¬ 
staat ermächtigt, Erzeugersubventionen beizubehalten. 

2. Das Vereinigte Königreich bemüht sich, diese Sub¬ 
ventionen für alle Erzeugnisse, auf die Absatz 1 Anwen¬ 
dung findet, so bald wie möglich während des in Artikel 9 
Absatz 2 genannten Zeitraums abzuschaffen. 

3. Diese Subventionen dürfen nicht zur Folge haben, 
daß die Erlöse der Erzeuger das Niveau überschreiten, 
das sich aus der Anwendung der in Artikel 52 vor¬ 
gesehenen Regeln für die Annäherung der Preise auf 
diese Erlöse ergeben würde. 

4. Der Rat erläßt nach dem Verfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des EWG-Vertrags die zur Durchführung dieses 
Artikels erforderlichen Bestimmungen, um das reibungs¬ 
lose Funktionieren der gemeinsamen Agrarpolitik, ins¬ 
besondere der gemeinsamen Marktorganisationen, sicher¬ 
zustellen. 


Artikel 55 

1. Die Preisunterschiede werden wie folgt ausgegli¬ 
chen: 

a) im Handel der neuen Mitgliedstaaten untereinander 
und mit der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung werden Ausgleichsbeträge vom 
einführenden Staat erhoben oder vom ausführenden 
Staat gewährt; 
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towards alignment in the new Member State and the 
common price level applicable for the next marketing 
year shall be reduced successively by a sixth, a fifth, 
a quarter, a third and a half. 

3. In the interest of the smooth functioning of the 
process of integration, the Council, acting in accordance 
with the procedure laid down in Article 43 (2) of the 
HEC Treaty, may decide that, notwithstanding Para¬ 
graph 2, the price of one or more products in one or 
more of the new Member States shall for one marketing 
year depart from the prices resulting from the applica- 
tion of paragraph 2. 

This departure may not exceed 10 •/« of the amount 
of the price move to be made. 

In that event, the price level for the following market¬ 
ing year shall be that which would have resulted from 
applying paragraph 2 if the departure had not been 
decided upon. A further departure from this price level 
may, however, be decided upon for that marketing year 
in accordance with the conditions in the preceding sub- 
paragraphs. 

4. The common prices shall be applied in the new 
Member States by 1 January 1978 at the latest. 


Article 53 

If the difference between the price level of a product 
in a new Member State and the common price level is 
found to be minimal, the Council, acting in accordance 
with the procedure laid down in Article 43 (2) of the 
EEC Treaty, may decide that the common price shall be 
applied in that new Member State in respect of the pro- 
durt concerned. 

Article 54 

1. For such time as there is a difference in the United 
Kingdom between prices obtained under the national 
system of guaranteed prices and market prices resulting 
from the application of the medianisms of the common 
agricultural policy and the provisions of this Title, that 
Member State is authorized to retain production subsidies. 

2. The United Kingdom shall, for each of the products 
to which paragraph 1 applies, endeavour to abolish these 
subsidies as soon as possible during the period referred 
to in Article 9 (2). 

3. These subsidies may not have the effect of raising 
the returns of producers above the level which would 
have resulted from the application to these returns of 
the rules for the alignment of prices laid down in Arti¬ 
cle 52. 

4. The Council, acting in accordance with the pro¬ 
cedure laid down in Article 43 (2) of the EEC Treaty, 
shall adopt the rules necessary for the application of this 
Article with a view to ensuring the proper functioning 
of the common agricultural policy and in particular of 
the common Organization of the market. 

Article 55 

1. The differences in price levels shall be compensated 
as follows: 

(a) in trade between the new Member States themselves 
and with the Community as originally constituted, 
compensatory amounts shall be levied by the import- 
ing State or granted by the exporting State; 


chaque rapprochement dans le nouvel Etat membre 
et le niveau du prix commun applicable pour la 
Campagne ä venir est reduite successivement d’un 
sixieme, d un cinquieme, d un quart, d un tiers et de 
la moitie. 

3. Dans l'interet d'un fonctionnement harmonieux du 
processus d'integration, le Conseil, statuant selon la pro¬ 
cedure prevue ä l'article 43 paragraphe 2 du traite CEE, 
peut decider que, par derogation au paragraphe 2, le prix 
d'un ou plusieurs produits, pour un ou plusieurs des nou- 
veaux Etats membres, s'ecarte, pendant une Campagne, 
des prix resultant de l’application du paragraphe 2. 

Cet ecart ne peut depasser 10°/o du montant du mouve- 
ment de prix ä effectuer. 

Dans ce cas, le niveau de prix pour la Campagne sui- 
vante est celui qui aurait resulte de l'application du 
paragraphe 2, si l'ecart n'avait pas ete decide. Toutefois, 
pour cette Campagne, un nouvel ecart peut etre decide 
par rapport ä ce niveau, dans les conditions prevues aux 
alineas ci-dessus. 

4. Les prix communs sont appliques dans les nouveaux 
Etats membres au plus tard le 1 er janvier 1978. 


Article 53 

S'il est constate que la difference entre le niveau de 
prix pour un produit dans un nouvel Etat membre et celui 
du prix commun est minime, le Conseil, statuant selon la 
procedure prevue ä l'article 43 paragraphe 2 du traite 
CEE, peut decider que le prix commun est applique, dans 
ce nouvel Etat membre, pour le produit en question. 


Article 54 

1. Aussi longtemps que subsiste, au Royaume-Uni, une 
difference entre les prix obtenus sous le regime national 
des prix garantis et les prix de marche qui resultent de 
l'application des mecanismes de la politique agricole 
commune et des dispositions du present titre, cet Etat 
membre est autorise ä maintenir des subventions ä la 
production. 

2. Le Royaume-Uni s'efforce, pour chacun des produits 
auxquels s'appliquent les dispositions du paragraphe 1, 
d'abolir ces subventions aussitöt que possible au cours 
de la periode visee ä l'article 9 paragraphe 2. 

3. Ces subventions ne peuvent avoir pour effet d'aug- 
menter les recettes des producteurs au-delä du niveau 
qui resulterait de l'application ä ces recettes des regles 
pour le rapprochement des prix prevues ä l'article 52. 

4. Le Conseil, statuant selon la procedure prevue ä 
l'article 43 paragraphe 2 du traite CEE, arrete les moda- 
lites necessaires ä l'application des dispositions du pre¬ 
sent article en vue d'assurer le bon fonctionnement de la 
politique agricole commune et notamment de l’organisa- 
tion commune des marches. 


Article 55 

1, Les differences de niveau des prix sont compensees 
selon les modalites suivantes: 

a) dans les echanges des nouveaux Etats membres entre 
eux et avec la Communaute dans sa composition ori- 
ginnire, des montants compensatoires sont percus par 
l'Etat importateur ou octroyes par l'Etat exportateur; 
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b) im Handel der neuen Mitgliedstaaten mit dritten Län¬ 
dern werden die im Rahmen der gemeinsamen Agrar¬ 
politik angewandten Abschöpfungen oder sonstigen 
Einfuhrabgaben und die Ausfuhrerstattungen um die 
im Handel mit der Gemeinschaft in ihrer ursprüng¬ 
lichen Zusammensetzung anwendbaren Ausgleichs¬ 
beträge gesenkt oder erhöht. Die Zölle dürfen jedoch 
nicht um den Ausgleichsbetrag verringert werden. 

2. Bei den Erzeugnissen, deren Preise nach den Arti¬ 
keln 51 und 52 festgesetzt werden, sind die im Handel 
zwischen der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zu¬ 
sammensetzung und den neuen Mitgliedstaaten sowie 
zwischen den neuen Mitgliedstaaten und dritten Ländern 
anwendbaren Ausgleichsbeträge gleich dem Unterschied 
zwischen den für den betreffenden neuen Mitgliedstaat 
festgesetzten Preisen und den gemeinsamen Preisen. 

Bei den anderen Erzeugnissen werden die Ausgleichs¬ 
beträge in den Fällen der Kapitel 2 und 3 und nach 
Maßgabe dieser Kapitel festgesetzt. 

3. Die im Handel zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
anwendbaren Ausgleichsbeträge werden im Verhältnis 
zu den für jeden von ihnen nach Absatz 2 festgesetzten 
Ausgleichsbeträgen festgelegt. 

4. Führt die Anwendung der Absätze 2 und 3 jedoch 
zu äußerst geringen Beträgen, so werden keine Aus¬ 
gleichsbeträge festgesetzt. 

5. Bei den Erzeugnissen, für die der Zollsatz des Ge¬ 
meinsamen Zolltarifs im Rahmen des Allgemeinen Zoll- 
und Handelsabkommens konsolidiert ist, wird die Kon¬ 
solidierung berücksichtigt. 

6. Der Ausgleichsbetrag, der von einem Mitgliedstaat 
nach Absatz 1 Buchstabe a erhoben oder gewährt wird, 
darf den Gesamtbetrag nicht überschreiten, den dieser 
Mitgliedstaat bei der Einfuhr aus dritten Ländern erhebt. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag 
der Kommission Abweichungen von Unterabsatz 1 be¬ 
schließen, insbesondere um Verkehrsverlagerungen und 
Wettbewerbsverzerrungen zu veihindern. 


Artikel 56 

Liegt bei einem Erzeugnis der Weltmarktpreis über 
dem für die Berechnung der Einfuhrbelastung im Rah¬ 
men der gemeinsamen Agrarpolitik festgelegten Preis 
abzüglich des Ausgleichsbetrags, der nach Artikel 55 von 
der Einfuhibelastung abgezogen wird, oder ist die Er¬ 
stattung bei der Ausfuhr nach dritten Ländern niedriger 
als der Ausgleichsbetrag oder wird eine Erstattung nicht 
gewährt, so können Maßnahmen getroffen werden, die 
geeignet sind, das reibungslose Funktionieren der ge¬ 
meinsamen Marktorganisationen zu gewährleisten. 


Artikel 57 

Für die neuen Mitgiiedstaaten wird bei der Festlegung 
dei Höhe dei verschiedenen Bestandteile der Preis- und 
Interventionsregelung, mit Ausnahme der in den Arti¬ 
keln 51 und 70 genannten Preise, der im Ausgleichs¬ 
betrag wiedergegebene Preisunterschied berücksichtigt, 
soweit dies für das reibungslose Funktionieren der Ge¬ 
meinschaftsregelung erforderlich ist. 


Artikel 58 

Die gewährten Ausgleichsbeträge werden von der Ge¬ 
meinschaft aus dem Europäischen Ausrichtungs- und Ga¬ 
rantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Garantie, 
finanziert. 
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(b) in trade between the new Member States and third 
countries, levies or other import charges applied 
under the common agricultural policy and export 
refunds shall be reduced or increased, as the case 
may be, by the compensatory amounts applicable in 
trade with the Community as originally constituted. 
Customs duties may not, however, be reduced by the 
compensatory amount. 

2. For products in respect of whidi prices are fixed in 
accordance with Articles 51 and 52, the compensatory 
amounts applicable in trade between the Community as 
originally constituted and the new Member States, and 
between those States and third countries, shall be equal 
to the difference between the prices fixed for the new 
Member State concerned and the common prices. 

For the other products, the compensatory amounts 
shall be determined in the cases provided for in Chapters 
2 and 3 and in accordance with the rules whidi they lay 
down. 

3. The compensatory amounts applicable in trade be¬ 
tween the new Member States shall be determined by 
direct reference to the compensatory amounts fixed for 
eadi of those States in accordance with paragraph 2. 

4. No compensatory amount shall, however, be fixed 
if the application of paragraphs 2 and 3 results in a mini¬ 
mal amount. 

5. For products in respect of whidi the duty in the 
Common Customs Tariff is bound under the General 
Agreement on Tariffs and Trade, the binding shall be 
taken into account. 

6. The compensatory amount levied or granted by a 
Member State in accordance with paragraph 1 (a) may 
not exceed the total amount levied by that same Member 
State on Imports from third countries. 

The Council, acting by a qualified majority on a pro- 
posal from the Commission, may derogate from this rule, 
in particular in order to avoid deflections of trade and 
distortions of competition 


A r t i c 1 e 56 

If the world market price for a product is higher than 
the price used in calculating the import Charge introduced 
under the common agricultural policy, less the compen¬ 
satory amount deducted trom the import Charge in ac¬ 
cordance with Article 55, or if the refund on exports to 
third countries is less than the compensatory amount, or 
if no refund is applicable, appropriate measures may be 
taken with a view to ensuring the proper functioning of 
the common Organization of the market. 


Article 57 

In fixing the level of the various elements of the price 
and Intervention System, except for the prices referred 
to in Articles 51 and 70, account shall be taken for the 
new Member States, to the extent necessary for the 
proper functioning of the Community rules, of the dif¬ 
ference in prices expressed by the compensatory amount. 


Article 58 

The compensatory amounts granted shall be financed 
by the Community from the Guarantee Section of the 
European Agricultural Guidance and Guarantee Fund. 


b) dans les echanges des nouveaux Etats membres avec 
les pays tiers, les prelevements ou autres impositions 
ä l'importation appliques dans le cadre de la polilique 
agricole commune, ainsi que les restitutions ä l'expor- 
tation, sont, selon le cas, diminues ou augmentes des 
montants compensatoires applicables dans les echan¬ 
ges avec la Communaute dans sa composition origi- 
naire. Toutefois, les droits de douane ne peuvent etre 
diminues du montant compensatoire. 

2. Pour les produits pour lesquels des prix sont fixes 
conformement aux dispositions des articles 51 et 52, les 
montants compensatoires applicables dans les echanges 
entre la Communaute dans sa composition originaire et 
les nouveaux Etats membres, et entre ces derniers et les 
pays tiers, sont egaux ä la difference entre les prix fixes 
pour le nouvel Etat membre interesse et les prix com- 
muns. 

Pour les autres produits, les montants compensatoires 
sont etablis dans les cas et selon les modalites prevus 
aux chapitres 2 et 3. 

3. Les montants compensatoires applicables dans les 
echanges entre les nouveaux Etats membres sont etablis 
en fonction des montants compensatoires fixes pour cha- 
cun d'eux conformement au paragraphe 2. 

4. Toutefois, il n'est pas fixe de montant compensatoire 
si l'application des paragraphes 2 et 3 conduit ä un mon¬ 
tant minime. 

5. Pour les produits pour lesquels le droit du tarif 
douanier commun est consolide dans le cadre de l'Accord 
gendral sur les tarifs douaniers et le commerce, il est 
tenu compte de la consolidation. 

6. Le montant compensatoire percu ou octroye par un 
Etat membre conformement au paragraphe 1 a) ne peut 
etre superieur au montant total percu par ce meme Etat 
membre ä l'importation en provenance des pays tiers. 

Le Conseil, statuant ä la majorite qualifiee sur propo- 
sition de la Commission, peut deroger ä cette regle, 
notamment pour dviter des detournements de trafic et des 
distorsions de concurrence. 


Article 56 

Lorsque, pour un produit, le prix du marche mondial 
est superieur au prix retenu pour le calcul de la Charge ä 
l'importation instaur^e dans le cadre de la politique agri¬ 
cole commune, diminue du montant compensatoire qui est 
deduit de la Charge a l'importation en application de 
l'article 55, ou lorsque la reslitution ä l'exportation vers 
les pays tiers est inferieure au montant compensatoire, 
ou si aucune restitution n'est applicable, les mesures 
appropriees peuvent etre prises en vue d'assurer le bon 
fonctionnement de l'organisation commune des marches. 


Article 57 

Lors de la fixation du niveau des differents elements 
du regime des prix et des interventions, autres que les 
prix vises aux articles 51 et 70, il est tenu compte, pour 
les nouveaux Etats membres, dans la mesure necessaire 
au bon fonctionnement de la reglementation communau- 
taire, de la difference des prix exprimee par le montant 
compensatoire. 

Article 58 

Les montants compensatoires octroyes sont finances 
par la Communaute au titre du Fonds europeen d'orien- 
tation et de garantie agricole, section garantie. 
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Artikel 59 

Auf Erzeugnisse, bei deren Einfuhr aus dritten Län¬ 
dern in die Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zu¬ 
sammensetzung Zölle erhoben werden, finden folgende 
Bestimmungen Anwendung: 

1. Die Einfuhrzölle werden zwischen der Gemeinschaft 
in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen 
Mitgliedstaaten sowie zwischen den neuen Mitgliedstaa¬ 
ten in fünf Stufen abgeschafft. Die erste Herabsetzung, 
bei der die Zollsätze auf 80 v. H. der Ausgangszollsätze 
gesenkt werden, und die vier weiteren Herabsetzungen 
um jeweils 20 v. H. werden nach folgendem Zeitplan 
vorgenommen: 

a) bei den Erzeugnissen, die unter die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch fallen: jährlich zu 
Beginn des Wirtschaftsjahres, wobei die erste Herab¬ 
setzung im Jahre 1973 erfolgt: 

b) bei den Erzeugnissen, die unter die Verordnungen 
Nr. 23 über die schrittweise Errichtung einer gemein¬ 
samen Marktorganisation für Obst und Gemüse, 
(EWG) Nr. 234/68 über eine gemeinsame Marktorga¬ 
nisation für lebende Pflanzen und Waren des Blu¬ 
menhandels und (EWG) Nr. 865/68 über die gemein¬ 
same Marktorganisation für Verarbeitungserzeugnisse 
aus Obst und Gemüse fallen: am 1. Januar jedes 
Jahres, wobei die erste Herabsetzung am 1. Januar 
1974 erfolgt: 

c) bei den übrigen landwirtschaftlichen Erzeugnissen: 
nach dem in Artikel 32 Absatz 1 festgelegten Zeit¬ 
plan, wobei die erste Herabsetzung jedoch am 1. Juli 
1973 erfolgt. 

2. Zur schrittweisen Einführung des Gemeinsamen 
Zolltarifs verringert jeder neue Mitgliedstaat den Ab¬ 
stand zwischen dem Ausgangszollsatz und dem Satz des 
Gemeinsamen Zolltarifs in Raten von 20 v. H. Diese An¬ 
näherungen erfolgen zu den in Absatz 1 für die betref¬ 
fenden Erzeugnisse vorgesehenen Zeitpunkten. Bei den 
in Absatz 1 Buchstabe c genannten Erzeugnissen erfolgen 
die Annäherungen nach dem in Artikel 39 Absatz 1 vor¬ 
gesehenen Zeitplan. 

Auf Zollpositionen, bei denen die Ausgangszollsätze 
um höchstens 15 v. H. von den Sätzen des Gemeinsamen 
Zolltarifs abweichen, werden die letzteren jedoch für jede 
Gruppe der betreffenden Erzeugnisse vom Zeitpunkt der 
ersten Annäherung ab angewandt. 

3. Für die in Absatz 1 Buchstabe b genannten Erzeug¬ 
nisse kann der Rat bei der zweiten, dritten und vierten 
Herabsetzung oder Annäherung mit qualifizierter Mehr¬ 
heit auf Vorschlag der Kommission beschließen, daß diese 
Zölle bei einem oder mehreren dieser Erzeugnisse für 
einen oder mehrere neue Mitgliedstaaten während eines 
Jahres von den sich aus dei Anwendung des Absatzes 1 
oder des Absatzes 2 ergebenden Sätzen abweichen. 

Die Abweichung darf höchstens 10 v. H. des Ausmaßes 
der nach den Absätzen 1 oder 2 durchzuführenden Ände¬ 
rung betragen. 

ln diesem Fall sind im folgenden Jahr die Zollsätze 
anzuwenden, die sich aus der Anwendung des Ab¬ 
satzes 1 oder des Absatzes 2 ergeben hätten, wenn die 
Abweichung nicht beschlossen worden wäre. Für dieses 
Jahr kann jedoch nach Maßgabe der Unterabsätze 1 und 
2 erneut eine Abweichung von diesen Zollsätzen be¬ 
schlossen werden. 

Am 1, Januar 1978 werden die Zölle für diese Erzeug¬ 
nisse abgeschafft: von diesem Zeitpunkt an wenden die 
neuen Mitgliedstaaten den Gemeinsamen Zolltarif in 
vollem Umfang an. 
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A r t i c 1 e 59 

The following provisions shall apply to products the 
importation of whidi from third countries into the Com¬ 
munity as originally constituted is subject to customs 
duties: 

1. Customs duties on imports shall be progressively 
abolished between the Community as originally con¬ 
stituted and the new Member States and between the 
new Member States themselves in five stages. The first 
reduction, which shall reduce the customs duties to 80% 
of the basic duty, and the four other reductions of 20% 
each, shall be made in accordance with the following 
timetable: 

(a) for products covered by the common Organization of 
the market in beef and veal: at the Start of each 
marketing year, the first reduction taking place in 
1973; 

(b) for products covered by Regulation No 23 on the 
progressive establishment of a common Organization 
of the market in fruit and vegetables, by Regulation 
(EEC) No 234/68 on the establishment of a common 
Organization of the market in live trees and other 
plants, bulbs, roots and the like, cut flowers and 
ornamental foliage, and be Regulation (EEC) No 
865/68 on the establishment of a common Organiza¬ 
tion of the market in products processed from fruit 
and vegetables: on 1 January each year, the first 
reduction taking place on 1 January 1974; 

(c) for other agricultural products; in accordance with 
the timetable laid down in Article 32 (1), the first 
reduction, however, taking place on 1 July 1973. 

2. For the purpose of the progressive introduction of 
the Common Customs Tariff, each new Member State 
shall reduce the difference between the basic duty and 
the duty in the Common Customs Tariff by successive 
amounts of 20 %. These moves towards alignment shall 
be made on the dates laid down in paragraph 1 for the 
products in question. For the products referred to in 
paragraph 1 (c), the moves towards alignment shall fol- 
low the timetable laid down in Article 39 (1). 

However, in the case of tariff headings in respect of 
which the basic duties do not differ by more than 15 % 
in either direction from the duties in the Common Cus¬ 
toms Tariff, the latter duties shall be applied from the 
date of the first move towards alignment for each cate- 
gory of products in question. 

3. In respect of the second, third and fourth reductions 
or moves towards alignment, the Council, acting by a 
qualified majority on a proposal from the Commission, 
may decide that, in respect of one or more of the new 
Member States, the duties applicable to one or more of 
the products referred to in paragraph 1 (b) shall for one 
year, depart from the duties resulting from the applica- 
tion of paragraph 1 or, as the case may be, paragraph 2. 

This departure may not exceed 10 % of the amount of 
the modification to be made under paragraphs 1 or 2. 

In that event, the duties to be applied for the follow¬ 
ing year shall be those which would have resulted from 
applying paragraph 1 or, as the case may be, para¬ 
graph 2, if the departure had not been decided upon. 
However, for that year, a further departure from those 
duties may be decided upon in accordance with the con- 
ditions set out in the above subparagraphs. 

On 1 January 1978, the customs duties on these pro¬ 
ducts shall be abolished and the new Member States 
shall apply in full the Common Customs Tariff. 


Article 59 

Pour les produits dont 1 importation en provenance des 
pays tiers dans la Communaute dans sa composition ori- 
ginaire est soumise ä l'application de droits de douane, 
les dispositions suivantes s'appliquent: 

1. Les droits de douane ä l'importation sont progres- 
sivement supprimes entre la Communaute dans sa com¬ 
position originaire et les nouveaux Etats membres, et 
entre les nouveaux Etats membres, en cinq etapes. La 
premiere reduction qui ramene les droits de douane ä 
80% du droit de base, et les quatre autres reductions de 
20% chacune sont effectuees selon le rythme suivant: 

a) pour les produits relevant de l'organisation commune 
des marches dans le secteur de la viande bovine: 
chaque annee au debut de la Campagne de commer- 
cialisation, la premiere reduction intervenant en 1973; 

b) pour les produits relevant des reglements n° 23 por- 
tant etablissement graduel d une Organisation com¬ 
mune des marches dans le secteur des fruits et legu- 
mes, (CEE) n° 234/68 portant etablissement d une Or¬ 
ganisation commune des marches dans le secteur des 
plantes vivantes et des produits de la floriculture et 
(CEE) n° 865/68 portant etablissement d une Organisa¬ 
tion commune des marches dans le secteur des pro¬ 
duits transformes ä base de fruits et legumes: le 
1 er janvier de chaque annee, la premiere reduction 
intervenant le l«r janvier 1974; 

c) pour les autres produits agricoles: selon le rythme 
fixe a l'article 32 paragraphe 1, la premiere reduction 
intervenant toutefois le 1 er juillet 1973. 

2. Aux ßns de la mise en place progressive du tarif 
douanier commun, chaque nouvel Etat membre reduit 
l'ecart existant entre le droit de base et le droit du tarif 
douanier commun par tranches de 20 %. Ces rapproche- 
ments sont effectues aux dates prevues au paragraphe 1 
pour les produits en question. Pour les produits vises au 
paragraphe 1 c), les rapprochements suivent le rythme 
prevu ä l'article 39 paragraphe 1. 

Toutefois, pour les positions tarifaires pour lesquelles 
les droits de base ne s’ecartent pas de plus de 15% en 
plus ou en moins des droits du tarif douanier commun, 
ces derniers droits sont appliques ä partir de la date du 
Premier rapprochement pour chacune des categories de 
produits en question. 

3. En ce qui concerne les produits vises au paragraphe 
1 b), pour les deuxieme, troisieme et quatrieme reductions 
ou rapprochements, le Conseil, statuant ä la majorite 
quaiifiee sur proposition de la Commission, peut decider, 
pour un ou plusieurs des nouveaux Etats membres, que 
les droits applicables ä un ou plusieurs de ces produits 
s'ecartent pendant une annee des droits resultant de 
l'application du paragraphe 1 ou, selon le cas, du para¬ 
graphe 2. 

Cet ecart ne peut depasser 10% du montant de la mo¬ 
dification ä effectuer en application des paragraphes 1 
et 2. 

Dans ce cas, les droits ä appliquer pour l'annee sui- 
vante sont ceux qui auraient resulte de l'application du 
paragraphe 1 ou, selon le cas, du paragraphe 2, si l'ecart 
n'avait pas ete decide. Toutefois, pour cette annee, un 
nouvel ecart peut etre decide par rapport ä ces droits, 
dans les conditions prevues aux alineas ci-dessus. 

Le 1 er janvier 1978, les droits de douane applicables ä 
ces produits sont supprimes et les nouveaux Etats mem¬ 
bres appliquent integralement le tarif douanier commun. 



1184 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1972, Teil II 


4. Bei den einer gemeinsamen Marktorganisation un¬ 
terliegenden Erzeugnissen können die neuen Mitglied¬ 
staaten nach dem Vet fahren des Artikels 26 der Ver¬ 
ordnung Nr. 120 67/EWG über die gemeinsame Markt¬ 
organisation für Getreide oder nach den entspredienden 
Artikeln der anderen Verordnungen über gemeinsame 
Agrarmarktorganisationen ermächtigt werden, die Ab¬ 
schaffung der in Absatz 1 genannten Zölle oder die in 
Absatz 2 vorgesehene Annaheiung rascher als in den 
Absätzen 1 bis 3 vorgesehen durchzuführen oder die 
bei der Einfuhr von Erzeugnissen aus anderen Mitglied¬ 
staaten anwendbaren Zölle ganz oder teilweise auszu¬ 
setzen. 

Bei den anderen Erzeugnissen ist für die Durchführung 
der in Unterabsatz 1 genannten Maßnahmen keine Er¬ 
mächtigung erforderlich. 

Die sich aus einer beschleunigten Annäherung erge¬ 
benden Zollsätze dürfen nicht niedriger sein als die 
Zollsätze, die bei der Einfuhr der gleichen Erzeugnisse 
aus den anderen Mitgliedstaaten angewandt werden. 

Die neuen Milghedstaaten unterrichten die anderen 
Mitgliedstaaten und die Kommission über die getroffe¬ 
nen Maßnahmen. 


Artikel 60 

1. Die in der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung für Zölle, Abgaben gleicher Wirkung, 
mengenmäßige Beschränkungen und Maßnahmen glei¬ 
cher Wirkuno geltende Regelung findet in den neuen 
Mitgliedstaaten vom 1. Februar 1973 an, vorbehaltlich 
der Artikel 55 und 59, auf die Erzeugnisse Anwendung, 
die zum Zeitpunkt des Beitritts unter eine gemeinsame 
Marktorganisation fallen. 

2. Bei den Erzeugnissen, die zum Zeitpunkt des Bei¬ 
tritts nicht einer gemeinsamen Marktorganisation unter¬ 
liegen, finden die Bestimmungen des Titels I über die 
schrittweise Beseitigung der Abgaben mit gleicher Wir¬ 
kung wie Zölle, der mengenmäßigen Beschränkungen 
und der Maßnahmen gleicher Wirkung keine Anwen¬ 
dung auf diese Abgaben, Beschränkungen und Maß¬ 
nahmen, wenn sie zum Zeitpunkt des Beitritts Bestand¬ 
teil einer einzelstaatlichen Marktordnung sind. 

Unterabsatz 1 gilt bis zur Anwendung der gemein¬ 
samen Marktorganisation für diese Erzeugnisse und nur 
insoweit, als dies zur Aufrechterhaltung der innerstaat¬ 
lichen Marktordnung erforderlich ist. 

3. Die neuen Mitgliedstaaten wenden für die unter 
eine gemeinsame Marktorganisation fallenden Erzeug¬ 
nisse spätestens vom 1. Februar 1973 ab das Schema des 
Gemeinsamen Zolltarifs an. 

Soweit sich daraus keine Schwierigkeiten für die An¬ 
wendung der Gemeinschaftsregelung, insbesondere für 
das Funktionieren der gemeinsamen Marktorganisatio¬ 
nen und dei in diesem Titel vorgesehenen Ubergangs¬ 
mechanismen, ergeben, kann der Rat mit qualifizierter 
Mehrheit auf Vorschlag der Kommission einen neuen 
Mitgliedstaat ermächtigen, in dieses Schema die beste¬ 
henden einzelstaatlichen Unterteilungen zu übernehmen, 
die für die schrittweise Annäherung an den Gemein¬ 
samen Zolltarif oder für die Abschaffung der Zölle inner¬ 
halb der Gemeinschaft in Übereinstimmung mit dieser 
Akte unerläßlich sind. 


Artikel 01 

1. Der Bestandteil zum Schulz der VerarbeiUingsindu- 
strie. der bei Erzeugnissen, die unter die gemeinsamen 
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4. In respect of products covered by a common Organi¬ 
zation of the market, the new Member States may, in 
accordance witli the procedure laid down in Article 26 
of Regulation No 120/67/EEC on the common Organiza¬ 
tion of the market in cereals or, as the case may be, 
laid down in the corresponding Articles of the other 
Regulations on the establishment of a common Organiza¬ 
tion of agricultural markets, be authorized to abolish the 
customs duties referred to in paragraph 1, or to align 
duties as provided for in paragraph 2, or both, at a more 
rapid rate than that laid down in the preceding para- 
graphs or to suspend in whole or in part the customs 
duties on products imported from other Member States. 

In respect of other products, no authorization shal! be 
required for the introduction of the measures referred to 
in the preceding subparagraph. 

The customs duties resulting from an accelerated align- 
ment shall not be less than the customs duties on imports 
of the same products from other Member States. 

Each new Member State shall inform the other Mem¬ 
ber States and the Commission of the measures taken. 


Article 60 

1. In respect of products covered, on the date of acces- 
sion, by a common Organization of the market, the system 
applicable in the Community as originally constituted in 
respect of customs duties and charges having equivalent 
effect and quantitative restrictions and measures having 
equivalent effect shall, subject to Articles 55 and 59, 
apply in the new Member States from 1 February 1973. 

2. In respect of products not covered, on the date of 
accession, by a common Organization of the market, the 
provisions of Title 1 concerning the progressive abolition 
of charges having equivalent effect to customs duties and 
of quantitative restrictions and measures having equiva¬ 
lent effect shall not apply to those charges, restrictions 
and measures if they form part of a national market Organ¬ 
ization on the date of accession. 

This Provision shall apply only to the extent necessary 
to ensure the maintenance of the national Organization 
and until the common Organization of the market for 
these products is implemented. 

3. The new Member States shall apply the Common 
Customs Tariff nomenclature by 1 February 1973 at the 
latest, in respect of agricultural products covered by a 
common Organization of the market. 

To the extent that no difficulties arise in the applica- 
tion of the Community rules and, in particular, in the 
functioning of the common Organization of markets and 
of the transitional mechanisms provided for in this Title, 
the Council, acting by a qualified majority on a proposal 
from the Commission, may authorize a new Member State 
to include within this nomenclature such existing national 
subdivisions as would be indispensable for carrying out 
the progressive moves towards alignment with the Com¬ 
mon Customs Tarif! or the elimination ol the duties in 
the Community under the conditions laid down in this 
Act 

Article 61 

1. The component for protection of the processing in- 
dustrs which is used in calculating the Charge on imports 


4. Pour les produits sournis ä l'organisation commune 
des mardies, les nouveaux Etats membres peuvent etre 
autorises, selon la procedure prevue a l'article 26 du 
regiement n° 120/67/CEE portant Organisation commune 
des mardies dans le secteur des cereales ou, selon le cas, 
aux articles correspondants des autres reglements portant 
Organisation commune des marches agricoles, ä proceder 
ä la suppression des droits de douane vises au para- 
graphe 1 ou au rapprochement vise au paragraphe 2, 
selon un rythme plus rapide que celui prevu dans les 
paragraphes precedents, ou ä une Suspension totale ou 
partielle des droits de douane applicables aux produits 
importes en provenance des autres Etats membres. 

Pour les autres produits, une autorisation n'est pas re- 
quise pour proceder aux mesures visees ä l'alinea prece- 
dent. 

Les droits de douane resultant d'un rapprodiement ac- 
celere ne peuvent etre inlerieurs ä ceux appliques ä 
l'importation des memes produits en provenance des 
autres Etats membres. 

Les nouveaux Etats membres informent les autres Etats 
membres et la Commission des mesures prises 


Article 60 

1. Le regime applicable dans la Communaute dans sa 
composition originaire en matiere de droits de douane et 
taxes d'effet equivalent, et de restrictions quantitatives 
et mesures d'effet equivalent, s'applique dans les nou¬ 
veaux Etats membres des le l«r fevrier 1973 et sous re- 
serve des dispositions des articles 55 et 59 pour les pro¬ 
duits sournis, lors de l'adhesion, ä l'organisation commune 
des marches. 

2. Pour les produits qui ne sont pas sournis, lors de 
l'adhesion, a l'organisation commune des mardies, les 
dispositions du titre I concernant la suppression progres¬ 
sive des taxes d'effet equivalant a des droits de douane, 
et des restrictions quantitatives et mesures d'effet equi¬ 
valent ne s'appliquent pas ä ces taxes, restrictions et 
mesures, lorsqu'elles font partie d une Organisation na¬ 
tionale de mardies ä la date de l'adhesion. 

Cette disposition n'est applicable que dans la mesure 
necessaire pour assurer le maintien de l'organisation na¬ 
tionale et jusqu'ä la mise en application de l'organisation 
commune des mardies pour ces produits. 

3. Les nouveaux Etats membies appliquent la nomen¬ 
clature du tarif douanier commun au plus tard le 1 er fe¬ 
vrier 1973 pour les produits agricoles sournis a ['Organi¬ 
sation commune des mardies. 

Pour autant qu'il n'en resulte pas de difficultes pour 
l'application de la reglementation communautaire, et 
notamment pour le fonctionnement de l'organisation com¬ 
mune des marches et des mecanismes transitoires prevus 
au present titre, le Conseil, statuant ä la majorile quali- 
fiee sur proposition de la Commission, peut autoriser un 
nouvel Etat membre ä reprendre, ä Tinterieur de cette 
nomenclature, les subdivisions nationales existantes qui 
seraient indispensables pour que le rapprochement pro- 
gressil vers le tarif douanier commun ou l'elimination des 
droits a Tinterieur de la Communaute s'effecluent dans 
les conditions prevues au present acte. 


Article 61 

I. L'element destine ä assurer la protection de I Indu¬ 
strie de translormation qui entre dans le ealcul de l.i 
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Marktorganisationen für Getreide, Reis und Verarbei¬ 
tungseizeugnisse aus Obst und Gemüse fallen, in die 
Berechnung der Belastung der Einfuhr aus dritten Län¬ 
dern einbezogen wird, wird bei der Einfuhr aus den 
neuen Mitgliedstaaten in die Gemeinschaft in ihrer ur¬ 
sprünglichen Zusammensetzung erhoben. 

2. Für Einfuhren in die neuen Mitgliedstaaten wird 
der Betrag dieses Bestandteils dadurch bestimmt, daß der 
Bestandteil oder die Bestandteile zum Schutz der Ver¬ 
arbeitungsindustrie von dem ab 1. Januar 1972 geltenden 
Gesamtschutz getrennt werden. 

Dieser Bestandteil oder diese Bestandteile werden bei 
der Einfuhr aus anderen Mitgliedstaaten erhoben und 
treten, was die Belastung bei der Einfuhr aus dritten 
Ländern anbelangt, an die Stelle des dem Gemein¬ 
schaftsschutz dienenden Bestandteils. 

3. Artikel 59 findet auf den in den Absätzen 1 und 2 
genannten Bestandteil Anwendung. Die betreffenden 
Herabsetzungen oder Annäherungen werden jedoch für 
die Erzeugnisse der Sektoren Getreide und Reis zu 
Beginn des für das betreffende Grunderzeugnis fest¬ 
gelegten Wirtschaftsjahres vorgenommen. 


Artikel 62 

1. Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor¬ 
schlag der Kommission die zur Durchführung dieses Ti¬ 
tels erforderlichen Bestimmungen. 

2. Der Rat kann einstimmig auf Vorschlag der Kom¬ 
mission und nach Anhörung der Versammlung die in¬ 
folge einer Änderung der Gemeinschaftsregelung erfor¬ 
derlichen Anpassungen der in den Kapiteln 2, 3 und 4 
enthaltenen Einzelheiten vornehmen. 


Artikel 63 

1. Sind Übergangsmaßnahmen notwendig, um die 
Überleitung von der in den neuen Mitgliedstaaten be¬ 
stehenden Regelung zu der Regelung zu erleichtern, die 
sich aus der Anwendung der gemeinsamen Marktorgani¬ 
sation nach Maßgabe dieses Titels ergibt, insbesondere 
wenn die Anwendung der neuen Regelung zum vor¬ 
gesehenen Zeitpunkt bei bestimmten Erzeugnissen er¬ 
hebliche Schwierigkeiten verursacht, so werden diese 
Maßnahmen nach dem Verfahren des Artikels 26 der 
Verordnung Nr. 120/67/EWG oder der entsprechenden 
Artikel der anderen Verordnungen über gemeinsame 
Agrarmarktorganisationen getroffen. Diese Maßnahmen 
können während eines Zeitraums, der am 31. Januar 1974 
endet, getroffen werden; ihre Anwendbarkeit ist auf 
diese Frist begrenzt. 

2. Der Rat kann einstimmig auf Vorschlag der Kom¬ 
mission und nach Anhörung der Versammlung die in 
Absatz 1 genannte Frist bis zum 31. Januar 1975 ver¬ 
längern. 


Artikel 64 

Die Bestimmungen dieses Titels berühren nicht das 
Ausmaß der Liberalisierung des Handels mit landwirt¬ 
schaftlichen Erzeugnissen, das sidi aus dem am 14. De- 
zembei 1965 Unterzeichneten Abkommen zur Gründung 
einer Freihandelszone zwischen Irland und dem Ver¬ 
einigten Königreich und den damit zusammenhängenden 
Übereinkünften ergibt. 
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from third countries of products covered by the common 
Organization of the markets in cereals, rice and products 
processed from fruit and vegetables shall be levied on 
imports from the new Member States into the Commu¬ 
nity as originally constituted. 

2. For imports into the new Member States, the amount 
of that component shall be determined by separating out, 
from the total protection applied on 1 January 1972, the 
component or components designed to ensure the protec¬ 
tion of the Processing industry. 

Such component or components shall be levied on im¬ 
ports from other Member States,- they shall replace, as 
regards the Charge on imports from third countries, the 
Community protective component. 

3. Article 59 shall apply to the component referred to 
in paragraphs 1 and 2. The reductions or alignments in 
question shall, however, in respect of cereal and rice 
products be made at the beginning of the marketing year 
fixed for the basic product concerned. 


Article 62 

1. The Council, acting by a qualified majority on a pro- 
posal from the Commission, shall adopt the provisions 
necessary for implementing this Title. 

2. The Council, acting unanimously on a proposal from 
the Commission after Consulting the Assembly, may 
make the necessary adaptations to the provisions of 
Chapters 2, 3 and 4 of this Title, if made necessary as a 
result of a change in Community rules. 


Article 63 

1. If transitional measures are necessary to facilitate 
the passage from the existing arrangements in the new 
Member States to those resulting from the application of 
the common Organization of the markets as provided for 
in this Title, particularly if for certain products the imple- 
mentation of the new arrangements on the sdieduled date 
meets with appreciable difficulties, such measures shall 
be adopted in accordance with the procedure provided 
for in Article 26 of Regulation No 120/67/EEC or, as the 
case may be, in the corresponding Articles of the other 
Regulations on the common Organization of agricultural 
markets. Such measures may be taken during the period 
up to 31 January 1974, but their application may not ex- 
tend beyond that date. 

2. The Council may, acting unanimously on a proposal 
from the Commission after Consulting the Assembly, ex- 
tend the time limit in paragraph 1 up to 31 January 1975. 


Article 64 

The provisions of this Title shall not affect the degree 
of freedom of trade in agricultural products which results 
from the Anglo-Irish Free Trade Area Agreement, signed 
on 14 December 1965, and related Agreements. 


Charge ä l'importation en provenance des pays tiers pour 
les produits relevant de l'organisation commune des mar- 
dies dans les secteurs des cereales, du riz et des produits 
transformes ä base de fruits et legumes est percu ä 
l'importation dans la Communaute dans sa composition 
originaire en provenance des nouveaux Etats membres. 

2. Pour les importations dans les nouveaux Etats mem¬ 
bres, le montant de cet element est determine en isolant 
ä l'interieur de la protection appliquee le l et janvier 1972 
l'element ou les elements qui etaient destines ä assurer 
la protection de l'industrie de transformation. 

Cet element ou ces elements sont percus ä l'importation 
en provenance des autres Etats membres; ils remplacent, 
en ce qui concerne la Charge ä l'importation en pro¬ 
venance des pays tiers, l'element de protection commu- 
nautaire. 

3. Les dispositions de l'article 59 s'appliquent ä l'dle- 
ment vise aux paragraphes 1 et 2. Toutefois, les reduc¬ 
tions ou rapprochements en cause s'effectuent pour les 
produits relevant des secteurs des cereales et du riz au 
debut de la Campagne de commercialisation determinee 
pour le produit de base en question. 


Article 62 

1. Le Conseil, statuant ä la majorite qualifiee sur pro- 
position de la Commission, arrete les dispositions neces- 
saires pour mettre en oeuvre les dispositions du present 
titre. 

2. Le Conseil, statuant ä l'unanimite sur proposition de 
la Commission et apres consultation de l'Assemblee, peut 
proceder aux adaptations necessaires des modalites figu- 
rant dans les chapitres 2, 3 et 4 du present titre, en cas 
de necessite resultant d une modification de la reglemen- 
tation communautaire. 


Article 63 

1. Si des mesures transitoires sont necessaires pour 
faciliter le passage du regime existant dans les nouveaux 
Etats membres ä celui resultant de l'application de l'or- 
ganisation commune des marches dans les conditions prd- 
vues au present titre, notamment si la mise en application 
du nouveau regime ä la date prevue se heurte, pour cer- 
tains produits, ä des difficultes sensibles, ces mesures 
sont arretees selon la procedure prevue ä l'article 26 du 
regiement n° 120/67/CEE ou, selon le cas, aux articles 
correspondants des autres reglements portant Organisa¬ 
tion commune des marches agricoles. Ces mesures peu- 
vent etre prises pendant une periode expirant le 31 jan¬ 
vier 1974, leur application etant limitee ä cette date. 

2. Le Conseil, statuant ä l'unanimite sur proposition de 
la Commission et apres consultation de l'Assemblee, peut 
reporter la date visee au paragraphe 1 jusqu'au 31 jan¬ 
vier 1975. 


Article 64 

Les dispositions du present titre n'affectent pas le 
degre de liberte des echanges de produits agricoles qui 
resulte de l'Accord instituant une Zone de libre-echange 
entre l'Irlande et le Royaume-Uni, signe le 14 decenibre 
1965 et des accords connexes. 
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Kapitel 2 

Bestimmungen über gemeinsame Marktorganisationen 

Abschnitt 1 
Obst and Gemüse 

Artikel 65 

1. Ein Ausgleichsbetrag wird für Obst und Gemüse 
festgesetzt, für das 

a) der betreffende neue Mitgliedstaat im Jahre 1971 
mengenmäßige Beschränkungen oder Maßnahmen 
gleicher Wirkung anwandte, 

b) ein gemeinsamer Grundpreis festgesetzt ist und 

c) der Erzeugerpreis in dem betreffenden neuen Mit¬ 
gliedstaat den Grundpreis erheblich überschreitet, der 
in der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusam¬ 
mensetzung während der Zeit vor der Anwendung 
der Gemeinschaftsregelung auf die neuen Mitglied¬ 
staaten anwendbar war. 

2. Der Erzeugerpreis im Sinne des Absatzes 1 Buch¬ 
stabe c wird berechnet unter Anwendung der in Artikel 4 
Absatz 2 dei Verordnung Nr. 159/66/EWG mit zusätzli¬ 
chen Vorschriften für die gemeinsame Marktorganisation 
für Obst und Gemüse niedergelegten Grundsätze auf die 
Angaben des betreffenden neuen Mitgliedstaats. 

3. Der Ausgleichsbetrag findet nur während des Zeit¬ 
raums Anwendung, für den der Grundpreis gilt. 


Artikel 66 

1. Bis zur ersten Annäherung ist der Ausgleichs¬ 
betrag im Handel zwischen einem neuen Mitgliedstaat, 
in dem die in Artikel 65 Absatz 1 genannten Voraus¬ 
setzungen gegeben sind, und der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung oder anderen neuen 
Mitgliedstaalen, mit Ausnahme der in Unterabsatz 2 ge¬ 
nannten, oder dritten Ländern gleich dem Unterschied 
zwischen den in Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe c ge¬ 
nannten Preisen. 

Im Handel zwischen zwei neuen Mitgliedstaaten, in 
denen die in Artikel 65 Absatz 1 genannten Voraus¬ 
setzungen gegeben sind, ist der Ausgleichsbetrag gleich 
dem Unterschied zwischen ihren Erzeugerpreisen. Der 
Ausgleichsbetrag wird nicht angewandt, wenn dieser 
Unterschied geringfügig ist. 

Die Unterschiede im Sinne der Unterabsätze 1 und 2 
werden, soweit erforderlich, um die Zollbelasluna berich¬ 
tigt. 

2 Bei den nachfolgenden Festsetzungen wird der Aus¬ 
gleichsbetrag am 1. Januar jedes Jahres um ein Fünftel 
des ursprünglichen Betrags herabgesetzt; die erste Her¬ 
absetzung erfolgt am 1. Januar 1974. 

Artikel 52 Absatz 3 ist sinngemäß anwendbar. Der 
Ausgleichsbetrag wird am 1. Januar 1978 abgeschafft. 


Artikel 67 

Zur Bestimmung der Einfuhrpreise werden von den in 
den neuen Milgliedstaaten festgestellten Notierungen 
abgezogen- 

a) ein etwaiger Ausgleichsbetrag, 

b) die anstelle der Zölle des Gemeinsamen Zolltarifs 
auf Einfuhren aus dritten Ländern in die neuen Mit¬ 
gliedstaaten anwendüaren Zölle. 
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Chapter 2 
Provislons relating 

to certain common organizations of markets 
Section 1 

Fruit and Vegetables 
A r t i c 1 e 65 

1. A compensatory amount shall be fixed for fruit and 
vegetables in respect of which: 

(a) the new Member State concemed applied, during 
1971, quantitative restrictions or measures having 
equivalent effect, 

(b) a common basic price is fixed, and 

(c) the producer price in that new Member State appre- 
ciably exceeds the basic price applicable in the Com¬ 
munity as originally constituted during the period 
preceding the application of the Community System 
to the new Member States. 

2. The producer price referred to in paragraph 1 (c) 
shall be calculated by applying to the national data of the 
new Member State concerned the principles set out in 
Article 4 (2) of Regulation No 159/66/EEC laying down 
additional provisions in respect of the common Organiza¬ 
tion of the market in fruit and vegetables. 

3. The compensatory amount shall apply only during 
the period for which the basic price is in force. 


Article 66 

1. Until the first move towards alignment, the compen¬ 
satory amount applicable in trade between a new Mem¬ 
ber State in which the conditions referred to in Article 
65(1) are fulfilled and the Community as originally con¬ 
stituted, another new Member State, with the exception 
of those referred to in the following subparagraph, or 
third countries, shall be equal to the difference between 
the prices referred to in Article 65 (1) (c). 

In trade between two new Member States in which the 
conditions referred to in Article 65 (1) are fulfilled, the 
compensatory amount shall be equal to the difference be¬ 
tween their respective producer prices. The compensa¬ 
tory amount shall not be applied if this difference is in- 
significant. 

The differences referred to in the above subparagraphs 
shall be adjusted, to the extent necessary, by the inci- 
dence of customs duties. 

2. Where subsequent compensatory amounts are fixed, 
the compensatory amount shall be reduced by one fifth 
of the original amount on 1 January every year, beyin- 
ning on 1 January 1974. 

Article 52 (3) shall apply by analogy. The compensa¬ 
tory amount shall be abolished on 1 January 1978. 


Article 67 

For the purpose of determining entry prices, the price 
quotations recorded in the new Member States shall be 
reduced by: 

(a) the compensatory amount, if any; 

(b) the duties applicable to imports into those Member 
States from third countries instead of the duties of 
the Common Customs Tariff. 


Chapitre 2 

Dispositions relatives 

k certaines organisations communes des marches 

Section 1 
Fruits et legumes 

Article 65 

1. Un montant compensatoire est fixe pour les fruits 
et legumes pour lesquels: 

a) le nouvel Etat membre interesse appliquait, au cours 
de l'annee 1971, des restrictions quantitatives ou des 
mesures d'effet equivalent, 

b) un prix de base commun est fixe et 

c) le prix a la production dans ce nouvel Etat membre 
depasse sensiblement le prix de base applicable dans 
la Communaute dans sa composition originaire pen- 
dant la periode precedant l'application aux nouveaux 
Etats membres du regime communautaire. 

2. Le prix ä la production vise au paragraphe 1 c) est 
calcule en appliquant les principes prevus ä l'article 4 
paragraphe 2 du regiement n° 159/66/CEE portant dis¬ 
positions complementaires pour l'organisation commune 
des marches dans le secteur des fruits et legumes aux 
donnees nationales du nouvel Etat membre interesse. 

3. Le montant compensatoire n'est applicable que pen- 
dant la periode au cours de laquelle le prix de base est 
en vigueur. 


Article 66 

1. Jusquau premier rapprodiement, le montant com¬ 
pensatoire applicable dans les echanges entre un nouvel 
Etat membre, dans lequel les conditions visees ä l'ar¬ 
ticle 65 paragraphe 1 sont remplies, et la Communaute 
dans sa composition originaiie, un autre nouvel Etat 
membre, ä l'exception de ceux vises a l'alinea suivant, 
ou les pays tiers, est egal ä la difference entre les prix 
vises ä l'article 65 paragraphe 1 c). 

Pour les echanges entre deux nouveaux Etats membres 
dans lesquels les conditions visees a l'article 65 para¬ 
graphe 1 sont remplies, le montant compensatoire est 
egal ä la difference entre leurs prix ä la production. 
II n'est pas applique si cette difference est de faible 
importance. 

Les differences visees aux alineas ci-dessus sont cor- 
rigees, dans la mesure necessaire, de l'incidence des 
droits de douane. 

2. Pour les fixations suivantes, le montant compen¬ 
satoire est diminue le 1 er janvier de chaque annee d un 
cinquieme du montant originaire, la premiere reduction 
intervenant le 1 er janvier 1974. 

Les dispositions de l'article 52 paragraphe 3 sont 
applicables par analogie. Le montant compensatoire est 
supprime le 1 er janvier 1978. 


Article 67 

Pour la determination des prix dentree, les cours 
constales dans les nouveaux Etats membres sont dimi- 

nues: 

a) du montant compensatoire eventuel; 

b) des droits applicables aux importations dans ces Etats 
membres en provenance des pays tiers, au lieu des 
droits du tarif douanier commun. 


3 
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Artikel 68 

Die Bestimmungen über die gemeinsamen Qualitäts¬ 
normen sind im Vereinigten Königreich auf die Vermark¬ 
tung einheimischer Erzeugnisse erst anwendbar 

a) ab 1. Februar 1974 für Artischocken, Spargel, Rosen¬ 
kohl, Sellerie, Chicoree, Knoblauch, Speisezwiebeln, 

b) ab 1. Februar 1975 für Bohnen (Busch- und Stangen¬ 
bohnen), Kopfkohl, Speisemöhren, Kopfsalat, krause 
Endivie und Eskariol, Pflückerbsen, Spinat, Erdbeeren. 


Abschnitt 2 
Wein 

Artikel 69 

Irland und das Vereinigte Königreich werden ermäch¬ 
tigt, bis zum 31. Dezember 1975 die zusammengesetzten 
Bezeichnungen, die das Wort .Wein" enthalten, zur 
Benennung bestimmter Getränke beizubehalten, bei de¬ 
nen die Verwendung dieser Bezeichnungen nicht mit der 
Gemeinschaftsregelung vereinbar ist. Diese Abweichung 
gilt jedoch nicht für Erzeugnisse, die in die Mitglied¬ 
staaten der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zu¬ 
sammensetzung ausgeführt werden. 


Abschnitt 3 
Ölsaaten 

Artikel 70 

1. Bei Olsaaten findet Artikel 52 auf die abgeleiteten 
Interventionspreise Anwendung. 

2. Die bis zur ersten Annäherung in den neuen Mit¬ 
gliedstaaten anwendbaren Interventionspreise werden 
nach den im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisa¬ 
tion vorgesehenen Regeln unter Berücksichtigung des 
normalen Verhältnisses festgesetzt, das zwischen den für 
Ölsaaten zu erzielenden Einkünften und den Einkünften 
aus Erzeugnissen, die in der Fruchtfolge mit Ölsaaten 
in Wettbewerb treten, bestehen soll. 


Artikel 71 

Die Gemeinschaftsbeihilfe für die in einem neuen Mit¬ 
gliedstaat geernteten Olsaaten wird um den in diesem 
Staat anwendbaren, um die Zollbelastung erhöhten Aus¬ 
gleichsbetrag berichtigt. 


A i tik e 1 72 

Im Handel wird der Ausgleichsbetrag nur auf Erstat¬ 
tungen angewandt, die bei der Ausfuhr der in einem 
neuen Mitgliedstaat geernteten Ölsaaten nach dritten 
Ländern gewährt werden. 


Abschnitt 4 
Getreide 

Artikel 73 

Auf dem Getreidesektor finden die Artikl 51 und 52 
auf die abgeleiteten Interventionspreise Anwendung. 
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A r t i c 1 e 68 

The provisions relating to the common quality Stan¬ 
dards shall apply to the marketing of home produce in 
the United Kingdom only from: 

(a) 1 February 1974, in respect of artichokes, asparagus, 
Brussels sprouts, ribbed celery, witloof chicory, garlic 
and onions,- 

(b) 1 February 1975, in respect of beans, roundheaded 
cabbages, carrots, lettuces, curled-leaved endives and 
broad-leaved (Batavian) endives, shelling peas, spin- 
ach and strawberries. 

Section 2 
Wine 

A r t i c 1 e 69 

Until 31 December 1975, Ireland and the United King¬ 
dom are authorized to retain the use of composite names 
including the word wine for the designation of certain 
beverages in respect of whidi the use of such names is 
incompatible with Community rules. This derogation 
shall not, however, apply to products exported to the 
Member States of the Community as originally constitu- 
ted. 


Section 3 
Oilseeds 

A r tic 1 e 70 

1. Article 52 shall apply to the derived intervention 
prices for oilseeds. 

2. The intervention prices applicable in the new Mem¬ 
ber States until the first move towards alignment shall 
be fixed in accordance with the rules provided for within 
the common Organization of the market, account being 
taken of the normal relationship which should exist be- 
tween the income to be obtained from oilseeds and that 
obtained form the production of the products which com- 
pete in crop rotation with oilseeds. 


Article 71 

The amount of aid in respect of oilseeds harvested in a 
new Member State shall be adjusted by the compensa- 
tory amount applicable in that State, increased by the 
incidence of the customs duties applied therein. 


Article 72 

In trade in oilseeds, the compensatory amount shall be 
applied only to refunds granted on exports to third 
countries of oilseeds harvested in a new Member State. 

Section 4 
Cereals 

Article 73 

Articles 51 and 52 shall apply to the derived interven¬ 
tion prices for cereals. 


Article 66 

Les dispositions relatives aux tiormes communes de 
qualite ne sont applicables ä la commercialisation de la 
production indigene au Royaume-Uni qu'ä partir: 

a) du ler fevrier 1974 pour les artichauts, les asperges, 
les choux de Bruxelles, les celeris ä cötes, les chico- 
rees witloof, les aulx, les oignons; 

b) du 1 er fevrier 1975 pour les haricots, les choux pom- 
mes, les carottes, les laitues, chicorees frisees et 
scaroles, les pois ä ecosser, les epinards, les fraises. 

Section 2 
Vin 

Article 69 

Jusqu'au 31 decembre 1975, l lrlande et le Royaume- 
Uni sont autorises ä maintenir l'utilisation de denomina- 
tions composees comportant le mot vin, pour la designa¬ 
tion de certaines boissons pour lesquelles l'emploi de 
cette denomination n'est pas compatible avec la regle- 
mentation communautaire. Toutefois, cette derogation 
n’est pas applicable aux ptoduits exportes vers les Etats 
membres de la Communaute dans sa composition origi¬ 
nale. 

Section 3 

Graines oieagineuses 
Article 70 

1. Pour les graines oieagineuses les dispositions de 
i'article 52 s'appliquent aux prix d'intervention derives. 

2. Les prix d'intervention applicables dans les nou- 
veaux Etats membres jusqu'au premier rapprochement 
sont fixes selon les regles prevues dans le cadre de 
l'organisation commune des marches en tenant compte 
du rapport normal qui doit exister entre le revenu ä 
obtenir pour les graines oieagineuses et celui resultant 
de la production des produits qui entrent en concurrence 
dans les assolements avec ces graines. 


Article 71 

Le montant de l'aide pour les graines oieagineuses 
recoltees dans un nouvel Etat membre est corrige du 
montant compensatoire applicable dans cet Etat, aug- 
mente de l'incidence des droits de douane qui y sont 
appliques. 

Article 72 

Lors des echanges, le montant compensatoire n'est 
applique qu’aux restitutions octroyees a l'exportation 
vers les pays tiers des graines oieagineuses recoltees 
dans un nouvel Etat membre. 

Section 4 
Cereales 

Article 73 

Dans le secteur des cereales, les dispositions des 
articles 51 et 52 s'appliquent aux prix d'intervention 
derives. 
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Artikel 74 

Die im Handel zwischen der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen Mit¬ 
gliedstaaten sowie zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
und dritten Ländern anwendbaren Ausgleichsbeträge 
werden wie folgt festgesetzt: 

1. Bei Getreidearten, für die kein abgeleiteter Inter¬ 
ventionspreis für die neuen Mitgliedstaaten festgesetzt 
ist, wird der bis zur ersten Annäherung anwendbare 
Ausgleichsbetrag von demjenigen für die konkurrierende 
Getreideart, für die ein abgeleiteter Interventionspreis 
festgesetzt ist, abgeleitet; dabei wird das Verhältnis 
zwischen den Schwellenpreisen der betreffenden Getrei¬ 
dearten berücksichtigt. Weicht jedoch das Verhältnis zwi¬ 
schen den Schwellenpreisen erheblich von dem Verhältnis 
der auf dem Markt des betreffenden neuen Mitgliedstaats 
festgestellten Preise ab, so kann letzteres Verhältnis 
berücksichtigt werden. 

Bei den nachfolgenden Festsetzungen wird der Betrag 
nach den in Artikel 52 für die Preisannäherung aufge¬ 
stellten Regeln ausgehend von dem in Unterabsatz 1 
genannten Betrag festgesetzt. 

2. Bei den in Artikel 1 Buchstaben c und d der Ver¬ 
ordnung Nr. 120/67/EWG genannten Erzeugnissen wird 
der Ausgleichsbetrag von dem Ausgleichsbetrag für die 
Getreidearten, denen sie zugeordnet sind, mit Hilfe der 
Koeffizienten oder Regeln für die Festlegung der Ab¬ 
schöpfung oder des beweglichen Teilbetrags der Ab¬ 
schöpfung für diese Erzeugnisse abgeleitet. 

Abschnitt 5 
Schweinefleisch 

Artikel 75 

1. Der Ausgleichsbelrag je Kilogramm für geschlachtete 
Schweine wird ausgehend von den Ausgleichsbeträgen 
für die Futtergetreidemenge berechnet, die in der Ge¬ 
meinschaft zur Erzeugung eines Kilogramms Schweine¬ 
fleisch erforderlich ist. 

2. Für die in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 121/67/EWG über die gemeinsame Marktorganisation 
für Schweinefleisch genannten Erzeugnisse, ausgenom¬ 
men geschlachtete Schweine, wird der Ausgleichsbetrag 
mit Hilfe der zur Berechnung der Abschöpfung ange¬ 
wandten Koeffizienten von dem in Absatz 1 genannten 
Ausgleichsbetrag abgeleitet. 

Artikel 76 

1. Bis zum 31. Dezember 1975 können Erzeugnisse, die 
nicht der Nummer 23 der Anlage I der Richtlinie Nr. 
64/433/EWG zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim 
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit frischem 
Fleisch entsprechen, in Dänemark, in Irland und im Ver¬ 
einigten Königreich von den Interventionsstellen auf¬ 
gekauft werden. 

2. Das Vereinigte Königreich wird ermächtigt, bis zum 
31. Oktober 1974 das gemeinschaftliche Handelsklassen¬ 
schema für die Einstufung von Schweinehälften nicht an¬ 
zuwenden. 


Abschnitt 6 
Eier 

Artikel 77 

1. Der Ausgleichsbetrag für ein Kilogramm Eier in 
der Schale wird ausgehend von den Ausgleichsbeträgen 
für die Futtergetreidemenge beiechnet, die in der Ge¬ 
meinschaft zur Erzeugung eines Kilogramms Eier in 
der Schale erforderlich ist. 



Nr. 62 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 11. Oktober 1972 


1193 


A r t i c 1 e 74 

The compensatory amounts applicable in trade be- 
tween the Community as originally constituted and the 
new Member States and between those States and third 
countries shall be fixed as lollows: 

1. The compensatory amount applicable until the first 
move towards alignment in the case of cereals for which 
no derived Intervention price is fixed for the new Mem¬ 
ber States shall be derived from the compensatory amount 
applicable in the case of a competing cereal for which a 
derived Intervention price is fixed, account being taken 
of the relationship existing between the threshold prices 
of the cereals in question. However, if the relationship 
between the threshold prices differs appreciably from 
that between the prices recorded on the market of the 
new Member State concerned, the latter relationship may 
be taken into consideration. 

The subsequent compensatory amounts shall be fixed 
on the basis of those referred to in the first subparagraph 
and according to the rules in Article 52 for the alignment 
of prices. 

2. The compensatory amount for the products specified 
in Article 1 (c) and (d) of Regulation No 120/67/EEC shall 
be derived from the compensatory amount for the cereals 
to which they relate with the help of the coefficients or 
rules used in determining the levy, or the variable com- 
ponent of the levy, on those products. 

Section 5 

Pigmeat 

Article 75 

1. The compensatory amount per kilogramme of pig 
carcase shall be calculated on the basis of the compen¬ 
satory amounts applicable to the quantity of feed grain 
required for the production in the Community of one 
kilogramme of pigmeat. 

2. The compensatory amount for the products, other 
than pig carcases, specified in Article 1 (1) of Regulation 
No 121/67/EEC on the common Organization of the mar¬ 
ket in pigmeat shall be derived from the compensatory 
amount referred to in paragraph 1 with the help of the 
coefficients used in calculating the levy. 

Article 76 

1. Until 31 December 1975, products which do not cor- 
respond to the provisions of point 23 of Annex I to Direc- 
tive No 64/433/EEC, on health protection questions in 
intra-Community trade in fresh meat, may be bought in 
by intervention agencies in Denmark, Ireland and the 
United Kingdom. 

2. Until 31 October 1974, the United Kingdom is author- 
ized not to apply the Community scale of Classification 
for pig carcases. 

Section 6 
Eggs 

Article 77 

1. The compensatory amount per kilogramme of eggs 
in shell shall be calculated on the basis of the compen¬ 
satory amounts applicable to the quantity of feed grain 
required for the production in the Community of one 
kilogramme of eggs in shell. 


Article 74 

Les montants compensatoires applicables dans les 
echanges entre la Communaute dans sa composition 
originaire et les nouveaux Etats membres, et entre ces 
derniers et les pays tiers, sont fixes comme suit: 

1. En ce qui concerne les cereales pour lesquelles un 
prix d'intervention derive n'est pas fixe pour les nou¬ 
veaux Etats membres, le montant compensatoire appli¬ 
cable jusqu'au premier rapprochement est derive de 
celui applicable ä la cereale concurrente pour laquelle 
un prix d'intervention derive est fixe, en prenant en 
consideration la relation existant entre les prix de seuil 
des cereales en question. Toutefois, dans le cas ou la 
relation entre les prix de seuil s'ecarte de maniere sen¬ 
sible de la relation des prix constates sur le marche du 
nouvel Etat membre interesse, cette derniere relation 
peut etre prise en consideration. 

Pour les fixations suivantes, les montants sont fixes ä 
partir de ceux vises au premier alinea et selon les regles 
etablies ci l'article 52 pour le rapprochement des prix. 

2. Pour les produits vises ä l'article 1 er c) et d) du 
regiement n° 120/67/CEE, le montant compensatoire est 
derive du montant compensatoire applicable aux cereales 
auxquelles ils se rattachent, ä l'aide des coefficients ou 
des regles retenus pour la determination du prelevement, 
ou de l'element mobile du prelevement, pour ces pro¬ 
duits. 


Section 5 
Viande de porc 

Article 75 

1. Le montant compensatoire applicable par kilogramme 
de porc abattu est calcule ä partir des montants compen¬ 
satoires applicables ä la quantite de cereales fourrageres 
necessaire ä la production dans la Communaute d un 
kilogramme de viande de porc. 

2. Pour les produits, autres que le porc abattu, vises 6 
l'article 1 er paragraphe 1 du regiement n° 121/67/CEE por- 
tant Organisation commune des marches dans le secteur 
de la viande de porc, le montant compensatoire est deriva 
de celui vise au paragraphe 1, ä l'aide des coefficients 
utilises pour le calcul du prelevement 

Article 76 

1. Jusqu'au 31 decembre 1975, des produits ne corres- 
pondant pas aux dispositions du point 23 de l'annexe I 
de la directive n° 64/433/CEE relative ä des problemes 
sanitaires en matiere d'edianges intracommunautaires de 
viandes fraiches, peuvent etre achetes a l'intervention au 
Dänemark, en Irlande et au Royaume-Uni. 

2. Jusqu’au 31 octobre 1974, le Royaume-Uni est auto- 
rise ä ne pas appliquer la grille communautaire de clas- 
sement des carcasses de porcs. 

Section 6 
CEu/s 

Article 77 

1. Le montant compensatoire applicable par kilogramme 
d ceufs en coquille est calcule ä partir des montants com¬ 
pensatoires applicables ä la quantite de cereales fouira- 
geres necessaire ä la production dans la Communaute 
d un kilogramme dceufs en coquille. 
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2. Der Ausgleichsbetrag je Brutei wird ausgehend von 
den Ausgleichsbeträgen für die Futtergetreidemenge be¬ 
rechnet, die in der Gemeinschaft zur Erzeugung eines 
Bruteies erforderlich ist. 

3. Für die in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b der Ver¬ 
ordnung Nr. 122/67,EWG über die gemeinsame Markt¬ 
organisation für Eier genannten Erzeugnisse wird der 
Ausgleichsbetrag mit Hilfe der zur Berechnung der Ab¬ 
schöpfung angewandten Koeffizienten von dem Aus¬ 
gleichsbetrag für Eier in der Schale abgeleitet. 


Artikel 78 

Irland und das Vereinigte Königreich können auf 
ihrem Markt als Vermarktungsnormen für Eier eine Ein¬ 
teilung in vier beziehungsweise fünf Gewichtsklassen 
beibehalten, sofern die Vermarktung von Eiern, die den 
gemeinschaftlichen Vermarktungsnormen entsprechen, 
nicht wegen der unterschiedlichen Gewichtsklassenein¬ 
teilungen beschränkt wird. 


Abschnitt 7 
Gellügellleisch 

Artikel 79 

1. Der Ausgleichsbetrag für ein Kilogramm geschlach¬ 
tetes Geflügel wird ausgehend von den Ausgleichs¬ 
beträgen für die Futtergetreidemenge berechnet, die in 
der Gemeinschaft zur Erzeugung eines Kilogramms ge¬ 
schlachtetes Geflügel der jeweiligen Art erforderlich ist. 

2. Der Ausgleichsbetrag je Küken wird ausgehend von 
dem Ausgleichsbetrag für die Futtergetreidemenge be¬ 
rechnet, die in der Gemeinschaft zur Erzeugung eines 
Kükens erforderlich ist. 

3. Für die in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe d der Ver¬ 
ordnung Nr. 123/67/EWG über die gemeinsame Markt¬ 
organisation für Geflügelfleisch genannten Erzeugnisse 
wird der Ausgleichsbetrag mit Hilfe der zur Berechnung 
der Abschöpfung angewandten Koeffizienten von dem 
Ausgleichsbetrag für geschlachtetes Geflügel abgeleitet. 


Abschnitt 8 
Reis 

Artikel 80 

Die im Handel zwischen der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen Mit¬ 
gliedstaaten sowie zwischen den neuen Mitgiiedstaaten 
und dritten Ländern anwendbaren Ausgleichsbeträge 
werden wie folgt festgesetzt: 

1. Für rundkörnigen geschälten Reis, langkörnigen ge¬ 
schälten Reis und Bruchreis wird der bis zur ersten 
Annäherung anwendbare Ausgleichsbetrag auf der 
Grundlage des Unterschieds zwischen dem Schwellen¬ 
preis und den Marktpreisen festgesetzt, die während 
eines Bezugszeitraums auf dem Markt des betreffenden 
neuen Mitgliedstaats festgestellt werden. 

Bei den nachfolgenden Festsetzungen wird der Betrag 
ausgehend von dem in Unterabsatz 1 genannten Betrag 
nach den in Artikel 52 für die Preisannäherung auf¬ 
gestellten Regeln festgesetzt. 

2. Bei Rohreis, halbgeschliffenem Reis, vollständig ge¬ 
schliffenem Reis und den in Artikel 1 Absatz 1 Buch¬ 
stabe c der Verordnung Nr. 359/67/EWG über die ge- 
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2. The compensatory amount per hatching egg shall be 
calculated on the basis of the compensatory amounts ap¬ 
plicable to the quantity of feed grain required for the 
production in the Community of one hatching egg. 

3. The compensatory amount for the products specified 
in Article 1 (1) (b) of Regulation No 122/67/EEC on the 
common Organization of the market in eggs shall be 
derived from the compensatory amount for eggs in Shell 
with the help of the coefficients used in calculating the 
levy. 

Article 78 

With regard to egg-marketing Standards, Ireland and 
the United Kingdom may retain on their markets a System 
of grading in four and five weight-categories respectiv- 
ely, on condition that the marketing of eggs which com- 
ply with Community Standards shall not be subject to 
restrictions because of different Systems of grading. 

Section 7 
Poultrymeat 

Article 79 

1. The compensatory amount per kilogramme of 
slaughtered poultry shall be calculated on the basis of 
the compensatory amounts applicable to the quantity of 
feed grain, differentiated according to species of poultry, 
which is required for the production in the Community of 
one kilogramme of slaughtered poultry. 

2. The compensatory amount applicable per duck shall 
be calculated on the basis of the compensatory amounts 
applicable to the quantity of feed grain required for the 
production in the Community of one duck. 

3. The compensatory amount for the products specified 
in Article 1 (2) (d) of Regulation No 123/67/EEC on the 
common Organization of the market in poultrymeat shall 
be derived from the compensatory amount for slaughter¬ 
ed poultry with the help of the coefficients used in cal¬ 
culating the levy. 

Section 8 
Rice 

Article 80 

The compensatory amounts applicable in trade between 
the Community as originally constituted and the new 
Member States and between those States and third coun¬ 
tries shall be fixed as follows: 

1. The compensatory amount applicable until the first 
move towards alignment for round-grained husked rice, 
long-grained husked rice and broken rice shall be esta- 
blished on the basis of the difference between the thresh- 
old price and the market prices recorded on the market 
of the new Member State concerned during a reference 
period. 

The subsequent compensatory amounts shall be fixed 
on the basis of those provided for in the first subpara- 
graph and according to the rules in Article 52 for the 
alignment of prices. 

2. The compensatory amount for paddy rice, semi-mill- 
ed rice, wholly-milled rice and the products specified in 
Article 1 (1) (c) of Regulation No 359/67/EEC on the 


2. Le montant compensatoire applicable par oeuf a 
couver est calcule ä partir des montants compensatoires 
applicables ä la quantite de cereales fourrageres neces- 
saire ä la production dans la Communaute d'un oeuf a 
couver. 

3. Pour les produits vises ä l'article 1 er paragraph 1 b) 
du regiement n° 122/67/CEE portant Organisation com¬ 
mune des marches dans le secteur des oeufs, le montant 
compensatoire est derive du montant compensatoire des 
oeufs en coquille, ä l'aide des coefficients utilises pour le 
calcul du prelevement. 

Article 78 

LTrlande et le Royaume-Uni peuvent maintenir sur leur 
marche, pour les normes de commercialisation des oeufs, 
un classement respectivement en quatre et en cinq cate¬ 
gories de poids, ä condition que la commercialisation des 
oeufs qui correspondent aux normes communautaires ne 
fasse pas l'objet de restrictions resultant de systemes de 
classement differents. 

Section 7 
Viande de volaille 

Article 79 

1. Le montant compensatoire applicable par kilogramme 
de volaille abattue est calcule ä partir des montants com¬ 
pensatoires applicables ä la quantite de cereales fourra¬ 
geres necessaire ä la production dans la Communaute 
d’un kilogramme de volaille abattue, differencide par 
espece. 

2. Le montant compensatoire applicable par poussin est 
calcule ä partir des montants compensatoires applicables 
ä la quantite de cereales fourrageres necessaire ä la pro¬ 
duction dans la Communaute d un poussin. 

3. Pour les produits vises ä l'article 1 er paragraphe 2 d) 
du regiement n° 123/67/CEE portant Organisation com¬ 
mune des mardids dans le secteur de la viande de vo¬ 
laille, le montant compensatoire est derive du montant 
compensatoire de la volaille abattue, ä l'aide des coeffi¬ 
cients utilises pour le calcul du prelevement. 

Section 8 
Riz 

Article 80 

Les montants compensatoires applicables dans les 
echanges entre la Communaute dans sa composition ori- 
ginaire et les nouveaux Etats membres, et entre ces der- 
niers et les pays tiers, sont fixes comme suit: 

1. Pour le riz decortique ä grains ronds, le riz decor- 
tique ä grains longs et les brisures, le montant compen¬ 
satoire applicable jusqu'au premier rapprochement est 
etabli sur la base de la difference entre le prix de seuil 
et les prix de marche constates, pendant une periode de 
reference, sur le marche du nouvel Etat membre inte- 
resse. 

Pour les fixations suivantes, les montants sont fixes ä 
partir de ceux vises au premier alinea et selon les regles 
etablies ä l'article 52 pour le rapprochement des prix. 

2. Pour le riz paddy, le riz semi-blanchi, le riz blanchi 
et les produits vises ä l'article 1 er paragraphe 1 c) du 
regiement n° 359/67/CEE portant Organisation commune 
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meinsame Marktorganisation für Reis genannten Erzeug¬ 
nissen wird der Ausgleichsbetrag für jedes dieser Er¬ 
zeugnisse von dem Ausgleichsbetrag für das in Absatz 1 
genannte Erzeugnis, dem es zugeordnet ist, mit Hilfe der 
Koeffizienten für die Festlegung der Abschöpfung oder 
des beweglichen Teilbetrags der Abschöpfung abgeleitet. 


Abschnitt 9 
Zucker 

Artikel 81 

Auf dem Zuckersektor finden die Artikel 51 und 52 auf 
den abgeleiteten Interventionspreis für Weißzudcer, den 
Interventionspreis für Rohzucker und den Mindestpreis 
für Zuckerrüben Anwendung. 


Artikel 82 

Die im Handel zwischen der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen Mit¬ 
gliedstaaten sowie zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
und dritten Ländern anwendbaren Ausgleichsbeträge 
werden abgeleitet: 

a) für die in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b der Ver¬ 
ordnung Nr. 1009/67/EWG über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker aufgeführten Erzeug¬ 
nisse, außer frischen Zuckerrüben, von dem auf das 
betreffende Ausgangserzeugnis anwendbaren Aus¬ 
gleichsbetrag nach den Regeln für die Berechnung der 
Abschöpfung; 

b) für die in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d der Ver¬ 
ordnung Nr. 1009/67/EWG aufgeführten Erzeugnisse 
von dem auf das betreffende Ausgangserzeugnis an¬ 
wendbaren Ausgleichsbetrag nach den Regeln für die 
Berechnung 

— der Abschöpfung, soweit es sich um den Aus¬ 
gleichsbetrag bei der Einfuhr handelt; 

— der Erstattung, soweit es sich um den Ausgleichs¬ 
betrag bei der Ausfuhr handelt. 


Artikel 83 

Der in Artikel 25 Absatz 3 der Verordnung Nr. 1009/ 
67/EWG genannte Betrag wird in den neuen Mitglied¬ 
staaten um den nach Artikel 55 Absatz 2 berechneten 
Ausgleichsbetrag berichtigt. 


Abschnitt 10 

Lebende Pflanzen und Waren des Blumenhandels 
Artikel 84 

Die Bestimmungen über die gemeinsamen Qualitäts¬ 
normen sind im Vereinigten Königreich auf die Vermark¬ 
tung von einheimischen Erzeugnissen erst ab 1. Februar 
1974, auf die Vermarktung von Schnittblumen erst ab 
1. Februar 1975 anwendbar. 


Abschnitt 11 

Milch und Milcherzeugnisse 


Artikel 85 

Die Artikel 51 und 52 finden auf die Interventions- 
preise für Butter und Magermilchpulver Anwendung. 




Nr. 62 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 11. Oktober 1972 


1197 


common Organization of the market in rice shall, for each 
of those products, be derived from the compensatory 
amount for the product referred to in paragraph 1 to 
which it relates with .the help of the coefficients used in 
determining the levy or the variable component of the 
levy. 

Section 9 
Sugar 

A r t i c 1 e 81 

Articles 51 and 52 shall apply to the derived Interven¬ 
tion price for white sugar, the Intervention price for raw 
sugar and to the minimum price for beet. 


A r t i c 1 e 82 

The compensatory amounts applicable in trade between 
the Community as originally constituted and the new 
Member States and between those States and third coun¬ 
tries shall: 

(a) in the case of the products, other than fresh beet, in 
Article 1 (1) (b) of Regulation No 1009/67/EEC on the 
common Organization of the market in sugar, be de¬ 
rived from the compensatory amount for the primary 
product in question, in accordance with the rules in 
force for calculating the levy; 

(b) in the case of the products in Article 1 (1) (d) of Re¬ 
gulation No 1009/67/EEC, be derived from the com¬ 
pensatory amount for the primary product in question, 
in accordance with the rules in force for calculating: 

— the levy, in respect of the compensatory amount 
applicable to imports, 

— the refund, in respect of the compensatory amount 
applicable to exports. 


Article 83 

The amount referred to in Article 25 (3) of Regulation 
No 1009/67/EEC shall, in the new Member States, be ad- 
justed by the compensatory amount calculated in accord¬ 
ance with Article 55 (2). 

Section 10 

Live Trees and Other Plants, Bulbs, Roofs and the Like, 
Cut Flowers and Ornamental Foliage 

Article 84 

The provisions relating to common quality Standards 
shall be applicable to the marketing of home produce in 
the United Kingdom only from 1 February 1974 and, in 
respect of cut flowers, only from 1 February 1975. 

Section 11 

Milk and Milk Products 

Article 85 

Articles 51 and 52 shall apply to the intervention prices 
for butter and skim milk powder. 


des marches dans Ie secteur du riz, le montant compensa- 
toire est, pour chacun de ces produits, derive du montant 
compensatoire applicable au produit vise au paragraphe 1 
auquel il se rattache, ä l'aide des coefficients retenus 
pour la determination du prelevement ou de l'element 
mobile de celui-ci. 

Section 9 
Sucre 

Article 81 

Dans le secteur du Sucre, les dispositions des articles 51 
et 52 s'appliquent au prix d'intervention derive du Sucre 
blanc, au prix d'intervention du Sucre brut et au prix 
minimum de la betterave. 


Article 82 

Les montants compensatoires applicables dans les 
edianges entre la Communaute dans sa composition ori¬ 
ginale et les nouveaux Etats membres, ainsi qu'entre ces 
derniers et les pays tiers, sont derives: 

a) pour les produits, autres que les betteraves fraidies, 
figurant ä l'article ler paragraphe 1 b) du regiement 
n° 1009/67/CEE portant Organisation commune des 
marches dans le secteur du sucre, du montant com¬ 
pensatoire applicable au produit de base en question, 
selon les regles en vigueur pour le calcul du preleve¬ 
ment; 

b) pour les produits figurant ä l'article l<=r paragraphe 1 d) 
du regiement n° 1009/67/CEE, du montant compensa¬ 
toire applicable au produit de base en question, selon 
les regles en vigueur pour le calcul: 

— du prelevement, en ce qui concerne le montant 
compensatoire applicable ä l'importation, 

— de la restitution, en ce qui concerne le montant 
compensatoire applicable ä l'exportation. 


Article 83 

Le montant vis6 ä l'article 25 paragraphe 3 du regie¬ 
ment n° 1009/67/CEE est corrige, dans les nouveaux Etats 
membres, du montant compensatoire calcule conforme- 
ment h l'article 55 paragraphe 2. 

Section 10 

Planles vivanies et produits de la lloricullure 

Article 84 

Les dispositions relatives aux normes communes de 
qualite ne sont applicables ä la commercialisation de la 
production indigene au Royaume-Uni qu'ä partir du 
1 er fevrier 1974 et pour les fleurs coupees qu'ä partir du 
1 er fevrier 1975. 

Section 11 

Lait et produits laitiers 
Article 85 

Les dispositions des articles 51 et 52 s'appliquent aux 
prix d'intervention du beurre et du lait ecreme en pou- 
dre. 
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Artikel 86 

Im Handel zwischen der Gemeinschaft in ihrer ur¬ 
sprünglichen Zusammensetzung und den neuen Mitglied¬ 
staaten sowie zwischen den neuen Mitgliedstaaten und 
dritten Ländern werden die Ausgleichsbeträge wie folgt 
festgesetzt; 

1. Für die Leiterzeugnisse, außer den in Artikel 85 ge¬ 
nannten, wird der bis zur ersten Annäherung anwend¬ 
bare Ausgleichsbetrag auf der Grundlage des Unter¬ 
schieds zwisdien dem repräsentativen Marktpreis des 
betreffenden neuen Mitgliedstaats und dem repräsen¬ 
tativen Marktpreis der Gemeinschaft in ihrer ursprüng¬ 
lichen Zusammensetzung während eines repräsentativen 
Zeitraums, welcher der Anwendung der Gemeinschafts¬ 
regelung in dem betreffenden neuen Mitgliedstaat vor¬ 
ausgeht, festgesetzt. 

Bei der Festsetzung der nach der ersten Annäherung 
anwendbaren Ausgleichsbeträge werden der nach Unter¬ 
absatz 1 oder Absatz 3 festgesetzte Betrag und die in 
Artikel 52 für die Preisannäherung aufgestellten Regeln 
berücksichtigt. 

2. Bei Erzeugnissen, die keine Leiterzeugnisse sind, 
werden die Ausgleichsbeträge von dem Ausgleichs¬ 
betrag für das Leiterzeugnis der Gruppe, zu der das be¬ 
treffende Erzeugnis gehört, nach den Regeln für die 
Berechnung der Abschöpfung abgeleitet. 

3. Können Absatz 1 Unterabsatz 1 und Absatz 2 nicht 
angewandt werden oder führt ihre Anwendung zu Aus¬ 
gleichsbeträgen, die unnormale Preisverhältnisse nach 
sich ziehen, so wird der Ausgleichsbetrag ausgehend von 
den auf Butter und Magermilchpulver anwendbaren Aus¬ 
gleichsbeträgen berechnet. 


Artikel 87 

1. Bestand vor dem Beitritt eine je nach der Verwen¬ 
dung unterschiedliche Regelung für die Bewertung der 
Milch und führt die Anwendung des Artikels 86 zu 
Marktschwierigkeiten, so wird der bis zur ersten Annä¬ 
herung auf eines oder mehrere Erzeugnisse der Nummer 
04.01 des Gemeinsamen Zolltarifs anwendbare Aus¬ 
gleichsbetrag auf der Grundlage des Unterschieds zwi¬ 
schen den Marktpreisen festgesetzt. 

Bei den nachfolgenden Festsetzungen wird der Aus¬ 
gleichsbetrag jährlich zu Beginn des Wirtschaftsjahres 
um ein Sechstel des ursprünglichen Betrags herabgesetzt 
und am 1. Januar 1978 abgeschafft. 

2. Es werden geeignete Maßnahmen getroffen, um 
Wettbewerbsverzerrungen zu verhindern, die sich aus 
der Anwendung des Absatzes 1 für die betreffenden 
Erzeugnisse oder für andere Milcherzeugnisse ergeben 
könnten, und um etwaigen Änderungen des gemeinsa¬ 
men Preises Rechnung zu tragen. 


Artikel 88 

1. Irland wird ermächtigt, für den Butterverbrauch eine 
Subvention in dem Ausmaß zu gewähren, das erforder¬ 
lich ist, damit der Verbraucherpreis während der Über¬ 
gangszeit schrittweise an das Preisniveau in der Gemein¬ 
schaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung ange¬ 
paßt werden kann. 

Macht Irland von der Ermächtigung nach Unterabsatz 1 
Gebrauch, so gewährt es für aus den anderen Mitglied¬ 
staaten eingeführte Butter eine Verbrauchersubvention 
in gleicher Höhe. 
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A r t i c 1 e 86 

In trade between the Community as originally consti- 
tuted and the new Member States, and between those 
States and third countries, compensatory amounts shall 
be fixed as follows: 

1. For pilot products other than those referred to in 
Article 85, the compensatory amount applicable until the 
first move towards alignment shall be determined on the 
basis of the difference between the representative market 
price level of the new Member State concerned and the 
representative market price level of the Community as 
originally constituted over a representative period pre- 
ceding the introduction of the Community rules in the 
new Member State in question. 

In fixing the compensatory amounts applicable from 
the first move towards alignment, account shall be taken 
of the amount fixed in accordance with the first subpara- 
graph or paragraph 3 and the rules for alignment of 
prices in Article 52. 

2. For products other than pilot products, the compen¬ 
satory amounts shall be derived from the compensatory 
amount for the pilot product of the group to which the 
product concerned belongs, in accordance with the rules 
in force for calculating the levy. 

3. If the first subparagraph of paragraph 1 and para¬ 
graph 2 cannot be applied or if their application results 
in compensatory amounts leading to abnormal price re- 
lationships, the compensatory amount shall be calculated 
on the basis of the compensatory amounts applicable for 
butter and skim milk powder. 


Article 87 

1. If a system providing for a different valuation of 
milk according to its use existed in a new Member State 
before accession, and if the application of Article 86 
leads to difficulties on the market, the compensatory 
amount applicable until the first move towards alignment 
for one or more products falling within Common Customs 
Tariff heading No 04.01 shall be fixed on the basis of the 
difference between market prices. 

When subsequent compensatory amounts are fixed, the 
compensatory amount shall be reduced annually at the 
beginning of the marketing year by one-sixth of the orig¬ 
inal amount and shall be abolished on 1 January 1978. 

2. Appropriate measures shall be adopted to avoid 
distortions of competition whidi might result from the 
application of paragraph 1, either in respect of the prod¬ 
ucts in question or in respect of other milk products, 
and to take account of possible dianges in the common 
price. 


Article 88 

1. Ireland is authorized to grant a subsidy on the direct 
consumption of butter to the extent necessary to allow, 
during the transitional period, the price paid by the con¬ 
sumer to be progressively adjusted to the price level 
obtaining in the Community as originally constituted. 

ln the event of Ireland making use of the authorization 
referred to in the first subparagraph, it shall grant a sub¬ 
sidy of the same amount on the consumption of butter 
imported from the other Member States. 


Article 86 

Dans les echanges entre la Communaute dans sa com- 
position originaire et les nouveaux Etats membres, ainsi 
qu'entre ces derniers et les pays tiers, les montants com- 
pensatoires sont fixes comme suit: 

1. Pour les produits pilotes autres que ceux vises ä 
l'article 85, le montant compensatoire applicable jusqu'au 
premier rapprochement est etabli sur la base de la diffe¬ 
rence entre le niveau de prix de marche representatif du 
nouvel Etat membre interesse et le niveau de prix de 
marche representatif de la Communaute dans sa composi- 
tion originaire au cours dune periode representative 
precedent l'application de la reglementation communau- 
taire dans le nouvel Etat membre en cause. 

Pour les fixations des montants compensatoires appli¬ 
cables ä partir du premier rapprochement, il est tenu 
compte du montant fixe conformement aux dispositions 
du premier alinea ou du paragraphe 3 et des regles sta¬ 
biles ä l'article 52 pour le rapprochement des prix. 

2. Pour les produits autres que les produits pilotes, les 
montants compensatoires sont derives du montant com¬ 
pensatoire applicable au produit pilote du groupe auquel 
appartient le produit en question, selon les regles en 
vigueur pour le calcul du prelevement. 

3. Si les dispositions du paragraphe 1 premier alinea 
et du paragraphe 2 ne peuvent etre appliquees ou si leur 
application conduit ä des montants compensatoires en- 
trainant des relations anormales de prix, le montant com¬ 
pensatoire est calcule ä partir des montants compensa¬ 
toires applicables au beurre et au lait ecreme en poudre. 


Article 87 

1. Si un regime de valorisation du lait different selon 
l'utilisation existait avant l'adhesion dans un nouvel Etat 
membre et si l'application des dispositions de l'article 86 
conduit ä des difficultes sur le marche, le montant com¬ 
pensatoire applicable jusqu'au premier rapprochement 
pour un ou plusieurs produits relevant de la position 
04.01 du tarif douanier commun est fixe sur la base de la 
difference entre les prix de marche. 

Pour les fixations suivantes, le montant compensatoire 
est diminue chaque annee au debut de la Campagne d'un 
sixieme du montant originaire et supprime le 1 er janvier 
1978. 

2. Des mesures appropriees sont arretees pour eviter 
des distorsions de concurrence pouvant resulter de l'ap¬ 
plication du paragraphe 1, soit pour les produits en cause, 
soit pour d'autres produits laitiers, et pour tenir compte 
des modifications eventuelles du prix commun. 


Article 88 

1. L Irlande est autorisee ä accorder une Subvention ä 
la consommation de beurre dans la mesure necessaire 
pour permettre, au cours de la periode transitoire, une 
adaptation progressive du prix paye par le consomma- 
teur au niveau du prix pratique dans la Communaute 
dans sa composition originaire. 

Dans le cas oü l'Irlande fait usage de l'autorisation 
visee au premier alinea, eile accorde une Subvention ä 
la consommation d'un mime montant pour le beurre 
importe en provenance des autres Etats membres. 
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2. Diese Subvention wird in sechs Stufen abgeschafft, 
die mit den Stufen für die Angleichung des Butterpreises 
zusammenfallen. 


Artikel 89 

1. Die Abgabe von Milch, deren Fettgehalt unter 3,5 
v. H. liegt, als Vollmilch an den Verbraucher ist im 
Vereinigten Königreich bis zum 31. Dezember 1975 und 
in Irland bis zum 31. Dezember 1977 zulässig. 

Die nach Unterabsatz 1 als Vollmilch verkaufte Milch 
darf jedoch nicht entrahmt worden sein. Im übrigen sind 
die Bestimmungen über Vollmilch auch auf solche Milch 
anwendbar. 

2. Dänemark wird ermächtigt, die zum Zeitpunkt des 
Beitritts in bestimmten Gebieten bestehenden Exklusiv¬ 
konzessionen für die Milchlieferung bis zum 31. Dezem¬ 
ber 1977 beizubehalten. Konzessionen, die vor dem 
1. Januar 1978 ablaufen, dürfen jedoch nicht erneuert 
werden. 


Abschnitt 12 
Rindtleisch 

Artikel 90 

Die Artikel 51 und 52 finden auf die Orientierungs¬ 
preise für ausgewadisene Rinder und Kälber Anwen¬ 
dung. 


Artikel 91 

1. Der nach Artikel 55 berechnete Ausgleichsbetrag für 
ausgewachsene Rinder und Kälber wird, soweit erfor¬ 
derlich, um die Zollbelastung berichtigt. 

Ist die Zollbelastung im Handel zwischen der Gemein¬ 
schaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und den 
neuen Mitgliedstaaten sowie zwischen den neuen Mit- 
gliedstaaten höher als der nach Artikel 55 berechnete 
Ausgleichsbetrag, so wird der Zollsatz in einer Höhe 
ausgesetzt, bei der die Zolibehandlung diesem Ausgleichs¬ 
betrag entspricht. 

2. Bei Anwendung des Artikels 10 Absatz 1 Unter¬ 
absatz 3 oder des Artikels 11 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 805/68 über die gemeinsame Marktorganisa¬ 
tion für Rindfleisch werden Maßnahmen getroffen, die 
geeignet sind, die Gemeinschaftspräferenz aufrechtzu¬ 
erhalten und Verkehrsverlagerungen zu verhindern. 

3. Der Ausgleichsbetrag für die im Anhang zur Ver¬ 
ordnung (EWG) Nr. 805/68 aufgeführten Erzeugnisse wird 
unter Berücksichtigung der Absätze 1 und 2 und mit 
Hilfe der Regeln für die Festsetzung der Abschöpfungen 
für diese Erzeugnisse festgesetzt. 


Artikel 92 

Für die in Artikel 1 Buchstaben b und c der Verord¬ 
nung (EWG) Ni. 805/68 genannten Erzeugnisse wird die 
Erstattung bei der Ausfuhr aus den neuen Mitglied¬ 
staaten in dritte Länder um die Auswirkung des Unter¬ 
schieds zwischen den Zollsätzen berichtigt, die auf die im 
Anhang zur genannten Verordnung aufgeführten Erzeug¬ 
nisse bei dei Einfuhr aus dritten Ländern in die Gemein¬ 
schaft in ihrer urspiünglichen Zusammensetzung oder die 
neuen Mitgliedslaaten angewandt werden. 
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2. This subsidy shall be abolished in six stages coin- 
ciding with the stages for aligning the price of butter. 


A r t i c 1 e 89 

1. Until 31 December 1975 in the United Kingdom and 
until 31 December 1977 in Ireland, the supply to Con¬ 
sumers as whole milk of milk with a fat content of less 
than 3.5 °/o is authorized. 

Milk sold as whole milk pursuant to the first subpara- 
graph must not, however, have been subjected to any 
skimming. Furthermore, the provisions in respect of 
whole milk shall apply to such milk. 

2. Denmark is authorized to maintain until 31 December 
1977 the exclusive milk supply licences whidi existed in 
certain areas at the date of accession. Licences which 
expire before 1 January 1978 may not be renewed. 


Section 12 
Beel and Veal 

A r tic 1 e 90 

Articles 51 and 52 shall apply to the guide prices for 
adult bovine animals and calves. 


A r t i c 1 e 91 

1. The compensatory amount for calves and adult bov¬ 
ine animals calculated in accordance with Article 55 shall 
be corrected to the extent necessary, by the incidence of 
customs duties. 

If the incidence of the customs duty applicable to trade 
between the Community as originally constituted and 
the new Member States and between the new Member 
States themselves is higher than the compensatory 
amount calculated in accordance with Article 55, the 
customs duty shall be suspended at a level such that its 
incidence corresponds to the compensatory amount. 

2. If the third subparagraph of Article 10 (1) of Regula¬ 
tion (EEC) No 805/68 on the common Organization of the 
market in beef and veal, or if Article 11 (1) of that Regu¬ 
lation, is applied, the appropriate measures shall be 
adopted in order to maintain Community preference and 
avoid deflections of trade. 

3. The compensatory amount for the products referred 
to in the Annex to Regulation (EEC) No 805/68 shall be 
fixed taking account of the provisions laid down in the 
preceding paragraphs and with the help of the rules laid 
down for fixing the levies applicable to those products. 


A r t i c i e 92 

In respect of the products specified in Article 1 (b) and 
(c) of Regulation (EEC) No 805/68, the refund on exports 
to third countries by the new Member States shall be cor¬ 
rected by the incidence of the difference between the 
customs duties on the products listed in the Annex to the 
said Regulation to imports from third countries into the 
Community as originally constituted on the one hand 
and into the new Member States on the other. 


2. Cette Subvention est supprimee en six etapes coi'n- 
cidant avec les etapes de rapprodiement du prix du 
beurre. 


Article 89 

1. La livraison au consommateur en tant que lait 
entier, de lait dont la teneur en matiere grasse n'atteint 
pas 3,50%, est autorisee jusqu'au 31 decembre 1975 au 
Royaume-Uni et jusqu au 31 decembre 1977 en Irlande. 

Le lait vendu comme lait entier en vertu de l'alinea 
precedent ne doit toutefois avoir subi aucun ecremage. 
Par ailleurs, les dispositions concernant le lait entier sont 
applicables ä ce lait. 

2. Le Dänemark est autorise ä maintenir jusqu'au 
31 decembre 1977 les concessions exclusives de fourni- 
ture de lait existant ä la date de l'adhesion dans cer- 
taines zones. Les concessions venant ä expiration avant 
le 1 C[ janvier 1978 ne pourront pas etre renouvelees. 


Section 12 
Viande bovine 

Article 90 

Les dispositions des articles 51 et 52 s'appliquent aux 
prix d'orientation pour les gros bovins et pour les veaux. 

Article 91 

1. Le montant compensatoire pour les veaux et les 
gros bovins calcule conformement ä l'article 55 est cor- 
rige, dans la mesure necessaire, de l'incidence des droits 
de douane. 

Si l'incidence du droit de douane applicable dans les 
echanges entre la Communaute dans sa composition origi- 
naire et les nouveaux Etats membres, et entre les nou- 
veaux Etats membres, est superieure au montant com¬ 
pensatoire calcule conformement ä l'article 55, le droit 
de douane est suspendu ä un niveau tel que son inci¬ 
dence corresponde ä ce montant compensatoire. 

2. En cas d'application de l’article 10 paragraphe 1 
troisieme alinea ou de l'article 11 paragraphe 1 du regle- 
ment (CEE) n° 805/68 portant Organisation commune des 
marches dans le secteur de la viande bovine, les mesures 
appropriees sont prises en vue de maintenir la preference 
communautaire et d eviter des detournements de trafic. 

3. Le montant compensatoire pour les produits vises ä 
l'annexe du regiement (CEE) n° 805/68 est fixe en tenant 
compte des dispositions des paragraphes precedents et ä 
l'aide des regles prevues pour la fixation des preleve- 
ments applicables ä ces produits. 


Article 92 

Pour les produits vises ä l'article 1 er b) et c) du regie¬ 
ment (CEE) n° 805/68, la restitution ä l'exportation des 
nouveaux Etats membres vers les pays tiers est corrigee 
de l'incidence de la difference entre les droits de douane 
appliques sur les produits figurant ä l'annexe dudit regie¬ 
ment ä l'importation en provenance des pays tiers dans 
la Communaute dans sa composition originaire d'une part, 
et dans les nouveaux Etats membres d'autre part. 
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Artikel 93 

Solange das Vereinigte Königreich gemäß Artikel 54 
Subventionen für die Erzeugung von Schlachtvieh bei¬ 
behält, ist Irland ermächtigt, zur Verhinderung von Ver¬ 
zerrungen auf dem irischen Viehmarkt die Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Rindfleischausfuhr beizubehalten, die 
es vor dem Beitritt im Zusammenhang mit der im Ver¬ 
einigten Königreich angewandten Subventionsregelung 
anwandte. 


Abschnitt 13 

Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse 


Artikel 94 

Die Ausgleichsbeträge werden auf der Grundlage der 
für Zucker, Glukose oder Glukosesirup festgesetzten Aus¬ 
gleichsbeträge festgelegt nach den Regeln für die Berech¬ 
nung 

— der Abschöpfung, soweit es sich um den Ausgleichs¬ 
betrag bei der Einfuhr handelt; 

— der Erstattung, soweit es sich um den Ausgleichs¬ 
betrag bei der Ausfuhr handelt. 


Abschnitt 14 
Flachs 

Artikel 95 

1. Die Höhe der Beihilfe für Flachs wird für die neuen 
Mitgliedstaaten auf der Grundlage des Unterschieds zwi¬ 
schen den von den Flachserzeugern zu erzielenden Ein¬ 
künften und den Erlösen festgesetzt, die sich aus dem 
voraussichtlichen Marktpreis für dieses Erzeugnis erge¬ 
ben 

2. Bei der Berechnung der von den Flachserzeugern 
zu erzielenden Einkünfte werden die Preise der in dem 
betreffenden neuen Mitgliedstaat in der Fruchtfolge kon¬ 
kurrierenden Erzeugnisse und das in der Gemeinschaft 
in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung zwischen den 
Einkünften aus der Flachserzeugung und den Einkünften 
aus der Erzeugung konkurrierender Erzeugnisse beste¬ 
hende Verhältnis berücksichtigt. 


Abschnitt 15 
Saatgut 

Artikel 96 

Wird für die Erzeugung von Saatgut eine Beihilfe ge¬ 
währt, so kann deren Betrag für die neuen Mitglied¬ 
staaten in einer anderen Höhe als für die Gemeinschaft 
in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung festgelegt 
werden, wenn zwischen den Einkünften der Erzeuger 
eines neuen Mitgliedstaats und den Einkünften der Er¬ 
zeuger der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zu¬ 
sammensetzung ein erheblicher Unterschied bestand. 

In diesem Fall ist bei der Festsetzung des Beihilfe¬ 
betrags für den neuen Mitgliedstaat den von den Saat¬ 
guterzeugern früher erzielten Einkünften sowie der Not¬ 
wendigkeit Rechnung zu tragen, etwaige Verzerrungen 
in der Produktionsstruktur zu vermeiden und diesen 
Betrag stufenweise dem Gemeinschaftsbetrag anzunä¬ 
hern. 
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A r t i c 1 e 93 

For such time as the United Kingdom, pursuant to Ar- 
ticle 54, retains production subsidies for slaughter cattle, 
Ireland is authorized, in Order to avoid distortion of the 
Irish cattle market, to retain the measures relating to the 
export of beef and veal which it applied before accession, 
in correlation with the System of subsidies applied in the 
United Kingdom. 


Seclion 73 

Products Processed From 
Fruit and Vegetables 

A r t i c 1 e 94 

Compensatory amounts shall be determined on the 
basis of the compensatory amounts fixed for sugar, 
glucose, or glucose syrup, as the case may be, and in 
accordance with the rules applicable for calculating: 

— the levy, in respect of the compensatory amount 
applicable to imports, 

— the refund, in respect of- the compensatory amount 
applicable to exports. 


Section 14 
Flax 

A r t i c 1 e 95 

1. The amount of aid for flax shall, for the new 
Member States, be fixed on the basis of the difference 
between the income to be obtained by flax producers 
and the return resulting from the foreseeable market 
price for this product. 

2. The income to be received by flax producers shall 
be established taking into account the price of compet- 
ing products in the crop rotation in the new Member 
State in question and the relationship in the Community 
as originally constituted between the income resulting 
from flax production and that resulting from the produc¬ 
tion of competing products. 


Section 15 
Seeds 

A r t i c 1 e 96 

When an aid is granted for seed production, the 
amount of the aid may be fixed, in respect of the new 
Member States, at a level different from that fixed for 
the Community as originally constituted if the income 
of producers in a new Member State was previously 
appreciably different from the income of producers in 
the Community as originally constituted. 

ln that event, the amount of aid in respect of the 
new Member State must take account of the income 
previously received by seed producers and of the need 
to avoid any distortion of production patterns, and the 
need to align that amount graduaily with the Community 
amount. 


A r t i c 1 e 93 

Aussi longtemps que le Royaume-Uni maintient, en 
vertu de l'article 54, des subventions ä la production 
pour le betail d'abattage, 1 Irlande est autorisee, pour 
eviter des distorsions sur le marche irlandais du betail, a 
maintenir les mesures en matiere d'exportation de viande 
bovine qu elle appliquait avant 1'adMsion, en correlation 
avec le regime de subventions applique au Royaume-Uni. 


Section 13 

Produits tianslonnes ä base de 
huits et legumes 

Article 94 

Les montants compensatoires sont etablis sur la base 
des montants compensatoires fixes, selon le cas, pour 
le sucre, le glucose ou le sirop de glucose, et selon les 
regles applicables au calcul: 

— du prelevement, en ce, qui concerne le montant com- 
pensatoire applicable ä l'importation, 

— de la restitution, en ce qui concerne le montant com- 
pensatoire applicable ä l'exportation. 


Section 14 
Lin 

Article 95 

1. Le montant de l'aide pour le lin est fixe, pour les 
nouveaux Etats membres, sur la base de l'ecart entre le 
revenu ä obtenir par les producteurs de lin et la recette 
resultant du prix de marche previsible pour ce produit. 

2. Le revenu ä obtenir par les producteurs de lin est 
etabli en tenant compte du prix des produits concurrents 
dans les assolements dans le nouvel Etat membre con- 
sidere et du rapport existant, dans la Communaute dans 
sa composition originaire, entre le revenu resultant de la 
production de lin et celui resultant de la production des 
produits concurrents. 


Section 15 
Semences 

Article 96 

Lorsqu'une aide est octroyee ä la production de se¬ 
mences, le montant de l'aide peut etre fixe, pour les 
nouveaux Etats membres, ä un niveau different de celui 
fixe pour la Communaute dans sa composition originaire, 
si auparavant le revenu obtenu par les producteurs d un 
nouvel Etat membre etait sensiblement different de celui 
obtenu par les producteurs de la Communaute dans sa 
composition originaire. 

Dans ce cas, le montant de l'aide pour le nouvel Etat 
membre doit tenir compte du revenu obtenu anterieure- 
ment par les producteurs de semences et de la necessite 
d eviter toute distorsion dans les structures de production 
ainsi que de rapprocher graduellement ce montant du 
montant communautaire. 
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Abschnitt 16 

Landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in Form von 
nicht unter Anhang II des EWG-Vertrags lallenden 
Waren ausgelührt werden 

Artikel 97 

Die Ausgleidisbeträge werden auf der Grundlage der 
für die Ausgangserzeugnisse festgesetzten Ausgleichs¬ 
beträge nach den Regeln für die Berechnung der Er¬ 
stattungen beredinet, die vorgesehen sind in der Ver¬ 
ordnung (EWG) Nr. 204/69 zur Festlegung der allgemei¬ 
nen Regeln für die Gewährung von Ausfuhrerstattungen 
und der Kriterien zur Festsetzung des Erstattungsbetrags 
für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in 
Form von nidit unter Anhang II des Vertrags fallenden 
Waren ausgeführt werden. 


Kapitel 3 

Bestimmungen Uber Fischereierzeugnisse 

Abschnitt I 

Gemeinsame Marktorganisation 
Artikel 98 

Die Artikel 51 und 52 finden auf die Orientierungs¬ 
preise für Fischereierzeugnisse Anwendung. Die Preis¬ 
annäherung erfolgt zu Beginn des Fischereiwirtschafts¬ 
jahres, erstmalig am 1. Februar 1973. 


Artikel 99 

Die Ausgleidisbeträge werden, soweit erforderlich, um 
die Zollbelastung berichtigt. 


Abschnitt 2 

Regelung der Fischereirechte 
Artikel 100 

1. Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft werden er¬ 
mächtigt, abweichend von Artikel 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2141/70 über die Einführung einer gemein¬ 
samen Strukturpolitik für die Fischwirtschaft bis zum 
31. Dezember 1982 in den ihrer Hoheitsgewalt oder 
ihrer Gerichtsbarkeit unterliegenden Gewässern inner¬ 
halb einer Zone von sechs Seemeilen, die von den 
Basislinien des an der Küste gelegenen Mitgliedstaats 
aus berechnet wird, die Ausübung des Fischfangs nur 
solchen Schiffen zu gestatten, die herkömmlidierweise 
von den Häfen der betreffenden Küste aus in diesen 
Gewässern Fischfang treiben; vor der Küste Grönlands 
können jedoch Schiffe aus anderen Gebieten Dänemarks 
bis spätestens 31. Dezember 1977 Fischfang treiben. 

Die Mitgliedstaaten dürfen, soweit sie von dieser Ab¬ 
weichung Gebrauch machen, in bezug auf die Voraus¬ 
setzungen für den Fischfang in diesen Gewässern keine 
weniger restriktiven als die zum Zeitpunkt des Beitritts 
tatsächlich angewandten Bestimmungen erlassen. 

2. Absatz 1 und Artikel 101 berühren nicht die beson¬ 
deren Fischereirechle, die jeder der ursprünglichen Mit¬ 
gliedstaaten und der neuen Mitgliedstaaten am 31. Ja¬ 
nuar 1971 gegenüber einem oder mehreren anderen Mit¬ 
gliedstaaten geltend machen konnte; die Mitgliedstaaten 
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Seclion 16 

Agricultural Products Exported 
in the Form oi Goods not covered by Annex II 
to the EEC Treaty 

A r t i c 1 e 97 

Compensatory amounts shall be determined on the 
basis of the compensatory amounts fixed for the basic 
Products and in accordance with the rules applicable 
for the calculation of the refunds provided for in Regula¬ 
tion (EEC) No 204/69, establishing the general rules 
concerning the granting of export refunds and the rules 
for fixing the amounts thereof, with respect to certain 
agricultural products exported in the form of goods not 
covered by Annex II to the Treaty. 


Seclion 16 

Produits agricoles expories 
sous forme de marclrandises ne relevant 
pas de I'annexe 11 du traite CEE 

Article 97 

Les montants compensatoires sont etablis sur la base 
des montants compensatoires fixes pour les produits de 
base et selon les regles applicables au calcul des restitu- 
tions prevues au regiement (CEE) n° 204/69 etablissant, 
pour certains produits agricoles exportes sous forme de 
raarchandises ne relevant pas de I'annexe II du traite, les 
regles generales relatives ä l'octroi des restitutions ä 
Texportation et les criteres de fixation de leur montant. 


Chapter 3 

Provisions relating to fisheries 
Seclion 1 

Common Organization oi the Market . 

A r t i c 1 e .98 

Articles 51 and 52 shall apply to the guide price for 
fisheries products. The moves towards price alignment 
shall be made at the beginning of the fishing year, and 
for the first time on 1 February 1973. 

Article 99 

The compensatory amounts shall be corrected, to the 
extent necessary, by the incidence of the customs duties. 

Section 2 

Fishing Rights 

Article 100 

1. Notwithstanding the provisions of Article 2 of Reg¬ 
ulation (EEC) No 2141/70 on the establishment of a com¬ 
mon structural policy for the fishing industry, the Mem- 
ber States of the Community are authorized, until 
31 December 1982, to restrict fishing in waters under 
their sovereignty or jurisdiction, situated within a limit 
of six nautical miles, calculated from the base lines of 
the Coastal Member State, to vessels which fish tradition- 
ally in those waters and which operate from ports in 
that geographical Coastal area; however, vessels from 
other regions of Denmark may continue to fish in the 
waters of Greenland until 31 December 1977 at the latest. 


Member States may not, insofar as they avail them- 
selves of this derogation, adopt provisions dealing with 
conditions for fishing in those waters which are less 
restrictive than those applied in practice at the time 
of accession. 

2. The provisions laid down in the preceding Para¬ 
graph and in Article 101 shall not prejudice the special 
fishing rights which each of the original Member States 
and the new Member States might have enjoyed on 
31 January 1971 in regard to one or more other Member 


Chapitre 3 

Dispositions relatives ä la pSdie 

Section 1 

Organisation commune des march^s 
Article 98 

Pour les produits de la peche, les dispositions des 
articles 51 et 52 s'appliquent au prix d'orientation. Le 
rapprodiement de prix s'effectue au debut de la Cam¬ 
pagne de pedie et pour la premiere fois le l«f fevrier 
1973. 

Article 99 

Les montants compensaloires sont corriges, dans la 
mesures necessaire, de Tincidence des droits de douane. 

Section 2 

Regime de la pedie 
Article 100 

1. Les Etats membres de la Communaute sont autorises 
ä limiter, par ddrogation aux dispositions de l'article 2 
du regiement (CEE) n° 2141/70 portant etablissement d une 
politique commune des structures dans le secteur de la 
peche, et jusqu'au 31 decembre 1982, l'exercice de la 
pedie dans les eaux relevant de leur souverainete ou de 
leur juridiction, situees en-decä d une limite de six milles 
marins, calculee ä partir des lignes de base de l'Etat 
membre riverain, aux navires dont 1 activite de peche 
s'exerce traditionnellement dans ces eaux et ä partir 
des ports de la zone geographique riveraine; toutefois, 
les navires des autres regions du Dänemark peuvent 
continuer ä exercer leur activite de pedie dans les eaux 
du Groenland au plus tard jusqu'au 31 decembre 1977. 

Les Etats membres, dans la mesure oü ils ont recours 
ä cette derogation, ne peuvent arreter de dispositions 
relatives aux conditions de la pedie dans ces eaux moins 
restrictives que celles effectivement appliquees lors de 
l'adhesion. 

2. Les dispositions prevues au paragraphe precedent et 
ä l'article 101 ne portent pas atteinte aux droits de peche 
particuliers dont chacun des Etats membres originaires et 
des nouveaux Etats membres pouvait se prevaloir le 
31 janvier 1971 ä l'egard dun ou de plusieurs autres 
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können diese Rechte so lange ausüben, wie in den be¬ 
treffenden Gebieten eine Ausnahmeregelung gilt. In 
bezug auf die Gewässer vor der Küste Grönlands laufen 
die Sonderrechte jedoch zu den für diese Rechte vorgese¬ 
henen Terminen ab. 

3. Erweitert ein Mitgliedstaat seine Fischereigrenzen 
in bestimmten Gebieten auf zwölf Seemeilen, so muß 
die innerhalb der zwölf Seemeilen bestehende Ausübung 
des Fischfangs gewahrt bleiben, so daß in dieser Hin¬ 
sicht keine Verschlechterung gegenüber der am 31. Ja¬ 
nuar 1971 bestehenden Lage eintritt. 

4. Damit sich in der Gemeinschaft im Verlauf des in 
Absatz 1 genannten Zeitraums ein befriedigendes Ge¬ 
samtgleichgewicht auf dem Gebiet des Fischfangs einstel¬ 
len kann, können die Mitgliedstaaten davon absehen, 
von den Möglichkeiten, die gemäß Absatz 1 Unterabsatz 
1 in bestimmten Gebieten der ihrer Hoheitsgewalt oder 
ihrer Gerichtsbarkeit unterliegenden Meeresgewässer 
geboten sind, voll Gebrauch zu machen. 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über 
die Maßnahmen, die sie zu diesem Zweck treffen; der 
Rat prüft anhand des Berichts der Kommission die Lage 
und richtet unter Berücksichtigung dieser Lage gegebe¬ 
nenfalls Empfehlungen an die Mitgliedstaaten. 


Artikel 101 

Die in Artikel 100 genannte Grenze von sechs See¬ 
meilen wird für folgende Gebiete auf zwölf Seemeilen 
erweitert; 

1. Dänemark 

— Färöer 

— Grönland 

— Die Westküste von Thyborön bis Blaavands Huk 

2. Frankreich 

Die Küsten der Departements Manche, Ille-et-Vilaine, 
Cötes-du Nord, Finistere und Morbihan 

3. Irland 

— Die Nord- und Westküste von Lough Foyle bis Cork 
Harbour im Südwesten 

— Die Ostküsle von Carlingford Lough bis Carnsore 
Point, für den Fang von Krebstieren und Weich¬ 
tieren („shellfish") 

4. Norwegen 

Die Küste von Egersund bis zur Grenze zwischen Nor¬ 
wegen und der Union der Sozialistischen Sowjet¬ 
republiken 

5. Vereinigtes Königreich 

— Shetland- und Orkney-Inseln 

— Der Norden und Osten Schottlands von Cape Wrath 
bis Berwick 

— Der Nordosten Englands vom Fluß Coquet bis 
Flamborough Head 

— Der Südwesten vom Lyme Regis bis Hartland Point 
(einschließlich 12 Seemeilen um Lundy Island) 

— Die Grafschaft Down 


Artikel 102 

Spätestens ab dem sechsten Jahre nach dem Beitritt 
legt der Rat auf Vorschlag der Kommission die Voraus¬ 
setzungen für die Ausübung des Fischfangs im Hinblick 
auf den Schutz der Fischbestände und die Erhaltung der 
biologischen Schätze des Meeres fest. 
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States; the Member States may exercise these rights 
for such time as derogations continue to apply in the 
areas concerned. As regards the waters of Greenland, 
however, the special rights shall expire on the dates 
laid down for these rights. 

3. If a Member State extends its fishing limits in 
certain areas to twelve nautical miles, the existing fish¬ 
ing activities within twelve nautical miles must be so 
pursued that there is no retrograde change by comparison 
with the Situation on 31 January 1971. 

4. In Order to permit a satisfactory Overall balance 
of fishing operations to be established within the Com¬ 
munity during the period referred to in the first Para¬ 
graph, the Member States need not make full use of 
the opportunities presented by the provisions of the 
first subparagraph of paragraph 1 in certain areas of 
the maritime waters under their sovereignty or jurisdic- 
tion. 

The Member States shall inform the Commission of 
the measures which they adopt for this purpose; on a 
report from the Commission, the Council shall examine 
the Situation and, in the light thereof, shall, where 
necessary, address recommendations to the Member 
States. 


A r t i c 1 e 101 

The limit of six nautical miles referred to in Article 100 
shall be extended to twelve nautical miles for the follow- 
ing aresa: 

1. Denmark 

— the Faroe Islands 

— Greenland 

— the west coast, from Thyboran to Blaavandshuk. 

2. France 

The coasts of the departements of Manche, Ille-et- 
Vilaine, Cötes du Nord, Finistere and Morbihan. 

3. Ireland 

— the north and west coasts, from Lough Foyle to 
Cork Harbour in the south-west 

— the east coast, from Carlingford Lough to Carnsore 
Point, for crustaceans and molluscs (shellfish). 

4. Norway 

The coast between Egersund and the frontier between 
Norway and the Union of Soviet Socialist Republics. 

5. United Kingdom 

— The Shetlands and the Orkneys 

— The north and east of Scotland, from Cape Wrath 
to Berwick 

— The north-east of England, from the river Coquet 
to Flamborough Head 

— The south-west from Lyme Regis to Hartland Point 
(includinq twelve nautical miles around Lundy 
Island) 

— County Down. 

Article 102 

From the sixth year after Accession at the latest, the 
Council, acting on a proposal from the Commission, shall 
determine conditions for fishing with a view to ensuring 
protection of the fishing grounds and Conservation of 
the biological resources of the sea. 


Etats membres; les Etats membres peuvent faire valoir 
ces droits aussi longtemps qu'un regime derogatoire reste 
en vigueur dans les zones en question. Toutefois, en ce 
qui concerne les eaux du Groenland, les droits particu- 
liers expirent aux dates prevues pour ces droits. 

3. Si un Etat membre porte ses limites de peche dans 
certaines zones ä douze milles marins, la pratique de 
peche existante en-decä de douze milles marins doit etre 
maintenue de faqon ä ce qu'un recul en la matiere par 
rapport ä la Situation existant le 31 janvier 1971 ne se 
produise pas. 

4. En vue de permettre au sein de la Communaute 
l'etablissement d un equilibre global satisfaisant en ma¬ 
tiere d'exercice de la peche au cours de la periode visee 
au paragraphe 1, les Etats membres peuvent ne pas faire 
integralement usage des possibilites ouvertes au titre des 
dispositions du paragraphe 1 premier alinea dans cer¬ 
taines zones des eaux maritimes relevant de leur sou- 
verainete ou de leur juridiction. 

Les Etats membres informent la Commission des me- 
sures qu'ils arretent ä cet eitet; sur rapport de cette 
derniere, le Conseil examine la Situation et, au vu de 
cel!e-ci, adresse, le cas echeant, des recommandations 
aux Etats membres. 

Article 101 

La limite de six milles marins visee ä l'article 100 est 
etendue ä douze milles marins pour les zones suivantes: 

1. Dänemark 

— les lies Feroe 

— le Groenland 

— la cöte ouest, de Thyboron jusqu'ä Blaavandshuk 

2. France 

Les cötes des departements de la Manche, de l'IUe-et- 

Vilaine, des Cötes-du-Nord, du Finistere et du Mor¬ 
bihan. 

3. Irlande 

— les cötes nord et ouest, de Lough Foyle jusqu'ä 
Cork Harbour dans le Sud-Ouest 

— la cöte est, de Carlingford Lough jusqu'ä Carnsore 
Point, pour la peche des crustaces et des mollusques 
(« shellfish ») 

4. Norväge 

La cöte entre Egersund et la frontiere entre la Norvege 

et l'Union des Republiques socialistes sovietiques. 

5. Royaume-Uni 

— Les Shetlands et des Orcades 

— Le Nord et l'Est de l'Ecosse, de Cape Wrath ä 
Berwick 

— Le Nord-Est de l'Angleterre, de la riviere Coquet 
jusqu'ä Flamborough Head 

— Le Sud-Ouest de Lyme Regis ä Hartland Point (y 
compris 12 milles marins autour de Lundy Island) 

— Le Comte de Down. 

Article 102 

Au plus tard ä partir de la sixieme annee apres l'adhe- 
sion, le Conseil, statuant sur proposition de la Commis¬ 
sion, determine les conditions d exercice de la peche en 
vue d'assurer la protection des fonds et la Conservation 
des ressources biologiques de la mer. 
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Artikel 103 

Vor dem 31. Dezember 1982 legt die Kommission dem 
Rat einen Bericht über die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung der Küstengebiete der Mitgliedstaaten sowie 
über den Fischbestand vor. Auf der Grundlage dieses 
Berichts und unter Berücksichtigung der Ziele der ge¬ 
meinsamen Fischereipolitik prüft der Rat auf Vorschlag 
der Kommission die Bestimmungen, die den Ausnahme¬ 
regelungen, die bis zum 31. Dezember 1982 in Kraft sind, 
folgen könnten. 


Kapitel 4 

Sonstige Bestimmungen 
Abschnitt 1 

Veterinärrechtliche Maßnahmen 
Artikel 104 

Die Richtlinie Nr. 64/432/EWG zur Regelung viehseu- 
chenrechtlicher Fragen beim innergemeinschaftlichen 
Handelsverkehr mit Rindern und Schweinen wird unter 
Berücksichtigung folgender Bestimmungen angewandt; 

1. Die neuen Mitgliedstaaten werden ermächtigt, bis 
zum 31. Dezember 1977 ihre innerstaatlichen Vorschriften 
über die Einfuhr von Zucht-, Nutz- und Schlachtrindern 
sowie von Zucht-, Nutz- und Schlachtschweinen, im Falle 
Dänemarks mit Ausnahme von Schlachtrindern, unter 
Beachtung der allgemeinen Bestimmungen des EWG- 
Vertrags beizubehalten. 

Im Rahmen der genannten Vorschriften werden An¬ 
passungen mit dem Ziel angestrebt, die Weiterentwick¬ 
lung des Handels sieherzustellen; zu diesem Zweck wer¬ 
den diese Vorschriften im Ständigen Veterinärausschuß 
geprüft. 

2. Bis zum 31. Dezember 1977 räumen die Bestim¬ 
mungsmitgliedstaaten den Versandmitgliedstaaten von 
Rindern die Ausnahmeregelung nach Artikel 7 Absatz 1 
Abschnitt A Buchstabe a der Richtlinie ein. 

3. Die neuen Mitgliedstaaten werden ermächtigt, bis 
zum 31. Dezember 1977 die Verfahren beizubehalten, die 
in ihrem Hoheitsgebiet angewandt werden, um einen 
Rinderbestand für „amtlich anerkannt tuberkulosefrei" 
oder „brucellosefrei“ im Sinne des Artikels 2 der Richt¬ 
linie zu erklären, sofern die Bestimmungen der Richt¬ 
linie über die Anwesenheit gegen Brucellose geimpfter 
TieTe eingehalten werden. Die Bestimmungen über die 
Tests, die für innerhalb der Gemeinschaft gehandelte 
Tiere vorgesehen sind, bleiben vorbehaltlich der Absätze 
4 und 6 anwendbar. 

4. Bis zum 31. Dezember 1977 können Rinder aus Ir¬ 
land unter Abweichung von folgenden Bestimmungen 
der Richtlinie in das Vereinigte Königreich ausgeführt 
werden: 

a) Bestimmungen über Brucellose; die Bestimmungen 
über die Tests, die für innerhalb der Gemeinschaft 
gehandelte Tiere vorgesehen sind, bleiben jedoch bei 
der Ausfuhr nichtkastrierter Tiere anwendbar; 

b) Bestimmungen über Tuberkulose, sofern bei der Aus¬ 
fuhr eine Bescheinigung erteilt wird, aus der hervor¬ 
geht, daß das ausgeführte Tier aus einem Rinder¬ 
bestand stammt, der nach den in Irland geltenden 
Verfahren amtlich als tuberkulosefrei anerkannt wor¬ 
den ist; 

c) Bestimmungen über die obligatorische Trennung der 
Zucht- und Nutztiere von den Schlachttieren. 
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A r t i c 1 e 103 

Before 31 December 1982, the Commission shall present 
a report to the Council on the economic and social 
development of the Coastal areas of the Member States 
and the state of Stocks. On the basis of that report, and 
of the objectives of the common fisheries policy, the 
Council, acting on a proposal from the Commission, 
shall examine the provisions which could follow the 
derogations in force until 31 December 1982. 

Chapter 4 
Other provisions 

Section 1 

Veterinary M easures 
A r t i c 1 e 104 

Directive Ko 64/432/EEC on veterinary health inspec- 
tion questions in intra-Community trade in bovine 
animals and swine shall be applied account being taken 
of the following provisions: 

1. Until 31 December 1977, the new Member States 
are authorized to retain, in compliance with the general 
rules of the EEC Treaty, their national rules on imports 
of bovine animals and swine for breeding, störe and 
slaughter with the exception, in the case of Denmark, 
of slaughter cattle. 

Adjustments will be sought, within the framework of 
those national rules, to ensure the progressive develop¬ 
ment of trade; to this end, those rules will be examined 
by the Standing Veterinary Committee. 

2. Until 31 December 1977, the Member States into 
which cattle are imported shall grant to the Member 
States from which cattle are exported the derogation 
provided for in Article 7 (1) (A) (a) of the Directive. 

3. Until 31 December 1977, the new Member States 
are authorized to retain the methods applied in their 
territory for declaring a herd of cattle officially free 
of tuberculosis or brucellosis within the meaning of 
Article 2 of the Directive, subject to the application 
of the provisions of the Directive relating to the pres- 
ence of animals vaccinated against brucellosis. The 
provisions relating to the tests laid down for animals 
traded within the Community shall continue to apply, 
subject to paragraphs 4 and 6. 

4. Until 31 December 1977, exports of cattle from Ire- 
land to the United Kingdom may be carried out: 

(a) by way of derogation from the provisions of the 
Directive relating to brucellosis; however, the provi¬ 
sions relating tc the fest laid down for animals traded 
within the Community shall continue to apply to 
exports of uncastrated cattle; 

(b) by way of derogation from the provisions of the 
Directive relating to tuberculosis, provided that, at 
the time of export, a declaration is made certifying 
that the exported animal comes from a herd declared 
officially free of tuberculosis according to the 
methods in force in Ireland; 

(c) by way of derogation from the provisions of the 
Directive relating to the Obligation to separate 
breeding and störe cattle on the one hand and 
slaughter cattle on the other. 


Article 103 

Avant le 31 decembre 1982, la Commission presente au 
Conseil un rapport concernant le developpement econo- 
mique et social des zones cötieres des Etats membres et 
l'etat des Stocks. Sur la base de ce rapport et des objectifs 
de la politique commune de la peche, le Conseil, sur 
proposition de la Commission, examine les dispositions 
qui pourraient suivre les deiogations en vigueur jusqu'au 
31 decembre 1982. 

Chapitre 4 
Autres dispositions 

Section 1 

Mesures veterinaires 
Article 104 

La directive n° 64/432/CEE relative ä des problemes 
de police sanitaire en matiere d'echanges intracommunau- 
taires d'animaux des especes bovine et porcine, est appli- 
quee compte tenu des dispositions suivantes: 

1. Jusqu'au 31 decembre 1977, les nouveaux Etats mem¬ 
bres sont aulorises ä maintenir, dans le respect des dis¬ 
positions generales du traite CEE, leur reglementation 
nationale applicable ä l’importation des animaux d'ele- 
vage, de rente et de boucherie des especes bovine et 
porcine ä l'exclusion, pour le Dänemark, des bovins de 
boucherie. 

Dans le cadre de ces reglementations, des amenage- 
ments seront recherches en vue d'assurer le developpe¬ 
ment progressif des edtanges; ä cette fin, ces reglementa¬ 
tions feront l'objet d un examen au sein du Comite 
veterinaire permanent. 

2. Jusqu'au 31 decembre 1977, les Etats membres desti- 
nataires accordent aux Etats membres expediteurs d'ani¬ 
maux de l'espece bovine le benefice de la derogation 
prevue ä l'article 7 paragraphe 1 A a) de la directive. 

3. Jusqu'au 31 decembre 1977, les nouveaux Etats mem¬ 
bres sont autorises ä maintenir les methodes appliquees 
sur leur territoire pour declarer un dieptel bovin offi- 
ciellement indemne de tuberculose ou indemne de brucel- 
lose au sens de l'article 2 de la directive, sous reserve de 
l'application des dispositions de la directive relatives ä 
la presence d'animaux vaccines contre la brucellose. Les 
dispositions relatives aux tests prevus pour les animaux 
qui font l'objet d’echanges intracommunautaires demeu- 
rent applicables, sous reserve des dispositions des para- 
graphes 4 et 6. 

4. Jusqu'au 31 decembre 1977, les exportations de bo¬ 
vins d Irlande vers le Royaume-Uni peuvent s'effecteur: 

a) en derogation des dispositions de la directive concer¬ 
nant la brucellose; toutefois, les dispositions relatives 
au test prevu pour les animaux qui font l'objet 
d'echanges intracommunautaires demeurent applica¬ 
bles ä l'exportation des bovins non castres; 

b) en derogation des dispositions de la directive concer¬ 
nant la tuberculose, a condition que, lors de l'expor¬ 
tation, une declaration soit faite attestant que l'ani- 
mal exporte provient d un dieptel declare officielle- 
ment indemne de tuberculose selon les methodes en 
vigueur en Irlande; 

c) en derogation des dispositions de la directive relatives 
ä l'obligation de separer les animaux d'elevage et de 
renle d une pari, et les animaux de boucherie d'autre 
pari. 
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5. Dänemark wird ermächtigt, bis zum 31. Dezember 
1975 abweichend von den Bestimmungen des Anhangs B 
der Richtlinie Alt-Tuberkulin zu verwenden. 

6. Irland und das Vereinigte Königreich werden er¬ 
mächtigt, bis zum Inkrafttreten der gemeinschaftlichen 
Bestimmungen über die Vermarktung innerhalb der Mit¬ 
gliedstaaten für die unter die Richtlinie fallenden Erzeug¬ 
nisse ihre einzelstaatlichen Vorschriften über den Han¬ 
del zwischen Irland und Nordirland beizubehalten. 

Die betreffenden Mitgliedstaaten treffen geeignete 
Maßnahmen, um diese Ausnahmeregelung ausschließlich 
auf diesen Handel zu beschränken. 


Artikel 105 

Die Richtlinie Nr. 64/433/EWG zur Regelung gesund¬ 
heitlicher Fragen beim innergemeinschaftlichen Handels¬ 
verkehr mit frischem Fleisch wird unter Berücksichtigung 
folgender Bestimmungen angewandt: 

Irland, Norwegen und das Vereinigte Königreich 
— dieses für Nordirland — werden ermächtigt, bis zum 
31. Dezember 1977 für die Frisdifleischeinfuhr ihre inner¬ 
staatlichen Vorschriften zum Schutz gegen die Einschlep¬ 
pung der Maul- und Klauenseuche unter Beachtung der 
allgemeinen Bestimmungen des EWG-Vertrags beizube¬ 
halten. 


Artikel 106 

Vor Ablauf der in den Artikeln 104 und 105 genannten 
Fristen wird die Lage in der Gemeinschaft in ihrer Ge¬ 
samtheit sowie in ihren Teilen unter Berücksichtigung 
der Entwicklung im Veterinärbereich geprüft. 

Die Kommission unterbreitet dem Rat spätestens am 
1. Juli 1976 einen Bericht sowie erforderlichenfalls ge¬ 
eignete Vorschläge, die dieser Entwicklung Rechnung 
tragen. 


Abschnitt 2 
Sonstige Maßnahmen 

Artikel 107 

Die in der Liste in Anhang V enthaltenen Rechtsakte 
finden gegenüber den neuen Mitgliedstaaten in Über¬ 
einstimmung mit diesem Anhang Anwendung. 


Titel III 

Auswärtige Beziehungen 

Kapitel 1 

Abkommen der Gemeinschaften mit bestimmten 
dritten Ländern 

Artikel 108 

1. Die neuen Mitgliedstaaten wenden die in Absatz 3 
genannten Abkommen mit dem Beitritt an; sie be¬ 
rücksichtigen dabei die gegebenenfalls erforderlichen 
Ubergangsmaßnahmen und Anpassungen, die in Proto¬ 
kollen niedergelegt werden, welche mit den an diesen 
Abkommen als Vertragsparteien beteiligten dritten Län¬ 
dern geschlossen und den Abkommen beigefügt werden. 
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5. Until 31 December 1975, Denmark is authorized to 
use "alttuberculin" by way of derogation from the provi- 
sions in Annex B to the Directive. 

6. Until the implementation of the Community provi- 
sions concerning trade within the Member States, in 
respect of the matters governed by the Directive, Ireland 
and the United Kingdom are authorized to retain their 
national rules governing trade between Ireland and 
Northern Ireland. 

The Member States concerned may take appropriate 
measures in order to limit this derogation exclusively to 
the trade referred to above. 


A r t i c 1 e 105 

Directive No 64/433/EEC on health protection ques- 
tions in intra-Community trade in fresh meat shall apply, 
account being taken of the following provisions: 

Until 31 December 1977, Ireland. Norway, and the 
United Kingdom in respect of Northern Ireland, are 
authorized to retain for the import of fresh meat their 
national rules relating to protection against foot-and- 
mouth disease, while complying with the general provi¬ 
sions of the EEC Treaty. 


A r t i c 1 e 106 

Before the expiry of the time limits referred to in 
Articles 104 and 105, a review of the Situation in the 
Community as a whole and in its various parts will be 
carried out in the light of developments in the veterinary 
field. 

By 1 July 1976 at the latest, the Commission shall 
submit a report to the Council and, in so far as is 
necessary, appropriate proposals taking account of these 
developments. 

Section 2 

Miscellaneous Provisions 
A r t i c 1 e 107 

The acts listed in Annex V to this Act shall apply 
in respect of the new Member States under the conditions 
laid down in that Annex. 


Title III 

External Relations 

Chapter 1 

Agreements oi the communities with certain 
third countries 

A r t i c 1 e 108 

1. From the date of accession, the new Member States 
shall apply the provisions of the agreements referred 
to in paragraph 3, taking into account the transitional 
measures and adjustments which may appear necessary 
and which will be the subject of protocols to be con- 
cluded with the co-contracting third countries and an- 
nexed to those agreements. 


5. Jusqu'au 31 decembre 1975, le Dänemark est autoris£ 
ä utiliser l'alttuberculine en derogation des disposiiions 
figurant ä l’annexe B de la directive. 

6. Jusqu’ä la mise en vigueur des dispositions commu- 
nautaires concernant la commercialisation ä l'interieur des 
Etats membres en ce qui concerne les matieres regies par 
la directive, l'Irlande et le Royaume-Uni sont autorises 
ä maintenir leur reglementalion nationale regissant les 
echanges entre l'Irlande et l'Irlande du Nord. 

Les Etats membres en cause prennent les mesures 
appropriees afin de limiter cette derogation exelusive- 
ment aux edianges vises ci-dessus. 


Article 105 

La directive n° 64/433/CEE relative ä des problemes 
sanitaires en matiere d'echanges intracommunautaires de 
viandes fraiches, est appliquee compte tenu des disposi¬ 
tions suivantes: 

Jusqu’au 31 decembre 1977, l'Irlande, la Norvege et le 
Royaume-Uni pour l’Irlande du Nord sont autorises A 
maintenir, ä l'importation de viandes fraiches, leur regle- 
mentation nationale concernant la protection contre la 
fievre aphteuse, dans le respect des dispositions generales 
du traite CEE. 


Article 106 

Avant l'expiration des delais vises aux articles 104 et 
105, un examen de la Situation dans l'ensemble de la 
Communaute et dans ses differentes parties sera effectud 
ä la lumiere de l'evolution dans le domaine veterinaire. 

Au plus tard le 1 « juillet 1976, la Comission soumet 
au Conseil un rapport et, pour autant que de besoin, des 
propositions appropriees tenant compte de cette evolu- 
tion. 

Secfion 2 

Dispositions diverses 
Article 107 

Les actes figurant dans la liste en annexe V du present 
acte s’appliquent ä lfegard des nouveaux Etats membres 
dans les conditions prevues dans cette annexe. 


Titre III 

Les relations exterieures 

Chapitre 1 

Les accords des Communaufes avec certains pays tiers 

Article 108 

1. Les nouveaux Etats membres appliquent, des l'ad- 
hesion, les dispositions des accords vises au paragraphe 
3, compte tenu des mesures de transition et des adapta- 
tions qui pourront se reveler necessaires et qui feront 
l'objet de protocoles qui seront conclus avec les pays 
tiers co-contractants et seront joints ä ces accords. 



1212 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1972, Teil II 


2. Diese Ubergangsmaßnahmen tragen den in der Ge¬ 
meinschaft geltenden entsprechenden Maßnahmen Rech¬ 
nung und dürfen deren Geltungsdauer nicht überschrei¬ 
ten; ihr Zweck ist sicherzustellen, daß in der Gemein¬ 
schaft schrittweise ein einheitliches System zur Regelung 
ihrer Beziehungen zu den an diesen Abkommen als Ver¬ 
tragsparteien beteiligten dritten Ländern verwirklicht 
wird und daß die Rechte und Pflichten der Mitglied¬ 
staaten gleich sind. 

3. Die Absätze 1 und 2 gelten für die mit Griechen¬ 
land, der Türkei, Tunesien, Marokko, Israel, Spanien 
und Malta geschlossenen Abkommen. 

Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die Abkommen, die 
die Gemeinschaft bis zum Beitritt mit anderen dritten 
Ländern des Mittelmeerraums schließt. 


Kapitel 2 

Beziehungen zu den assoziierten afrikanischen Staaten 
und Madagaskar und zu bestimmten Entwicklungsländern 
des Commonwealth 

Artikel 109 

1. Die sich aus dem am 29. Juli 1969 Unterzeichneten 
Abkommen über die Assoziation zwischen der Europäi¬ 
schen Wirtschaftsgemeinschaft und den mit dieser Ge¬ 
meinschaft assoziierten afrikanischen Staaten und Mada¬ 
gaskar und aus dem am 24. September 1969 Unterzeichne¬ 
ten Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Ver¬ 
einigten Republik Tansania, der Republik Uganda und 
der Republik Kenia ergebenden Regelungen gelten nicht 
in den Beziehungen zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
und den mit der Gemeinschaft durch die vorgenannten 
Abkommen assoziierten Staaten. 

Die neuen Mitgliedstaaten sind nicht verpflichtet, dem 
am 29. Juli 1969 Unterzeichneten Abkommen über die Er¬ 
zeugnisse, die unter die Zuständigkeit der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallen, beizutreten. 

2. Vorbehaltlich der Artikel 110 und 111 gilt für Er¬ 
zeugnisse mit Ursprung in den in Absatz 1 genannten 
assoziierten Staaten bei dei Einfuhr in die neuen Mit¬ 
gliedstaaten die Regelung, die vor dem Beitritt auf sie 
angewandt wurde. 

3. Vorbehaltlich der Artikel 110 und 111 gilt für Er¬ 
zeugnisse mit Ursprung in den in Anhang VI genannten 
unabhängigen Ländern des Commonwealth bei der Ein¬ 
fuhr in die Gemeinschaft die Regelung, die vor dem 
Beitritt auf sie angewandt wurde. 

Artikel 110 

Haben die in der Liste des Anhangs II des EWG-Ver- 
trags aufgeführten Erzeugnisse, soweit für sie eine ge¬ 
meinsame Marktorganisation besteht, und die Erzeug¬ 
nisse, für die bei der Einfuhr in die Gemeinschaft infolge 
der Durchführung der gemeinsamen Agrarpolitik eine 
Sonderregelung gilt, ihren Ursprung in den in Artikel 
109 Absatz 1 genannten assoziierten Staaten oder den in 
Artikel 109 Absatz 3 genannten unabhängigen Ländern 
des Commonwealth, so wenden die neuen Milgliedstaa¬ 
ten bei det Einfuhr dieser Erzeugnisse die Gemeinschafts¬ 
regelung in Übereinstimmung mit dieser Akte vorbe¬ 
haltlich der nachstehenden Bestimmungen an: 

a) sieht die Gemeinschaftsregelung die Erhebung von 
Zöllen bei der Einfuhr aus dritten Ländern vor, so 
wenden die neuen Mitgliedstaaten vorbehaltlich des 
Artikels 111 die von ihnen vor dem Beitritt ange¬ 
wandte Zollregelung an; 
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2. These transitional measures, which will take into 
account the corresponding measures adopted within the 
Community and which may not extend beyond the period 
of validity thereof, shall be designed to ensure the 
progressive application by the Community of a single 
System for its relations with the co-contracting third 
countries as well as the identily of the rights and obliga- 
tions of the Member States. 

3. Paragraphs 1 and 2 shall apply to the agreements 
concluded with Greece, Turkey, Tunisia, Morocco, Israel, 
Spain and Malta. 

Paragraphs 1 and 2 shall also apply to agreements 
which the Community concludes with other third coun¬ 
tries in the Mediterranean region before the entry into 
force of this Act. 


Chapter 2 

Relations with the associated African and Malagasy 
States and with certain developing Commonwealth 
Countries 

A r t i c 1 e 109 

1. The arrangements resulting from the Convention of 
Association between the European Economic Community 
and the African and Malagasy States associated with 
that Community, signed on 29 July 1969, and from the 
Agreement establishing an Association between the 
European Economic Community and the United Republic 
of Tanzania, the Republic of Uganda and the Republic 
of Kenya, signed on 24 September 1969, shall not apply 
in relations between the new Member States and the 
States associated with the Community under the above 
acts. 

The new Member States need not accede to the 
Agreement on products within the competence of the 
European Coal and Steel Community, signed on 29 July 
1969. 

2. Subject to the provisions of Articles 110 and 111, 
products originating in the Associated States referred 
to in paragraph 1 shall, on importation into the new 
Member States, be subject to the arrangements applied 
to those products before accession. 

3. Subject to the provisions of Articles 110 and 111, 
products originating in the independent Commonwealth 
countries listed in Annex VI to this Act shall, on importa¬ 
tion into the Community, be subject to the arrangements 
applied to those products before accession. 

A r t i c 1 e 110 

For those products listed in Annex II to the EEC 
Treaty which are subject to a common Organisation of 
the market and for those products subject on importa¬ 
tion into the Community to specific rules as a result 
of the implementation of the common agricultural policy, 
which originate in the Associated States referred to in 
Article 109 (1) or in the independent Commonwealth 
countries referred to in Article 109 (3), the new Member 
States shall apply on importation the Community rules 
under the conditions laid down in this Act and subject 
to the following provisions: 

(a) where the Community rules provide for the levying 
of customs duties on imports from third countries, 
the new Member States shall, subject to the provi¬ 
sions of Article 111, apply the tariff arrangements 
which they applied before accession; 


2. Ces mesures de transition, qui tiendront compte des 
mesures correspondantes retenues a l'interieur de la 
Communaute et ne pourront en depasser la duree, visent 
ä assurer l'applicalion progressive par la Communaute 
d un regime unique dans ses relations avec les pays ticrs 
co-contractants, ainsi que l'identite des droits et obliga- 
lions des Etats membres. 

3. Les dispositions des paragraphes 1 et 2 s'appliquent 
aux accords conclus avec la Grece, la Turquie, la Tunisie, 
le Maroc, Israel, l'Espagne et Malte. 

Ces dispositions s'appliquent egalement aux accords 
que la Communaute aura conclus jusqu'a l'entree en 
vigueur du present acte avec dautres pays tiers appar- 
tenant ä la region mediterraneenne. 

Chapitre 2 

Les relations avec les Etats d'Afrique et de Madagascar 
assoclds, et avec certains pays en voie de developpement 
du Commonwealth 

Article 109 

1. Les regimes resultant de la convention d'association 
entre la Communaute economique europeenne et les Etats 
africains et malgache associes ä cette Communaute, signee 
le 29 juillet 1969, ainsi que de l'accord creant une asso- 
ciation entre la Communaute economique europeenne et 
la Republique unie de Tanzanie, la Republique de l'Ou- 
ganda et la Republique du Kenya, signe le 24 septembre 
1969, ne sont pas applicables dans les relations entre les 
nouveaux Etats membres et les Etats associes ä la Com¬ 
munaute en vertu des actes vises ci-dessus. 

Les nouveaux Etats membres n'ont pas ä adherer ä 
l'accord relatif aux produits relevant de la Communaute 
europeenne du charbon et de l'acier, signe le 29 juillet 
1969. 

2. Sous reserve des dispositions des articles 110 et 111, 
les produits originaires des Etats associes vises au para- 
graphe 1 sont soumis, lors de leur importation dans les 
nouveaux Etats membres, au regime qui leur etait appli- 
que avant l'adhesion. 

3. Sous reserve des dispositions des articles 110 et 111, 
les produits originaires des pays independants du Com¬ 
monwealth vises ä l'annexe VI au present acte sont 
soumis, lors de leur importation dans la Communaute, au 
regime qui leur etait applique avant l'adhesion. 

Article 110 

Pour ceux des produits enumeres ä la liste de l'annexe 
II du traite CEE qui font l'objet d une Organisation com¬ 
mune des marches et pour ceux des produits soumis ä 
l'importation dans la Communaute a une reglementation 
specifique comme consequence de la mise en oeuvre de 
la politique agricole commune, qui sont originaires des 
Etats associes vises ä l'article 109 paragraphe 1, ou des 
pays independants du Commonwealth vises ä l'article 109 
paragraphe 3, les nouveaux Etats membres appliquent ä 
l'importation la reglementation communautaire dans les 
conditions prevues au present acte sous reserve des dis¬ 
positions suivantes: 

a) lorsque la reglementation communautaire prevoit la 
perceplion de droits de douane ä l'importation en pro- 
venance de pays tiers, les nouveaux Etats membres 
appliquent, sous reserve des dispositions de l'article 
111, le regime tarifaire qu'ils appliquaient avant l'ad- 
hesion; 
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b) bei Schutzfaktoren außer Zöllen legt der Rat mit qua¬ 
lifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission 
erforderlichenfalls geeignete Anpassungen der Ge¬ 
meinschaftsregelung fest, um sicherzustellen, daß 
diese Erzeugnisse unter entsprechenden Bedingungen 
wie vor dem Beitritt eingeführt werden. 


Artikel 111 

Führt die Annäherung an den Gemeinsamen Zolltarif 
in einem neuen Mitgtiedstaat zu einer Herabsetzung des 
Zollsatzes, so wird dieser neue Zollsatz auf die Einfuhren 
nach Artikel 109 und 110 angewandt. 


Artikel 112 

1. Erzeugnisse mit Ursprung in den in Artikel 109 
Absatz 3 genannten unabhängigen Ländern des Com¬ 
monwealth, die innerhalb der in Anwendung des Arti¬ 
kels 115 bestimmten Fristen in das Vereinigte Königreich 
eingeführt werden, können nicht als dort im Sinne des 
Artikels 10 des EWG-Vertrags im freien Verkehr befind¬ 
lich angesehen werden, wenn sie in einen anderen neuen 
Mitgliedstaat oder in die Gemeinschaft in ihrer ursprüng¬ 
lichen Zusammensetzung wiederausgeführt werden. 

2. Erzeugnisse mit Ursprung in den in Artikel 109 
Absatz 1 genannten assoziierten Staaten, die innerhalb 
der gleichen Fristen in die Gemeinschaft in ihrer ur¬ 
sprünglichen Zusammensetzung eingeführt werden, kön¬ 
nen nicht als dort im Sinne des Artikels 10 des EWG- 
Vertrags im freien Verkehr befindlich angesehen werden, 
wenn sie in die neuen Mitgliedstaaten wiederausgeführt 
werden. 

3. Die Kommission kann Abweichungen von den Be¬ 
stimmungen der Absätze 1 und 2 festlegen, wenn keine 
Gefahr einer Verkehrsverlagerung besteht, insbesondere 
wenn die Unterschiede zwischen den Einfuhrregelungen 
äußerst gering sind. 


Artikel 113 

1. Unmittelbar nach dem Beitritt teilen die neuen Mit¬ 
gliedstaaten den ursprünglichen Mitgliedstaaten und der 
Kommission ihre Bestimmungen mit, die für die Einfuhr 
von Erzeugnissen mit Ursprung in oder Herkunft aus den 
in Artikel 109 Absatz 3 genannten unabhängigen Län¬ 
dern des Commonwealth sowie den in Artikel 109 Ab¬ 
satz 1 genannten assoziierten Staaten gelten. 

2. Unmittelbar nach dem Beitritt teilt die Kommission 
den neuen Mitgliedstaaten die innergemeinschaftlichen 
oder vertraglichen Bestimmungen mit, die für die Einfuhr 
von Erzeugnissen mit Ursprung in oder Herkunft aus den 
in Artikel 109 Absatz 3 genannten unabhängigen Län¬ 
dern des Commonwealth sowie den in Artikel 109 Ab¬ 
satz 1 genannten assoziierten Staaten in die Gemein¬ 
schaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung gelten. 


Artikel 114 

Bei Beschlüssen, die der Rat im Rahmen des Internen 
Abkommens über die zur Durchführung des am 29. Juli 
1969 Unterzeichneten Abkommens über die Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
den mit dieser Gemeinschaft assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar zu helfenden Maßnahmen und 
die dabei anzuwendenden Verfahren, des am 29. Juli 
1969 Unterzeichneten Internen Abkommens über die Fi¬ 
nanzierung und die Verwaltung der Hilfe der Gemein- 
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(b) as regards protective components other than cus- 
toms duties, the Council shall, acting by a qualified 
majority on a proposal from the Commission, de- 
termine, should it prove necessary, adaptations to 
Community rules designed to ensure that those 
products are imported under conditions similar to 
those existing betöre accession. 


A r tic 1 e 111 

Where alignment with the Common Customs Tariff 
leads to the reduction of a customs duty in a new Mem- 
ber State, the reduced customs duty shall apply to im- 
ports covered by Articles 109 and 110. 


A r t i c 1 e 112 

1. Products imported into the United Kingdom betöre 
the dates determined under Article 115 which originate 
in the independent Commonwealth countries referred to 
in Article 109 (3) shall not, when they are re-exported 
to another new Member State or to the Community as 
originally constituted, be considered to be in free circu- 
lation within the meaning of Article 10 of the EEC 
Treaty. 

2. Products imported into the Community as originally 
constituted during that same period which originated 
in the Associated States referred to in Article 109 (1) 
shall not, when re-exported to another Member State, 
be considered to be in free circulation in the Community 
as originally constituted, within the meaning of Article 10 
of the EEC Treaty. 

3. Where there is no risk of deflection of trade, and 
in particular in the event of minimal disparities in the 
import arrangements, the Commission may derogate 
from paragraphs 1 and 2. 


Article 113 

1. From accession, the new Member States shall com- 
municate to the original Member States and the Com¬ 
mission the provisions concerning the arrangements 
which they apply to imports of products originating in 
or coming from the independent Commonwealth coun¬ 
tries referred to in Article 109 (3) or the Associated 
States referred to in Article 109 (1). 

2. From accession, the Commission shall communicate 
to the new Member States the internal or conventional 
provisions concerning arrangements applicable to im¬ 
ports into the Community as originally constituted of 
products originating in or coming from the independent 
Commonwealth countries referred to in Article 109 (3) 
or the Associated States referred to in Article 109 (1). 


Article 114 

When the Council takes decisions and when the 
Committee of the European Development Fund gives 
opinions within the framework of the Internal Agree¬ 
ment on measures to be taken and procedures to be 
followed for the Implementation of the Convention of 
Association between the European Economic Community 
and the African and Malagasy States associated with 
that Community, signed on 29 July 1969, of the Internal 
Agreement on the financing and administration of Com¬ 


bi en ce qui concerne les elements de protection autres 
que les droits de douane, le Conseil, statuant ä !a ma- 
jorite qualifiee sur proposition de la Commission, deter- 
mine, si cela s'avere necessaire, les adaptations ä la 
reglementation communautaire de nature a assurer ä 
l'importation de ces produits des conditions analogues 
ä celles existant avant l'adhesion. 


Article 111 

Lorsque le rapprochement vers le tarif douanier com- 
mun conduit dans un nouvel Etat membre ä une diminu- 
tion du droit de douane, le nouveau droit de douane ainsi 
reduit est applique aux importations visees aux articles 
109 et 110. 


Article 112 

1. Les produits importes au Royaume-Uni, pendant la 
Periode s'etendant jusqu'aux dates determinees en appli- 
cation de l'article 115, qui sont originaires des pays in¬ 
dependants du Commonwealth vises ä l'article 109 para- 
graphe 3, ne peuvent etre consideres comme y etant en 
libre pratique au sens de l'article 10 du traite CEE, 
lorsqu'ils sont reexportes vers un autre nouvel Etat 
membre ou vers la Communaute dans sa composition 
originaire. 

2. Les produits originaires des Etats associes vis£s ä 
l'article 109 paragraphe 1, importes dans la Communaute 
dans sa composition originaire pendant cette meme 
Periode, ne peuvent etre consideres comme y etant en 
libre pratique au sens de l'article 10 du traite CEE, 
lorsqu'ils sont reexportes vers les nouveaux Etats mem- 
bres. 

3. La Commission peut, en l'absence de risque de 
detournement de trafic, et notamment en cas de dispari- 
tes minimes dans les regimes d'importation, apporter 
des derogations aux dispositions des paragraphes 1 et 2. 


Article 113 

1. Des l'adhesion, les nouveaux Etats membres com- 
muniquent aux Etats membres originaires et ä la Com¬ 
mission les dispositions relatives au regime qu'ils appli- 
quent aux importations de produits originaires ou en 
provenance des pays independants du Commonwealth 
vises ä l'article 109 paragraphe 3 ainsi que des Etats 
associes vises ä l article 109 paragraphe 1. 

2. Des l’adhesion, la Commission communique aux 
nouveaux Etats membres les dispositions internes ou con- 
ventionnelles relatives au regime applicable aux impor¬ 
tations dans la Communaute dans sa composition origi¬ 
naire de produits originaires ou en provenance des pays 
independants du Commonwealth vises ä l'article 109 
paragraphe 3 ainsi que des Etats associes visds ä l'article 
109 paragraphe 1. 


Article 114 

Lors de l'adoption des decisions ä prendre par le Con¬ 
seil et des avis a donner par le Comite du Fonds euro- 
peen de developpement, dans le cadre de l'accord interne 
relatif aux mesures ä prendre et aux procedures ä suivre 
pour l application de la convention d association entre 
la Communaute economique europeenne et les Etats afri- 
cains et malgache associes ä cette Communaute, signe le 
29 juillet 1969, de l'accord interne relatif au financement 
et ä la gestion des aides de la Communaute, signe le 29 
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sdiaft und des am 24. September 1969 Unterzeichneten 
Internen Abkommens über die zur Durchführung des 
Abkommens zur Gründung einer Assoziation zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Ver¬ 
einigten Republik Tansania, der Republik Uganda und 
der Republik Kenia zu treffenden Maßnahmen und die 
dabei anzuwendenden Verfahren erläßt, werden nur die 
Stimmen der ursprünglichen Mitgliedstaaten gezählt; das 
gleiche gilt für Stellungnahmen, die der Ausschuß für 
den Europäischen Entwicklungsfonds in diesem Rahmen 
abgibt; die Stimmen werden nach dem vor dem Beitritt 
geltenden Verfahren für die Ermittlung der qualifizierten 
Mehrheit beziehungsweise nadi Artikel 13 Absatz 3 des 
Internen Abkommens über die Finanzierung und die 
Verwaltung dei Hilfe der Gemeinschaft gewogen. 


Artikel 115 

1. Die Artikel 109 bis 114 gelten bis zum 31. Januar 
1975. 

2. Unter Berücksichtigung der Übergangsbestimmun¬ 
gen dieser Akte gilt für Erzeugnisse mit Ursprung in 
den in Artikel 109 Absatz 3 genannten unabhängigen 
Ländern des Commonwealth, die ihre Beziehungen zur 
Gemeinschaft vor dem genannten Zeitpunkt auf einer 
anderen Grundlage als der der Assoziation regeln, vom 
Zeitpunkt des Inkrafttretens ihrer Übereinkunft mit der 
Gemeinschaft an und für die darin nicht erfaßten Bereiche 
bei der Einfuhr in die neuen Mitgliedstaaten die gegen¬ 
über dritten Ländern angewandte Regelung. 

3. Bei Anwendung der in Artikel 62 Absatz 2 des am 
29. Juli 1969 Unterzeichneten Abkommens über die Asso¬ 
ziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein¬ 
schaft und den mit dieser Gemeinschaft assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar oder der in Ar¬ 
tikel 36 Absatz 2 des am 24. September 1969 Unter¬ 
zeichneten Abkommens zur Gründung einer Assoziation 
zwischen dei Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Vereinigten Republik Tansania, der Republik Uganda 
und der Republik Kenia vorgesehenen Übergangsbe¬ 
stimmungen kann der Rat einstimmig nach Konsultie¬ 
rung der Kommission beschließen, die in Absatz 1 ge¬ 
nannte Frist für die Dauer der Anwendung dieser Über¬ 
gangsbestimmungen zu verlängern. 


Kapitel 3 

Beziehungen zu Papua-Neuguinea 
Artikel 116 

1. Die Artikel 109 Absatz 3 und 110 bis 113 gelten für 
die Einfuhr von Erzeugnissen mit Ursprung in oder Her¬ 
kunft aus Papua-Neuguinea in das Vereinigte König¬ 
reich bis zum 31. Dezember 1977. 

2. Diese Regelung kann insbesondere dann geändert 
werden, wenn dieses Gebiet vor dem 1. Januar 1978 die 
Unabhängigkeit erlangt. Der Rat erläßt mit qualifizierter 
Mehrheit aut Vorschlag der Kommission gegebenenfalls 
die erforderlichen Bestimmungen. 


Titel IV 

Assoziierung der überseeischen Länder und Gebiete 
Artikel 117 

1. Die Assoziierung der in Artikel 24 Absatz 2 genann¬ 
ten außereuropäisdien Gebiete, die besondere Beziehun¬ 
gen mit Norwegen oder dem Vereinigten Königreich 
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munity aid, signed on 29 July 1969, and of the Internal 
Agreement on measures to be taken and procedures 
to be followed for the implementation of the Agreement 
establishing an Association between the European Eco¬ 
nomic Community and the United Republic of Tanzania, 
the Republic of Uganda and the Republic of Kenya, 
signed on 24 September 1969, only the votes of the 
original Meinber States shall be counted, as the case 
may be, either in accordance with the weighted voting 
in force before accession for calculating a qualified 
majority or in accordance with Article 13 (3) of the 
abovementioned Internal Agreement on the financing 
and administration of Community aid. 

Article 115 

1. Articles 109 to 114 shall apply until 31 January 
1975. 

2. However, imports originating in any independent 
Commonwealth country referred to in Article 109 (3) 
which has before that date, established its relations with 
the Community on a basis other than association shall 
be subject in the new Member States from the date of 
entry into force of its agreement with the Community 
and in respect of matters not covered by that agreement, 
to the third country arrangements applicable to those 
imports taking into account the transitional provisions 
of this Act. 

3. The Council may, acting unanimously after Consult¬ 
ing the Commission, decide to defer the date laid down 
in paragraph 1 in the event of implementation of the 
transitional provisions laid down in the second para¬ 
graph of Article 62 of the Convention of Association 
between the European Economic Community and the 
African and Malagasy States associated with that Com¬ 
munity, signed on 29 July 1969, or in the second para¬ 
graph of Article 36 of the Agreement establishing an 
Association between the European Economic Community 
and the United Republic of Tanzania, the Republic of 
Uganda and the Republic of Kenya, signed on 24 Sep¬ 
tember 1969, for the period during which such transitional 
provisions are being implemented. 

Chapter 3 

Relations with Papua-New Guinea 

Article 116 

1. Articles 109 (3) and 110 to 113 shall apply until 
31 December 1977 to products originating in or coming 
from Papua-New Guinea imported into the United King¬ 
dom. 

2. These arrangements may be reviewed, in particular 
if that territory becomes independent before 1 January 
1978. The Council shall, acting by a qualified majority 
on a proposal from the Commission, adopt, if the need 
arises, such provisions as are appropriate and may prove 
necessary. 

Title IV 

Association of Overseas Countries 
and Territories 

Article 117 

1. The association of the non-European territories 
maintaining special relations with Norway or the United 
Kingdom and of the Anglo-French Condominium of the 


juillet 1969, et de l'accord interne relatif aux mesures ä 
prendre et aux procedures ä suivre pour l'application de 
l’accord creant une association entre la Communaute 
economique europeenne et la Republique unie de Tan- 
zanie, la Republique de l'Ouganda et la Republique du 
Kenya, signe le 24 septembre 1969, seules les voix des 
Etats membres originaires sont decomptees, conforme- 
ment, selon les cas, soit aux ponderations de voix en 
vigueur avant l'adhesion pour le calcul de la majorite 
qualifiee, soit aux dispositions de l'article 13 paragraphe 
3 de l'accord interne relatif au financement et ä la 
gestion des aides de la Communaute precite. 


Article 115 

1. Les articles 109 ä 114 s'appliquent jusqu'au 31 jan- 
vier 1975. 

2. Toutefois, les importations originaires des pays in- 
dependants du Commonwealth vises ä l'article 109 para¬ 
graphe 3 qui auront regle avant cette date leurs relations 
avec la Communaute sur une base autre que l'association, 
sont soumises dans les nouveaux Etats membres, ä partir 
de la date de l'entree en vigueur de leur accord avec la 
Communaute et pour les domaines non couverts par 
celui-ci, au regime pays tiers qui leur est applicable, 
compte tenu des dispositions transitoires du present acte. 

3. Le Conseil, statuant ä l'unanimit6 apres consultation 
de la Commission, peut decider de reporter la date 
prevue au paragraphe 1 en cas de mise en oeuvre des 
dispositions transitoires prevues ä l'article 62 deuxieme 
alinea de la Convention d'association entre la Commu¬ 
naute economique europeenne et les Etats africains et 
malgache associes ä cette Communaute, signee le 29 juil¬ 
let 1969, ou ä l'article 36 deuxieme alinea de l'accord 
creant une association entre la Communaute economique 
europeenne et la Republique unie de Tanzanie, la Repu¬ 
blique de l'Ouganda et la Republique du Kenya, signe 
le 24 septembre 1969, et pour la duree de celles-ci. 


Cbapitre 3 

Les relations avec la Papouasie-Nouvelle Guinee 
Article 116 

1. L'article 109 paragraphe 3 et les articles 110 ä 113 
sont applicables jusqu au 31 decembre 1977 aux produits 
originaires ou en provenance de la Papouasie-Nouvelle 
Guinee importes dans le Royaume-Uni. 

2. Ce regime peut etre revu, notamment en cas d ac- 
cession de ce territoire ä l'independance avant le 1 er jan- 
vier 1978. Le Conseil, statuant ä la majorite qualifiee sur 
proposition de la Commission, adopte, le cas echeant, les 
dispositions appropriees qui s'aveieraient necessaires. 


Titre IV 

L'association des pays 
et territoires d'outre-mer 

Article 117 

1. L'association des territoires non europeens entrete- 
nant des relations particulieres avec la Norvege ou le 
Royaume-Uni et du condominium franco-brilannique des 
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unterhalten, und des ebenfalls dort genannten franzö¬ 
sisch-britischen Kondominiums Neue Hebriden wird frü¬ 
hestens am 1. Februar 1975 aufgrund eines Beschlusses 
wirksam, den der Rat nach Artikel 136 des EWG-Vertrags 
erläßt. 

2. Die neuen Mitgliedstaaten sind nicht verpflichtet, 
dem am 14. Dezember 1970 Unterzeichneten Abkommen 
über den Handel mit den überseeischen Ländern und 
Gebieten mit Erzeugnissen, die unter die Zuständigkeit 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl fal¬ 
len, beizutreten. 


Artikel 118 

Die Bestimmungen des Abschnitts III des Protokolls 
Nr. 22 über die Beziehungen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und den assoziierten afrikani¬ 
schen Staaten und Madagaskar sowie den unabhängigen 
Entwicklungsländern des Commonwealth in Afrika, im 
Indischen Ozean, im Pazifischen Ozean und im Karibi¬ 
schen Raum gelten sowohl für die in Artikel 117 genann¬ 
ten Länder und überseeischen Gebiete als auch die 
außereuropäischen Länder und Gebiete, die besondere 
Beziehungen zu den ursprünglichen Mitgliedstaaten un¬ 
terhalten. 


Artikel 119 

J. Die Regelung, die sich aus dem Beschluß des Rates 
vom 29. September 1970 über die Assoziation der über¬ 
seeischen Länder und Gebiete mit der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft ergibt, gilt nicht in den Bezie¬ 
hungen zwischen diesen Ländern und Gebieten und den 
neuen Mitgliedstaaten. 

2. Für Erzeugnisse mit Ursprung in den mit der Ge¬ 
meinschaft assoziierten Ländern und Gebieten gilt bei 
der Einfuhr in die neuen Mitgliedstaaten die Regelung, 
die vor dem Beitritt auf sie angewandt wurde. 

Für Erzeugnisse mit Ursprung in den in Artikel 24 
Absatz 2 genannten außereuropäischen Gebieten, die 
besondere Beziehungen mit Norwegen oder dem Ver¬ 
einigten Königreich unterhalten, und im ebenfalls dort 
genannten französisch-britischen Kondominium Neue 
Hebriden gilt bei der Einfuhr in die Gemeinschaft die 
Regelung, die vor dem Beitritt auf sie angewandt wurde. 

Die Artikel 110 bis 114 gelten entsprechend. 

3. Dieser Artikel gilt bis zum 31. Januar 1975. Bei 
Anwendung des Artikels 115 Absatz 3 kann diese Frist 
nach dem Verfahren und nach Maßgabe des genannten 
Artikels verlängert werden. 


Titel V 

Kapitalverkehr 
Artikel 120 

1. Die neuen Mitgliedstaaten können die in der ersten 
Richtlinie des Rates vom 11. Mai 1960 zur Durchführung 
des Artikels 67 des EWG-Vertrags und in der zweiten 
Richtlinie des Rates vom 18. Dezember 1962 zur Ergän¬ 
zung und Änderung der ersten Richtlinie zur Durch¬ 
führung des Artikels 67 des EWG-Vertrags vorgesehene 
Liberalisierung des Kapitalverkehrs im Rahmen der in 
den Artikeln 121 bis 126 genannten Bedingungen und 
Fristen aufschieben. 

2. Zwischen den neuen Mitgliedstaaten und der Kom¬ 
mission finden rechtzeitig geeignete Konsultationen über 
die Einzelheiten der Liberalisierungs- oder Lodcerungs- 
maßnahmen statt, deren Durchführung gemäß den nach¬ 
stehenden Bestimmungen aufgeschoben werden kann. 
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New Hebrides, listed in Article 24 (2), shall take effect 
on 1 February 1975 at the earliest upon a decision of 
the Council taken under Article 136 of the EEC Treaty. 

2. The new Member States need not accede to the 
Agreement on trade with overseas countries and ter- 
ritories in products within the province of the European 
Coal and Steel Community, signed on 14 December 1970. 


Article 118 

The provisions of the third part of Protocol No 22 on 
relations between the European Economic Community 
and the Associated African and Malagasy States and 
the independent developing Commonwealth countries 
situated in Africa, the Indian Ocean, the Pacific Ocean 
and the Caribbean shall apply both to the overseas 
countries and territories referred to in Article 117 and 
to the non-European countries and territories maintain- 
ing special relations with the original Member States. 


Article 119 

1. The arrangements resulting from the Council De¬ 
cision of 29 September 1970 on the association of the 
overseas countries and territories with the European 
Economic Community shall not apply in relations be¬ 
tween those countries and territories and the new Mem¬ 
ber States. 

2. Products originating in the countries and territories 
associated with the Community shall, on importation 
into the new Member States, be subject to the arrange¬ 
ments applied to those products before accession. 

Products originating in the non-European territories 
maintaining special relations with Norway or the United 
Kingdom and in the Anglo-Frendi Condominium of the 
New Hebrides, listed in Article 24 (2), shall, on importa- 
tion into the Community, be subject to the arrangements 
applied to those products before accession. 

Articles 110 to 114 shall apply. 

3. This Article shall apply until 31 January 1975. If 
Article 115 (3) is applied, this date may be deferred in 
accordance with the procedure and under the conditions 
laid down in that Article. 


Title V 

Capital Movements 
Article 120 

1. The new Member States may, under the conditions 
and within the time limits in Articles 121 to 126, defer 
the liberalization of capital movements provided for in 
the First Council Directive of 11 May 1960 for the im- 
plementation of Article 67 of the EEC Treaty and in 
the Second Council Directive of 18 December 1962 adding 
to and amending the First Directive for the implementa- 
tion of Article 67 of the EEC Treaty. 

2. Appropriate consultations shall take place in due 
course between the new Member States and the Com¬ 
mission about procedures for applying measures of 
liberalization or relaxation, the implementation of which 
may be deferred under the following provisions. 


Nouvelles-Hebrides, vises ä Tarticle 24 paragraphe 2 
prend effet au plus töt le 1 er fevrier 1975 sur decision du 
Conseil prise en vertu de l'article 136 du traite CEE. 

2. Les nouveaux Etats membres n'ont pas ä adherer a 
Taccord relatif aux echanges avec les pays et territoires 
d'outre-mer portant sur les produits relevant de la Com¬ 
munaute europeenne du charbon et de l'acier, signe le 
14 decembre 1970. 


Article 118 

Les dispositions de la troisieme partie du protocole 
n° 22 concernant les relations entre la Communaute eco- 
nomique europeenne et les Etats africains et malgache 
associes ainsi que les pays independants en voie de 
developpement du Commonwealth situes en Afrique, dans 
l'Ocean Indien, dans l'Ocean Pacifique et dans les Antil- 
les s'appiiquent tant aux pays et territoires d'outre-mer 
vises ä Tarticle 117 qu'aux pays et territoires non euro- 
peens entretenant des relations particulieres avec les 
Etats membres originaires. 


Article 119 

1. Le regime resultant de la decision du Conseil, du 
29 septembre 1970, relative ä l'association des pays et 
territoires d'outre-mer ä la Communaute economique eu¬ 
ropeenne, n'est pas applicable dans les relations entre 
ces pays et territoires et les nouveaux Etats membres. 

2. Les produits originaires des pays et territoires asso¬ 
cies 4 la Communaute sont soumis, lors de leur importa¬ 
tion dans les nouveaux Etats membres, au regime qui-leur 
etait applique avant Tadhesion. 

Les produits originaires des territoires non europeens 
entretenant des relations particulieres avec la Norvege 
ou le Royaume-Uni et du condominium franco-britannique 
des Nouvelles-Hebrides, vises ä Tarticle 24 paragraphe 2, 
sont soumis, lors de leur importation dans la Commu¬ 
naute, au regime qui leur etait applique avant Tadhesion. 

Les articles 110 ä 114 sont applicables. 

3. Le present article est applique jusqu'au 31 janvier 
1975. En cas d'application de Tarticle 115 paragraphe 3, 
cette date peut etre reportee selon la procedure et dans 
les conditions prevues audit article. 


Titre V 

Les mouvements de capitaux 
Article 120 

1. Les nouveaux Etats membres peuvent differer, dans 
les conditions et delais indiques aux articles 121 ä 126, la 
liberation des mouvements de capitaux prevue par la 
premiere directive du Conseil du 11 mai 1960 pour la 
mise en oeuvre de Tarticle 67 du traite CEE et par la 
deuxieme directive du Conseil du 18 decembre 1962 com- 
pletant et modifiant la premiere directive pour la mise 
en oeuvre de Tarticle 67 du traite CEE. 

2. Des consultations appropriees ont lieu, en temps 
utile, entre les nouveaux Etats membres et la Commission 
sur les modalites d'application des mesures de liberation 
ou d'assouplissement dont la mise en oeuvre peut etre 
differee en vertu des dispositions qui suivent. 
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Artikel 121 

1. Dänemark kann 

a) die Liberalisierung des Erwerbs auf dänische Kronen 
lautender und in Dänemark an der Börse gehandelter 
Schuldverschreibungen durch Devisenausländer, ein¬ 
schließlich des Stückeverkehrs solcher Wertpapiere, 
bis zu zwei Jahren nach dem Beitritt aufschieben; 

b) die Liberalisierung des Erwerbs ausländischer, an Bör¬ 
sen gehandelter Wertpapiere durch Deviseninländer 
und des Rückkaufs dänischer, an Börsen gehandelter 
und ganz oder teilweise auf Fremdwährung lautender 
Wertpapiere aus dem Ausland, einschließlich des 
Stückeverkehrs solcher Wertpapiere, bis zu fünf Jah¬ 
ren nach dem Beitritt aufschieben. 

2. Dänemark wird vom Beitritt an eine schrittweise 
Liberalisierung der in Absatz 1 Buchstabe a genannten 
Geschäfte vornehmen. 


Artikel 122 

1. Irland kann 

a) die Liberalisierung von Direktinvestitionen durch De¬ 
viseninländer in den Mitgliedstaaten und die Libera¬ 
lisierung der Liquidierung von Direktinvestitionen 
durch Deviseninländer in den Mitgliedstaaten bis zu 
zwei Jahren nach dem Beitritt aufschieben; 

b) die Liberalisierung des nachstehend bezeichneten Ka¬ 
pitalverkehrs mit persönlichem Charakter bis zu drei¬ 
ßig Monaten nach dem Beitritt aufschieben; 

— Kapitaltransfer von auswandernden Deviseninlän- 
dern mit Ausnahme des mit der Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer zusammenhängenden Kapitaltrans¬ 
fers, der vom Beitritt an liberalisiert wird; 

— Schenkungen und Stiftungen, Mitgiften, Erbschafts¬ 
steuern sowie Immobilienerwerb mit Ausnahme 
des mit der Freizügigkeit der Arbeitnehmer zusam¬ 
menhängenden Immobilienerwerbs, der vom Bei¬ 
tritt an liberalisiert wird; 

c) die Liberalisierung der Geschäfte, die in der Liste B 
der Anlage zu den in Artikel 120 bezeichneten Richt¬ 
linien aufgeführt sind und von Deviseninländern ge¬ 
tätigt werden, bis zu fünf Jahren nach dem Beitritt 
aufschieben. 

2. Irland erkennt an, daß es wünschenswert ist, vom 
Beitritt an eine erhebliche Lockerung der Regeln für die 
in Absatz 1 Buchstabe a genannten Geschäfte vorzuneh¬ 
men; es wird bestrebt sein, die hierfür erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen. 


Artikel 123 

1. Norwegen kann 

a) die Liberalisierung von Kapitaleinfuhren für Direkt¬ 
investitionen in Form von langfristigen Darlehen in 
Unternehmen, die sich bereits in Norwegen nieder¬ 
gelassen haben, bis zu zwei Jahren nach dem Bei¬ 
tritt aufschieben; 

b) die Liberalisierung von Handelskrediten bis zu fünf 
Jahren für einen Zeitraum von zwei Jahren nach dem 
Beitritt aufschieben, sofern der ausländische Kredit¬ 
geber ein Finanzinstitut ist; 

c) die Liberalisierung des Erwerbs auf norwegische Kro¬ 
nen lautender und in Norwegen an Börsen gehandel¬ 
ter Aktien durch Devisenauslnnder, einschließlich des 
Stiidceverkehrs solcher Wertpapiere, bis zu zwei Jah¬ 
ren nach dem Beitritt aufschieben; 
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A r t i c l e 121 

1. Denmark may: 

(a) for a period of two years alter accession, defer the 
liberalization of purdiases by non-residents of bonds 
denominated in Danish kroner and dealt in on the 
stock exchange in Denmark, including physical 
transfers of the securities in question; 

(b) for a period of five years after accession, defer the 
liberalization of purdiases by persons resident in 
Denmark of foreign securities dealt in on the stock 
exchange and of repurdiases from abroad of Danish 
securities dealt in on the stock exchange, denomi¬ 
nated entirely or partly in foreign currency, includ¬ 
ing physical transfers of the securities in question. 

2. From the date of accession, Denmark will proceed 
to a progressive liberalization of the operations referred 
to in paragraph 1 (a). 

Article 122 

1. Ireland may: 

(a) for a period of two years after accession, defer the 
liberalization of direct investments in Member States 
by persons resident in Ireland and the liberalization 
of the liquidation of direct investments in Member 
States by persons resident in Ireland; 

(b) for a period of thirty months after accession, defer 
the liberalization of the following Capital movements 
of a personal nature: 

— transfers of Capital belonging to persons resident 
in Ireland who are emigrating, other than trans¬ 
fers connected with freedom of movement for 
workers whidi shall be liberalized from the date 
of accession; 

— gifts and endowments, dowries, succession duties, 
and real estate investments other than those con¬ 
nected with freedom of movement for workers 
which shall be liberalized from the date of ac¬ 
cession; 

(c) for a period of five years after accession, defer the 
liberalization of the operations set out in List B an- 
nexed to the Directives referred to in Article 120 
and carried out by persons resident in Ireland. 

2. Recognizing that it is desirable to proceed, from the 
date of accession, to a substantial relaxation in the rules 
concerning the operations referred to in paragraph 1 (a), 
Ireland will endeavour to take appropriate measures to 
this end. 


Article 123 

1. Norway may: 

(a) for a period of two years after accession, defer the 
liberalization of capital imports for direct investment, 
in the form of long-term loans, in undertakings 
already established in Norway; 

(b) for a period of two years after accession, defer the 
liberalization of commercial credits for a period not 
exceeding five years where the foreign lender is a 
financial Institution; 

(c) for a period of two years after accession, defer the 
liberalization of purdiases by non-residents of shares 
denominated in Norwegian kroner and dealt in on 
the stock exdiange in Norway, including physical 
transfers of the securities in question; 


Article 121 

1. Le Dänemark peut differer: 

a) pendant une periode de deux ans apres l'adhesion, la 
liberation des achats par des non-residents d'obliga- 
tions libellees en couronnes danoises et negociees en 
bourse au Dänemark, y compris les mouvements 
materiels des titres en question; 

b) pendant une periode de cinq ans apres l'adhesion, la 
liberation des achats, par des residents du Dänemark, 
de titres etrangers negocies en bourse et des rachats 
de l’etranger de titres danois negocies en bourse, 
libelles entierement ou partiellement en monnaie 
etrangere, y compris les mouvements materiels des 
titres en question. 

2. Le Dänemark procedera, des l'adhesion, ä une libe¬ 
ration progressive des operations visees au para- 
graphe 1 a). 


Article 122 

1. L'Irlande peut differer: 

a) pendant une periode de deux ans apres l'adhesion, la 
liberation des investissements directs effectues dans 
les Etats membres par des residents de l'Irlande et la 
liberation de la liquidation des investissements directs 
effectues dans les Etats membres par des residents de 
l'Irlande; 

b) pendant une periode de trente mois apres l’adhesion, 
la liberation des mouvements de capitaux ä caractere 
personnel enumeres ci-apres: 

— transferts de capitaux appartenant ä des residents 
de l'Irlande qui emigrent, autres que ceux lies ä la 
libre circulation des travailleurs qui sont libetes 
des l'adhesion; 

— dons et dotations, dots, impöts de succession, in¬ 
vestissements immobiliers autres que ceux lies ä la 
libre circulation des travailleurs qui sont liberes 
des l'adhesion; 

c) pendant une periode de cinq ans apres l'adhesion, la 
liberation des operations enumerees ä la liste B an- 
nexee aux directives visees ä larticle 120 et effec- 
tuees par des residents de l'Irlande. 

2, L’Irlande, reconnaissant qu'il est souhaitable de pro- 
ceder, des l'adhesion, ä un assouplissement important des 
regles concernant les operations visees au paragraphe 1 a), 
s'efforcera de prendre les mesures appropriees ä cet effet. 


Article 123 

1. La Norvege peut differer: 

a) pendant une periode de deux ans apres l'adhesion, la 
liberation des importations de capitaux effectuees aux 
fins d'investissements directs, sous forme de prets 
ä long terme, dans des entreprises deja etablies en 
Norvege; 

b) pendant une periode de deux ans apres l'adhesion, la 
liberation des credits commerciaux jusqu'ä cinq ans, 
lorsque le preteur etranger est un etablissement finan- 
cier; 

c) pendant une periode de deux ans apres l’adhesion, la 
liberation des achats par des non-residents d'actions 
libellees en couronnes norvegiennes et negociees en 
bourse en Norvege, y compris les mouvements mate¬ 
riels des titres en question; 


4 
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d) die Liberalisierung der Geschäfte von Deviseninlän¬ 
dern mit ausländischen, an Börsen gehandelten Wert¬ 
papieren, einschließlich des Stückeverkehrs solcher 
Wertpapiere, bis zu fünf Jahren nach dem Beitritt 
aufschieben. 

2. Norwegen wird bei der vom Beitritt an erfolgenden 
Erteilung von Genehmigungen für die in Absatz 1 Buch¬ 
stabe a genannten Geschäfte Diskriminierungen zwischen 
norwegischen Unternehmen, gleichviel, ob diese von 
Unternehmen anderer Mitgliedstaaten kontrolliert wer¬ 
den oder nicht, vermeiden. 

3. Hinsichtlich der in Absatz 1 Buchstabe b genannten 
Geschäfte wird Norwegen bestrebt sein, von devisen¬ 
rechtlichen Beschränkungen Abstand zu nehmen und viel¬ 
mehr wirtschaftspolitische Maßnahmen anzuwenden, die 
mit den Gemeinschaftsregeln vereinbar sind. 

4. Norwegen erkennt an, daß es wünschenswert ist, 
die in Absatz 1 Buchstabe c genannten Geschäfte vom 
Beitritt an schrittweise zu liberalisieren; es wird bestrebt 
sein, die hierfür erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 


Artikel 124 

1. Das Vereinigte Königreich kann 

a) die Liberalisierung von Direktinvestitionen durch De- 
viseninländei in den Mitgliedstaaten und die Libera¬ 
lisierung der Liquidierung von Direktinvestitionen 
durch Deviseninländer in den Mitgliedstaaten bis zu 
zwei Jahren nach dem Beitritt aufschieben; 

b) die Liberalisierung des folgenden Kapitalverkehrs mit 
persönlichem Charakter bis zu dreißig Monaten nach 
dem Beitritt aufschieben: 

— Kapitaltransfer von auswandernden Deviseninlän¬ 
dern mit Ausnahme des mit der Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer zusammenhängenden Kapitaltrans¬ 
fers, der vom Beitritt an liberalisiert wird; 

— Schenkungen und Stiftungen, Mitgiften, Erbschafts¬ 
steuern sowie Immobilienerwerb mit Ausnahme 
des mit der Freizügigkeit der Arbeitnehmer zu¬ 
sammenhängenden Immobilienerwerbs, der vom 
Beitritt an liberalisiert wird; 

c) die Liberalisierung der Geschäfte, die in der Liste B 
der Anlage zu den in Artikel 120 bezeichneten Richt¬ 
linien aufgeführt sind und von Deviseninländern ge¬ 
tätigt werden, bis zu fünf Jahren nach dem Beitritt 
aufschieben. 

2. Das Vereinigte Königreich wird vom Beitritt an 
eine erhebliche Lockerung der Vorschriften für die in 
Absatz 1 Buchstabe a genannten Geschäfte vornehmen. 


Artikel 125 

Die neuen Milgliedstaaten führen, wenn die Umstände 
es erlauben, die in den Artikeln 121 bis 124 vorgesehene 
Liberalisierung des Kapitalverkehrs schon vor Ablauf der 
dort genannten Fristen durch. 


Artikel 126 

Zur Durchführung der Bestimmungen dieses Titels 
kann die Kommission den Währungsausschuß anhören 
und dem Rat zweckdienliche Vorschläge unterbreiten. 
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(d) for a period of five years alter accession, defer Ihe 
liberalization of operations effected by persons 
resident in Norway in foreign securities dealt in on 
the stodc exchange, including physica! transfers of 
the securities in question. 

2. From the date of accession Norway will, when 
granting authorizations for the operations referred to in 
paragraph 1 (a), avoid discrimination between Norwegian 
undertakings, whether or not they are controlled by 
undertakings of other Member States. 

3. With regard to the operations referred to in para¬ 
graph 1 (b), Norway will endeavour to have recourse 
to instruments of economic policy compatible with Com¬ 
munity rules rather than to exchange restrictions. 

4. Recognizing that it is desirable to proceed, from 
the date of accession, to a progressive liberalization of 
the operations referred to in paragraph 1 (c), Norway 
will endeavour to take appropriate measures to this end. 


A r tic 1 e 124 

1. The United Kingdom may: 

(a) for a period of two years after accession, defer the 
liberalization of direct investments in Member States 
by persons resident in the United Kingdom and the 
liberalization of the liquidation of direct investments 
in Member States by persons resident in the United 
Kingdom; 

(b) for a period of thirty months after accession, defer 
the liberalization of the following Capital movements 
of a personal nature: 

— transfers of Capital belonging to persons resident 
in the United Kingdom who are emigrating, other 
than transfers connected with freedom of move¬ 
ment for workers which shall be liberalized from 
the date of accession; 

— gifts and endowments, dowries, succession duties, 
and real estate investments other than those 
connected with freedom of movement for workers 
which shall be liberalized from the date of ac¬ 
cession; 

(c) for a period of five years after accession, defer the 
liberalization of the operations set out in List B an- 
nexed to the Directives referred to in Article 120, 
and carried out by persons resident in the United 
Kingdom. 

2. From the date of accession, the United Kingdom 
will proceed to a substantial relaxation in the rules 
concerning the operations referred to in paragraph 1 (a). 


Article 125 

The new Member States will, circumstances permitting, 
carry out the liberalization of Capital movements referred 
to in Articles 121 to 124 before the expiry of the time 
limits laid down in those Articles. 


Article 12G 

For the purpose of implementing the provisions of 
this Title, the Commission may consult the Monetary 
Committee and submit appropriate proposals to the 
Council. 


d) pendant une periode de cinq ans apres l'adhesion, la 
liberation des operations effectuees par des residents 
de la Norvege sur des titres etrangers negocies en 
bourse, y compris les mouvements materiels des titres 
en question. 

2. La Norvege, en accordant, ä partir de l'adhesion, 
des autorisations pour les operations visees au para- 
graphe 1 a), evitera des discriminations entre les entre- 
prises norvegiennes, qu'elles soient ou non sous le con- 
tröle d'entreprises d’autres Etats membres. 

3. La Norvege s’efforcera, en ce qui concerne les ope¬ 
rations visees au paragraphe 1 b), d'avoir recours ä des 
instruments de politique economique compatibles avec 
la reglementation communautaire plutöt qua des restric¬ 
tions de change. 

4. La Norvege, reconnaissant qu'il est souhaitable de 
proceder, des l'adhesion, a une liberation progressive des 
operations visees au paragraphe 1 c), s'efforcera de pren- 
dre les mesures appropriees ä cet effet. 


Article 124 

1. Le Royaume-Uni peut differer: 

a) pendant une periode de deux ans apres l'adhesion, la 
liberation des investissements directs effectues dans 
les Etats membres par des residents du Royaume-Uni 
et la liberation de la liquidation des investissements 
directs effectues dans les Etats membres par des resi¬ 
dents du Royaume-Uni; 

b) pendant une periode de trente mois apres l'adhesion, 
la liberation des mouvements de capitaux ä caractere 
personnel enumeres ci-apres: 

— transferts de capitaux appartenant ä des residents 
du Royaume-Uni qui emigrent, autres que ceux lies 
ä la libre circulation des travailleurs qui sont libe- 
res des l'adhesion; 

— dons et dotations, dots, impöts de succession, in¬ 
vestissements immobiliers autres que ceux lies ä 
la libre circulation des travailleurs qui sont liberes 
des l'adhesion; 

c) pendant une periode de cinq ans apres l'adhesion, la 
liberation des operations enumerees ä la liste B an- 
nexee aux directives visees ä l'article 120 et effec¬ 
tuees par des residents du Royaume-Uni. 

2. Le Royaume-Uni procedera, des l'adhesion, ä un 
assouplissement important des regles concernant les ope¬ 
rations visees au paragraphe 1 a). 


Article 125 

Les nouveaux Etats membres realiseront, si les cir- 
constances le permettent, la liberation des mouvements 
de capitaux prevue aux articles 121 a 124 avant l'expiia- 
tion des delais prevus dans ces articles. 


Article 126 

Pour l'application des dispositions du present titre, la 
Commission peut proceder ä la consultation du Comite 
monetaire et soumettre toute proposition utile au Conseil. 
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Titel VI 

Finanzvorschriften 

Artikel 127 

Der Beschluß vom 21. April 1970 über die Ersetzung 
der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene Mit¬ 
tel der Gemeinschaften, im folgenden »Beschluß vom 
21. April 1970“ genannt, wird unter Berücksichtigung 
der folgenden Bestimmungen angewandt. 


Artikel 128 

Einnahmen im Sinne des Artikels 2 des Beschlusses 
vom 21. April 1970 sind auch 

a) unter den als Abschöpfungen bezeichneten Einnahmen 
die Einnahmen aus allen Ausgleichsbeträgen, die bei 
Einfuhren nach Artikel 47 und 55 erhoben werden, 
und aus festen Teilbeträgen, die im Handel zwischen 
der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammen¬ 
setzung und den neuen Mitgliedstaaten sowie zwi¬ 
schen den neuen Mitgliedstaaten selbst nach Artikel 
61 angewendet werden; 

b) unter den als Zölle bezeichneten Einnahmen die Zölle, 
die von den neuen Mitgliedstaaten im Handel mit den 
Nichtmitgliedstaaten erhoben werden, sowie die 
Zölle, die im Handel zwischen der Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und den 
neuen Mitgliedstaaten und zwischen den neuen Mit¬ 
gliedstaaten selbst erhoben werden. 


Artikel 129 

1. Die in Artikel 3 Absatz 2 des Beschlusses vom 
21. April 1970 genannten Finanzbeiträge der Mitglied¬ 
staaten werden wie folgt aufgeteilt; 

— zwischen den neuen Mitgliedstaaten 

Dänemark 2,42 v. H. 

Irland 0,60 v. H. 

Norwegen 1,66 v. H. 

Vereinigtes Königreich 19,00 v. H. 

— und zwischen den ursprünglichen Mitgliedstaaten nach 
Abzug der obengenannten Finanzbeiträge der neuen 
Mitgliedstaaten gemäß dem in Artikel 3 Absatz 2 des 
Beschlusses vom 21. April 1970 vorgesehenen Auf¬ 
bringungsschlüssel. 

2. Für das Jahr 1973 dienen als Bezugsgröße für die 
Berechnung der Schwankungsbreiten im Sinne des Arti¬ 
kels 3 Absatz 3 des Beschlusses vom 21. April 1970 

— für die neuen Mitgliedstaaten die in Absatz 1 genann¬ 
ten Hundertsätze,- 

— für die ursprünglichen Mitgliedstaaten ihr Anteil im 
Vorjahr unter Berücksichtigung der in Absatz 1 ge¬ 
nannten Hundertsätze der neuen Mitgliedstaaten. 


Artikel 130 

Die eigenen Mittel sowie die Finanzbeiträge und ge¬ 
gebenenfalls die Beiträge nach Artikel 4 Absätze 2, 3 
und 4 des Beschlusses vom 21. April 1970 sind von den 
neuen Mitgliedstaaten nur in folgender Höhe zu leisten; 

45,0 v.H. im Jahre 1973 

56,0 v,H. im Jahre 1974 

67.5 v.H. im Jahre 1975 

79.5 v.H. im Jahre 1976 

92,0 v.H. im Jahre 1977 
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Title VI 

Financial Provisions 
A r tic 1 e 127 

The Decision of 21 April 1970 on the replacement of 
financial contributions from Member States by the Com- 
munities' own resources, hereinafter referred to as the 
"Decision of 21 April 1970“, shall be applied, account 
being taken of the following provisions. 

A r t i c 1 e 128 

The revenue referred to in Article 2 of the Decision 
of 21 April 1970 shall also include: 

(a) among those designated as agricultural levies, the 
revenue from any compensatory amount levied on 
imports under Articles 47 and 55, and from the fixed 
components applied in trade between the Community 
as originally constituted and the new Member States 
and between the new Member States themselves 
under Article 61; 

(b) among those designated as customs duties, the 
customs duties levied by the new Member States 
in trade with non-member States, and also customs 
duties levied in trade between the Community as 
originally constituted and the new Member States 
and between the new Member States themselves. 


A r t i c 1 e 129 

1. The financial contributions from Member States re¬ 
ferred to in Article 3 (2) of the Decision of 21 April 1970 
shall be apportioned as follows: 

— for the new Member States: 


Denmark 

2.42 % 

Ireland 

0.60 % 

Norway 

1.66% 

United Kingdom 

19.00% 


— and for the original Member States, in accordance 
with the scale laid down in Article 3 (2) of the Deci¬ 
sion of 21 April 1970, after the financial contributions 
of the new Member States specified above have been 
deducted. 

2. For 1973, the basis for calculating the variations re¬ 
ferred to in Article 3 (3) of the Decision of 21 April 1970 
shall be: 

— for the new Member States, the percentages referred 
to in paragraph 1; 

— for the original Member States, their relative share for 
the preceding year, account being taken of the per¬ 
centages for the new Member States specified above. 


Article 130 

The Communities' own resources and also the financial 
contributions and, where appropriate, the contributions 
referred to in Article 4 (2), (3) and (4) of the Decision of 
21 April 1970 shall be due from the new Member States 
to the following extent only; 

45.0 % in 1973 
56.0 •/• in 1974 
67.5% in 1975 
79.5°/» in 1976 
92.0Vo in 1977. 


Titre VI 

Dispositions financieres 
Article 127 

La decision du 21 avril 1970 relative au remplacement 
des contributions financieres des Etats membres par des 
ressources propres aux Communautes, ci-apres denommee 
«decision du 21 avril 1970», est appliquee compte tenu 
des dispositions suivantes. 

Article 128 

Les recettes visees ä l'article 2 de la decision du 21 avril 
1970 comprennent egalement: 

a) parmi celles denommees prelevements agricoles, les 
recettes provenant de tout montant compensatoire 
pergu ä l’importation au titre des articles 47 et 55 et 
des elements fixes appliques dans les echanges entre 
la Communaute dans sa composition originaire et les 
nouveaux Etats membres ainsi qu'entre les nouveaux 
Etats membres au titre de l'article 61; 

b) parmi celles denommees droits de douane, les droits 
de douane percus par les nouveaux Etats membres 
dans les echanges avec les pays non membres, ainsi 
que les droits de douane percus dans les echanges 
entre la Communaute dans sa composition originaire 
et les nouveaux Etats membres ainsi qu’entre les nou¬ 
veaux Etats membres. 


Article 129 

1. Les contributions financieres des Etats membres 
visees ä l'article 3 paragraphe 2 de la decision du 21 avril 
1970, sont reparties de la maniere suivante: 

— entre les nouveaux Etats membres: 

Dänemark 2,42 % 

Irlande 0,60 % 

Norvege 1,66% 

Royaume-Uni 19,00 % 

— et entre les Etats membres originaires, selon la cle de 
repartition prevue ä l'article 3 paragraphe 2 de la 
decision du 21 avril 1970, deduction faite des contribu¬ 
tions financieres des nouveaux Etats membres visees 
ci-dessus. 

2. Pour lannee 1973, sont pris comme reference pour 
calculer les variations visees ä l'article 3 paragraphe 3 
de la decision du 21 avril 1970 

— pour les nouveaux Etats membres, les pourcentages 
vises au paragraphe 1; 

— pour les Etats membres originaires, leur part relative 
de l annee precedente, compte tenu des pourcentages 
des nouveaux Etats membres vises ci-dessus. 


Article 130 

Les ressources propres ainsi que les contributions 
financieres et, le cas edieant, les contributions visees ä 
l'article 4 paragraphes 2, 3 et 4 de la decision du 21 avril 
1970, ne sont dues par les nouveaux Etats membres qu'ä 
concurrence de: 

45,0% en 1973 
56,0% en 1974 
67,5% en 1975 
79,5 % en 1976 
92,0% en 1977. 
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Artikel 131 

1, Die eigenen Mittel sowie gegebenenfalls die Bei¬ 
träge nach Artikel 4 Absätze 2, 3 und 4 des Beschlusses 
vom 21 April 1970 sind ab 1. Januar 1978 von den neuen 
Mitgliedstaaten vorbehaltlich nachstehender Bestimmun¬ 
gen in vollem Umfang zu leisten: 

a) die Erhöhung des von jedem neuen Mitgliedstaat als 
eigene Mittel und Beiträge für 1978 zu erbringenden 
Anteils gegenüber dem für 1977 geschuldeten Anteil 
darf nidit mehr betragen als zwei Fünftel der Diffe¬ 
renz zwischen dem als eigene Mittel und Beiträge für 
1977 gesdiuldeten Anteil und dem Anteil, den jeder 
neue Mitgliedstaat im gleichen Jahr als eigene Mittel 
und Beiträge hätte einzahlen müssen, wenn dieser 
Anteil nach der Regelung berechnet worden wäre, die 
aufgrund des Beschlusses vom 21. April 1970 ab 1978 
für die ursprünglichen Mitgliedstaaten gilt; 

b) für 1979 darf die Erhöhung des Anteils jedes neuen 
Mitgliedstaates gegenüber 1978 die Erhöhung des 
Jahres 1978 gegenüber 1977 nicht übersteigen. 

2. Die Kommission stellt die für die Durchführung 
dieses Artikels erforderlichen Berechnungen an. 


Artikel 132 

Bis zum 31. Dezember 1979 wird der Teil des Haus¬ 
halts der Gemeinschaften, der infolge der Anwendung 
der Artikel 130 und 131 ungedeckt bleibt, in den sich 
für die ursprünglichen Mitgliedstaaten aus der Auftei¬ 
lung nach Artikel 129 ergebenden Betrag eingefügt. Die¬ 
ser Gesamtbetrag wird nach den Vorschriften des Be¬ 
schlusses vom 21. April 1970 auf die ursprünglichen Mit¬ 
gliedstaaten umgelegt. 


Titel VII 

Sonstige Bestimmungen 
Artikel 133 

Die in der Liste des Anhangs VII aufgeführten Rechts¬ 
akte gelten für die neuen Mitgliedstaaten nach Maßgabe 
dieses Anhangs. 


Artikel 134 

1. Binnen fünf Jahren nach dem Beitritt prüft die Kom¬ 
mission mit den betreffenden Regierungen, ob die auf¬ 
grund geltender Rechts- und Verwaltungsvorschriften in 
den neuen Mitgliedstaaten bestehenden Maßnahmen, auf 
die, wenn sie nach dem Beitritt eingeführt worden wären, 
Artikel 67 des EGKS-Vertrags anwendbar wäre, im Ver¬ 
gleich zu den in den ursprünglichen Mitgliedstaaten 
geltenden Maßnahmen ernste Verzerrungen der Wett¬ 
bewerbsbedingungen in der Kohle- und Stahlindustrie 
innerhalb des gemeinsamen Marktes oder auf den Aus¬ 
fuhrmärkten verursachen könnten. Die Kommission kann 
nach Konsultierung des Rates den betreffenden Regie¬ 
rungen Maßnahmen vorschlagen, die sie zur Berichtigung 
dieser Maßnahmen oder zum Ausgleich ihrer Wirkungen 
für angebracht hält. 

2. Bis zum 31. Dezember 1977 dürfen die von Unter¬ 
nehmen auf dem irischen Markt für Stahlverkäufe an¬ 
gewandten Preise, umgerechnet auf ihr Äquivalent an 
dem Ort, der für die Aufstellung ihrer Preistafel gewählt 
wurde, nur dann unter den Preisen ihrer Preistafel für 
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A r tic 1 e 131 

1. From 1 January 1978, the Communities' own resour- 
ces and, where appropriate, the financial contributions 
referred to in Article 4 (2), (3) and (4) of the Decision of 
21 April 1970, shall be due from the new Member States, 
in full, subject to the following provisions: 

(a) The increase in the relative share to be paid by each 
new Member State under the head of the Communi¬ 
ties' own resources and of the financial contributions 
for 1978 in comparison with the relative share due for 
1977, shall not exceed two-fifths of the difference be- 
tween the relative share due under the head of the 
Communities" own resources and of the financial con¬ 
tributions for 1977 and the relative share which each 
new Member State would have had to pay under the 
same head for the same year, if this relative share 
had been calculated in accordance with the arrange- 
ments laid down for the original Member States from 
1978 by the Decision of 21 April 1970. 

(b) For 1979, the increase in the relative share of each 
new Member State in comparison with 1978 shall not 
exceed that for 1978 in comparison with 1977. 

2. The Commission shall carry out the calculations nec- 
essary for the application of this Article. 

Article 132 

Until 31 December 1979, that part of the Communities' 
budget which is not covered as a result of applying Ar- 
ticles 130 and 131 shall be incorporated into the amount 
apportioned for the original Member States in accordance 
with Article 129. The total amount thus determined shall 
be apportioned among the original Member States in 
accordance with the Decision of 21 April 1970. 


Title VII 

Other Provisions 

Article 133 

The acts listed in Annex VII to this Act shall apply in 
respect of the new Member States under the conditions 
laid down in that Annex. 

Article 134 

1. Düring the five years following accession, the Com¬ 
mission will examine, with the Governments concerned, 
whether existing measures arising from provisions laid 
down by law, regulation or administrative action in force 
in the new Member States, which had they been intro- 
duced after accession would have fallen wilhin the scope 
of Article 67 of the ECSC Treaty, could, by comparison 
with the measures in force in the original Member States, 
give rise to serious distortions in conditions of competi- 
tion in the coal and steel industries whether within the 
common market or in export markets. The Commission 
may, after Consulting the Council, propose to the Gov¬ 
ernments concerned any action which it considers appro- 
priate to correct such measures or to offset their effects. 

2. Until 31 December 1977, the prices charged by under- 
takings for sales of steel on the Irish market, reduced to 
their equivalent at the point chosen for their price list, 
may not be below the prices shown in the price list in 
question for comparable transactions, save when author- 


Article 131 

1. A partir du 1 er janvier 1978, les ressources propres 
ainsi que, le cas edieant, les contributions visees ä l ar- 
ticle 4, paragraphes 2, 3 et 4 de la decision du 21 avril 
1970, sont integralement dues par les nouveaux Etats 
membres sous reserve des dispositions suivantes: 

a) l'augmentation de la part relative ä verser par chaque 
nouvel Etat membre au titre des ressources propres 
et des contributions pour l'annee 1978 par rapport ä 
la part relative due pour 1977, ne doit pas depasser 
les deux cinquiemes de la difference entre la part 
relative due au titre des ressources propres et des 
contributions pour l'annee 1977 et la part relative que 
dtaque nouvel Etat membre aurait du verser au meme 
titre, pour la meme annee, si cette part relative avait 
ete calculee selon le regime prevu pour les Etats 
membres originaires ä partir de 1978 par la decision 
du 21 avril 1970; 

b) pour l'annee 1979, l'augmentation de la part relative 
de chaque nouvel Etat membre par rapport ä 1978 
ne doit pas depasser celle de l'annee 1978 par rap¬ 
port ä l'annee 1977. 

2. La Commission procede aux calculs necessaires pour 
l'application du present article. 

Article 132 

Jusqu'au 31 decembre 1979, la fraction du budget des 
Communautes qui resterait non couverte du fait de l'ap- 
plication des articles 130 et 131 est integree dans le 
montant resultant pour les Etats membres originaires de 
la repartition effectuee conformement ä l'article 129. Le 
montant total ainsi obtenu est reparti entre les Etats 
membres originaires selon les dispositions de la deci¬ 
sion du 21 avril 1970. 

Titre VII 

Autres dispositions 

Article 133 

Les actes figurant dans la liste en annexe VII du pre¬ 
sent acte s'appliquent ä l'egard des nouveaux Etats mem¬ 
bres dans les conditions prevues dans cette annexe. 

Article 134 

1. La Commission examinera avec les gouvernements 
interesses, dans les cinq ans qui suivent l'adhesion, si 
les mesures existantes, decoulant de dispositions legis¬ 
latives, reglementaires ou administratives en vigueur 
dans les nouveaux Etats membres qui, si elles avaient 
ete introduites apres l'adhesion, auraient releve de l'ar- 
ticle 67 du traite CECA, pourraient, par comparaison 
avec les mesures en vigueur dans les Etats membres ori¬ 
ginaires, provoquer de serieuses distorsions des condi¬ 
tions de concurrence dans les industries du charbon et 
de l'acier, au sein du marclie commun ou sur les marches 
d'exportation. La Commission peut, apres avoir consulte 
le Conseil, proposer aux gouvernements interesses toute 
action qu'eile estime appropriee pour corriger ces me¬ 
sures ou compenser leurs effets. 

2. Jusqu'au 31 decembre 1977, les prix pratiques par 
les entreprises pour les ventes d'acier sur le marche ir- 
landais, ramenes ä leur equivalent au depart du point 
choisi pour I'etablissement de leur bareme, ne peuvent 
etre inferieurs aux prix prevus par ledit bareme pour 
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vergleichbare Geschäfte liegen, wenn die Kommission 
dies im Einvernehmen mit der irischen Regierung ge¬ 
nehmigt hat; Artikel 60 Absatz 2 Buchstabe b letzter 
Unterabsatz des EGKS-Vertrags bleibt unberührt. 

3. Sollte die Geltungsdauer der Entscheidung Nr. 1/64 
der Hohen Behörde vom 15. Januar 1964 über ein Verbot 
der Angleichung an Angebote von Stahlerzeugnissen 
und Roheisen aus Staatshandelsländern und Staatshan¬ 
delsgebieten nach dem Beitritt verlängert werden, so 
gilt das Verbot bis zum 31. Dezember 1975 nicht für 
Erzeugnisse, die für den dänischen und den norwegischen 
Markt bestimmt sind. 


Artikel 135 

1. Bis zum 31. Dezember 1977 kann ein neuer Mit¬ 
gliedstaat bei Schwierigkeiten, welche einen Wirtschafts¬ 
zweig erheblich und voraussichtlich anhaltend treffen 
oder welche die wirtschaftliche Lage eines bestimmten 
Gebietes beträchtlich verschlechtern können, die Geneh¬ 
migung zur Anwendung von Schutzmaßnahmen bean¬ 
tragen, um die Lage wieder auszugleichen oder den 
betreffenden Wirtschaftszweig an die Wirtschaft des Ge¬ 
meinsamen Marktes anzupassen. 

2. Auf Antrag des betreffenden Staates bestimmt die 
Kommission unverzüglich in einem Dringlichkeitsverfah¬ 
ren die ihres Erachtens erforderlichen Schutzmaßnahmen 
und legt gleichzeitig die Bedingungen und Einzelheiten 
ihrer Anwendung fest. 

3. Die nach Absatz 2 genehmigten Maßnahmen können 
von den Vorschriften des EWG-Vertrags und dieser Akte 
abweichen, soweit und solange dies unbedingt erforder¬ 
lich ist, um die in Absatz 1 genannten Ziele zu erreichen. 
Es sind mit Vorrang solche Maßnahmen zu wählen, die 
das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes am wenig¬ 
sten stören. 

4. Unter den gleichen Bedingungen und nach dem 
gleichen Verfahren kann ein ursprünglicher Mitglied¬ 
staat die Genehmigung zur Anwendung von Schutzmaß¬ 
nahmen gegenüber einem oder mehreren neuen Mit¬ 
gliedstaaten beantragen. 


Artikel 136 

1. Stellt die Kommission bis zum 31. Dezember 1977 
auf Antrag eines Mitgliedstaates oder eines anderen 
Betroffenen Dumping-Praktiken zwischen der Gemein¬ 
schaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und 
den neuen Mitgliedstaaten oder zwischen den neuen 
Mitgliedstaaten fest, so richtet sie Empfehlungen an den 
oder die Urheber, um diese Praktiken abzustellen. 

Werden die Dumping-Praktiken trotzdem fortgesetzt, 
so ermächtigt die Kommission den geschädigten Mit¬ 
gliedstaat oder die geschädigten Mitgliedstaaten, Schutz¬ 
maßnahmen zu treffen, deren Bedingungen und Einzel¬ 
heiten sie festlegt. 

2. Zur Anwendung dieses Artikels auf die in Anhang 
II des EWG-Vertrags aufgeführten Erzeugnisse prüft die 
Kommission alle Ursachen, insbesondere die Höhe der 
Preise, zu denen die Einfuhren anderer Herkunft auf den 
betreffenden Markt getätigt werden; sie berücksichtigt 
dabei die Bestimmungen des EWG-Vertrags über die 
Landwirtschaft, insbesondere Artikel 39. 


Artikel 137 

1. Abweichend von Artikel 136 kann Irland die in 
äußerst dringenden Fällen erforderlichen Maßnahmen 
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ization has been given by the Commission, in agreement 
with the Government of Ireland, without prejudice to the 
last subparagraph of Article 60 (2) (b) of the ECSC Treaty. 

3. If Decision No 1/64 of the High Authority of 15 Jan- 
uary 1964 prohibiting alignment on quotations for Steel 
Products and pig iron from State-trading countries or ter- 
ritories is extended after accession, that prohibition shall 
not apply until 31 December 1975 to products for the 
Danish and Norwegian markets. 


Article 135 

1. If, before 31 December 1977, difficulties arise which 
are serious and liable to persist in any sector of the econ- 
omy or whidi could bring about serious deterioration in 
the economic Situation of a given area, a new Member 
State may apply for authorization to take protective 
measures in Order to rectify the Situation and adjust the 
sector concerned to the economy of the common market. 

2. On application by the State concerned, the Commis¬ 
sion shall, by emergency procedure, determine without 
delay the protective measures which it considers neces- 
sary, specifying the circumstances and the manner in 
whidi they are to be put into effect. 

3. The measures authorized under paragraph 2 may in- 
volve derogations from the rules of the EEC Treaty and 
of this Act to such an extent and for such periods as are 
strictly necessary in order to attain the objectives re- 
ferred to in paragraph 1. Priority shall be given to such 
measures as will least disturb the functioning of the com¬ 
mon market. 

4. In the same circumstances and according to the 
same procedure, any original Member State may apply 
for authorization to take protective measures in regard to 
one or more new Member States. 


Article 136 

1. If, before 31 December 1977, the Commission, on ap¬ 
plication by a Member State or by any other interested 
party, finds that dumping is being praclised between the 
Community as originally constituted and the new Mem¬ 
ber States or between the new Member States them- 
selves, it shall address recommendations to the person or 
persons with whom such practices originate for the pur- 
pose of putting an end to them. 

Should the practices continue, the Commission shall 
authorize the injured Member State or States to take pro¬ 
tective measures, the conditions and details of which the 
Commission shall determine. 

2. For the application of this Article to the products 
listed in Annex II to the EEC Treaty, the Commission 
shall evaluate all relevant factors, in particular the level 
of prices at which these products are imported into the 
market in question from elsewhere, account being taken 
of the provisions of the EEC Treaty relating to agricul- 
ture, in particular Article 39. 

Article 137 

1. Notwithstanding Article 136, Ireland may, until 
31 December 1977, take the necessary measures in cases 


des transactions comparables, sauf autorisation dounee 
par la Commission, en accord avec Ie gouvernement ir- 
landais, sans prejudice des disposilions de l'article 60 
paragraphe 2 b) dernier alinea du traite CECA. 

3. Dans le cas oü la decision n° 1/64 de la Haute Auto- 
rite, du 15 janvier 1964, portant interdiction de l aligne- 
ment sur les offres de produits siderurgiques et de fonte 
en provenance de pays ou territoires ä commerce detat, 
serait reconduite apres l'adhesion, cette interdiction ne 
s'applique pas jusqu'au 31 decembre 1975 aux produits 
destines aux marches danois et norvegien. 


Article 135 

1. Jusqu'au 31 decembre 1977, en cas de difficultes 
graves et susceptibles de persister dans un secteur de 
l'activite economique ainsi que de difficultes pouvant se 
traduire par l'alteration grave dune Situation econo¬ 
mique regionale, un nouvel Etat membre peut demander 
ä etre autorise ä adopter des mesures de sauvegarde 
permettant de reequilibrer la Situation et d'adapter le 
secteur interesse ä leconomie du marche commun. 

2. Sur demande de l'Etat interesse, la Commission, par 
une procedure d'urgence, fixe sans delai les mesures de 
sauvegarde qu elle estime necessaires, en precisant les 
conditions et les modalites d'application. 

3. Les mesures autorisees aux termes du paragraphe 2 
peuvent comporter des derogations aux regles du traite 
CEE et du present acte, dans la mesure et pour les de- 
lais strictement necessaires pour atteindre les buts vises 
au paragraphe 1. Par priorite devront etre choisies les 
mesures qui apportent le moins de perturbation au fonc- 
tionnement du marche commun. 

4. Dans les memes conditions et selon la meme proce¬ 
dure, un Etat membre originaire peut demander ä elre 
autorise ä adopter des mesures de sauvegarde ä l'egard 
d un ou de plusieurs nouveaux Etats membres. 


Article 136 

1. Si, jusqu’au 31 decembre 1977, la Commission, sur 
demande d un Etat membre ou de tout autre interesse, 
constate des pratiques de dumping exercees entre la 
Communaute dans sa composition originaire et les nou¬ 
veaux Etats membres ou entre les nouveaux Etats mem¬ 
bres, eile adresse des recommandations ä l'auteur ou 
aux auteurs de ces pratiques en vue d'y mettre fin. 

Au cas oü les pratiques de dumping continuent, la 
Commission autorise 1 Etat membre ou les Etats mem¬ 
bres leses ä prendre les mesures de protection dont eile 
definit les conditions et modalites. 

2. Pour 1’applicalion du present article aux produits 
enumeres a lannexe II du traite CEE, la Commission 
apprecie toutes les causes, notamment le niveau des 
prix auxquels sont effectuees les importations d'autres 
provenances sur le marche considere, en tenant compte 
des dispositions du traite CEE relatives ä l'ayriculture 
et en particulier de celle de l'article 39. 

Article 137 

1. Par derogation ä l'article 136, l'lrlande peut prendre. • 
jusqu'au 31 decembre 1977, les mesures necessaires en 
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bis zum 31. Dezember 1977 selbst treffen. Es teilt diese 
Maßnahmen sofort der Kommission mit, die ihre Auf¬ 
hebung oder Änderung beschließen kann. 

2. Diese Bestimmung gilt nicht für die Erzeugnisse des 
Anhangs II des EWG-Vertrags. 


Artikel 138 

Abweichend von Artikel 95 Absatz 2 des EWG-Ver¬ 
trags kann Dänemark die besonderen Verbrauchsabgaben 
auf in Flaschen oder ähnlichen Behältnissen eingeführten 
Tafelwein bis zum 30. Juni 1974 beibehalten. 


Fünfter Teil 

Bestimmungen Uber die Durchführung 
dieser Akte 

Titel I 

Einsetzung der Organe 

Artikel 139 

1. Die Parlamente der neuen Mitgliedstaaten benennen 
unmittelbar nach dem Beitritt ihre Abgeordneten in der 
Versammlung. 

2. Die Versammlung tritt binnen einem Monat nach 
dem Beitritt zusammen. Sie nimmt die infolge des Bei¬ 
tritts erforderlichen Anpassungen ihrer Geschäftsordnung 
vor. 


Artikel 140 

1. Vom Beitritt an wird der Vorsitz im Rat von dem 
Mitglied des Rates ausgeübt, das nach Artikel 2 des 
Vertrags zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates und 
einer gemeinsamen Kommission der Europäischen Ge¬ 
meinschaften in seiner ursprünglichen Fassung den Vor¬ 
sitz wahrzunehmen hat. Nach Ablauf dieser Amtszeit 
wird der Vorsitz in der Reihenfolge der Mitgliedstaaten 
wahrgenommen, die in Artikel 2 des genannten Ver¬ 
trags in der durch Artikel 11 geänderten Fassung vor¬ 
gesehen ist. 

2. Der Rat nimmt die infolge des Beitritts erforder¬ 
lichen Anpassungen seiner Geschäftsordnung vor. 


Artikel 141 

1. Der Präsident, die Vizepräsidenten und die Mitglie¬ 
der der Kommission werden unmittelbar nach dem Bei¬ 
tritt ernannt. Die Kommission nimmt ihre Tätigkeit am 
fünften Tag nach der Ernennung ihrer Mitglieder auf. 
Die Amtszeit der zum Zeitpunkt des Beitritts im Amt 
befindlichen Mitglieder endet zur gleichen Zeit. 

2. Die Kommission nimmt die infolge des Beitritts er¬ 
forderlichen Anpassungen ihrer Geschäftsordnung vor. 


Artikel 142 

1. Der Gerichtshof wird unmittelbar nach dem Beitritt 
durch die Ernennung von vier Richtern ergänzt. 

2. Die Amtszeit von zwei der nach Absatz 1 ernannten 
Richter endet am 6, Oktober 1976. Diese zwei Richter 
werden durch das Los bestimmt. Die Amtszeit der ande¬ 
ren zwei Richter endet am 6. Oktober 1979. 
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of extreme urgency. It shall forthwith notify such mea- 
sures to the Commission, which may decide to abolish 
or modify them. 

2. This Provision shall not apply to the products in An¬ 
nex II to the EEC Treaty. 


cas d'extreme urgence. Elle notifie immediatement ces 
mesures ä la Commission qui peut decider de les sup- 
primer ou de les modifier. 

2. Cette disposition n'est pas applicable aux produits 
de l'annexe II du traite CEE. 


A r t i c 1 e 138 

Notwithstanding the second paragraph of Article 95 of 
the EEC Treaty, Denmark may retain until 30 June 1974 
the special excise duties on table wines imported in 
bottles or other similar Containers. 


Part Five 

Provisions relating to the Implementation 
of this Act 

Title I 

Setting up of the Institutions 
Article 139 

1. The Parliaments of the new Member States shall, 
upon accession, designate their delegates to the Assem- 
bly. 

2. The Assembly shall meet at the latest one month 
after accession. It shall make such adaptations to its 
rules of procedure as are made necessary by accession. 


Article 138 

Par derogation ä l'article 95 deuxieme alinea du traite 
CEE, le Dänemark peut maintenir jusqu'au 30 juin 1974 
les droits d'accise particuliers sur les vins de table im- 
portes en bouteilles ou dans d'autres recipients analo- 
gues. 

Cinquieme partie 

Dispositions relatives ä la mise 
en application du present acte 

Titre I 

Mise en place des institutions 
Article 139 

1. Les Parlements des nouveaux Etats membres sont 
appeles ä designer, des l'adhesion, leurs delegues a l'As- 
semblee. 

2. L'Assemblee se reunit au plus tard un mois apres 
l'adhesion. Elle apporte ä son regiement interieur les 
adaptations rendues necessaires par l'adhesion. 




Article 140 

1. Upon accession, the Office of President of the Coun¬ 
cil shall be held by the member of the Council who 
would have held that Office in accordancce with the origi¬ 
nal text of Article 2 of the Treaty establishing a Single 
Council and a Single Commission of the European Com- 
munities. On expiry of his term of Office, the Office of 
President shall then be held in the order of Member States 
laid down in the Article referred to above as amended 
by Article 11. 

2. The Council shall make such adaptations to its rules 
of procedure as are made necessary by accession. 


Article 140 

1. Des l'adhesion, la presidence du Conseil est exercee 
par le membre du Conseil qui, conformement ä l'ar- 
ticle 2 du traite instituant un Conseil unique et une 
Commission unique des Communautes europeennes dans 
son texte originaire, doit assurer la presidence. A lex- 
piration de ce mandat, la presidence est assuree ä la 
suite dans l’ordre des Etats membres fixe par larticle 
vise ci-dessus, modifie par l article 11. 

2. Le Conseil apporte ä son regiement interieur les 
adaptations rendues necessaires par l'adhesion. 


Article 141 

1. The President, the Vice-Presidents and the members 
of the Commission shall be appointed upon accession. 
The Commission shall take up its duties on the fifth day 
after its members have been appointed. The terms of 
Office of the members in Office at the time of accession 
shall terminate at the same time. 

2. The Commission shall make such adaptations to its 
rules of procedure as are made necessary by accession. 


Article 141 

1. Le President, les vice-presidents et les membres de 
la Commission sont nommes des l'adhesion. La Com¬ 
mission entre en fonctions le cinquieme jour suivant 
celui de la nomination de ses membres. Le mandat des 
membres qui sont en fonctions au moment de l'adhesion 
prend fin simultanement. 

2. La Commission apporte ä son regiement interieur 
les adaptations rendues necessaires par l'adhesion. 


Article 142 

1. Upon accession, four additional judges shall be ap¬ 
pointed to the Court of Justice. 

2. The terms of Office of two of the judges appointed in 
accordance with paragraph 1 shall expire on 6 October 
1976. Those two judges shall be chosen by lot. The terms 
of office of the other two judges shall expire on 6 Oclo- 
ber 1979. 


Article 142 

1. Des l'adhesion, la Cour de justice est completee par 
la nomination de quatre juges. 

2. Le mandat de deux des juges nommes conformement 
au paragraphe 1 expire le 6 octobre 1976. Ces deux 
juges sont designes par le sort. Le mandat des deux 
autres juges expire le 6 octobre 1979. 
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3. Unmittelbar nach dem Beitritt wird ein dritter Gene¬ 
ralanwalt ernannt. Seine Amtszeit endet am 6. Oktober 
1979. 

4. Der Gerichtshof nimmt die infolge des Beitritts er¬ 
forderlichen Anpassungen seiner Verfahrensordnung vor. 
Die angepaßte Verfahrensordnung bedarf der einstimmi¬ 
gen Genehmigung des Rates. 

5. Bei der Entscheidung der am 1. Januar 1973 anhän¬ 
gigen Rechtssachen, in denen das mündliche Verfahren 
vor diesem Zeitpunkt eröffnet wurde, tagen der Gerichts¬ 
hof bei Vollsitzungen und die Kammern in der Zusam¬ 
mensetzung, die sie vor dem Beitritt hatten; sie wenden 
dabei die am 31. Dezember 1972 geltende Verfahrens¬ 
ordnung an. 


Artikel 143 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß wird unmittelbar 
nach dem Beitritt durch die Ernennung von einundfünfzig 
Mitgliedern, welche die verschiedenen Gruppen des wirt¬ 
schaftlichen und sozialen Lebens der neuen Mitglied¬ 
staaten vertreten, ergänzt. Die Amtszeit dieser Mitglieder 
endet zur gleichen Zeit wie die Amtszeit der zum Zeit¬ 
punkt des Beitritts im Amt befindlichen Mitglieder. 


Artikel 144 

Der Beratende Ausschuß der Europäischen Gemein¬ 
schaft für Kohle und Stahl wird unmittelbar nach dem 
Beitritt durch die Ernennung weiterer Mitglieder ergänzt. 
Die Amtszeit dieser Mitglieder endet zur gleichen Zeit 
wie die Amtszeit der zum Zeitpunkt des Beitritts im Amt 
befindlichen Mitglieder. 

Artikel 145 

Die Mitglieder des Ausschusses für Wissenschaft und 
Technik werden unmittelbar nach dem Beitritt gemäß 
dem in Artikel 134 des EAG-Vertrags vorgesehenen 
Verfahren ernannt. Der Ausschuß nimmt seine Tätigkeit 
am fünften Tag nach der Ernennung seiner Mitglieder 
auf. Die Amtszeit der zum Zeitpunkt des Beitritts im Amt 
befindlichen Mitglieder endet zur gleichen Zeit. 


Artikel 146 

Der Währungsausschuß wird unmittelbar nach dem 
Beitritt durch die Ernennung der Mitglieder ergänzt, wel¬ 
che die neuen Mitgliedstaaten vertreten. Die Amtszeit 
dieser Mitglieder endet zur gleichen Zeit wie die Amts¬ 
zeit der zum Zeitpunkt des Beitritts im Amt befind¬ 
lichen Mitglieder. 


Artikel 147 

Die infolge des Beilritts erforderlichen Anpassungen 
der Satzungen und Geschäftsordnungen der durch die 
ursprünglichen Verträge eingesetzten Ausschüsse wer¬ 
den so bald wie möglidi nach dem Beitritt vorgenommen. 


Artikel 148 

1. Die Amtszeit der neuen Mitglieder der in Anhang 
VIII genannten Ausschüsse endet zur gleichen Zeit wie 
die Amtszeit der zum Zeitpunkt des Beitritts im Amt 
befindlichen Mitglieder. 

2. Die in Anhang IX genannten Ausschüsse werden 
mit dem Beitritt vollständig neu besetzt. 



Nr. 62 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 11. Oktober 1972 


1233 


3. Upon accession, a third Advocate-Genera! shall be 
appointed. His term of Office shall expire on 6 October 
1979. 

4. The Court shall make such adaptations to its rules of 
procedure as are made necessary by accession. The rules 
of procedure as adapted shall require the unanimous ap- 
proval of the Council. 

5. In Order to give judgment in cases pending before 
the Court on 1 January 1973 in respect of which oral 
proceedings have started before that date, the full Court 
and the Chambers shall be composed as before accession 
and shall apply the rules of procedure in force on 31 De- 
cember 1972. 


A r t i c 1 e 143 

Upon accession, the Economic and Social Committee 
shall be enlarged by the appointment of fifty-one mem- 
bers representing the various categories of economic 
and social activity in the new Member States. The terms 
of Office of the members thus appointed shall expire at 
the same time as those of the members in Office at the 
time of accession. 


A r t i c 1 e 144 

Upon accession, the Consultative Committee of the 
European Coal and Steel Community shall be enlarged 
by the appointment of additional members. The terms 
of Office of the members thus appointed shall expire at 
the same time as those of the members in office at the 
time of accession. 


A r t i c I e 145 

Upon accession, the members of the Scientific and 
Technical Committee shall be appointed in accordance 
with the procedure laid down in Article 134 of the 
Euratom Treaty. The Committee shall take up its duties 
on the fifth day after its members have been appointed. 
The terms of office of the members in office at the time 
of accession shall expire at that time. 


Article 146 

Upon accession, the Monetary Committee shall be 
enlarged by the appointment of members representing 
the new Member States. Their terms of office shall ex¬ 
pire at the same time as those of the members in office 
at the time of accession. 


Article 147 

Adaptations to the Rules of the Committees established 
by the original Treaties and to their rules of procedure, 
necessitated by accession, shall be made as soon as 
possible after accession. 


Article 148 

1. The terms of office of the new members of the 
Committees listed in Annex VIII shall expire at the same 
time as those of the members in office at the time of 
accession. 

2. Upon accession, the membership of the Committees 
listed in Annex IX shall be completely renewed. 


3. Des l’adhesion, un troisieme avocat general est nom- 
me. Son mandat expire le 6 octobre 1979. 

4. La Cour apporte ä son regiement de procedure les 
adaptations rendues necessaires par l'adhesion. Le regle- 
ment de procedure ainsi adaple est soumis ä l'approba- 
tion unanime du Conseil. 

5. Pour le jugement des affaires en instance devant la 
Cour le 1 er janvier 1973 pour lesquelles la procedure 
orale a ete ouverte avant cette date, la Cour en seance 
pleniere ou les Chambres siegent dans la composition 
qu'elles avaient avant l'adhesion et appliquent le regle- 
ment de procedure tel qu'il etait en vigueur le 31 de- 
cembre 1972. 


Article 143 

Des l'adhesion, le Comite economique et social est 
complete par la nomination de cinquante et un membres 
representant les differentes categories de la vie 6cono- 
mique et sociale des nouveaux Etats membres. Le man¬ 
dat des membres ainsi nommes expire en meme temps 
que celui des membres qui sont en fonctions au moment 
de l'adhesion. 


Article 144 

Des l'adhesion, le Comite consultatif de la Commu- 
naute europeenne du diarbon et de l'acier est complete 
par la nomination de membres supplementaires. Le man¬ 
dat des membres ainsi nommes expire en meme temps 
que celui des membres qui sont en fonctions au moment 
de l'adhesion. 


Article 145 

Les membres du Comite scientifique et technique sont 
nommes, des l'adhesion, selon la procedure prevue ä 
l'article 134 du traite CEEA. Le Comite entre en fonc¬ 
tions le cinquieme jour suivant celui de la nomination 
de ses membres. Le mandat des membres qui sont en 
fonctions au moment de l'adhesion prend fin simultane- 
ment. 


Article 146 

Des l'adhesion, le Comite monetaire est complete par 
la nomination des membres representant les nouveaux 
Etats membres. Leur mandat expire en meme temps que 
celui des membres qui sont en fonctions au moment de 
l'adhesion. 


Article 147 

Les adaptations des Statuts et des reglements interieurs 
des comites institues par les traites originaires, rendues 
necessaires par l'adhesion, sont effectuees des que pos¬ 
sible apres l'adhesion. 


Article 148 

1. Pour les comites enumeres ä l'annexe VIII, le man¬ 
dat des nouveaux membres expire en meme temps que 
celui des membres qui sont en fonctions au moment de 
l'adhesion. 

2. Les comites enumeres ä l'annexe IX sont integrale- 
ment renouveles lors de l'adhesion. 
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Titel II 

Anwendbarkeit der Rechtsakte der Organe 
Artikel 149 

Die Richtlinien und Entsdieidungen im Sinne des Arti¬ 
kels 189 des EWG-Vertrags und des Artikels 161 des 
EAG-Vertrags sowie die Empfehlungen und Entscheidun¬ 
gen im Sinne des Artikels 14 des EGKS-Vertrags gelten 
vom Zeitpunkt des Beitritls an als an die neuen Mit¬ 
gliedstaaten gerichtet und diesen notifiziert, soweit diese 
Richtlinien, Empfehlungen und Entscheidungen allen ur¬ 
sprünglichen Mitgliedstaaten notifiziert wurden. 


Artikel 150 

Die Anwendung der in der Liste des Anhangs X auf¬ 
geführten Rechtsakte wird in den neuen Mitgliedstaaten 
bis zu den in dieser Liste vorgesehenen Zeitpunkten 
aufgeschoben. 


Artikel 151 

1. Bis zum 1. Februar 1973 wird aufgeschoben 

a) die Anwendung der Gemeinschaftsregelung für die 
Erzeugung und Vermarktung von landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen und für den Handel mit bestimmten, 
unter eine Sonderregelung fallenden landwirtschaft¬ 
lichen Verarbeitungserzeugnissen auf die neuen Mit¬ 
gliedstaaten ; 

b) die Anwendung der durch diese Akte vorgenomme¬ 
nen Änderungen dieser Regelung, einschließlich der 
sich aus Artikel 153 ergebenden Änderungen, auf die 
Gemeinsdiaft in ihrer ursprünglichen Zusammenset¬ 
zung. 

2. Absatz 1 findet auf die in Teil II Buchstabe A des 
Anhangs I zu Artikel 29 aufgeführten Anpassungen 
keine Anwendung. 

3. Bis zum 31. Januar 1973 ist die vor dem Beitritt an¬ 
gewandte Regelung im Handel zwischen einem neuen 
Mitgliedstaat einerseits und der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung, den anderen neuen 
Mitgliedstaaten oder dritten Ländern andererseits an¬ 
wendbar. 


Artikel 152 

Sofern in der Liste des Anhangs XI oder in anderen 
Bestimmungen dieser Akte nicht eine Frist vorgesehen 
ist, setzen die neuen Mitgliedstaaten die erforderlichen 
Maßnahmen in Kraft, um den Richtlinien und Entschei¬ 
dungen im Sinne des Artikels 189 des EWG-Vertrags und 
des Artikels 161 des EAG-Vertrags sowie den Empfeh¬ 
lungen und Entscheidungen im Sinne des Artikels 14 des 
EGKS-Vertrags vom Beitritt an nachzukommen. 


Artikel 153 

1. Die nicht in dieser Akte oder ihren Anhängen ent¬ 
haltenen Anpassungen der Rechtsakte der Organe der 
Gemeinschaften, die von den Oiganen vor dem Beitritt 
nach dem in Absatz 2 vorgesehenen Verfahren vorge- 
no.nmen wurden, um die Rechtsakte mit den Bestim¬ 
mungen dieser Akte, insbesondere im Vierten Teil, in 
Einklang zu bringen, treten mit dem Beitritt in Kraft. 



Nr. 62 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 11. Oktober 1972 


1235 


Title II 

Applicability of the Acts 
of the Institutions 

A r t i c 1 e 149 

From accession, the new Member States shall be con- 
sidered as being addressees of and as having received 
notification of directives and decisions within the mean- 
ing of Articie 189 of the EEC Treaty and of Article 161 
of the Euratom Treaty, and of recommendations and 
decisions within the meaning of Article 14 of the ECSC 
Treaty, provided that those directives, recommendations 
and decisions have been notified to all the original Mem¬ 
ber States. 


Article 150 

The application in each new Member State of the acts 
listed in Annex X to this Act shall be deferred until the 
dates specified in that list. 


Article 151 

1. The following shall be deferred until 1 February 
1973: 

(a) the application to the new Member States of the 
Community rules established for production of and 
trade in agricultural products and for trade in certain 
goods processed from agricultural products which are 
the subject of special arrangements; 

(b) the application to the Community as originally con- 
stituted of the amendments made to these rules by 
this Act, including those arising from Article 153. 

2. Paragraph 1 shall not apply to the adaptations 
referred to in Part II, point A, of Annex I, referred to 
in Article 29 of this Act. 

3. Until 31 January 1973, the arrangements applicable 
to trade betv/een, on the one hand, a new Member State 
and, on the oiher hand, the Community as originally 
constituted, the other new Member States or third 
countries shall be those applied before accession. 


Article 152 

The new Member States shall put into effect the 
measures necessary for them to comply from the date 
of accession with the provisions of directives and deci¬ 
sions within the meaning of Article 189 of the EEC 
Treaty and of Article 161 of the Euratom Treaty, and 
with recommendations and decisions within the meaning 
of Article 14 of the ECSC Treaty, unless a time limit 
is provided for in the list in Annex XI or in any other 
provisions of this Act. 


Article 153 

1. Adaptations to the acts of the institutions of the 
Communities not included in this Act or its Annexes, 
made by the institutions before accession in accordance 
with the procedure in paragraph 2 to bring those acts 
into line with the provisions of this Act, in particular 
those of Part Four, shall enter into force on accession. 


Titre II 

Applicabilite des actes des institutions 

Article 149 

Des l'adhesion, les nouveaux Etats membres sont con- 
sideres comme etant destinataires et ayant recu notifica¬ 
tion des directives et des decisions, au sens de l'article 
189 du traite CEE et de l'article 161 du traite CEEA, ainsi 
que des recommandations et des decisions au sens de 
l'article 14 du traite CECA, pour autant que ces direc¬ 
tives, recommandations et decisions aient ete notifiees 
ä tous les Etats membres originaires. 


Article 150 

L'application dans chaque nouvel Etat membre des 
actes figurant dans la liste en annexe X du present acte 
est differee jusqu’aux dates prevues dans cette liste. 


Article 151 

1. Sont differees jusqu'au 1 er fevrier 1973: 

a) l'application aux nouveaux Etats membres de la regle- 
mentation communautaire instauree pour la produc¬ 
tion et le commerce des produits agricoles et pour 
les edianges de certaines marchandises resultant de 
la transformation de produits agricoles faisant l'objet 
d'un regime special; 

b) l'application a la Communaute dans sa composition 
originaire des modifications apportees ä cette regle- 
mentation par le present acte, y compris celles resul¬ 
tant de l'article 153. 

2. Les dispositions du paragraphe 1 ne s'appliquent pas 
aux adaptations visees ä la partie II point A de l'an- 
nexe I, visee ä l'article 29 du present acte. 

3. Jusqu'au 31 janvier 1973, le regime applicable aux 
edianges entre un nouvel Etat membre, d une part, et 
la Communaute dans sa composition originaire, les au- 
tres nouveaux Etats membres ou les pays tiers, d'autre 
part, est celui qui etait d'application avant l'adhesion. 


Article 152 

Les nouveaux Etats membres mettent en vigueur les 
mesures qui leur sont necessaires pour se conformer des 
l'adhesion aux dispositions des directives et des deci¬ 
sions, au sens de l'article 189 du traite CEE et de l'ar- 
ticle 161 du traite CEEA, ainsi que des recommandations 
et des decisions au sens de l'article 14 du traite CECA, 
ä moins qu'un delai ne soit prevu dans la liste figurant 
ä l'annexe XI ou dans d’autres dispositions du present 
acte. 


Article 153 

1. Les adaptations des actes des institutions des Com- 
munautes non contenues dans le present acte ou ses 
annexes et effectuees par les institutions, avant l'adhe- 
sion, selon la procedure prevue au paragraphe 2, pour 
mettre ces actes en concordance avec les dispositions 
du present acte, notamment celles figurant dans sa 
quatrieme partie, entrent en vigueur des l'adhesion. 
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2. Der Rat oder die Kommission, je nachdem, welches 
Organ die ursprünglichen Rechtsakte erlassen hat, legt 
zu diesem Zweck die erforderlichen Texte fest; der Rat 
beschließt dabei mit qualifizierter Mehrheit auf Vor¬ 
schlag der Kommission. 

Artikel 154 

Abweichend von Artikel 3 Absatz 3 finden die im 
Rahmen der Anwendung der Artikel 92 bis 94 des EWG- 
Vertrags ausgearbeiteten und in der Mitteilung der Kom¬ 
mission vom 23. Juni 1971 sowie in der Entschließung 
der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der 
Mitgliedstaaten vom 20. Oktober 1971 enthaltenen Grund¬ 
sätze betreffend die allgemeinen Beihilferegelungen mit 
regionaler Zielsetzung spätestens ab 1. Juli 1973 auf die 
neuen Mitgliedstaaten Anwendung. 

Diese Texte werden ergänzt, um der neuen Situation 
in der Gemeinschaft nach dem Beitritt Rechnung zu tra¬ 
gen, damit sich alle Mitgliedstaaten in bezug auf diese 
Texte in derselben Lage befinden. 


Artikel 155 

Die vor dem Beitritt erlassenen Rechtsakte der Organe 
der Gemeinschaften in den vom Rat oder von der Kom¬ 
mission in dänischer, englischer und norwegischer Spra¬ 
che abgefaßten Wortlauten sind vom Beitritt an unter 
den gleichen Bedingungen wie die Wortlaute in den 
vier ursprünglichen Sprachen verbindlich. Sie werden im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffent¬ 
licht, soweit die Wortlaute in den ursprünglichen Spra¬ 
chen dort veröffentlicht worden sind. 

Artikel 156 

Die zum Zeitpunkt des Beitritts bestehenden Verein¬ 
barungen, Beschlüsse und verabredeten Praktiken, die 
aufgrund des Beitritts in den Anwendungsbereich des 
Artikels 65 des EGKS-Vertrags fallen, sind der Kommis¬ 
sion binnen drei Monaten nach dem Beitritt mitzuteilen. 
Nur die mitgeteilten Vereinbarungen und Beschlüsse 
bleiben bis zur Entscheidung der Kommission vorläufig 
wirksam. 


Artikel 157 

Die neuen Mitgliedstaaten teilen der Kommission nach 
Artikel 33 des EAG-Vertrags binnen drei Monaten nach 
dem Beitritt die Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
mit, die in ihrem Hoheitsgebiet den Gesundheitsschutz 
der Bevölkerung und der Arbeitskräfte gegen die Ge¬ 
fahren ionisierender Strahlungen sicherstellen sollen. 


Titel III 

Sdilußbestimmungen 
Artikel 158 

Die beigefügten Anhänge I bis XI, die Protokolle 
Nrn. 1 bis 30 und der beigefügte Briefwechsel betreffend 
Währungsfragen sind Bestandteil dieser Akte. 

Artikel 159 

Die Regierung der Französischen Republik übermittelt 
den Regierungen des Königreichs Dänemark, Irlands, 
des Königreichs Norwegen und des Vereinigten König¬ 
reichs Großbritannien und Nordirland je eine beglau¬ 
bigte Abschrilt des Vertrags über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der 
Verträge, duich die er geändert wurde. 
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2. The Council, acting by a qualified majority on a 
proposal from the Commission, or the Commission, ac- 
cording to which of these two institutions adopted the 
original act, shall to this end draw up the necessary 
texts. 

A r t i c 1 e 154 

Notwithstanding Article 3 (3), the principles concerning 
the general arrangements for regional aid, elaborated 
within the framework of the application of Articles 92 
to 94 of the EEC Treaty and contained in the communica- 
tion of the Commission of 23 June 1971 and also in the 
resolution of the Representatives of the Governments of 
the Member States, meeting in Council, of 20 October 
1971, shall apply to the new Member States on 1 July 1973 
at the latest. 

These texts will be supplemented to take account of 
the new Situation of the Community after accession, so 
that all the Member States are in the same Situation 
in regard to them. 

Article 155 

The texts of the acts of the institutions of the Com- 
munities adopted before accession and drawn up by the 
Council or the Commission in the Danish, English and 
Norwegian languages shall, from the date of accession, 
be authentic under the same conditions as the texts 
drawn up in the four original languages. They shall be 
published in the Official Journal of the European Com- 
munities if the texts in the original languages were so 
published. 

Article 156 

Agreements, decisions and concerted practices in exist- 
ence at the time of accession which come within the 
scope of Article 65 of the ECSC Treaty by reason of 
accession must be notified to the Commission within 
three months of accession. Only agreements and deci¬ 
sions which have been notified shall remain provisionally 
in force until a decision has been taken by the Commis¬ 
sion. 

Article 157 

Provisions laid down by law, regulation or adminis¬ 
trative action designed to ensure the protection of the 
health of the workers and the general public in the 
territories of the new Member States against the dangers 
arising from ionizing radiations shall, in accordance with 
Article 33 of the Euratom Treaty, be communicated by 
those States to the Commission within three months of 
accession. 

Title III 

Final Provisions 

Article 158 

Annexes I to XI, Protocols Nos 1 to 30 and the 
Exchange of Letters on Monetary Questions, which are 
attached to this Act, shall form an integral part thereof. 

Article 159 

The Government of the French Republic shall transmit 
a certified copy of the Treaty establishing the European 
Coal and Steel Community and the Treaties amending 
that Treaty to the Governments of the Kingdom of Den- 
niark, Ireland, the Kingdom of Norway and the United 
Kingdom of Great Britain and Northern Ireland. 


2. Le Conseil, statuant ä la majorite qualifiee sur pro- 
position de la Commission, ou la Commission, selon 
que les actes initiaux ont ete adoptes par l'une ou 
l’autre de ces deux institutions, etablit ä cette fin les 
textes necessaires. 

Article 154 

Par derogation ä l'article 3 paragraphe 3, les principes 
concernant les regimes generaux d'aides ä finalste regio¬ 
nale, elabores dans le cadre de l'application des arti¬ 
cles 92 a 94 du traite CEE, et contenus dans la commu- 
nication de la Commission du 23 juin 1971 ainsi que 
dans la resolution des representants des gouvernements 
des Etats membres, reunis au sein du Conseil, du 20 oc- 
tobre 1971 s’appliquent aux nouveaux Etats membres au 
plus tard le ler juillet 1973. 

Ces textes seront completes pour tenir compte de la 
nouvelle Situation de la Communaute apres l'adhesion, 
afin que tous les Etats membres se trouvent dans la meme 
Situation ä leur egard. 

Article 155 

Les textes des actes des institutions des Communau- 
tes adoptes avant l'adhesion et qui ont ete etablis par 
le Conseil ou la Commission en langue anglaise, en 
langue danoise et en langue norvegienne font foi, des 
l'adhesion, dans les memes conditions que les textes 
etablis dans les quatre langues originaires. 11s sont 
publies dans le Journal officiel des Communautes euro- 
peennes dans les cas oü les textes dans les langues ori¬ 
ginaires ont fail l'objet d une teile publication. 

Article 156 

Les accords, decisions et pratiques concertees existant 
au moment de l’adhesion et qui entrent dans le champ 
d'application de l'article 65 du traite CECA du fait de 
l'adhesion, doivent etre notifies ä la Commission dans 
un delai qui ne peut pas depasser trois mois apres l'ad¬ 
hesion. Seuls les accords et decisions notifies restent 
provisoirement en vigueur jusqu'ä la decision de la 
Commission. 

Article 157 

Les dispositions legislatives, reglementaires et adminis¬ 
tratives destinees ä assurer, sur le territoire des nou¬ 
veaux Etats membres, la protection sanitaire des popu- 
lations et des travailleurs contre les dangers resultant 
des radiations ionisantes sont, conformement ä l’ar- 
ticle 33 du traite CEEA, communiquees par ces Etats ä 
la Commission, dans un delai de trois mois ä compter 
de l'adhesion. 

Titre III 

Dispositions finales 

Article 158 

Les annexes 1 ä XI, les protocoles n° 1 a 30 et 
l'ediange de lellres concernant les questions monetaires 
joints au present acte en font partie integrante. 

Article 159 

Le gouvernement de la Republique francaise remet 
aux gouvernements du Royaume de Dänemark, de l'Ir- 
lande, du Royaume de Norvege et du Royaunre-Uni de 
Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord, une copie certi- 
fiee conforme du traite instituant la Communaute euro- 
peenne du charbon et de l'acier et des traites qui l'ont 
modifie. 
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Artikel 160 

Die Regierung der Italienischen Republik übermittelt 
den Regierungen des Königreichs Dänemark, Irlands, 
des Königreichs Norwegen und des Vereinigten König¬ 
reichs Großbritannien und Nordirland je eine beglaubigte 
Abschrift des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft und der Verträge, durch 
die sie geändert oder ergänzt wurden, in deutscher, 
französischer, italienisdier und niederländischer Sprache. 

Die in dänischer, englischer, irischer und norwegischer 
Sprache abgefaßten Texte des Vertrags zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und des Ver¬ 
trags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft 
sowie der Verträge, durch die sie geändert oder ergänzt 
wurden, sind dieser Akte beigefügt. Diese Texte sind 
gleichermaßen verbindlich wie die ursprünglichen Texte 
der genannten Verträge. 


Artikel 161 

Eine beglaubigte Abschrift der im Archiv des General¬ 
sekretariats des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
hinterlegten internationalen Übereinkünfte wird den Re¬ 
gierungen der neuen Mitgliedstaaten vom Generalsekre¬ 
tär übermittelt. 
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A r t i c 1 e 160 

The Government of the Italian Republic shall transmit 
a certified copy of the Treaty establishing the European 
Economic Community, the Treaty establishing the Euro¬ 
pean Atomic Energy Community and the Treaties amend- 
ing or supplementing them in the Dutch, French, German 
and Itaiian languages to the Governments of the King¬ 
dom of Denmark, Ireland, the Kingdom of Norway and 
the United Kingdom of Great Britain and Northern 
Ireland. 

The texts of the Treaty establishing the European 
Economic Communtiy and the Treaty establishing the 
European Atomic Energy Community, and the Treaties 
amending or supplementing them, drawn up in the 
Danish, English, Irish and Norwegian languages, shall be 
annexed to this Act. These texts shall be authentic under 
the same conditions as the original texts of the Treaties 
referred to above. 


A r t i c 1 e 161 

A certified copy of the international agreements de- 
posited in the archives of the Secretariat of the Council 
of the European Communities shall be transmitted to the 
Governments of the new Member States by the Secre- 
tary-General. 


A r t i c 1 e 160 

Le gouvernement de la Republique italienne remet 
aux gouvernements du Royaume de Dänemark, de l'Ir- 
lande, du Royaume de Norvege et du Royaume-Uni de 
Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord, une copie certi- 
fiee conforme du traite instituant la Communaute econo- 
mique europeenne, du traite instituant la Communaute 
europeenne de l'energie atomique et des traites qui les 
ont modifies ou completes en langue alleinande, en lan- 
gue franqaise, en langue italienne et en langue neer- 
landaise. 

Les textes du traite instituant la Communaute econo- 
mique europeenne et du traite instituant la Communaute 
europeenne de l'energie atomique ainsi que des traites 
qui les ont modifies ou completes, etablis en langue 
anglaise, en langue danoise, en langue irlandaise et en 
langue norvegienne sont annexes au present acte. Ces 
textes font foi dans les memes conditions que les textes 
originaux des traites vises ci-dessus. 


A r t i c1e 161 

Une copie certifiee conforme des accords internatio- 
naux deposes dans les archives du secretariat general 
du Conseil des Communautes europeennes est remise 
aux gouvernements des nouveaux Etats membres par 
les soins du secretaire general. 
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Anhang I 

Liste zu Artikel 29 der Beitrittsakte 




I. Zollrecht 

1. Verordnung (EWG) Nr. 802/68 des Rates vom 27. Juni 
1968 

ABI. Nr. L 148/1 vom 28. Juni 1968 

In Artikel 14 Absatz 2 wird das Wort „zwölf“ durch 
das Wort „dreiundvierzig" ersetzt. 

2. Verordnung (EWG) Nr. 803/68 des Rates vom 27. Juni 
1968 

ABI. Nr. L 148/6 vom 28. Juni 1968 
Artikel 6 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Für Waren, die nach dem Verbringen in das Ge¬ 
biet eines Mitgliedstaates durdi das Gebiet eines 
dritten Landes oder auf dem Seeweg nach Beför¬ 
derung durch das Hoheitsgebiet eines Mitglied¬ 
staates zum Bestimmungsort in einem anderen 
Mitgliedstaat befördert werden, wird der maß¬ 
gebende Ort des Verbringens in die Gemeinschaft 
nach dem Verfahren des Artikels 17 festgesetzt." 

Artikel 6 Absatz 3 Unterabsatz 1 erhält folgende Fas¬ 
sung: 

„3. Für Waren, die nach dem Verbringen in das Zoll¬ 
gebiet der Gemeinschaft unmittelbar zwischen 
einem der französischen überseeischen Departe¬ 
ments oder Grönland und einem anderen Teil des 
Zollgebiets der Gemeinschaft befördert werden, 
ist Ort des Verbringens der in den Absätzen 1 
und 2 vorgesehene Ort in dem Teil des Zoll¬ 
gebiets der Gemeinschaft, aus dem die Waren her- 
kommen, sofern sie dort entladen oder umgeladen 
worden sind und dies von der Zollstelle beschei¬ 
nigt ist.“ 

In Artikel 17 Absatz 2 wird das Wort „zwölf" durch 
das Wort „dreiundvierzig'' ersetzt. 

3. Verordnung (EWG) Nr. 950/68 des Rates vom 28. Juni 
1968 

ABI. Nr. L 172/1 vom 22. Juli 1968 

Buchstabe C Nummer 3 des Titels I des Teils I des 
Anhangs erhält folgende Fassung: 

„Die Rechnungseinheit (RE), die bei bestimmten 
spezifischen Zollsätzen verwendet wird oder die als 
Merkmal zur Abgrenzung bestimmter Tarifnummern 
oder Tarifstellen dient, hat einen Wert von 
0,88867088 g Feingold. Für die Umrechnung in belgi¬ 
sche Franken, dänische Kronen, Deutsche Mark, fran¬ 
zösische Franken, irische Pfund, italienische Lire, lu¬ 
xemburgische Franken, niederländische Gulden, nor¬ 
wegische Kronen oder Pfund Sterling gilt der Kurs, 
welcher der Währungsparität entspricht, die beim 
Internationalen Währungsfonds angemeldet und von 
diesem anerkannt worden ist.“ 

4. Verordnung (EWG) Nr. 1496/68 des Rates vom 27. 
September 1968 

ABI. Nr. L 238/1 vom 28. September 1968 
Artikel 1 erhält folgende Fassung: 

„Das Zollgebiet der Gemeinschaft umfaßt die folgen¬ 
den Gebiete: 

-— das Gebiet des Königreichs Belgien; 

— das Gebiet des Königreichs Dänemark mit Aus¬ 
nahme der Färöer; 


— die deutschen Gebiete, in denen der Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein¬ 
schaft gilt, mit Ausnahme der Insel Helgoland so¬ 
wie des Gebietes von Büsingen (Vertrag vom 
23. November 1964 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidgenos¬ 
senschaft) ; 

— das Gebiet der Französischen Republik mit Aus¬ 
nahme der überseeischen Gebiete; 

— das Gebiet Irlands; 

— das Gebiet der Italienischen Republik mit Aus¬ 
nahme der Gemeinden Livigno und Campione 
d'Italia sowie des zum italienischen Hoheitsgebiet 
gehörenden Teils des Luganer Sees zwischen dem 
Ufer und der politischen Grenze der zwischen 
Ponte Tresa und Porto Ceresio gelegenen Zone; 

— das Gebiet des Großherzogtums Luxemburg; 

— das Gebiet des Königreichs der Niederlande in 
Europa; 

— Das Gebiet des Königreichs Norwegen mit Aus¬ 
nahme der Inseln — außer Jan Mayen —, die sich 
nicht in dem Gebiet zwischen seiner Festlandküste 
und der Grenze seiner Hoheitsgewässer befinden; 

— das Gebiet des Vereinigten Königreichs Groß¬ 
britannien und Nordirland sowie die Kanalinseln 
und die Insel Man." 

5. Verordnung (EWG) Nr. 1769/68 der Kommission vom 
6. November 1968 

ABI. Nr. L 285/1 vom 25. November 1968 

In der Anlage erhält Nummer 3 Absatz 1 der Vor¬ 
bemerkungen folgende Fassung: 

„Für die französischen überseeischen Departements 
(Guadeloupe, Guayana, Martinique, Reunion) sowie 
Grönland, deren Flughäfen die Liste nicht enthält, 
sind die nachstehenden Vorschriften anzuwenden: 

a) Werden Waren aus Drittländern direkt in diese 
Gebiete befördert, so sind die gesamten Kosten 
der Beförderung auf dem Luftweg bis zu diesen 
Flughäfen in den Zoilwert einzubeziehen. 

b) Werden Waren aus Drittländern in den europäi¬ 
schen Teil der Gemeinschaft befördert und in 
einem dieser Gebiete entladen oder umgeladen, so 
sind die Kosten der Beförderung auf dem Luftweg 
in den Zollwert einzubeziehen, die entstanden 
wären, wenn die Waren nur bis zum Ent- oder 
Umladehafen befördert worden wären. 

c) Werden Waren aus Drittländern in diese Gebiete 
befördert und auf einem Flughafen in dem euro¬ 
päischen Teil der Gemeinschaft entladen oder um¬ 
geladen, so sind die Kosten der Beförderung auf 
dem Luftweg in den Zollwert einzubeziehen, die 
sich unter Anwendung der Prozentsätze der nach¬ 
stehenden Liste auf die Kosten ergeben, die für 
die Beförderung der Waren vom Abflughafen bis 
zu dem Flughafen, auf dem die Waren entladen 
oder umgeladen werden, entstanden wären." 

6. Verordnung (EWG) Nr. 97/69 des Rates vom 16. Ja¬ 
nuar 1969 

ABI. Nr. L 14/1 vom 21. Januar 1969 

In Artikel 3 Absatz 2 wird das Wort „zwölf“ durdi 
das Wort „dreiundvierzig" ersetzt. 
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7. Verordnung (EWG) Nr. 542/69 des Rates vom 18. 
März 1969 

ABI. Nr. L 77/1 vom 29. März 1969 

Artikel 11 Buchstabe d erhält folgende Fassung. 

„d) die „Grenzübergangsstelle": 

■— die Eingangszollstelle, die in einem Mitglied¬ 
staat liegt, der nicht der Abgangsmitgliedstaat 
ist, 

— sowie die Ausgangszollstelle aus der Gemein¬ 
schaft, wenn im Verlauf eines gemeinschaft¬ 
lichen Versandverfahrens die Sendung das 
Gebiet der Gemeinschaft über eine Grenze 
zwischen einem Mitgliedstaat und einem Dritt¬ 
land verläßt". 

Artikel 11 Buchstabe g erhält folgende Fassung: 

„g) die „Binnengrenze": 

die gemeinsame Grenze zweier Mitgliedstaaten. 

Die Waren, die in einem Seehafen eines Mit¬ 
gliedstaates verladen und in einem Seehafen 
eines anderen Mitgliedstaates entladen werden, 
werden als Waren, die eine Binnengrenze über¬ 
schreiten, betrachtet, sofern die Verschiffung mit 
einem einzigen Frachtbrief erfolgt. 

Die Waren, die aus Drittländern auf dem See¬ 
weg eintreffen und in einem Seehafen eines Mit¬ 
gliedstaates umgeladen werden, um in einem See¬ 
hafen eines anderen Mitgliedstaates entladen zu 
werden, gelten nicht als Waren, die eine Binnen¬ 
grenze überschreiten.“ 

An Artikel 41 Absatz 2 wird folgender Absatz ange¬ 
fügt: 

„3. Absatz 1 gilt ebenfalls für die Waren, die eine 
Binnengrenze gemäß Artikel 11 Buchstabe g Ab¬ 
satz 2 überschreiten." 

Artikel 44 erhält folgende Fassung: 

„1. Abweichend von Artikel 4 kann auf Waren, die 
während der Beförderung eine Binnengrenze im 
Sinne des Artikels 11 Buchstabe g Absatz 2 über¬ 
schreiten, das gemeinschaftliche Versandverfah- 
ren nicht angewandt werden, bevor sie die ge¬ 
nannte Grenze überschreiten. 

2. Absatz 1 gilt nicht, 

— wenn die Waren gemeinschaftlichen Maßnah¬ 
men zur Überwachung ihrer Verwendung oder 
ihrer Bestimmung unterliegen 

oder 

— wenn die Beförderung in einem anderen Mit¬ 
gliedstaat als demjenigen, in dem der Entlade¬ 
hafen gelegen ist, endet, sofern die Weiter¬ 
beförderung von diesem Hafen nicht in An¬ 
wendung von Artikel 7 Absatz 2 Unterabsatz 2 
aufgrund des Rheinmanifestes erfolgen soll. 

3. Bei Waren, die vor dem überschreiten der Bin¬ 
nengrenze dem gemeinschaftlichen Versandver¬ 
fahren unterstellt worden sind, wird die Wirkung 
dieses Verfahrens während der Beförderung im 
Seeweg ausgesetzt. 

4. Für die Beförderung im Seeverkehr ist keine Si¬ 
cherheit zu leisten." 

In Artikel 47 werden nach den Worten .... aufgrund 
von Artikel 44" die folgenden Worte gestrichen: 
„Absatz 1 Unterabsatz 2“. 

In Artikel 58 Absatz 2 wird das Wort „zwölf" durch 
das Wort „dreiundvierzig" ersetzt. 

In Anhang A .wird der Kopf jedes Formblatts durch 
die Zeichen „EC" und „EF" ergänzt. 


In Anhang B wird der Kopf jedes Formblatts durch 
die Zeichen „EC" und „EF" ergänzt. 

In Anhang C wird der Kopf jedes Formblatts durch 
die Zeichen „EC" und „EF“ ergänzt. 

ln Anhang D wird der Kopf jedes Formblatts durch 
die Zeichen „EC" und „EF" ergänzt. 

ln Anhang E wird der Kopf jedes Formblatts durch 
die Zeichen „EC" und „EF" ergänzt. 

In Anhang F wird der Kopf des Musters I durch die 
Zeichen „EC“ und „EF" ergänzt. 

In Anhang F erhält Teil I Nummer 1 des Musters I 


folgende Fassung: 

„Der (die) Unterzeichnete . (1) 

mit Wohnsitz (Sitz) in . (2) 


leistet hiermit bei der Zollstelle der Bürgschaftslei¬ 
stung . 

bis zum Höchstbetrag von . 

selbstschuldnerische Bürgschaft gegenüber dem Kö¬ 
nigreich Belgien, dem Königreich Dänemark, der Bun¬ 
desrepublik Deutschland, der Französischen Republik, 
Irland, der Italienischen Republik, dem Großherzog¬ 
tum Luxemburg, dem Königreich der Niederlande, 
dem Königreich Norwegen und dem Vereinigten Kö¬ 
nigreich Großbritannien und Nordirland (3), für die 

Beträge, die der Hauptverpflichtete. (1) 

den genannten Mitgliedstaaten der Europäischen Ge¬ 
meinschaften auf Grund von Zuwiderhandlungen, die 
im Verlauf eines von ihm durchgeführten gemein¬ 
schaftlichen Versandverfahrens begangen worden 
sind, insgesamt an Zöllen, Steuern, Abschöpfungen 
und anderen Abgaben — mit Ausnahme von Geld¬ 
strafen oder Bußgeldern — schuldet oder schulden 
wird, und zwar bezüglich der Haupt- und Nebenver¬ 
bindlichkeiten, der Unkosten und der Zuschläge." 

In Anhang F wird der Kopf des Musters II durch die 
Zeichen „EC“ und „EF" ergänzt. 

In Anhang F erhält Teil I Nummer 1 des Musters II 


folgende Fassung: 

„Der (die) Unterzeichnete . (1) 

mit Wohnsitz (Sitz) in . (2) 


leistet hiermit bei der Abgangszollstelle . 

selbstschuldnerische Bürgschaft gegenüber dem Kö¬ 
nigreich Belgien, dem Königreich Dänemark, der Bun¬ 
desrepublik Deutschland, der Französischen Republik, 
Irland, der Italienischen Republik, dem Großherzog¬ 
tum Luxemburg, dem Königreich der Niederlande, 
dem Königreich Norwegen und dem Vereinigten Kö¬ 
nigreich Großbritannien und Nordirland (3), für die 

Beträge, die der Hauptverpflichtete . (1) 

den genannten Mitgliedstaaten der Europäischen Ge¬ 
meinschaften auf Grund von Zuwiderhandlungen, die 
im Verlauf eines von ihm mit den unten bezeichneten 

Waren von der Abgangszollstelle . 

zur Bestimmungszollstelle . 

durchgeführten gemeinschaftlichen Versandverfah¬ 
rens begangen worden sind, insgesamt an Zöllen, 
Steuern, Abschöpfungen und anderen Abgaben — mit 
Ausnahme von Geldstrafen oder Bußgeldern — schul¬ 
det oder schulden wird, und zwar bezüglich der 
Haupt- und Nebenverbindlichkeiten, der Unkosten 
und der Zuschläge." 

In Anhang G wird der Kopf des Formblatts durch die 
Zeichen „EC" und „EF" ergänzt. 

Auf Seite 1 des Formblatts in Anhang G werden nach 
den Worten „in den folgenden ... Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften gestattet:" vier zu¬ 
sätzliche punktierte Zeilen angefügt. 

In Anhang H wird das Muster des Aufklebezettels 
durch die Zeichen „EC" und „EF" ergänzt. 
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8. Verordnung (EWG) Nr. 582/69 der Kommission vom 

26. März 1969 

ABI. Nr. L 79/1 vom 31. März 1969 

In der Anlage wird der Kopf des Formblatts des 
„Ursprungszeugnisses“ und der Durchschrift wie folgt 
ergänzt: 

„EUROPEAN COMMUNITIES" 

„DE EUROPAEISKE FAELLESSKABER“ 

„DE EUROPEISKE FELLESKAP". 


9. Verordnung (EWG) Nr. 1062/69 der Kommission vom 6. Juni 1969 
ABI. Nr. L 141/31 vom 12. Juni 1969 

Im Anhang erhält der Wortlaut des Formblatts der „BESCHEINIGUNG", dessen Gestaltung von der 
Kommission festgelegt wird, folgende Fassung: 


CERTIFICAT/BESCHEINIGUNG/CERTIFICATO/CERTIFICAAT/CERTIFICATE/CERTIFIKAT/ 

BEVIS No.(.) 

Pour les preparations dites „Fondues" presentees en emballages immediats d'un contenu net inferieur ou egal ä 1 kg 
Für „Käsefondue" genannte Zubereitungen in unmittelbaren Umschließungen mit einem Gewicht des Inhalts von 1 kg 
oder weniger 

Per le preparazioni dette „Fondute" presentate in imballaggi immediati di un contenuto netto inferiore o uguale a 
1 kg 

Voor de preparaten „Fondues“ genaamd, in onmiddellijke verpakking, met een netto-inhoud van 1 kg of minder 
For preparations known as „Cheese Fondues" put up in immediate packings of a net capacity of 1 kg or less 
For tilberedte produkter betegnet „Oste-fondue" i eengangsemballage med et netto-indhold pä mindre end eller lig 
med 1 kg 

For säkalte „Oste-fondue"-tilberedninger i direkte emballasje, med et netto-innhold pä 1 kg eller mindre 

L'autoritä competente/Die zuständige Stelle/L'autoritä competente/De bevoegde autoriteit/The competent authority/ 
Vedkommende myndighed/Vedkommende myndighet: -.-..... 


certifie que Ie lot de 
bescheinigt, daß die Sendung von 
certifica die la partita di 
bevestigt dat de partij van 
certifies that the parcel of 
bekraefter, at sendingen pä 
bekrefter at varepartiet pä 


kilogrammes de produit, faisant l’objet de la facture no. du 
Kilogramm, für welche die Rechnung Nr. vom 

chilogrammi di prodotto, oggetto della fattura n. de! 

kilogram van het produkt, waarvoor factuur nr. van 

kilogrammes of product, covered by Invoice No. of 

kilogram af produktet, omhandlet i faklura nr. af 

kilo, med faktura nr. av 


delivree par/ausgestellt wurde durch/emessa da/afgegeven door/issued by/udstedt af/utstedt av: . 

pays d origine/Ursprungsland/paese d origine/land van oorsprong/country of origin/oprindelsesland/opprinnelsesland: 


pays de destination/Bestimmungsland/paese destinatario/land van bestemming/ country of destination/bestemmel- 
sesland/bestemmelsesland: . 


repond aux caracteristiques suivantes: 
folgende Merkmale aufweist: 
risponde alle seguenti caratterislidie: 
de volgende kenmerken vertoont: 
has the following characteristics: 
svarer til folgende karakteristika: 
har folgende kjennetegn: 
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Ce produit a une teneur en poids en matieres grasses provenant du lait egale ou superieure ä 12% et inferieure ä 
18 °/o. 

Diese Erzeugnis hat einen Gehalt an Milchfett von 12 oder mehr, jedoch weniger als 18 Gewichtshundertteilen. 

Tale prodotto ha un tenore in peso di materie grasse provenienti dal latte uguale o superiore a 12°/o e inferiore 
a 18 °/o. 

Dit produkt.heeft een gehalte aan van melk afkomstige vetstoffen gelijk aan of hoger dan 12 °/o, doch lager dan 18 °/o. 
This product has a milkfat content equal to or exceeding 12% and less than 18% by weight. 

Dette produkt har et vaegtindhold af maelkefedt pä mindst 12 og hnjst 18 procent. 

Dette produkt har et vektinnhold av melkefett pä 12% eller mer, men mindre enn 18%. 

II a eie obtenu ä partir de fromages dans la fabrication desquels ne sont entres d'autres fromages que l'Emmental 
ou le Gruyere. 

Es ist hergestellt aus Schmelzkäse, zu dessen Erzeugung keine anderen Käsesorten als Emmentaler oder Greyerzer 
verwendet wurden. 

E stato ottenuto con formaggi fusi per la cui fabbricazione sono stati utilizzati solamente Emmental o Gruviera. 

Het werd verkregen uit gesmolten kaas, waarin bij de fabricatie ervan geen andere kaassoorten dan Emmental en 
Gruyere werden verwerkt. 

It is prepared wilh processed dieeses made exclusively from Emmental or Gruyere cheese. 

Fremstillet af smelteost, ved hvis fabrikation der ikke er anvendt andre ostesorter end Emmentaler eller Gruyere. 
Det er fremstilt av smelteost i hvis produksjon ikke er inngätt andre ostesorter enn Emmentaler eller Gruyere. 

avec adjonction de vin blanc, deau-de-vie de cerises (kirsch), de fecule et d'epices. 

mit Zusätzen von Weißwein, Kirschwasser, Stärke und Gewürzen. 

con l aggiunta di vino bianco, acquavite di ciliege (kirsch), fecola e spezie. 

met toevoeging van Witte wijn, brandewijn van kersen (kirsch), zetmeel en specerijen. 

wit added white wine, kirsch, starch and spices. 

met tilsaetning af hvidvin, kirsebaerbraendevin (kirsch), sti velse og krydderier. 
tilsatt hvitvin, kirsebaerbrennevin (kirsch), plantestivelse og krydder. 

Les fromages Emmental ou Gruyäre ulilisäs dans sa fabrication ont ete fabriques dans le pays exportateur. 

Die zu seiner Herstellung verwendeten Käsesorten Emmentaler oder Greyerzer sind im Ausfuhrland erzeugt worden. 
I formaggi Emmental o Gruviera utilizzati per la sua fabbricazione sono stati fabbricati nel paese esportatore. 

De voor de bereiding ervan verwerkte Gruyere en Emmentaler kaassoorten werden in het uitvoerland bereid. 

The Emmental and Gruyere cheeses used in its manufacture were made in the expoiting country. 

De ved fabrikationen anvendte Emmentaler- eller Gruyere-oste er fremstillet i eksportlandet. 

Ostesortene Emmentaler eller Gruyere som er brukt i produktets fremstilling, er fremstilt i eksportlandet. 

Lieu et date demission: 

Ausstellungsort und -datum: 

Luogo e data d'emissione: 

Plaats en datum van afgifte: 

Place and date of issue: 

Sted og dato for udstedelsen: 

Sted og dato for utstedelsen: 


Cachet de l organisme emetteur: 
Stempel der ausstellenden Stelle: 
Timbro dell' organisino emittente: 
Stempel van het met de afgifte 
belaste bureau: 

Stamp of issuing body: 

Den udstedende myndigheds 
Stempel: 

Den utstedende instans' Stempel: 


Signature(s): 

Unterschrift(en): 

Firma(e): 

Handtekening(en): 
Signature(s): 
Underskrift(er): 
Underskrift(er): 
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10. Verordnung (EWG) Nr. 1617/69 der Kommission vom 
31. Juli 1969 

ABI. Nr. L 212/1 vom 25. August 1969 

Im Anhang wird der Kopf des Formblatts durch die 
Zeichen „EC" und „EF“ ergänzt. 

11. Verordnung (EWG) Nr. 2311/69 der Kommission vom 
19. November 1969 

ABI. Nr. L 295/1 vom 24. November 1969 

In Anhang I wird der Kopf des Formblatts durch die 
Zeichen „EC* und „EF" ergänzt. 

Punkt I Nummer 1 des in Anhang I enthaltenen 
Musters erhält folgende Fassung: 


„1. Der (die) Unterzeichnete . (1) 

mit Wohnsitz (Sitz) in ... (2) 


leistet hiermit bei der Zollstelle der Bürgschafts¬ 
leistung . 

selbstschuldnerische Bürgschaft gegenüber dem 
Königreich Belgien, dem Königreich Dänemark, 
der Bundesrepublik Deutschland, der Französi¬ 
schen Republik, Irland, der Italienischen Repu¬ 
blik, dem Großherzogtum Luxemburg, dem Kö¬ 
nigreich der Niederlande, dem Königreich Nor¬ 
wegen und dem Vereinigten Königreich Groß¬ 
britannien und Nordirland für die Beiträge, die 
ein Hauptverpflichteter den genannten Mitglied¬ 
staaten der Europäischen Gemeinschaften auf 
Grund von Zuwiderhandlungen, die im Verlaufe 
von gemeinschaftlichen Versandverfahren began¬ 
gen worden sind, für die der (die) Unterzeichnete 
durch Ausstellung eines Sicherheitstitels eine 
Bürgschaft übernommen hat, insgesamt an Zöllen, 
Steuern, Abschöpfungen und anderen Abgaben 
— mit Ausnahme von Geldstrafen oder Buß¬ 
geldern — schulden wird, und zwar bezüglich der 
Haupt- und Nebenverbindlichkeiten, der Unko¬ 
sten und der Zuschläge — bis zu einem Höchst¬ 
betrag von 5000 Rechnungseinheiten je Sicher¬ 
heitstitel." 

Die Aufstellung unter Punkt I Nummer 4 des glei¬ 
chen Musters wird durch vier punktierte Zeilen er¬ 
gänzt, die wie folgt numeriert werden: 6., 7., 8., 9, 

In Anhang II wird der Kopf des Formblatts durch 
die Zeichen „EC" und „EF" ergänzt. 


12. Verordnung (EWG) Nr. 2312/69 der Kommission vom 
19. November 1969 

ABI. Nr. L 295/6 vom 24. November 1969 

Im Anhang wird der Kopf des Formblatts durch die 
Zeichen „EC" und „EF" ergänzt. 

Der Kopf des gleichen Formblatts wird durch fol¬ 
gende Worte ergänzt: 

„RECEIPT* 

„ANKOMSTBEVIS" 

„FREMKOMSTBEV1S" 


13. Verordnung (EWG) Nr. 2313/69 der Kommission vom 
19. November 1969 

ABI. Nr. L 295/8 vom 24. November 1969 

In Artikel 5 Absatz 3 sind nach den Worten „Aditeraf 
afgegeven" folgende Vermerke einzufügen: 

„ISSUED RETROACT1VELY “ 

„UDSTEDT EFTERF0LGENDE" 

„UTSTEDT A POSTERIORI" 

Im Anhang wird der Kopf des Formblatts durch die 
Zeichen „EC" und „EF" ergänzt. 

14. Verordnung (EWG) Nr. 2314/69 der Kommission vom 
19. November 1969 

ABI. Nr. L 295/13 vom 24. November 1969 

Im Anhang wird der Kopf des Formblatts durch die 
Zeichen „EC" und „EF" ergänzt. 

Im Kopf des gleichen Formulars werden folgende 
Worte hinzugefügt: 

„TRANSIT ADVICE NOTE" 

„GRAENSEOVERGANGSATTEST" 

„GRENSEPASSERINGSBEVIS" 

15. Verordnung (EWG) Nr. 2315/69 der Kommission vom 
19. November 1969 

ABI. Nr. L 295/14 vom 24. November 1969 

Im Anhang wird der Kopf des Formblatts durch die 
Zeichen „EC“ und „EF" ergänzt. 
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16. Verordnung (BWG) Nr. 2552/69 der Kommission vom 
17. Dezember 1969 

ABI. Nr. L 320/19 vom 20. Dezember 1969 

In Anhang I erhält das Formblatt „Echtheitszeugnis“, 
dessen Gestaltung von der Kommission festgelegt 
wird, folgende Fassung: 


ANNEX I — ANNEXE I — ANHANG I — ALLEGATO I — BIJLAGE 1 — BILAG I — VEDLEGG I 


(Front — recto — Vorderseite — 

Certificate of Certificat Editheits- Certificato di 

authenticity dauthenticite Zeugnis autenticitä 

No. 

Consignor (Name and address) . 

Expediteur (Nom et adresse). 

Absender (Name und Adresse) . 

Speditore (Cognome e indirizzo).... 

Atzender (Naam en adres) .. 

Afsender (Navn og adresse) .. 

Sender (Navn og adresse) . 

Consignee (Name and address) . 

Destinataire (Nom et adresse) . 

Empfänger (Name und Adresse) . 

Destinatario (Cognome e indirizzo) .. 

Ontbieder (Naam en adres) . 

Modtager (Navn og adresse). 

Mottaker (Navn og adresse) .. 


recto — recto — forside — forside) 

Certificaat van Ägtheds- Ekthets- BOURBON 

echtheid certihkat bevis WHISKY 

Shipped by S/S — by air. 

Expedie par bateau — par avion . 

Verschifft durch M/S — versandt durch Flugzeug . 

Spedito per nave — con aeroplano . 

Verscheept per schip — verzonden per vliegtuig . 

Forsendelsesmäde, skib/fly . 

Sendt med bat — med fly . 

Clearance note No. 

Dedouanement No. 

Zollurkunde Nr. 

Bolletta doganale n. 

Uitvoerdocument nr. 

Tolddokument nr. 

Tolldokument nr. 


Number of packages 

Nombre des colis 

Anzahl der Packstüdce 

Numero dei colli 

Aantal colli 

Antal kolli 

Antall kolli 

Serial numbers & marks 
Marques & numeros 
Zeichen & Nummern 

Marche e numeri 

Merken en nummers 
Maerker og numre 
Merker og nummer 

Quantity — nombre 
Anzahl — Quantität 

Aantal — Antal 

Antall 

Weight — Poids 
Gewicht — Peso 
Gewicht — Vaegt 
Vekt 

Quantity 
(Litres) 
Quantity 
(Litres) 
Menge (Liter) 
Quantitä (Litri) 
Hoeveelheid 
(Liters) 

Kvantum (liter) 
Mengde (liter) 

Observations 

Observati«»ns 

Bemerkungen 

Osservazioni 

Opmerkingcn 

Bemaerkninger 

Merknader 

Casks 

Füts 

Fässer 

Fusti 

Fusten 

Fade 

Fat 

Bottles 

Boutcilles 

Flaschen 

Bottigtie 

Fl essen 
Flasker 
Flaskei 

gross 

brut 

brutto 

lordo 

bruto 

brutio 

brutto 

net 

not 

netto 

netto 

netto 

netto 

nelto 










(back — verso — Rückseite — verso — verso — bagside — bakside) 

The Internal Revenue Service certifies that the above whisky was distilled in the United States at not exceeding 160° 
proof (80° Gay-Lussac) from a fermented mash of grain of whidi not less than 51 °/o was corn grain (maize )and aged 
for not less than two years in charred new oak Containers. 

L'Internal Revenue Service certifie que le whisky Bourbon decrit ci-dessus a ete obtenu aux U S A. directement ä 
160° proof (80° Gay-Lussac) au maxiraum, exclusivement par distillation de moüts fermentes d un melange de 
cereales contenant au moins 51 °/o de grains de mais et qu'il a vieilli pendant au moins deux ans en füts de chene 
neufs superficiellement carbonises. 

Der Internal Revenue Service bestätigt, daß der obengenannte Bourbon-Whisky in den USA unmittelbar mit einer 
Stärke von höchstens 160° proof (80° Gay-Lussac) durch Destillation aus vergorener Getreide-Maische mit einem An¬ 
teil an Mais von mindestens 51 Gewichtshundertteilen hergestellt wurde und daß er mindestens 2 Jahre in neuen, 
innen angekohlten Fichenfässern gelagert hat. 
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L'Internal Revenue Service certifica die il whisky Bourbon sopra descritto e stato ottenuto negli U.S.A. direttamente 
a non piü di 1G0° proof (80° Gay-Lussac) esclusivamenle per distillazione di raosti fermenlati di una miscela di ce- 
reali contenente almeno 51 °/o di granturco e che e stato invecchiato per almeno due anni in iuste nuovi di quercia 
carbonizzati superficialmente. 

De Internal Revenue Service verklaart dat de hierboven omschreven Bourbon Whisky met een sterkte van niet meer 
den 160 ° proof (80 ° Gay-Lussac) in de Verenigde Staaten van Noord-Amerika in een produktiegang is verkregen 
uitsluitend door distillatie van gegist beslag van gemengde granen bestaande uit ten minste 51 gewichtspercenten 
(°/o) mais en dat deze whisky gedurende ten minste twe jaar is gelagerd in nieuwe, aan de binnenzijde verkoolde, 
eikehouten vaten. 

The Internal Revenue Service bekraefter, at forannaevnte Bourbon-whisky med en styrke pä hojst 160° proof (80° 
Gay-Lussac) er fremstillet i USA i en arbejdsgang udelukkende ved destillering af gceret urt af en kornblanding in- 
deholdende mindst 51 °/o majs, og at den er lagret i mindst 2 är i ny, indvendigt forkullede egetreesfade. 

Internal Revenue Service bekrefter at ovennevnte Bourbon whisky er fremstilt ved en produksjonsgang i USA med 
en styrke pä maksimum 160° proof (80° Gay-Lussac) utelukkende ved destillering av gjaeret most av en kornblan¬ 
ding med et maisinnhold pä minst 51 °/o, og lagret i minst to är i nye ekefat med karbonisert innside. 


Place and date of issuance 

Lieu et date d'emission 

Ort und Datum der Ausstellung 

Luogo e data di emissione 

Plaats en datum van afgifte 

Sted og dato for udstedelsen 

Sted og dato for utstedelsen 

Seal of the Internal Revenue Service 

Sceau de l'Intemal Revenue Service 

Stempel des Internal Revenue Service 

Timbro dell'Internal Revenue Service 

Stempel van het Internal Revenue Service 

Internal Revenue Service's Stempel 

Internal Revenue Service's Stempel 


17. Verordnung (EWG) Nr. 2588/69 der Kommission vom 

22. Dezember 1969 

ABI. Nr. L 322/32 vom 24. Dezember 1969 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 2631/70 der Kommission vom 

23. Dezember 1970 

ABI. Nr. L 279/34 vom 24. Dezember 1970 

Verordnung (EWG) Nr. 1571/71 der Kommission vom 
22. Juli 1971 

ABI. Nr. L 165/25 vom 23. Juli 1971 
Der Anhang erhält folgende Fassung: 

«Liste der Luftfahrtgesellschaften, die von der Sicher¬ 
heitsleistung befreit sind: 

1. Aer Lingus Teoranta (Irish Air Lines), Dublin 

2. Aeroflot, Moskwa 

3. Aerolineas Argentinas, Buenos Aires 

4. Aerolinee Itavia, Roma 

5. Aer Turas, Dublin 

6. African Safari Airways, Nairobi 

7. Air Afrique, Abidjan 

8. Air Algerie (Compagnie generale de transports 
aeriens), Alger 

9. Air Anglia, Norwich 

10. Air Bahama (International), Nassau 

11. Air Canada, Montreal 

12. Air Ceylon, Colombo 

13. Air France, Paris 

14. Air India, Bombay 


U.S. Treasury Department 
Internal Revenue Service Officer 


15. Air Inter, Paris 

16. Airlift International, USA 

17. Air Madagascar (Societe nationale malgache de 
transports aeriens), Tananarive 

18. Air Senegal (Compagnie senegalaise de trans¬ 
ports aeriens), Dakar 

19. Air Viking, Reykjavik 

20. Air Zaire, Kinshasa 

21. Alaska Airlines, USA 

22. Alia (Royal Jordan Airlines), Amman 

23. Alitalia (Linee Aeree Italiane), Roma 

24. APSA, Lima 

25. Arco, Bermuda 

26. Ariana (Afghan Airlines), Kabul 

27. ATI, Napoli 

28 Aurigny (Channel Islands), Alderney 

29 Austrian Airlines, Wien 

30. Avianca (Aerovias Nacionales de Colombia S.A.), 
Bogotä 

31. «Balkan" Bulgarian Airlines, Sofia 

32. „Basco" Brothers Air Services Co., Aden 

33. Bavaria Fluggesellschaft Schwabe & Co., Mün¬ 
chen 

34. B.E.A. (British European Airways Corporation), 
Ruislip 

35. B.K.S., Air Transport Ltd., London 

36. BOAC (British Overseas Airways Corporation), 
Heathrow Airport, London 
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37. Britannia, Luton 

38. British Air Ferries, Southend 

39. British Island Airways, Gatwidc Airport, London 

40. British Midland, Castle Donington 

41. British United Airways, Gatwidc Airport, London 

42. Ca!edonian-BUA, Gatwick Airport, London 

43. Cambrian, Rhoose 

44. Canadian Pacific — Air, Vancouver 

45. Ceskoslovenske Aerolinie (C.S.A.), Piaha 

46. Channel Airways, Stansted Airport, London 

47. Condor Flugdienst GmbH, Frankfurt (Main) 

48. Cyprus Airways, Nicosia 

49. Dan — Air Services Ltd., London 

50. Deutsche Lufthansa AG, Köln 

51. Donaldson, Gatwidc Airport, London 

52. East African Airways Corporation, Nairobi 

53. El Al Israel Airlines Ltd., Tel Aviv 

54. Elivie (Societä Italiana Esercizio Elicotteri 
S. p. A.), Napoli 

55. Ethiopian Airlines, Addis Abeba 

56. Fairflight, Biggin Hill Airport, London 

57. Finnair, Helsinki 

58. Garuda Indonesian Airways, Djakarta 

59. General Air Nord GmbH, Hamburg 

60. Germanair Bedarfsluftfahrtgesellschaft mbH, 
Frankfurt (Main) 

61. Ghana Airways Corporation, Accra 

62. Humber Airways, Hüll 

63. Iberia (Lineas Aereas de Espaha), Madrid 

64. Icelandic Airlines (Flugfelag), Reykjavik 

65. Interregional-Fluggesellschaft mbH, Düsseldorf 

66. Intra Airways, Jersey 

67. Invicta Airways, Manston 

68. Iran National Airlines Corporation, Teheran 

69. Iraqi Airways, Baghdad 

70. Japan Air Lines Co. Ltd., Tokio 

71. JAT (Jugoslovenski Aerotransport), Beograd 

72. KLM (Koninklijke Luchtvaart Maatschappij), 

Den Haag 

73. Kuwait Airways Corporation, Kowei't 

74. Laker Airways, Gatwick Airport, London 

75. Libyan Arab Airlines, Tripoli 

76. Lloyd International, Stansted Airport, London 

77. Loftleidir H.F., Reykjavik 

78. Loganair, Glasgow 

79. LOT (Polskie Linie Lotnicze), Warszawa 

80. Lufttransport-Unternehmen GmbH, Düsseldorf 

81. Luftverkehrsunternehmen Atlantis AG, 

Frankfurt (Main)-Niederrad 

82. Luxair (Luxembourg Airlines), Luxembourg 

83. Malaysia-Singapore Airlines, Singapore 

84. Malev (Magyar Legiközlekedesi Vallalat), 
Budapest 

85. Martinair Holland N.V. (MAC), Amsterdam 

86. MEA (Middle East Airlines Airliban S.A.L.), 
Beyrouth 

87. Monarch, Luton 

88. National Airlines Inc., Miami 

89. Nigerian Airways, Lagos 

90. NLM (Nederlandse Luchtvaart Maatschappij), 
Amsterdam 


91. (Fred) Olsen, Oslo 

92. Olympic Airways, Athenai 

93. Ontario World Air, Toronto 

94. Pacific Western, Vancouver 

95. Pakistan International Airlines Corporation, 
Karachi 

96. Panair Luftverkehrsgesellschaft mbH & Co., 
München 

97. Pan American World Airways Inc., New York 

98. Quantas Airways Ltd., Sydney 

99. Rousseau Aviation, Dinard 

100. Royal Air Maroc, Casablanca 

101. SAA (South African Airways), Johannesburg 

102. Sabena — Belgian World Airlines, Bruxelles — 
Brussel 

103. SAM (Societä Aerea Mediterranea), Roma 

104. SAS (Scandinavian Airlines System), Stockholm 

105. Saturn, Oakland 

106. Saudi Arabian Airlines, Jeddah 

107. Seabord World Airlines Inc., New York 

108. Sierra Leone Airways, Freetown 

109. Skyways Coach Air, Ashford 

110. Southern Air Transport, Miami 

111. South-West Aviation Ltd., Exeter 

112. Spantax SA, Madrid 

113. Strathallan, Perth 

114. Sudan Airways, Khartoum 

115. Swissair (Swiss Air Transport Company Ltd.), 
Zürich 

116. Syrian Arab Airlines, Damascus 

117. TAP (Transportes Aereos Portugueses SARL), 
Lisboa 

118. Tarom (Rumanian Air Transport), Bucuresti 

119. TF — Transport Flug GmbH & Co., Frankfurt (M.) 

120. Tradewinds, Gatwick Airport, London 

121. Transavia (Holland N.V.), Amsterdam 

122. Trans-Mediterranean Airways, Beyrouth 

123. Transmeridian, Stansted Airport, London 

124. Trans-Union, Paris 

125. Tunis Air, Tunis 

126. Turk Hava Yollari Anonim Ortakligi, Istanbul 

127. TWA (Trans World Airlines Inc.), New York 

128. United Arab Airlines, Heliopolis 

129. UTA (Union de Transports Aeriens), Paris 

130. VARIG (Empresa Viacao Aera Riograndense), 

Rio de Janeiro 

131. VIASA (Venezolana Internacional de Aviaciön 
S.A.), Caracas 

132. Zambia Airways, Lusaka 

18. Verordnung (EWG) Nr. 1570/70 der Kommission vom 
3. April 1970 

ABL. Nr. L 171/10 vom 4. August 1970; berichtigt 
ABI. Nr. L 195/24 

Artikel 1 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

,,b) unter Handelszentrum: eines der nachstehend be- 
zeichneten Zentren: 

— für Deutschland: Frankfurt, Hamburg, Köln 
und München 

— für Dänemark: Kopenhagen 

— für Frankreich: Dieppe, Le Havre, Marseille, 
Paris-Rungis, Perpignan, Rouen 

— für Irland: Dublin 
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— für Italien: Mailand 

— für Norwegen: Oslo 

— für die Niederlande: Rotterdam 

— für das Vereinigte Königreich: London, Liver¬ 
pool, Hüll und Glasgow 

— für die BLWU: Antwerpen und Brüssel.“ 

Artikel 4 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Der mittlere Frei-Grenze-Preis, unverzollt, wird 
aus den Bruttoerlösen aus Kaufgeschäften zwi¬ 
schen den Einführern und Großhändlern ermittelt. 
Bei den Handelszentren Paris-Rungis, Mailand, 
London, Oslo und Kopenhagen jedoch ist es ange¬ 
bracht, sich auf die Preise zu beziehen, zu denen 
die Waren in diesen Handelszentren am häufig¬ 
sten verkauft werden. 

Die Bruttoerlöse dieser Verkäufe sind zu vermin¬ 
dern um: 

— eine Beteiligungsmarge von 15°,'o für Paris- 
Rungis, Mailand, London, Oslo und Kopen¬ 
hagen und von 6 °/o für die anderen Handels¬ 
zentren: 

— die Beförderungskosten innerhalb der Gemein¬ 
schaft; 

— eine Pauschale von 2,5 Rechnungseinheiten 
für die übrigen Kosten, die nicht in den Zoll¬ 
wert einzubeziehen sind; 

— die Zölle und Steuern, die nicht in den Zoll¬ 
wert einzubeziehen sind.“ 


Verlaten van de Gemeenschap aan belastingshef- 
fing onderworpen 

Export from the Community subject to a duty 
Udforsel fra Faellesskabet betinget af afgiftsbeta- 
ling 

Utforsel fra Fellesskapet avgiftspliktig 

21. Entscheidung Nr. 64/503/EWG der Kommission vom 
30. Juli 1964 

ABI. Nr. 137/2293 vom 28. August 1964 

Im Anhang wird der Kopf des Formblatts DD5 durch 
die Zeichen «EC" und „EF" ergänzt. 

Im Titel desselben Formblatts werden die Worte 
hinzugefügt: 

„MOVEMENT CERTIFICATE" 
„GODSTRANSPORTBEVIS" 

22. Entscheidung Nr. 70/41/EWG der Kommission vom 
19. Dezember 1969 

ABI. Nr. L 13/13 vom 19. Januar 1970 

Im Anhang wird die erste Seite des Formblatts DD3 
durdi die Zeichen „EC" und „EF" ergänzt. 

Auf der ersten Seite desselben Formulars werden die 
Worte hinzugefügt: 

„MOVEMENT CERTIFICATE" 
„GODSTRANSPORTBEVIS" 


19. Verordnung (EWG) Nr. 304/71 der Kommission vom 
11. Februar 1971 

ABI. Nr. L 35/31 vom 12. Februar 1971 
Artikel 5 erhält folgende Fassung: 

„Die Eisenbahnverwaltungen sorgen dafür, daß die 
im gemeinschaftlichen Versandverfahren abgewickel¬ 
ten Beförderungen durch Zettel mit dem Aufdruck 
„Zoll/Douane/Dogana/Customs/Told/Toll" gekenn¬ 
zeichnet werden. Die Zettel werden auf dem Fracht¬ 
brief oder dem Expreßgutschein sowie, sofern es sich 
um abgeschlossene Ladungen handelt, an dem Wag¬ 
gon, in den übrigen Fällen auf dem Packstück oder 
den Packstücken befestigt." 

20. Verordnung (EWG) Nr. 1279/71 der Kommission vom 
17. Juni 1971 

ABI. Nr. L 133/32 vom 19. Juni 1971 
Artikel 2 erhält folgende Fassung: 

„Werden die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Waren 
zum gemeinschaftlichen Versandverfahren abgefer¬ 
tigt, so bringt der Hauptverpflichtete im Feld .Waren¬ 
bezeichnung' der Versandanmeldung einen der nach¬ 
stehenden Vermerke an: 

— Ausgang aus der Gemeinschaft Beschränkungen 
unterworfen 

Sortie de la Communaute soumise ä des restric- 
tions 

Uscita dalla Communitä assoggettata a restrizioni 
Verlaten van de Gemeenschap aan beperkingen 
onderwoipen 

Export from the Community subject to ristrictions 
Udforsel fra Faellesskabet undergivet restriktioner 
Utforsel fra Fellesskapet underlagt restriksjoner 

— Ausgang aus der Gemeinschaft Abgabenerhebung 
unterworfen 

Sortie de la Communaute soumise ä imposition 
Uscita dalla Comunitä assoggettata a tassazione 


23. Richtlinie Nr. 68/312/EWG des Rates vom 30. Juli 1968 
ABI. Nr. L 194/13 vom 6. August 1968 


Der Anhang wird wie folgt ergänzt: 
„6. Vereinigtes Königreich 


Großbritannien und 
Nordirland 
— Transit sheds 


7. Irland 

— Transit sheds 
— Transit depots 

8. Königreich Norwegen 
— Pakkhus og 

opplagssteder 


(Section 17 Customs 
& Excise Act 1952, 
geändert durch Section 
10 Finance Act 1966) 

(Customs Code vol. II) 
(Section IG Finance 
Act 1967) 

(Tolloven, §§ 45—55)" 


24. Richtlinie Nr. 69/73/EWG des Rates vom 4. März 

1969 

ABI. Nr. L 58/1 vom 8. März 1969 

In Artikel 28 Absatz 2 wird das Wort „zwölf" durch 
das Wort „dreiundvierzig"ersetzt. 


25. Richtlinie Nr. 69/74/EWG des Rates vom 4. März 1969 
ABI. Nr. L 58/7 vom 8 März 1969 


Der Anhang wird wie folgt 
„7. Vereinigtes Königreich 
Großbritannien 
und Nordirland 
— Private bonded 
warehouses 
— General bonded 
warehouses 

8. Irland 

— Approved 
warehouses 


ergänzt: 


(Custom & Excise 
Act 1952, Part III) 


(Customs Consolidation 
Act 1876, Section 12) 
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9. Königreich Norwegen 

— Transitloplag (Tolloven, §§ 48—55)“ 


26. Richtlinie Nr. 69/75/EWG des Rates vom 4. März 1969 
ABI. Nr. L 58/11 vom 8. März 1969 

Der Anhang wird wie folgt ergänzt: 

„6. Irland 

Shannon Customs-Free 

Airport (Customs-Free Airport 

Act 1947) 

7. Königreich Dänemark 

Frihavne (Toldloven, Kapitel 9) 


8. Königreich Norwegen 
Frilagre 


(Tolloven, §§ 48—55)' 


II. Landwirtschaft 

A. Allgemeines 

ln den folgenden Rechtsakten und in den genannten 
Artikeln wird das Wort .zwölf“ durch das Wort .drei¬ 
undvierzig" ersetzt. 

1. Verordnung Nr. 23 des Rates vom 4. April 1962 

ABI. Nr. 30/965 vom 20. April 1962 
Artikel 13 Absatz 2 

2. Verordnung Nr. 24 des Rates vom 4. April 1962 

ABI. Nr. 30/989 vom 20. April 1962 
Artikel 7 Absatz 2 

3. Verordnung Nr. 17/64/EWG des Rates vom 5. Februar 

1964 

ABI. Nr. 34/586 vom 27. Februar 1964 
Artikel 26 Absatz 2 

4. Verordnung Nr. 79/65/EWG des Rates vom 15. Juni 

1965 

ABI. Nr. 109/1859 vom 23. Juni 1965 
Artikel 19 Absatz 2 

5. Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates vom 22. Sep¬ 
tember 1966 

ABI. Nr. 172/3025 vom 30. September 1966 
Artikel 38 Absatz 2 

6. Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rates vom 13. Juni 
1967 

ABI. Nr. 117/2269 vom 19. Juni 1967; berichtigt ABI. 
Nr. 200/11 
Artikel 26 Absatz 2 

7. Verordnung Nr. 121/67/EWG des Rates vom 13. Juni 
1967 

ABI. Nr. 117/2283 vom 19. Juni 1967; berichtigt ABI 
Nr. 200/11 
Artikel 24 Absatz 2 

8. Verordnung Nr. 122/67/EWG des Rates vom 13. Juni 
1967 

ABI. Nr. 117/2293 vom 19. Juni 1967; berichtigt ABI. 
Nr. 200/11 
Artikel 17 Absatz 2 


9. Verordnung Nr. 123/67/EWG des Rates vom 13. Juni 

1967 

ABI. Nr. 117/2301 vom 19. Juni 1967; berichtigt ABI. 
Nr. 200/12 
Artikel 17 Absatz 2 

10. Verordnung Nr. 359/67/EWG des Rates vom 25. Juli 

1967 

ABI. Nr. 174/1 vom 31. Juli 1967 
Artikel 26 Absatz 2 

11. Verordnung Nr. 1009/67/EWG des Rates vom 18. De¬ 
zember 1967 

ABI. Nr. 308/1 vom 18. Dezember 1967 
Artikel 40 Absatz 2 

12. Verordnung (EWG) Nr. 234/68 des Rates vom 27. Fe¬ 
bruar 1968 

ABI. Nr. L 55/1 vom 2. März 1968 
Artikel 14 Absatz 2 

13. Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates vom 27. Juni 

1968 

ABI. Nr. L 148/13 vom 28. Juni 1968 
Artikel 30 Absatz 2 

14. Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des Rates vom 27. Juni 
1968 

ABI. Nr. L 148/24 vom 28. Juni 1968 
Artikel 27 Absatz 2 

15. Verordnung (EWG) Nr. 865/68 des Rates vom 28. Juni 
1968 

ABI. Nr. L 153/8 vom 1. Juli 1968 
Artikel 15 Absatz 2 

16. Verordnung (EWG) Nr. 727/70 des Rates vom 21. April 
1970 

ABI. Nr. L 94/1 vom 28. April 1970; berichtigt ABI. 
Nr. L 175/23 
Artikel 17 Absatz 2 

17. Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 

1970 

ABI. Nr. L 94/13 vom 28. April 1970 
Artikel 13 Absatz 2 

18. Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 des Rates vom 29. 
Juni 1970 

ABI. Nr. L 146/1 vom 4. Juli 1970 
Artikel 12 Absatz 2 

19. Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 des Rates vom 20. 
Oktober 1970 

ABI. Nr. L 236/5 vom 27. Oktober 1970; berichtigt 
ABI. Nr. L 4/11/71 und Nr. L 9/7/71 
Artikel 29 Absatz 2 

20. Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 des Rates vom 26. Juli 

1971 

ABI. Nr. L 175/1 vom 4. August 1971 
Artikel 20 Absatz 2 

21. Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 des Rates vom 26. 
Oktober 1971 

ABI. Nr. L 246/1 vom 5. November 1971 
Artikel 11 Absatz 2 

22. Richtlinie des Rates vom 23. Oktober 1962 

ABI. Nr. 115/2645 vom 11. November 1962 
geändert durch: 

Richtlinie Nr. 70/358/EWG des Rates vom 13. Juli 
1970 

ABI. Nr. L 157/36 vom 18. Juli 1970 
Artikel 11 a Absatz 2 
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23. Richtlinie Nr. 64/54/EWG des Rates vom 5. Novem¬ 
ber 1963 

ABI. Nr. 12/161 vom 27. Januar 1964; berichtigt ABI. 
S. 808/65 
geändert durdi: 

Richtlinie Nr. 70/359/EWG des Rates vom 13. Juli 

1970 

ABI. Nr. L 157/38 vom 18. Juli 1970 
Artikel 8 a Absatz 2 

24. Richtlinie Nr. 64/432/EWG des Rates vom 26. Juni 
1964 

ABI. Nr. 121/1977 vom 29 Juli 1964; berichtigt ABI. 
S. 2799 

geändert durch: 

Richtlinie Nr. 71/285/EWG des Rates vom 19. Juli 

1971 

ABI. Nr. L 179/1 vom 9. August 1971 
Artikel 12 Absatz 3 

25. Richtlinie Nr. 64/433/EWG des Rates vom 26. Juni 
1964 

ABI. Nr. 121/2012 vom 29. Juli 1964; berichtigt ABI. 
S. 2799 

geändert durch: 

Richtlinie Nr. 69/349/EWG des Rates vom 6. Oktober 
1969 

ABI. Nr. L 256/5 vom 11. 10. 1969 
Artikel 9 a Absatz 3 

26. Richtlinie Nr. 66/400/EWG des Rates vom 14. Juni 
1966 

ABI. Nr. 125/2290 vom 11. Juli 1966 
Artikel 21 Absatz 3 

27. Richtlinie Nr. 66/401/EWG des Rates vom 14. Juni 
1966 

ABI. Nr. 125/2298 vom 11. Juli 1966 
Artikel 21 Absatz 3 

28. Richtlinie Nr. 66/402/EWG des Rates vom 14. Juni 
1966 

ABI. Nr. 125/2309 vom 11. Juli 1966 
Artikel 21 Absatz 3 

29. Richtlinie Nr. 66/403/EWG des Rates vom 14. Juni 
1966 

ABI. Nr. 125/2320 vom 11. Juli 1966 
Artikel 19 Absatz 3 

30. Richtlinie Nr. 66/404/EWG des Rates vom 14. Juni 
1966 

ABI. Nr. 125/2326 vom 11. Juli 1966 
Artikel 17 Absatz 3 

31. Richtlinie Nr. 68/193/EWG des Rates vom 9. April 

1968 

ABI. Nr. L 93/15 vom 17. April 1968 
Artikel 17 Absatz 3 

32. Richtlinie Nr. 69/208/EWG des Rates vom 30. Juni 

1969 

ABI. Nr. L 169/3 vom 10. Juli 1969 
Artikel 20 Absatz 3 

33. Richtlinie Nr. 70/357/EWG des Rates vom 13. Juli 1970 

ABI. Nr. L 157/31 vom 18. Juli 1970 
Artikel 6 Absatz 2 

34. Richtlinie Nr. 70/373/EWG des Rates vom 20. Juli 1970 

ABI. Nr. L 170/2 vom 3. August 1970 
Artikel 3 Absatz 2 


35. Richtlinie Nr. 70/457/EWG des Rates vom 29. Sep¬ 
tember 1970 

ABI. Nr. L 225/1 vom 12. Oktober 1970 
Artikel 23 Absatz 3 

36. Richtlinie Nr. 70/458/EWG des Rates vom 29. Sep¬ 
tember 1970 

ABI. Nr. L 225/7 vom 12. Oktober 1970 
Artikel 40 Absatz 3 

37. Richtlinie Nr. 71/118 des Rates vom 15. Februar 1971 

ABI. Nr. L 55/23 vom 8. März 1971 
Artikel 12 Absatz 3 

38. Richtlinie Nr. 71/161/EWG des Rates vom 30. März 
1971 

ABI. Nr. L 87/14 vom 17. April 1971 
Artikel 18 Absatz 3 


B. Gemeinsame Marktorganisation 
a) Obst und Gemüse 

1. Verordnung Nr. 158/66/EWG des Rates vom 25. Okto¬ 
ber 1966 

ABI. Nr. 192/3282 vom 27. Oktober 1966 
geändert durch: 

Verordnung Nr. 1040/67/EWG des Rates vom 21. De¬ 
zember 1967 

ABI. Nr. 314/7 vom 23. Dezember 1967 

Verordnung (EWG) Nr. 161/69 des Rates vom 28. Ja¬ 
nuar 1969 

ABI. Nr. L 23/1 vom 30. Januar 1969 

Verordnung (EWG) Nr. 2516/69 des Rates vom 9. De¬ 
zember 1969 

ABI. Nr. L 318/14 vom 18. Dezember 1969 

Verordnung (EWG) Nr. 2423/70 des Rates vom 30. No¬ 
vember 1970 

ABI. Nr. L 261/1 vom 2. Dezember 1970 

In Artikel 2 Absatz 3 wird folgender Unterabsatz an¬ 
gefügt: 

„Die zusätzlichen Güteklassen für Blumenkohl, Toma¬ 
ten, Äpfel und Birnen, Pfirsiche, Zitrusfrüchte, Tafel¬ 
trauben, Kopfsalat, krause Endivie und Eskariol, Spei¬ 
sezwiebeln, Chicoree. Kirschen, Erdbeeren, Spargel' 
und Gurken können jedoch bis zum 31. Dezember 1977 
anwendbar gemacht werden.' 

2. Verordnung (EWG) Nr. 193/70 der Kommission vom 
2. Februar 1970 

ABI. Nr. L 26/6 vom 3. Februar 1970 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 304/70 der Kommission vom 
19. Februar 1970 

ABI. Nr. L 40/24 vom 20. Februar 1970 

Verordnung (EWG) Nr 344/70 der Kommission vom 
25. Februar 1970 

ABI. Nr. L 46/1 vom 27. Februar 1970 

Verordnung (EWG) Nr. 2509/70 der Kommission vom 

11. Dezember 1970 

ABI. Nr. L 269/10 vom 12. Dezember 1970 

Verordnung (EWG) Nr. 282/71 der Kommission vom 
9. Februar 1971 

ABI Nr. L 33/13 vom 10. Februar 1971 
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In Artikel 9 Absatz 3 werden folgende Fassungen an¬ 
gefügt: 

„goods to be put on the market in . (1) 

by. (2)“ 

„varer besternt ti forbrug i . (1) 

af.(2)" 

„varer besternt til forbruk i . (1) 

av.(2)“ 

3. Verordnung (EWG) Nr. 1559/70 der Kommission vom 
31. Juli 1970 

ABI. Nr. L 169/55 vom 1. August 1970 

In Artikel 10 Absatz 2 Unterabsatz 2 werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„for processing into feedingstuffs under Article 7 (b) of 
Regulation No 159/66/EEC" 

„besternt til omdannelse til dyrefoder i overensstem- 
melse med artikel 7, litra b i forordning nr. 159/66/E0F“ 
„besternt for omdannelse til dyrefor i henhold til ar- 
tikkel 7 b) i forordning nr. 159/66/E0F“ 

4. Verordnung (EWG) Nr. 1562/70 der Kommission vom 
31. Juli 1970 

ABI. Nr. L 169/67 vom 1 August 1970 

In Artikel 10 Absatz 2 Unterabsatz 2 werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„intended for distillation under Article 7 (b) of Regu¬ 
lation No 159/66/EEC” 

„besternt til destillering i overensstemmelse med ar¬ 
tikel 7, litra b i forordning nr. 159/66/E0F“ 

„besternt til destillering i henhold til artikkel 7 b) i 
forordning nr. 159/66/E0F“ 


b) Wein 

1. Verordnung Nr. 143 der Kommission vom 23. Oktober 
1962 

ABI. Nr. 127/2789 vom 1. Dezember 1962 
geändert durch: 

Verordnung Nr. 26/64/EWG der Kommission vom 28. 
Februar 1964 

ABI. Nr. 48/753 vom 19. März 1964 
Artikel 1 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Zwecks Einrichtung des in Artikel 1 der Verordnung 
Nr. 24 des Rats über die schrittweise Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Wein vorgesehe¬ 
nen Weinbaukatasters ist jede natürliche oder juristi¬ 
sche Person, die in einem Mitgliedstaat, in dem die 
gesamte Freilandfläche für den Weinbau 100 ha über¬ 
schreitet, Reben im Freiland anbaut oder anbauen 
läßt, verpflichtet, bei der von den Mitgliedstaaten be¬ 
stimmten Behörde eine Erklärung über den Rebbau¬ 
betrieb zu unterzeichnen.“ 

2. Verordnung Nr. 26/64/EWG der Kommission vom 28. 
Februar 1964 

ABI. Nr 48/753 vom 19. März 1964 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 39/68 der Kommission vom 
11. Januar 1968 

ABI. Nr. L 9/17 vom 12. Januar 1968 

Der Text von Artikel 4 wird Absatz I. Es wird folgen¬ 
der Absatz 2 angefügt: 

„2. Absatz 1 gilt auch für den Fall des Rebbaus im 
Freiland in einem Mitgliedstaat, in dem die ge¬ 
samte Freilandfiäche für den Weinbau 100 ha nicht 
überschreitet." 


3. Verordnung (EWG) Nr. 1594/70 der Kommission vom 

5. August 1970 

ABI. Nr. L 173/23 vom 6. August 1970 
Artikel 3 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. In Belgien, in Irland, in den Niederlanden und im 
Vereinigten Königreich kann die Zugabe von Sac¬ 
charose in wäßriger Lösung nur bei den in Artikel 
19 Absatz 1 Buchstaben a und b der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 genannten Erzeugnissen vorge¬ 
nommen werden, die auf Rebflächen geerntet oder 
aus auf Rebflächen geernteten Weintrauben herge- 
gestellt wurden, die in Gemeinden oder anderen 
Verwaltungseinheiten liegen, in denen, soweit es 
Belgien und die Niederlande betrifft, zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieser Verordnung und, soweit 
es Irland und das Vereinigte Königreich betrifft, 
zum Zeitpunkt des Beitritts Wein angebaut wurde." 

4. Verordnung (EWG) Nr. 1698/70 der Kommission vom 
25 August 1970 

ABI. Nr. L 190/4 vom 26. August 1970 

In Artikel 4 Absatz 2 werden folgende Fassungen an¬ 
gefügt: 

„intended for making into wine under Regulation 
(EEC) No 1698/70 for the production of quality wine 
psr" 

„besternt til vinfremstilling i overensstemmelse med 
forordning (E0F) nr. 1698/70 med henblik pä Produk¬ 
tion af k.v.b.d." 

„besternt til fremstilling av vin i henhold til forordning 
(E0F) nr. 1698/70, med henblikk pä produksjon av 
k.v.b.d." 

5. Verordnung (EWG) Nr. 1699/70 der Kommission vom 
25. August 1970 

ABI. Nr. L 190/6 vom 26. August 1970 

In Artikel 2 Buchstabe a Ziffer aa werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„not to be made into wine nor to be used in the 
making of wine“ 

„ikke tilladt til vinfremstilling eller til anvendelse 
ved vinfremstilling" 

„ikke tillatt til fremstilling av vin, heller ikke til bruk 
ved fremstilling av vin" 

In Artikel 2 Buchstabe a Ziffer bb werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„not to be used for the preparation of wine or of 
beverages intended for direct human consumption, 
with the exception of alcohol, potable spirits and 
piquette, in so far as the making of the latter is 
authorized by the Member State concerned“ 

„ikke tilladt til tilberedning af vin eller drikkevarer 
besternt til direkte menneskeligt forbrug, med und- 
tagelse af alkohol, braendevin og eftervin, for sä vidt 
fremstillingen af denne sidstnaevnte er tilladt i den 
pägaeldende medlemsstat" 

„ikke tillatt ved bearbeidelse av vin og heller ikke for 
drikkevarer som er besternt til direkte konsum for 
mennesker, unntatt ren alkohol, eau-de-vie, ettervin; 
den siste forsävidt produksjon er tillatt av vedkom- 
mende Medlemsstat“ 

In Artikel 2 Buchstabe a Ziffer cc werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„intended for distillation“ 

„besternt ti! destillering" 

„besternt til destillering" 
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In Artikel 2 Buchstabe b Ziffer aa werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„not to be made into wine nor to be used in the 
making of wine" 

„ikke tilladt til vinfremstilling eller til anvendelse 
ved vinfremstilling“ 

„ikke tillatt ved fremstilling av vin og heller ikke til 
bruk ved fremstilling av vin" 

In Artikel 2 Buchstabe b Ziffer bb werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„not to be used for the preparation of wine or bever- 
ages intended for direct human consumption" 

„ikke tilladt til tilberedning af vin eller drikkevarer 
besternt til direkte menneskeligt forbrug“ 

„ikke tillatt ved bearbeidelse av vin og heller ikke ved 
drikkevarer som er besternt for direkte konsum for 
mennesker" 

In Artikel 2 Buchstabe b Ziffer cc werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„intended for the production of potable spirits“ 

„besternt til fremstilling af breendevin" 

„besternt til produksjon av eau-de vie" 

6. Verordnung (EWG) Nr. 1700/70 der Kommission vom 
25. August 1970 

ABI. Nr. L 190/9 vom 26. August 1970 

In Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„not for direct human consumption in the unaltered 
state“ 

„ikke tilladt i denne stand til direkte menneskeligt 
forbrug" 

„ikke tillatt i en tilstand som muliggjor direkte kon¬ 
sum for mennesker“ 

In Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„not for direct human consumption" 

„ikketilladt til direkte menneskeligt forbrug" 

„ikke tillatt til direkte konsum for mennesker" 


c) Fette 

1. Verordnung Nr. 225/67/EWG der Kommission vom 28. 
Juni 1967 

ABI. Nr. 136/2919 vom 30. Juni 1967 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 1486/69 der Kommission vom 
28. Juli 1969 

ABI. Nr. L 186/7 vom 30. Juli 1969 

Verordnung (EWG) Nr. 458/70 der Kommission vom 

11. März 1970 

ABI. Nr. L 57/19 vom 12. März 1970 

Verordnung (EWG) Nr. 1382/70 der Kommission vom 
14 Juli 1970 

ABI. Nr. L 154/14 vom 15. Juli 1970 

Verordnung (EWG) Nr. 1478/71 der Kommission vom 

12. Juli 1971 

ABI. Nr. L 156/9 vom 13. Juli 1971 

lm Anhang sind unter Buchstabe A folgende Angaben 
zu streichen: 

„Dlsaaten mit Herkunft aus Dänemark" 
und der entsprechende Ausgleichskoeffizient: 

„0,08". 


2. Verordnung (EWG) Nr. 911/68 der Kommission vom 
5. Juli 1968 

ABI. Nr. L 158/8 vom 6. Juli 1968 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 1469/68 der Kommission vom 
23. September 1968 

ABI. Nr. L 239/1 vom 28. September 1968 
Verordnung (EWG) Nr. 52/69 der Kommission vom 

11. Januar 1969 

ABI. Nr. L 8/1 vom 14. Januar 1969 
Verordnung (EWG) Nr. 474/69 der Kommission vom 

13. März 1969 

ABI. Nr. L 63/21 vom 14. März 1969 
Verordnung (EWG) Nr. 971/69 der Kommission vom 
28. Mai 1969 

ABI. Nr. L 127/10 vom 29. Mai 1969 
Verordnung (EWG) Nr. 1486/69 der Kommission vom 
28. Juli 1969 

ABI. Nr. L 186/7 vom 30. Juli 1969 
Verordnung (EWG) Nr. 1851/69 der Kommission vom 
18. September 1969 

ABI. Nr. L 2.36 31 vom 19. September 1969 
Verordnung (EWG) Nr. 2478/69 der Kommission vom 

11. Dezember 1969 

ABI. Nr. L 312/35 vom 12. Dezember 1969 
Verordnung (EWG) Nr. 329/70 der Kommission vom 
23. Februar 1970 

ABI. Nr. L 43/22 vom 24. Februar 1970 
Verordnung (EWG) Nr. 1480/71 der Kommission vom 

12. Juli 1971 

ABI. Nr. L 156/12 vom 13. Juli 1971 
Verordnung (EWG) Nr. 2193/71 der Kommission vom 

13. Oktober 1971 

ABI. Nr. L 231/23 vom 14. Oktober 1971 

In Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer aa werden 
folgende Fassungen angefügt: 

„seeds or mixtures not imported from third countries 
or from Greece" 

„fro eller blandinger heraf ikke importeret fra tredje- 
lande eller Graekenland" 

„fro eller blandinger av fro som ikke er importert fra 
tredjeland eller Hellas" 

In Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer bb werden 
folgende Fassungen angefügt: 

„seeds or mixtures denatured in accordance with 
Article 9 of Regulation (EEC) No. 911/68" 

„fro eller blandinger heraf denatureret i overensstem- 
melse med artikel 9 i forordning (EOF) 911/68" 

„fro eller blandinger av fro i henhold til artikkel 9 i 
forordning (EOF) 911/68" 

In Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer cc werden 
folgende Fassungen angefügt: 

„seeds recognized as seeds for sowing" 

„fro anerkendt som udseed“ 

„fro godkjent som sävare" 


d) Getreide 

1. Verordnung Nr. 131/67/EWG des Rates vom 13. Juni 

1967 

ABI. Nr. 120/2362 vom 21. Juni 1967 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 538/68 des Rates vom 29. April 

1968 

ABI. Nr. L 104/1 vom 3. Mai 1968 


5 
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Verordnung (EWG) Nr. 1205/69 des Rates vom 26. Juni 
1969 

ABI. Nr. L 155/6 vom 28. Juni 1969 

Der deutsche Wortlaut von Artikel 2 Absatz 2 muß 
nicht geändert werden. 

2. Verordnung Nr. 158/67/EWG der Kommission vom 
23. Juni 1967 

ABI. Nr. 128/2536 vom 27. Juni 1967 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr 478/67 der Kommission vom 
23. August 1967 

ABI. Nr. 205/2 vom 24. August 1967 
Verordnung (EWG) Nr. 213/68 der Kommission vom 
22. Februar 1968 

ABI. Nr. L 47/18 vom 23. Februar 1968 
Verordnung (EWG) Nr. 405/69 der Kommission vom 
3. März 1969 

ABI. Nr. L 53/10 vom 4. März 1969 
Verordnung (EWG) Nr. 2204/69 des Rates vom 5. No¬ 
vember 1969 

ABI. Nr. L 279/19 vom 6. November 1969 
Verordnung (EWG) Nr. 1637/71 der Kommission vom 
28. Juli 1971 

ABI. Nr. L 170/20 vom 29. Juli 1971 

Im Anhang werden in den verschiedenen Spalten fol¬ 
gende Angaben gestrichen: 

Hinsichtlich Weichweizen die Hinweise auf .Groß¬ 
britannien“ 

Hinsichtlich Roggen die Hinweise auf .Dänemark" 
Hinsichtlich Gerste die Hinweise auf „Dänemark" 
und .Großbritannien" 

Hinsichtlich Hafer die Hinweise auf „Dänemai k" und 
„Großbritannien" 


e) Eier 

1. Verordnung Nr. 129/63/EWG des Rates vom 12. De- 
zembei 1963 

ABI. Nr. 185/2938 vom 19. Dezember 1963 
geändert durch: 

Verordnung Nr. 122/67/EWG des Rates vom 13. Juni 
1967 

ABI. Nr. 117/2293 vom 19. Juni 1967 
Verordnung NT 123/67/EWG des Rates vom 13. Juni 
1967 

ABI Nr. 117/2301 vom 19. Juni 1967 

In Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„for hatching" 

„rugeaeg“ 

„rugeegg“ 

2. Verordnung (EWG) Nr. 95/69 der Kommission vom 
17. Januar 1969 

ABI. Nr. L 13/13 vom 18. Januar 1969 
Niederländische Fassung geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 927/69 vom 20. Mai 1969 
ABI. Nr. L 120/6 vom 21. Mai 1969 

In Artikel 2 Absatz 2 werden folgende Mitgliedstaaten 
mit den entsprechenden Kennummern angefügt: 


Dänemark 7 

Irland 8 

Norwegen 9 

Vereinigtes Königreich 10 


f) Schweinefleisch 

Verordnung Nr. 2108/70 des Rates vom 20. Oktober 1970 
ABI. Nr. L 234/1 vom 23. Oktober 1970 
In Anhang I werden die Spalte 2 „Zweihälftengewidit" 
und die Spalte 3 „Speckdicke“ entsprechend folgender 


Tabelle geändert: 

Zweihälften¬ 

gewicht 

Kilogramm 

Speckdicke 

Millimeter 

bei Unterklasse EAA wird 50 bis 

folgendes angefügt: unter 60 

(Rest un 

bis 15 

einschließlich 

verändert) 

bei Unterklasse I A wird 50 bis 

folgendes angefügt: unter 60 

(Rest un 

bis 18 

einschließlich 

verändert) 

bei Unterklasse II A wird 50 bis 

folgendes angefügt: unter 60 

(Rest un 

bis 22 

einschließlich 

verändert) 

bei Unterklasse III A wird 50 bis 

folgendes angefügt: unter 60 

bis 27 

einschließlich 


(Rest unverändert) 


g) Reis 

1. Verordnung (EWG) Nr. 2085/68 der Kommission vom 
20. Dezember 1968 

ABI. Nr. L 307/11 vom 21. Dezember 1968 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 316/70 der Kommission vom 
20. Februar 1970 

ABI. Nr. L 41/14 vom 21. Februar 1970 

In Artikel 4 zweiter Gedankenstrich werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„intended for the manufacture of starch, of .quellmehl' 
or for use in the brewing industry, in accordance with 
the provisions of Regulation (EEC) No 2085/68" 

„besternt til fremstilling af stivelse, kveeldemel eller 
til anvendelse i bryggerier i overensstemmelse med 
bestemmeiserne i forordning (E0F) nr. 2085/68" 
„besternt til produksjon av stivelse, forklistret med 
eller til anvendelse i bryggerinaeringen i samsvar med 
bestemmelsene i forordning (E0F) nr. 2085/68' 

2. Verordnung (EWG) Nr. 559/68 der Kommission vom 
6. Mai 1968 

ABI. Nr. L 106/6 vom 7. Mai 1968 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 316/70 der Kommission vom 
20. Februar 1970 

ABI. Nr. L 41/14 vom 21. Februar 1970 
Verordnung (EWG) Nr. 1607/71 der Kommission vom 
26. Juli 1971 

ABI. Nr. L 168/16 vom 27. Juli 1971 

In Artikel 2 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich werden 
folgende Fassungen angefügt: 

„intended for use in the brewing industry, in accor¬ 
dance with the provisions of Regulation (EEC) No 
559/68" 

„besternt til anvendelse i bryggerier i overensstem¬ 
melse med bestemmeiserne i forordning (E0F) nr. 

559'68" 

„besternt til anvendelse i bryggerinaeringen i samsvar 
med bestemmelsene i forordning (EOF) nr. 559/68" 
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h) Zucker 

1. Verordnung Nr. 1009/67/EWG des Rates vom 18. De¬ 
zember 1967 

ABI. Nr. 308T vom 18. Dezember 1967 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 2100/68 des Rates vom 20. De¬ 
zember 1968 

ABI. Nr. L 309/4 vom 24. Dezember 1968 
Verordnung (EWG) Nr. 1393/69 des Rates vom 17. Juli 

1969 

ABI. Nr. L 179/1 vom 21. Juli 1969 
Verordnung (EWG) Nr. 2485/69 des Rates vom 9. De¬ 
zember 1969 

ABI. Nr L 314/6 vom 15. Dezember 1969 
Verordnung (EWG) Nr. 853/70 des Rates vom 12. Mai 

1970 

ABI. Nr. L 103/2 vom 13. Mai 1970 
Verordnung (EWG) Nr. 1253/70 des Rates vom 29. Juni 

1970 

ABI. Nr. L 143/1 vom 1. Juli 1970 
Verordnung (EWG) Nr. 1060/71 des Rates vom 25. Mai 

1971 

ABI. Nr. L 115/16 vom 27. Mai 1971 


(2) Für jeden neuen Mitgliedstaat wird eine Zucker¬ 
menge festgelegt, die als normaler Bestand zu dem in 
Absatz 1 genannten Zeitpunkt angesehen werden 
kann. 

Bei der Festlegung dieser Menge wird folgendes 
berücksichtigt: 

a) ein normalerArbeitsvorrat, 

b) der voraussichtliche Verbrauch in dem betreffenden 
Mitgliedstaat bis zum Beginn der neuen Zucker¬ 
rübenernte, 

c) die Versorgungslage, ausgehend von der Inlands¬ 
produktion und den Einfuhren oder Ausfuhren die¬ 
ses Mitgliedstaates. 

(3) überschreiten die bei der in Absatz 1 genannten 
Ermittlung festgestellten Mengen die in Absatz 2 Un¬ 
terabsatz 1 genannten Mengen, so werden die erfor¬ 
derlichen Maßnahmen getroffen, um zu verhindern, 
daß sich durch den Absatz einer Menge, die der 
Uberschußmenge gleichkommt, finanzielle Lasten für 
die Gemeinschaft ergeben. 

(4) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar¬ 
tikel werden nach dem Verfahren des Artikels 40 er¬ 
lassen." 


An Artikel 23 Absatz 1 Unterabsatz 1 wird folgender 
Satz angefügt: 

„Die neuen Mitgliedstaaten können jedoch an Stelle 
der durchschnittlichen jährlichen Zuckererzeugung 
während der Wirtschaftsjahre 1961/1962 bis 1965/1966 
diejenige der Wirtschaftsjahre 1965/1966 bis 1969/1970 
verwenden.“ 


Artikel 23 Absatz 1 Unterabsatz 2 erhält folgende 
Fassung: 

„Die Grundmenge beträgt für: 

Dänemark 290 000 Tonnen Weißzucker 

Deutschland 1 750 000 Tonnen Weißzucker 

Frankreich 2 400 000 Tonnen Weißzucker 

Irland 150 000 Tonnen Weißzucker 

Italien 1 230 000 Tonnen Weißzucker 

Niederlande 550 000 Tonnen Weißzucker 

BLWU 550 000 Tonnen Weißzucker 

Vereinigtes Königreich 900 000 Tonnen Weißzucker 


An Artikel 24 Absatz 2 wird folgender Unterabsatz 
angefügt: 

„Der im Vereinigten Königreich zur Bestimmung der 
Höchstquote anzuwendende Koeffizient wird jedoch 
für die Zeit bis zum Ende des Zuckerwirtschaftsjahres 
1974/1975 auf 1,0 festgesetzt.“ 

Artikel 26 Absatz 2 Unterabsatz 1 erhält folgende 
Fassung: 

„Diese Menge ist gleich der in Weißzucker ausge¬ 
drückten Menge, die voraussichtlich in der Gemein¬ 
schaft in dem Zuckerwirtschaftsjahr, für das die Menge 
gilt, für den menschlichen Verbrauch verwendet wird, 
abzüglidi der in Weißzucker ausgedrückten Menge, die 
nach der Regelung des Protokolls Nr. 17 über die 
Zuckereinfuhr des Vereinigten Königsreichs aus den 
im Commonwealth-Zuckerabkommen genannten Zuk- 
ker ausführenden Ländern und Gebieten eingeführt 
werden kann." 

Folgender Artikel wird eingefügt: 

„Artikel 33 a 

(1) Die neuen Mitgliedstaaten ermitteln die Zucker¬ 
bestände, die sich bei Beginn der Anwendung dieser 
Verordnung in ihrem Hoheitsgebiet im freien Verkehr 
befinden. 


2. Verordnung (EWG) Nr. 1027/67 des Rates vom 21. De¬ 
zember 1967 

ABI. Nr. 313/2 vom 22. Dezember 1967 

In Artikel 3 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz 
angefügt: 

„Im Falle der neuen Mitgliedstaaten gilt diese Bestim¬ 
mung für das erste Zuckerwirtschaftsjahr nach dem 
Beitritt." 

In Artikel 4 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz 
angefügt: 

„Im Falle der neuen Mitgliedstaaten gilt diese Be¬ 
stimmung ab dem ersten Zuckerwirtschaftsjahr nach 
dem Beitritt.“ 

3. Verordnung (EWG) Nr. 206/68 des Rates vom 20. Fe¬ 
bruar 1968 

ABI. Nr. L 47/1 vom 23. Februar 1968 
Nach Artikel 8 wird der folgende Artikel eingefügt: 
„Artikel 8 a 

Für die neuen Mitgliedstaaten werden 

— ,die in Artikel 4 Absatz 2, Artikel 5 Absatz 2, Arti¬ 
kel 6 Absatz 2 und Artikel 10 Absatz 2 enthaltenen 
Worte 

.Wirtschaftsjahr 1967/1968' 
durch 

.Wirtschaftsjahr 1972/1973' ersetzt; 

— ,die in Artikel 5 Absatz 3 und Artikel 8 Buchstabe d 
enthaltenen Worte ,vor dem Zuckerwirtschaftsjahr 
1968/1969' 

durch 

,vor dem Zuckerwirtschaftsjahr 1973/1974' ersetzt.“ 
ln Artikel 5 wird folgender Absatz angefügt: 

„4. Für den Fall jedoch, daß die Zuckerrüben in einem 
neuen Mitgliedstaat frei Zuckerfabrik geliefert wer¬ 
den, sieht der Vertrag eine Beteiligung des Her¬ 
stellers an den Beförderungskosten vor und legt 
hierfür den Hundertsatz oder die Beträge fest." 

4. Verordnung (EWG) Nr. 2061/69 der Kommission vom 
vom 20. Oktober 1969 

ABI. Nr. L 263/19 vom 21. Oktober 1969 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 267/70 der Kommission vom 
12. Februar 1970 

ABI. Nr. L 35/25 vom 13. Februar 1970 
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Verordnung (EWG) Nr. 1068/70 der Kommission vom 

5. Juni 1970 

ABI. Nr. L 123/10 vom 6. Juni 1970 
Verordnung (EWG) Nr. 772/71 der Kommission vom 
14. April 1971 

ABI. Nr. L 85/18 vom 15 April 1971 

In Artikel 16 Absatz 2 werden folgende Fassungen 
angefügt: 

„intended for denaturing by one of the processes set 
out in the Annex to Regulation (EEC) No 2061/69 and 
approved by the Member State of destination" 

„besternt til denaturering efter en af de fremgangs- 
mäder, der er fastsat i bilaget til forordning (E0F) 
nr. 2061/69 og tilladt af den modtagende medlemsstat“ 
„besternt til ä denatureres etter en av de metoder som 
er fastsatt i vedlegget til forordning (E0F) nr. 2061/69, 
og godkjent av den Medlemsstat som er mottager" 

In Artikel 21 Absatz 1 werden folgende Fassungen 
angefügt: 

„denatured sugar" 

„denatureret sukker" 

„denaturert sukker" 

5 Verordnung (EWG) Nr. 1734/70 der Kommission vom 
26. August 1970 

ABI. Nr. L 191/30 vom 27. August 1970 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 2462/70 der Kommission vom 
4. Dezember 1970 

ABI. Nr. L 264/16 vom 5. Dezember 1970 
Verordnung (EWG) Nr. 1739/71 der Kommission vom 

6. August 1971 

ABI Nr. L 178/15 vom 7. August 1971 
In Artikel 4 wird folgender Absatz angefügt: 

„5. Während des Zeitraums, in dem in Irland und im 
Vereinigten Königreich die sogenannte Sommerzeit 
nicht angewandt wird, gelten die in den vorstehen¬ 
den Absätzen festgelegten Termine in diesen Mit¬ 
gliedstaaten als um eine Stunde vorgerückt." 

6. Verordnung (EWG) Nr. 258/71 der Kommission vom 
4. Februar 1971 

ABI. Nr. L 29/29 vom 5. Februar 1971 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 2164/71 der Kommission vom 
8. Oktober 1971 

ABI. Nr. L 228/11 vom 9. Oktober 1971 
ln Artikel 4 wird folgender Absatz angefügt: 

„5. Während des Zeitraums, in dem in Irland und im 
Vereinigten Königreich die sogenannte Sommer¬ 
zeit nicht angev/andt wird, gelten die in den vor¬ 
stehenden Absätzen festgelegten Termine in die¬ 
sen Mitgliedstaaten als um eine Stunde vorge¬ 
rückt." 


i) Milch erzeug nisse 

1 Verordnung (EWG) Nr. 823/68 des Rates vom 28. Juni 
1968 

ABi. Nr. L 151/3 vom 30. Juni 1968 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 2197/69 des Rates vom 28. 
Oktober 1969 

ABI. Nr. L 279/3 vom 6. November 1969 
Verordnung (EWG) Nr. 2307/70 des Rates vom 10. 
November 1970 

Aß; Nr. L 249 13 vom 17. November 1970 


Verordnung (EWG) Nr. 668/71 des Rates vom 30 
März 1971 

ABI. Nr. L 77/1 vom 1. April 1971; berichtigt ABI 
Nr. L 95/20 

Verordnung (EWG) Nr. 1578/71 des Rates vom 19. 
Juli 1971 

ABI. Nr. L 166/1 vom 24. Juli 1971 

In Anhang II werden unter Nummer 04.04 des Ge¬ 
meinsamen Zolltarifs unter Punkt E I b) 2 folgende 
Käsesorten gestrichen: 

„Havarti, Esrom" 


2. Verordnung (EWG) Nr. 987/68 des Rates vom 15. Juli 
1968 

ABI. Nr. L 169/6 vom 18. Juli 1968 
Artikel 1 Buchstabe a enthält folgende Fassung: 

,,a) Milch: 

das Gemelk einer oder mehrerer Kühe oder Zie¬ 
gen, dem nichts hinzugefügt und höchstens ein 
Teil der Fettstoffe entzogen worden ist;“ 


3. Verordnung (EWG) Nr. 1053/68 der Kommission vom 
23. Juli 1968 

ABI. Nr. L 179/17 vom 25. Juli 1968 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 196/69 der Kommission vom 
31. Januar 1969 

ABI. Nr. L 26/28 vom 1. Februar 1969; berichtigt ABI. 
Nr. L 143/15 

Verordnung (EWG) Nr. 2605/70 der Kommission vom 
22. Dezember 1970 

ABI. Nr. L 278/17 vom 23. Dezember 1970 

Verordnung (EWG) Nr. 2369/71 der Kommission vom 
4. November 1971 

ABI. Nr. L 246/27 vom 5. November 1971 

Beim zweiten Muster der Bescheinigung werden in 
der Überschrift die Käsesorten „Havarti oder Esrom" 
gestrichen 


4 Verordnung (EWG) Nr. 1054/68 der Kommission vom 

23. Juli 1968 

ABI. Nr. L 179/25 vom 25. Juli 1968; berichtigt ABI 
Nr. L 143/15/69 

geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 196/69 der Kommission vom 
31. Januar 1969 

ABI. Nr. L 26/28 vom 1. Februar 1969; berichtigt ABI 
Nr. L 143/15 

Verordnung (EWG) Nr. 2262/69 der Kommission vom 
13. November 1969 

ABI. Nr. L 286/25 vom 14. November 1969 

Verordnung (EWG) Nr. 2632'69 der Kommission vom 
29. Dezember 1969 

ABI. Nr. L 327/21 vom 30. Dezember I960 

Verordnung (EWG) Nr. 1183/70 der Kommission vom 

24. Juni 1970 

ABI. Nr. L 138/13 vom 25. Juni 1970 

Verordnung (EWG) Nr. 50.71 der Kommission vom 
12. Januar 1971 

ABI. Nr. L 10 0 vom 13 l.inuai 1971 
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Verordnung (EWG) Nr. 375/71 der Kommission vom 

22. Februar 1971 

ABI. Nr. L 44/9 vom 23. Februar 1971 

Verordnung (EWG) Nr. 1106/71 der Kommission vom 
28. Mai 1971 

ABI. Nr. L 177/13 vom 29. Mai 1971 

Verordnung (EWG) Nr. 1660/71 der Kommission vom 
28. Juli 1971 

ABI. Nr. L 172/16 vom 31. Juli 1971 

Im dritten Erwägungsgrund wird folgender Absatz 
gestrichen: 

„von Dänemark: 

— der .Mejeribrugets Osteeksportudvalg' in Aarhus 
für Havarti der Tarifstelle 04.04 E I b 2;" 

Im Anhang werden die Rubrik 
„Dänemark" 

sowie die entsprechenden Eintragungen in den ein¬ 
zelnen Spalten gestridien. 

5. Verordnung (EWG) Nr. 1098/68 der Kommission vom 
27, Juli 1968 

ABI. Nr. L 184/10 vom 29. Juli 1968 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 412/69 der Kommission vom 
4. März 1969 

ABI. Nr. L 54/9 vom 5. März 1969 

Verordnung (EWG) Nr. 849/69 der Kommission vom 
7. Mai 1969 

ABI. Nr. L 109/7 vom 8. Mai 1969 

Verordnung (EWG) Nr. 1353/69 der Kommission vom 
15. Juli 1969 

ABI. Nr. L 174/10 vom 16. Juli 1969 

Verordnung (EWG) Nr. 951/71 der Kommission vom 
7. Mai 1971 

ABI. Nr. L 103/10 vom 8.Mai 1971 
Im Anhang 

— wird der Text unter Zone E („In Europa gelegene 
Gebiete" bis „ausgenommen Gibraltar") gestri¬ 
chen; 

— Zone F wird Zone E. 

6. Verordnung (EWG) Nr. 1106/68 der Kommission vom 
27. Juli 1968 

ABI. Nr. L 184/26 vom 29. Juli 1968; berichtigt ABI 
Nr L 200/31/69 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr, 2044 69 der Kommission vom 
17. Oktober 1969 

ABI. Nr. L 262/9 vom 18. Oktober 1969 

Verordnung (EWG) Nr. 332/70 der Kommission vom 

23. Februai 1970 

ABI. Nr. L 44/1 vom 25. Februar 1970 
Verordnung (EWG) Nr. 2026/71 der Kommission vom 
21. September 1971 

ABI. Nr. L 214/9 vom 22. September 1971 

In Artikel 7 Absatz 2 Unterabsatz 2 werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„intended for denaturing or Processing in accordance 
with Regulation (EEC) No 1106/68" 

„besternt til at underkastes kontrol med henblik pä 
denaturering eller forarbejdning i overensstemmelse 
med forordning (EOF) nr. 1106/68" 

„besternt til ä kontrolleres med sikte pä denaturering 
eller bearbeidelse i samsvar med forordning (EOF) 
nr. 1106 '68" 


7. Verordnung (EWG) Nr. 1324/68 der Kommission vom 

29. August 1968 

ABI. Nr. L 215/25 vom 30. August 1968 


Anlage I der Verordnung erhält folgende Fassung: 


In Anhang II zur 
Verordnung 
(EWG) Nr. 823/68 
aufgeführte Tarif¬ 
stellen 

Erzeugnisse 

04.04 E I b) 2 

Tilsiter 

ex 04.04 E I b) 3 

Butterkäse 

Danbo 

Edamer 

Elbo 

Esrom 

Fontal 

Fontina 

Fynbo 

Galantino 

Gouda 

Havarti 

Italico 

Jarlsberg 

Maribo 

Molbo 

Mimoletto 

Norvegia 

Samsö 

St. Paulin 

Tybo 

andere Käsesorten mit einem 
Fettgehalt in der Trockenmasse 
von 30 Gewichtshundertteilen 
oder mehr und mit einem Was¬ 
sergehalt in der fettfreien Käse¬ 
masse von mehr als 52 und bis 
zu einschließlich 67 Gewichts¬ 
hundertteilen 


8. Verordnung (EWG) Nr. 685/69 der Kommission vom 
14. April 1969 

ABI. Nr. L 90/12 vom 15. April 1969; berichtigt ABI. 
Nr. L 143/15 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 880/69 der Kommission vom 
12. Mai 1969 

ABI. Nr. L 114/11 vom 13. Mai 1969 

Verordnung (EWG) Nr. !064 , 69 der Kommission vom 
10. Juni 1969 

ABI. Nr. L 139/13 vom 11 Juni 1969 

Verordnung (EWG) Nr 1273/69 der Kommission vom 
2. Juli 1969 

ABI. Nr. L 161/9 vom 3 Juli 1969 

Verordnung (EWG) Nr. 332/70 der Kommission vom 

23. Februar 1970 

ABI. Nr. L 44/1 vom 25. Februar 1970 

Verordnung (EWG) Nr. 603/70 der Kommission vom 
31. März 1970 

ABI. Nr. L 72/62 vom 1. April 1970 

Verordnung (EWG) Nr. 757/70 der Kommission vom 

24. April 1970 

ABI Nr. L 91/31 vom 25. April 1970 

Verordnung (EWG) Nr. 878 70 der Kommission vom 
14. Mai 1970 

ABI. Nr. L 105/24 vom 15 Mai 1970 
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Verordnung (EWG) Nr. 606/71 der Kommission vom 
23. Mai 1971 

ABI. Nr. L 70'16 vom 24 Mai 1971 
Verordnung (EWG) Nr. 1179/71 der Kommission vom 
4. Juni 1971 

ABI. Nr. L 123/18 vom 5. Juni 1971 

Artikel 3 erhält folgende Fassung: 

„1. Die Butter muß in Molkereien, die über technisch 
geeignete Anlagen verfügen, hergestellt worden 
sein, und zwar 

a) aus pasteurisiertem saurem Rahm und 

b) unter Voraussetzungen, die die Herstellung 
einer Butter guter Haltbarkeit gestatten. 

2. Die Interventionsstellen der Mitgliedstaaten, in 
denen die Buttererzeugung aus 'pasteurisiertem 
süßem Rahm mindestens 65 v. H. der gesamten 
Buttererzeugung erreicht, kaufen jedoch auch aus 
Süßrahm hergestellte Butter auf.“ 

ln Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe b werden folgende 
Fassungen angefügt: 

»Butter for intervention" 

„Interventionssmer* 

„Smor fra intervensjonslagre" 

In Artikel 19 Absatz 2 Unterabsatz 2 werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„intended for Processing in accordance with Regu¬ 
lation (EEC) No 685/69“ 

„besternt til forarbejdning i overensstemmelse med 
forordning (EOF) nr. 685/69“ 

„besternt til bearbeiding i henhold til forordning 
(EOF) nr. 685/69“ 

9. Verordnung (EWG) Nr. 2683/70 der Kommission vom 

29. Dezember 1970 

ABI. Nr. L 285/36 vom 31. Dezember 1970 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 994/71) der Kommission vom 
13. Mai 1971 

ABI. Nr. L 108/24 vom 14. Mai 1971 
Verordnung (EWG) Nr. 1638/71 der Kommission vom 
28. Juli 1971 

ABI. Nr. L 170/23 vom 29. Juli 1971 
Verordnung (EWG) Nr. 2369/71 der Kommission vom 
4. November 1971 

ABI. Nr. L 246/27 vom 5. November 1971 
Im Anhang werden folgende Eintragungen gestrichen: 
„ex 04.03 ', 

„Butter mit einem Fettgehalt von 99,5 Gewichtshun¬ 
dertteilen oder weniger" und 
„Zone E“. 

10. Verordnung (EWG) Nr. 757,171 der Kommission vom 
7. April 1971 

ABI. Nr. L 83/53 vom 8. April 1971 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 1189/71 der Kommission vom 
7. Juni 1971 

ABI. Nr. L 124/15 vom 8. Juni 1971 

Veroidnung (EWG) Nr. 1549/71 der Kommission vom 
20. Juli 1971 

ABI. Nr. L 163/62 vom 21. Juli 1971 

Veordnung (EWG) Nr. 1688/71 der Kommission vom 

30. Juli 1971 

ABI. Nr. L 174/1 vom 3. August 1971 


In Artikel 3 Absatz 2 werden folgende Fassungen 
angefügt: 

„Exported from the Community subject to payment 
of the amount laid down in Regulation (EEC) No 
757/71" 

„Udforsel fra Faellesskabet undergivet opkrasvning 
af det belob, der er omhandlet i forordning (E0F) nr. 
757/71" 

„Utforsel fra Fellesskapet hvor belopet nevnt i for¬ 
ordning (E0F) nr. 757/71 skal oppkreves" 

11. Verordnung (EWG) Nr. 1411/71 des Rates vom 29. Ju¬ 
ni 1971 

ABI. Nr. L 148/4 vom 3. Juli 1971 
berichtigt durch: 

Berichtigung zur Verordnung (EWG) Nr. 1411/71 des 
Rates vom 29. Juni 1971 

ABI. Nr. L 188/24 vom 20. August 1971 Berichtigung 
zur Verordnung (EWG) Nr. 1411/71 des Rates vom 
29. Juni 1971 

ABI. Nr. L 233/12 vom 16. Oktober 1971 
In Artikel 6 wird folgender Absatz angefügt: 

„1. a) Die Mitgliedstaaten können eine weitere Klas¬ 
se für Vollmilch mit einem Mindestfettgehalt 
von 3,8 v. H. vorsehen." 

j) Rindfleisch 

1. Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des Rates vom 27. Juni 
1968 

ABI. Nr. L 148/24 vom 28. Juni 1968 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 1253/70 des Rates vom 29. Juni 

1970 

ABI. Nr. L 143/1 vom 1. Juli 1970 
Verordnung (EWG) Nr. 1261/71 des Rates vom 15 Juni 

1971 

ABI. Nr. L 132/1 vom 18. Juni 1971 

Artikel 10 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 10 

(1) Für Kälber und ausgewachsene Rinder wird ein 
Einfuhrpreis festgelegt, der für jedes dieser Erzeug¬ 
nisse auf der Grundlage der Frei-Grenze-Angebots- 
preise der Gemeinschaft unter Berücksichtigung der 
repräsentativsten Kaufmöglichkeiten in bezug auf die 
Qualität und die Quantität sowie die Entwicklung aui 
dem Markt für diese Erzeugnisse berechnet wird. 

Dieser Einfuhrpreis wird anhand der für Kälber, aus¬ 
gewachsene Rinder oder eines der Erzeugnisse des 
Anhangs Abschnitt a Tarifstellen 02.01 A II a) 1 aa) 
oder 02.01 A II a) 1 bb) verfügbaren Preisangaben 
festgelegt, wobei für die letztgenannten Erzeugnisse 
die Angaben in Angebotspreise für Kälber oder aus¬ 
gewachsene Rinder umgerechnet werden. 

(2) Werden die Ausfuhren von lebenden Tieren 
oder von frischem und gekühltem Fleisch aus einem 
oder mehreren Drittländern zu anomal niedrigen Prei¬ 
sen getätigt, die unter den Angebotspreisen der ande¬ 
ren Drittländer liegen, so wird für die Einfuhren aus 
den betreffenden Drittländern ein besonderer Einfuhr¬ 
preis für Kälber oder ausgewachsene Rinder fest¬ 
gelegt. 

(3) Falls einer oder mehrere der um den Zoll erhöh¬ 
ten Einfuhrpreise für Kälber oder für ausgewachsene 
Rinder niedriger sind als der Orientierungspreis, wird 
der Unterschied zwischen dem Orientierungspreis und 
dem betreffenden um den Zoll erhöhten Einfuhrpreis 
durch eine Abschöpfung ausgeglichen, die bei der 
Einfuhr dieses Erzeugnisses in die Gemeinschaft er¬ 
hoben wird. 
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Diese Abschöpfung beträgt jedoch 

a) 75 v H. des obengenannten Unterschieds, wenn 
festgestellt wird, daß der Preis des betreffenden 
Erzeugnisses auf den repräsentativen Märkten der 
Gemeinschaft höher als der Orientierungspreis und 
niedriger als oder gleich 102 v. H. dieses Preises 
ist: 

b) 50 v. H. des obengenannten Unterschieds, wenn 
festgestellt wird, daß der Preis des betreffenden 
Erzeugnisses auf den repräsentativen Märkten der 
Gemeinschaft höher als 102 v, H. des Orientierungs¬ 
preises und niedriger als oder gleich 104 v. H. die¬ 
ses Preises ist; 

c) 25 v. H. des obengenannten Unterschieds, wenn 
festgestellt wird, daß der Preis des genannten Er¬ 
zeugnisses auf den repräsentativen Märkten der 
Gemeinschaft höher als 104 v. H. des Orientierungs¬ 
preises und niedriger als oder gleich 106 v.H. die¬ 
ses Preises ist; 

d) null, wenn festgestellt wird, daß der Preis des be¬ 
treffenden Erzeugnisses auf den repräsentativen 
Märkten der Gemeinschaft höher als 106 v. H. des 
Orientierungspreises ist. 

(4) Bei der Anwendung von Absatz 3 wird eine 
Änderung des Einfuhrpreises oder des auf den reprä¬ 
sentativen Märkten der Gemeinschaft festgestellten 
Preises nicht berücksichtigt, wenn diese Änderung 
einen festzulegenden Betrag nicht übersteigt. 

(5) Der auf den repräsentativen Märkten der Ge¬ 
meinschaft festgestellte Preis ist der Preis, der aus¬ 
gehend von den auf dem repräsentativen Markt oder 
den repräsentativen Märkten der einzelnen Mitglied¬ 
staaten für die verschiedenen Qualitäten — je nach Fall 
für Kälber, für ausgewachsene Rinder oder für Fleisch 
von Kälbern oder von ausgewachsenen Rindern — 
festgesetzten Preisen ermittelt wird, wobei einerseits 
der Bedeutung dieser Qualitäten und andererseits der 
relativen Höhe des Viehbestands der einzelnen Mit¬ 
gliedstaaten Rechnung getragen wird. 

(6) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar¬ 
tikel werden nach dem Verfahren des Artikels 27 
festgesetzt. 

(7) Die sich aus der Anwendung des Absatzes 2 er¬ 
gebenden Abschöpfungen werden nach dem Verfahren 
des Artikels 27 festgesetzt. 

Die sich aus der Anwendung des Absatzes 1 er¬ 
gebenden Abschöpfungen werden von der Kommission 
festgesetzt.“ 


2. Verordnung (EWG) Nr. 1027/68 der Kommission vom 
22. Juli 1968 

ABI. Nr. L 174/14 vom 23. Juli 1968 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 705/71 der Kommission vom 
31. März 1971 

ABI. Nr. L 77/79 vom 1. April 1971 

Artikel 8 über den Handel mit Dänemark wird gestri¬ 
chen. 

Artikel 9 erhält folgende Fassung: 

„Vorbehaltlich des Artikels 6 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1026 68 der Kommission vom 22. Juli 1968 über die 
Errechnung eines besonderen Einfuhrpreises für Käl¬ 
ber und ausgewachsene Rinder werden die in Arti¬ 
kel 10 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 
genannten Abschöpfungen einmal wöchentlich fest¬ 
gesetzt und gelten von dem auf ihre Festsetzung fol¬ 
genden Montag an." 


3. Verordnung (EWG) Nr. 1097/68 der Kommission vom 
27. Juli 1968 

ABI. Nr. L 184'5 vom 29. Juli 1968 
geändert durch; 

Verordnung (EWG) Nr. 1261 '68 der Kommission vom 
20. August 1968 

ABI. Nr. L 2087 vom 21 August 1968 

Verordnung (EWG) Nr. 1556 68 der Kommission vom 

4. Oktober 1968 

ABI. Nr. L 244'15 vom 5. Oktober 1968 

Verordnung (EWG) Nr 1585 68 der Kommission vom 
10. Oktober 1968 

ABI Nr. L 248/16 vom 11. Oktober 1968 

Verordnung (EWG) Nr 1809 69 der Kommission vom 
12. September 1969 

ABI. Nr. L.232'6 vom 13. September 1969 

Verordnung (EWG) Nr 1795 71 der Kommission vom 
17. August 1971 

ABI. Ni. L 187/5 vom 19 August 1971 

In Artikel 9 Absatz 1 werden folgende Fassungen 
angefügt: 

„This copy of the contract entitles to the special im- 
port arrangements provided for in Article 14 (3), sub- 
paragraph (b) (aa) of Regulation (EEC) No 805/68" 
„Dette kontrakteksemplar berettiger til at nyde godt 
af den sasrlige importordning, der er omhandlet i arti- 
kel 14, stk. 3, litra b, underlitra aa, i forordning (EOF) 
nr. 805/68" 

„Dette kontrakteksemplar gir rett il ä nyte godt av 
den saerlige importordning som er nevnt i artikkel 14 
nr. 3 b) aa i forordning (EOF) nr. 805/68" 


k) Tabak 

Verordnung (EWG) Nr. 1726/70 der Kommission vom 
25. August 1970 

ABI. Nr. L 191/1 vom 27. August 1970 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 2596/70 der Kommission vom 
21. Dezember 1970 

ABI. Nr. L 277/7 vom 22 Dezember 1970 

In Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a werden folgende Fas¬ 
sungen angefügt: 

„leaf tobacco harvested in the Community" 

„tobaksblade hastet i Faellesskabet" 

„bladtobakk innhostet innen Fellesskapet“ 

In Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b werden folgende Fas¬ 
sungen angefügt: 

„leaf tobacco imported from third countries" 

„tobaksblade importeret fra tredjelande" 

„bladtobakk importert fra tredjeland" 

In Artikel 5 Absatz 3 werden folgende Fassungen an¬ 
gefügt: 

„tobacco imported from third countries" 

„tobak importeret fra tredjelande" 

„tobakk importert fra tredjeland" 

l) Fischereierzeugnisse 

1. Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 des Rates vom 20. Ok¬ 
tober 1970 

ABI. Nr. L 236/5 vom 27. Oktober 1970; berichtigt 
ABI, Nr. L 4/11/71 und Nr. L 9/7/71 
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Artikel 6 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Die ursprünglichen Mitgliedstaaten können die Bei¬ 
hilfen für die vor Inkrafttreten dieser Verordnung 
gegründeten Erzeugerorganisationen und die 
neuen Mitgliedstaaten die Beihilfen für die vor 
dem Beitritt gegründeten Erzeugerorganisationen 
zur Erleichterung ihrer Anpassung und ihrer Tätig¬ 
keit im Rahmen der Maßnahmen nach Artikel 5 
Absatz 1 beibehalten, sofern diese Beihilfen nicht 
höher sind und nicht während eines längeren Zeit¬ 
raums gewährt werden als die gemäß Absatz 1 
zulässigen Beihilfen," 

Nach Artikel 7 wird folgender Artikel eingefügt 
„Artikel 7 a 

Die ausschließliche Anerkennung einer Erzeugerorga¬ 
nisation für Fischereierzeugnisse für ein bestimmtes 
wirtschaftliches Gebiet kann von den Mitgliedstaaten 
erteilt werden, wenn die Erzeugerorganisalion als 
repräsentativ für die Erzeugung und den Markt dieses 
Gebietes angesehen wird. 

Die Erzeuger, die der in dieser Weise anerkannten 
Erzeugerorganisation nicht angehören und die ihre 
Erzeugung in dem betreffenden Gebiet anlanden, kön¬ 
nen von den Mitgliedstaaten folgenden Regeln unter¬ 
worfen werden: 

a) Den gemeinsamen Regeln des Artikels 5 Absatz 1 
Unterabsatz 2 zweiter Gedankenstrich für Erzeu¬ 
gung und Vermarktung; 

b) den von der betreffenden Organisation festgelegten 
Regeln betreffend den Rücknahmepreis, wenn die¬ 
ser dem nach Artikel 10 Absatz 5 festgesetzten 
Preis gleich ist oder darüber liegt, ohne jedoch den 
Orientierungspreis zu übersteigen, und wenn er 
den gemäß Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 3 er¬ 
lassenen Bestimmungen entspricht." 

In Artikel 10 Absatz 4 erhält Unterabsatz 2 folgende 
Fassung: 

„Um den Erzeugern in den Anlandegebieten, die von 
den wichtigsten Verbrauchszentren der Gemeinschaft 
sehr weit entfernt liegen, zufriedenstellende Bedin¬ 
gungen für den Zugang zu den Märkten zu gewähr¬ 
leisten, können für diese Gebiete Anpassungskoeffi¬ 
zienten auf den in Unterabsatz 1 genannten Preis 
angewandt werden; diese Koeffizienten werden so 
festgesetzt, daß die Unterschiede zwischen den auf 
diese Weise angepaßten Preisen den Preisunterschie¬ 
den entsprechen, die auf der Grundlage der natür¬ 
lichen Bedingungen der Preisbindung auf dem Markt 
bei normaler Produktion vorherzusehen sind. 

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem in Artikel 43 Absatz 2 des EWG-Vertrags vorge¬ 
sehenen Abstimmungsverfahren die allgemeinen Vor¬ 
schriften über die Festsetzung des Hundertsatzes des 
Orientierungspreises, der bei der Berechnung des 
Rücknahmepreises als Grundlage dient, und über die 
Festlegung der in Unterabsatz 1 erwähnten Anlande¬ 
gebiete. 

Der Rat prüft anhand eines Berichts der Kommission 
unter Berücksichtigung der Lage der Fischer in den 
sehr weit entfernten Gebieten die Folgen, welche die 
Anwendung der Anpassungskoeffizienten auf die Be¬ 
rechnung des Finanzausgleichs haben könnte. Der Rat 
faßt auf Vorschlag der Kommission nach dem in Un¬ 
terabsatz 2 genannten Abstimmungsverfahren die er¬ 
forderlichen Beschlüsse." 

Nach Artikel 25 wird folgender Artikel eingefügt: 
„Artikel 25 a 

Für tiefgefrorene Erzeugnisse erläßt der Rat, soweit es 
in irgendeiner Weise erforderlich erscheint, nacfi dem 


Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des EWG-Vertrags 
geeignete Maßnahmen, damit die Stabilität der Preise 
nicht leidet und sich nicht für die an Bord tiefgefrore¬ 
nen Fische und die an Land tiefgefrorenen Fische 
unterschiedliche Wettbewerbsbedingungen ergeben. 
Nach dem gleichen Verfahren erläßt der Rat geeignete 
Maßnahmen, um etwaigen Schwierigkeiten bei der 
Erhaltung des Versorgungsgleichgewichts zu begeg¬ 
nen " 

2. Verordnung (EWG) Nr. 166/71 des Rates vom 26 Ja¬ 
nuar 1971 

ABI. Nr. L 23 3 vom 29. Januar 1971 

In Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe b werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„shrimps" 

„grä rejer" 

„slrandreker" 


m) Hopfen 

Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 des Rates vom 26. Juli 
1971 

ABI. Nr L 175/1 vom 4. August 1971 
In Artikel 17 Absatz 5 wird der Betrag 

„1,6 Millionen Rechnungseinheiten'' 

durch 


„2,4 Millionen Rechnungseinheiten" 

ersetzt 


C. Allgemeine Rechtsakte 

1. Verordnung (EWG) Nr. 1373/70 der Kommission vom 
10. Juli 1970 

ABI. Nr. L 158 1 vom 20. Juli 1970 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 2638/70 der Kommission vom 
23. Dezember 1970 

ABI. Nr L 283 34 vom 29. Dezember 1970 
Artikel 6 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Die in diesem Artikel festgesetzten Zeitgrenzen 
— liegen, solange in Italien die Sommerzeit gilt, 
für diesen Mitgliedstaat um eine Stunde später, 

- liegen, solange in Irland und im Vereinigten 
Königreich nicht die Sommerzeit gilt, für diese 
Mitgliedstaaten um eine Stunde früher." 

Artikel 12 Absatz 4 Unterabsatz 2 Satz 2 erhält fol¬ 
gende Fassung: 

„Der Seriennummer sind je nach dem Mitgliedstaat, 
der das Dokument erteilt, folgende Buchstaben voran¬ 
zustellen: B füi Belgien, DK für Dänemark, D für 
Deutschland, F für Frankreich, IR für Irland, I für 
Italien, L für Luxemburg, NL für die Niederlande, 
N für Norwegen und UK für das Vereinigte König- 
leich." 

2. Verordnung (EWG) Nr. 2637/70 der Kommission vom 
23. Dezember 1970 

ABI. Nr. L 283 15 vom 29. Dezember 1970 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 434/71 der Kommission vom 
26. Februar 1971 

ABI. Nr. L 48 71 vom 27. Februar 1971 
Verordnung (EWG) Nr. 435/71 der Kommission vom 
26. Februar 1971 

ABI. Nr. L 48 72 vom 27. Februar 1971 
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Verordnung (EWG) Nr. 589/71 der Kommission vöta 
19. März 1971 

ABI. Nr. L 67/15 vom 20. März 1971 
Verordnung (EWG) Nr. 952/71 der Kommission vom 
7. Mai 1971 

ABI. Nr. L 103/11 vom 8. Mai 1971 
Verordnung (EWG) Nr. 1391/71 der Kommission vom 
30. Juni 1971 

ABI. Nr. L 145/44 vom 1. Juli 1971 
Verordnung (EWG) Nr. 1605/71 der Kommission vom 
26. Juli 1971 

ABI. Nr. L 168/13 vom 27. Juli 1971 
Verordnung (EWG) Nr. 1607/71 der Kommission vom 
26. Juli 1971 

ABI. Nr. L 168'16 vom 27. Juli 1971 
Verordnung (EWG) Nr. 1614/71 der Kommission vom 
26. Juli 1971 

ABI. Nr. L 168/34 vom 27. Juli 1971 
Verordnung (EWG) Nr. 2128/71 der Kommission vom 
4. Oktober 1971 

ABI. Nr. L 224/16 vom 5. Oktober 1971 
Verordnung (EWG) Nr. 2195/71 der Kommission vom 
13. Oktober 1971 

ABI. Nr. L 231/26 vom 14. Oktober 1971 
Verordnung (EWG) Nr. 2256/71 der Kommission vom 
21. Oktober 1971 

ABI. Nr. L 237/25 vom 22. Oktober 1971 

In Artikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 2 werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„without cash refund" 

„uden kontant restitution" 

„uten restitusjon i kontanter" 

In Artikel 8 Absatz 3 Unterabsatz 4 werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„exempt from levies" 

„fritagelse for importafgift" 

„fritakelse for importavgift" 

In Artikel 10 Absatz 1 werden folgende Fassungen 
angefügl: 

„the quantity relates to the Standard quality" 

„masngden refererer til standardkvaliteten“ 

„mengden refererer seg til standardkvaliteten" 

In Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe b werden folgende 
Hinweise gestridien: 

„Dänemark" und „Großbritannien" 

In Artikel 16 Absatz 1 Unterabsatz 2 werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„valid for . . . (quantity given in figures and in letters)" 
„gyldig for . . . (maengde i tal og bogstaver)" 

„gyldig for ... (mengden i fall og bokstaver)” 

In Artikel 18 Absatz 1 werden folgende Fassungen 
angefügt: 

„the abbreviations AAMS/OCT" 

„forkortelserne A.A.S.M IO L.T." 

„forkortelsene E.A.M.A./P T.O.M.“ 

In Artikel 18 Absatz 2 werden folgende Fassungen 
angefügt: 

„levy applied for in accordance with Article 3 (2) of 
Regulation No 540/70“ 

„importafgift begaeies i overensstemmelse med artikel 
3, stk 2, i forordning nr. 540/70" 

„importavgift begjeert i samsvar med artikkel 3 nr. 2 
i forordning nr. 540/70" 


In Artikel 19 Absatz 1 werden folgende Fassungen 
angefügt: 

„food aid" 

„fodevarehjaelp" 

„neeringsmiddelstilskott" 

„matvarehjelp" 

In Artikel 30 Absatz 2 werden folgende Fassungen 
angefügt: 

„Tender Regulation No .. . (OJ No ..,,..) 
final date for the Submission of tenders 
expiring on . . ." 

„licitationsforordning nr. .. . (EFT nr. . . . af . . .) 
tilbudsfristen udlober . . 

„forordning om anbudsutskrivning nr.... (O.K. nr. . . . 
av ..) fristen for ä presentere tilbudene utloper 
den .." 

In Artikel 31 Absatz 1 werden folgende Fassungen 
angefügt: 

„for export in pursuance of Article 25 of Regulation 
No 1009/67/EEC" 

„til eksport i medfor af artikel 25 i forordning nr 
1OO9/67/E0F" 

„til eksport i henhold til artikkel 25 i forordning nr. 
1OO9/67/E0F" 

In Artikel 31 Absatz 2 werden folgende Fassungen 
angefügt: 

„for export without refund" 

„til eksport uden restitution" 

„til eksport Uten restitusjon" 

ln Artikel 35 Absatz 2 Buchstabe b wird die Rubrik 
„ex 04.04 E I b) 1 Cheddar und Chester für die Aus¬ 
fuhr nach der Zone E" 

gestrichen 

In Artikel 35 wird Absatz 4 gestrichen 

In Artikel 36 Absatz 1 Unterabsatz 1 werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„target quantity" 

„ansläet maengde“ 

„anslät mengde“ 

In Artikel 36 Absatz 3 Unterabsatz 2 werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„additional licence" 

„ekstra licens" 

„utfyllende lisens" 

In Artikel 41 Absatz 1 werden folgende Fassungen 
angefügt: 

„meat intended for Processing — System bb) ..." 

„kod besternt til forarbejdning — ordning bb .." 

„kjott besternt til foredling — bb reglene , .." 

In Artikel 41 Absatz 2 werden folgende Fassungen 
angefügt 

„Suspension of the levy at .. ,°/o in respect of ... 
(quantity in figures and in letters) kg" 

„nedsaettelse af importafgiften til . . .°/o for. .. (kvan- 
tum i tal og bogstaver) kg" 

„suspensjon av importavgiften til et belop pä . . ,°/g 
for. . . (mengde i tall og bokstaver) kg" 

In Artikel 47 Absatz 1 Unterabsatz 2 werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„density tolerance of 0.03" 

„tolerance tor vaegtfylde pä 0 0.3" 

„tillatt avvik i romvekt pä 0.03” 
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In Artikel 49 Absatz 2 Unterabsatz 2 werden folgende 
Fassungen angefügt: 

„tolerance of 0.4 degree" 

„tolerance 0,4 grader" 

„tillatt avvik pä 0,4 grader“ 

D. Saatgut- und Pflanzgutrecht 

1. Richtlinie Nr. 66/401/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 

ABI. Nr. 125/2298 vom 11. Juli 1966 
geändert durch: 

Richtlinie Nr. 69/63/EWG des Rates vom 18. Februar 
1969 

ABI. Nr. L 48/8 vom 26. Februar 1969 
Richtlinie Nr. 71/162/EWG des Rates vom 30. März 
1971 

ABi. Nr. L 87/24 vom 17. April 1971 
In Artikel 14 wird der folgende Absatz angefügt: 

„1. a) Die Kommission genehmigt nach dem Verfah¬ 
ren des Artikel 21 für den Verkehr mit Futter¬ 
pflanzensaatgut im gesamten Gebiet oder in 
Teilgebieten eines oder mehrerer Mitgliedstaa¬ 
ten den Erlaß strengerer als der in der Anlage 
II vorgesehenen Vorschriften bezüglich des 
Vorhandenseins von Avena fatua in diesem 
Saatgut, wenn vergleichbare Vorschriften auf 
die einheimische Erzeugung dieses Saatguts 
angewandt werden und wenn im Futterpflan¬ 
zenbau des betreffenden Gebiets tatsächlich 
Maßnahmen zur Bekämpfung von Avena fatua 
im Gange sind.“ 

2. Richtlinie Nr. 66/402/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 

ABI. Nr. 125/2309 vom 11. Juli 1966 
geändert durch: 

Richtlinie Nr. 69/60/EWG des Rates vom 18. Februar 
1969 

ABI. Nr. L 48/1 vom 26 Februar 1969 
Richtlinie Nr. 71/162/EWG des Rates vom 30. März 1971 

ABI. Nr. L 87/24 vom 17. April 1971 

Artikel 14 wird durch folgenden neuen Absatz ergänzt: 
.1. a) Die Kommission genehmigt nach dem Verfah¬ 
ren des Artikels 21 für den Verkehr mit Ge¬ 
treidesaatgut im gesamten Gebiet oder in Teil¬ 
gebieten eines oder mehrerer Mitgliedstaaten 
den Erlaß strengerer als der in der Anlage II 
vorgesehenen Vorschriften bezüglich des Vor¬ 
handenseins von Avena fatua in diesem Saat¬ 
gut, wenn vergleichbare Vorschriften auf die 
einheimische Erzeugung dieses Saatguts ange¬ 
wandt werden und wenn im Getreideanbau des 
betreffenden Gebiets tatsächlich Maßnahmen 
zur Bekämpfung von Avena fatua im Gange 
sind." 

3. Richtlinie Nr. 70/457/EWG des Rates vom 29. Septem¬ 
ber 1970 

ABI. Nr. L 225/1 vom 12. Oktober 1970 

In Artikel 3 Absatz 3 wird folgender Unterabsatz an¬ 
gefügt: 

„Im Falle der neuen Mitgliedstaaten wird der oben¬ 
genannte Termin 1 Juli 1970 durch den Termin 1. Ja¬ 
nuar 1973 ersetzt.“ 

In Artikel 15 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz an¬ 
gefügt: 

„Im Falle der neuen Mitgliedstaaten wird der oben¬ 
genannte Termin 1 Juli 1972 durch den Termin 1. Juli 
1973 ersetzt." 


In Artikel 16 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz an¬ 
gefügt: 

„Im Falle der neuen Mitgliedstaaten wird der oben¬ 
genannte Termin 1. Juli 1972 durch den Termin 1. Juli 

1973 ersetzt." 

In Artikel 17 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

„Im Falle der neuen Mitgliedslaaten wird der oben¬ 
genannte Termin 1. Juli 1972 durch den Termin 1. Juli 
1973 ersetzt." 

4. Richtlinie Nr. 70/458/EWG des Rates vom 29. Septem¬ 
ber 1970 

ABI. Nr. L 225/7 vom 12. Oktober 1970 
geändert durch- 

Richtlinie Nr. 71/162/EWG des Rates vom 30. März 
1971 

ABI Nr. L 87/24 vom 17. April 1971 

ln Artikel 9 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz an¬ 
gefügt: 

„Im Falle der neuen Mitgliedstaaten werden die oben¬ 
genannten Termine 1. Juli 1970 und 30. Juni 1975 
durch die Termine 1. Januar 1973 bzw. 31. Dezember 
1977 ersetzt." 

In Artikel 9 Absatz 2 wird folgender Unterabsatz an¬ 
gefügt: 

„Im Falle der neuen Mitgliedstaaten wird der oben¬ 
genannte Termin 1 Juli 1970 durch den Termin 1. Ja¬ 
nuar 1973 ersetzt " 

In Artikel 12 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz an¬ 
gefügt: 

„Im Falle der neuen Mitgliedstaaten wird der oben¬ 
genannte Termin 1 Juli 1970 durch den Termin 1. Ja¬ 
nuar 1973 ersetzt." 

In Artikel 16 Absatz 4 wird folgender Unterabsatz an¬ 
gefügt: 

„Im Falle der neuen Mitgliedstaaten wird der oben¬ 
genannte Termin 1. Juli 1972 durch den Termin 1. Juli 
1973 ersetzt." 

In Artikel 26 Absatz 2 wird folgender Unterabsatz an¬ 
gefügt: 

„Im Falle der neuen Mitgliedstaaten wird der oben¬ 
genannte Termin 1. Juli 1970 durch den Termin 1. Ja¬ 
nuar 1973 ersetzt." 

Anlage II Nummer 3 Buchstabe a: 

a) nach der Zeile „Asparagus Officinalis" wird fol¬ 
gende Art eingefügt: „Beta vulgaris (Cheltenham 
beet)"; in den Spalten betreffend die technische 
Mindestreinheit, den Höchstanteil an Körnern an¬ 
derer Pflanzenarten und die Mindestkeimfähigkeit 
werden jeweils die folgenden Prozentsätze ange¬ 
geben: 

„97 — 0,5 — 50 (Knäuel)" 

b) die Angabe „Beta vulgaris (alle Arten)" wird durch 

„Beta vulgaris (übrige Arten)" 

ersetzt. 


E, Agrarstatistik 

1. Richtlinie Nr. 68/161/EWG des Rates vom 27. März 
1968 

ABI. Nr. L 76/13 vom 28. März 1968 
berichtigt durch: 

Berichtigung der Richtlinie Nr. 68/161/EWG des Rates 
vom 27. März 1968 

ABI Nr. L 132'15 vom 14. Juni 1968 
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ln Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b wird folgender Satz 
angefügt: 

„Die neuen Mitgliedstaaten führen diese Unter¬ 
suchung im Verlauf des Jahres 1973 durch." 

2. Richtlinie Nr. 69/400/EWG des Rates vom 28. Oktober 
1969 

ABI. Nr. L 288'1 vom 17. November 1969 

In Artikel 6 Absatz 2 wird folgender Unterabsatz an¬ 
gefügt: 

„Im Falle der neuen Mitgliedstaaten erfolgt die Über¬ 
mittlung der Angaben, über die sie verfügen, so bald 
wie möglich nach dem Beitritt." 

F. Veterinärrecht 

1. Richtlinie Nr. 64/432/EWG des Rates vom 26. Juni 1964 

ABI. Nr. 121/1977 vom 29. Juli 1964: berichtigt ABI. 
S. 2799 

geändert durch: 

Richtlinie Nr. 66'600/EWG des Rates vom 25. Oktober 
1966 

ABI. Nr. 192/3294 vom 27. Oktober 1966 
Richtlinie Ni. 70/360/EWG des Rates vom 13. Juli 1970 
ABI. Nr. L 157/40 vom 18. Juli 1970 
Richtlinie Nr. 71/285/EWG des Rates vom 19. Juli 1971 
ABI. Nr. L 179/1 vom 9. August 1971 

Das Datum in Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe C Absatz 2 
wird durch das Datum des 31. Dezember 1977 ersetzt. 

Anlage F: 

a) — unter Punkt IV Zeile 5 der Bescheinigung Mu¬ 

ster I ist nach dem Wort „Schiff" die Anmer¬ 
kung (3) einzufügen 

— unter Punkt IV Zeile 5 der Bescheinigung Mu¬ 
ster II ist nach dem Wort „Schiff" die Anmer¬ 
kung (4) einzufügen 

— unter Punkt IV Zeile 5 der Bescheinigung Mu¬ 
ster III ist nach dem Wort „Schiff“ die Anmer¬ 
kung (3) einzufügen 

— unter Punkt IV Zeile 5 der Bescheinigung Mu¬ 
ster IV ist nach dem Wort „Schiff" die Anmer¬ 
kung (4) einzufügen. 

b) — die Fußnote (3) der Bescheinigung Muster I 

— die Fußnote (4) der Bescheinigung Muster II 

— die Fußnote (3) der Bescheinigung Muster III 

— die Fußnote (4) der Bescheinigung Muster IV 
erhalten folgende Fassung: 

„Bei Versand mit Eisenbahnwaggons oder Last¬ 
kraftwagen sind die jeweiligen Kennzeichen oder 
Nummern, bei Versand per Flugzeug die Flug¬ 
nummer und bei Versand per Schiff der Name des 
Schiffes einzutragen." 

2. Richtlinie Nr. 64/433/EWG des Rates vom 26. Juni 1964 

ABI. Nr. 121/2012 vom 29, Juli 1964; berichtig* ABI. 
S. 2799 

geändert durch: 

Richtlinie Nr 66'601/EWG des Rates vom 25. Oktober 
1966 

ABI. Ni. 192/3302 vom 27. Oktober 1966 


Richtlinie Nr. 69/349/EWG des Rates vom 6 Oktober 

1969 

ABI. Nr. L 256/5 vom 11. Oktober 1969 

Richtlinie Nr. 70/486/EWG des Rates vom 27. Oktober 

1970 

ABI. Nr. L 239/42 vom 30. Oktober 1970; berichtigt 
ABI. Nr. L 245/35 

In Anlage I Kapitel IX erhalten Absatz 1 dritter Ge¬ 
dankenstrich der Nummer 40 und Absatz 3 dritter 
Gedankenstrich der Nummer 43 folgende Fassung: 

„— im unteren Teil eine der folgenden Abkürzungen: 
EWG, EEG, CEE, E0F, EEC." 

In Anlage II erhält die Fußnote (3) des Musters der 
Gesundheitsbescheinigung folgende Fassung: 

„Bei Versand mit Eisenbahnwaggons oder Lastkraft¬ 
wagen sind die jeweiligen Kennzeichen oder Num¬ 
mern, bei Versand per Flugzeug die Flugnummer und 
bei Versand per Schiff der Name des Schiffes einzu¬ 
tragen." 


3. Richtlinie Nr. 71/118/EWG des Rates vom 15. Februar 
1971 

ABI. Nr. L 55/23 vom 8. März 1971 

In Anhang I Kapitel II Nummer 2 Buchstabe b wird 
der erste Absatz wie folgt ergänzt: 

„In den Mitgliedstaaten, in denen auch Tauben ent¬ 
sprechend den Bestimmungen dieser Richtlinie ge¬ 
schlachtet werden müssen, kann jedoch das frische 
Taubenfleisch in dem gleichen Raum gelagert werden 
wie das frische Fleisch von Haustieren der in Arti¬ 
kel 1 Absatz 1 genannten Arten " 

ln Anhang I Kapitel IV wird unter Nummer 16 der 
folgende Satz angefügt: 

„Die Betäubung braucht jedoch nicht durchgeführt zu 
werden, wenn eine religiöse Vorschrift dies verbietet.“ 

In Anhang I Kapitel VII Nummer 31 erhalten unter 
Buchstabe a in Absatz 2 der dritte Gedankenstrich und 
unter Buchstabe c in Absatz 2 der dritte Gedanken¬ 
strich folgende Fassung: 

„— im unteren Teil eine der folgenden Abkürzungen: 
EWG, EEG, CEE, EOF, EEC.“ 

In Anhang II wird unter Nummer 1 Buchstabe a der 
folgende Satz angefügt: 

„Wird in einem Mitgliedstaat ein polizeiliches Füh¬ 
rungszeugnis nicht ausgestellt, so kann statt dessen 
eine eidesstattliche Erklärung oder eine feierliche Er¬ 
klärung vorgelegt werden, die der Betreffende vor 
einer Justiz- oder Verwaltungsbehörde, einem Notar 
oder einer hierzu befugten Berufsorganisation dieses 
Mitgliedstaates abgegeben hat." 

ln Anhang IV erhält die Fußnote (3) des Musters der 
Genußtauglichkeitsbescheinigung folgende Fassung: 

„Bei Versand mit Eisenbahnwaggons oder Lastwagen 
sind die jeweiligen Kennzeichen oder Nummern, bei 
Versand per Flugzeug die Flugnummer und bei Ver¬ 
sand pei Schiff der Name des Schiffes einzutragen." 
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III. Niederlassungsrecht, freier Dienstleistungsver¬ 
kehr, Koordinierung der Verfahren auf dem Gebiet 
der öffentlichen Bauaufträge und Angleidiung der 
Rechtsvorschriften 


A. Land- und Forstwirtschaft, Gartenbau, Fischerei 

1. Richtlinie Nr. 65/1/EWG des Rates vom 14. Dezember 

1964 

ABI. Nr. 1/65 vom 8. Januar 1965 

Am Ende von Artikel 5 Absatz 2 wird angefügt: 

,,d) In Dänemark: 

— durch das Erfordernis für nicht in Dänemark 
ansässige Personen und für Gesellschaften, die 
ihren Sitz nicht in Dänemark haben, eine vor¬ 
herige Genehmigung für den Erwerb von 
Grundbesitz vom Justizministerium zu erwir¬ 
ken (Gesetz vom 23. Dezember 1959 über den 
Erwerb von Grundbesitz)." 

Artikel 6 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Wird im Heimat- oder Herkunftsland ein Zuver- 
lässigkeitsnachweis oder eine Bescheinigung dar¬ 
über, daß kein Konkurs erfolgt ist, nicht ausge¬ 
stellt. so kann das betreffende Dokument durch 
eine eidesstattliche Erklärung — oder in den Staa¬ 
ten, in denen es keine eidesstattliche Erklärung 
gibt, durch eine feierliche Erklärung — ersetzt wer¬ 
den, die der Betreffende vor einer zuständigen 
Justiz- oder Verwaltungsbehörde oder gegebenen¬ 
falls vor einem Notar des Heimat- oder Herkunfts¬ 
landes, die eine diese eidesstattliche Erklärung 
oder diese feierliche Erklärung bestätigende Be¬ 
scheinigung ausstellen, abgegeben hat. Die Erklä¬ 
rung, daß kein Konkurs erfolgt ist, kann auch vor 
einer hierzu befugten, für den Beruf des Betref¬ 
fenden zuständigen Stelle dieses Landes abgege¬ 
ben werden." 

2. Richtlinie Nr. 67/530/EWG des Rates vom 25. Juli 1967 

ABI. Nr. 190/1 vom 10. August 1967 

An Artikel 3 Absatz 2 wird folgendes angefügt: 

„In Dänemark: 

— Erfordernis für nicht in Dänemark ansässige Per¬ 
sonen und für Gesellschaften, die ihren Sitz nicht 
in Dänemark haben, eine vorherige Genehmigung 
für den Erwerb von Grundbesitz vom Justiz¬ 
ministerium zu erwirken (Gesetz vom 23. Dezem¬ 
ber 1959 über den Erwerb von Grundbesitz): 

In Norwegen: 

— Erfordernis norwegischer Staatsangehörigkeit für 
die Zucht von Rentieren (Gesetz vom 12. Mai 
1933).'' 

3 Richtlinie Nr. 67/531/EWG des Rates vom 25. Juli 1967 

ABI Nr. 190/3 vom 10. August 1967 

Am Ende von Artikel 3 Absatz 2 wird folgendes an¬ 
gefügt: 

. In Dänemark: 

— Erfordernis für nicht in Dänemark ansässige Per¬ 
sonen und für Gesellschaften, die ihren Sitz nicht 
in Dänemark haben, eine vorherige Genehmigung 
für den Erwerb von Grundbesitz vom Justizmini¬ 
sterium zu erwirken (Gesetz vom 23. Dezember 
1959 über den Erwerb von Grundbesitz)." 


4. Richtlinie Nr. 67/532/EWG des Rates vom 25. Juli 1967 

ABI. Nr. 190/5 vom 10. August 1967 

Am Ende von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b wird 
folgendes angefügt: 

„Im Vereinigten Königreich: 

„Cooperative association" (Finance Act 1965, section 
70 (9)) : 

In Irland: 

„Cooperative Society“ (Industrial and Provident Socie- 
ties Acts, 1893—1966): 

In Dänemark: 

„Andelsselskab"; 
ln Norwegen: 

„Kooperativer“.'' 

5. Richtlinie Nr. 67/654/EWG des Rates vom 24. Oktober 
1967 

ABI. Nr. 263/6 vom 30. Oktober 1967 

Am Ende von Artikel 3 Absatz 2 wird folgendes an¬ 
gefügt: 

„d) In Dänemark: 

— durch das Erfordernis für nicht in Dänemark 
ansässige Personen und für Gesellschaften, die 
ihren Sitz nicht in Dänemark haben, eine vor¬ 
herige Genehmigung für den Erwerb von 
Grundbesitz vom Justizministerium zu erwir¬ 
ken (Gesetz vom 23. Dezember 1959 über den 
Erwerb von Grundbesitz): 

e) In Norwegen: 

— durch das Erfordernis der norwegischen Staats¬ 
angehörigkeit für den Erwerb von Wald (Gesetz 
vom 18. September 1909)." 

Artikel 6 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Wird im Heimat- oder Herkunftsland ein Zuverlässig¬ 
keitsnachweis oder eine Bescheinigung darüber, daß 
kein Konkurs erfolgt ist, nicht ausgestellt, so kann das 
betreffende Dokument durch eine eidesstattliche Er¬ 
klärung — oder in den Staaten, in denen es keine 
eidesstattliche Erklärung gibt, durch eine feierliche 
Erklärung — ersetzt werden, die der Betreffende vor 
einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde 
odei gegebenenfalls vor einem Notar des Heimat¬ 
oder Herkunftslandes, die eine diese eidesstattliche 
Erklärung oder diese feierliche Erklärung bestätigende 
Bescheinigung ausstellen, abgegeben hat. Die Erklä¬ 
rung, daß kein Konkurs erfolgt ist, kann auch vor 
einer hierzu befugten, für den Beruf des Betreffenden 
zuständigen Stelle dieses Landes abgegeben werden." 

6. Richtlinie Nr. 68/192/EWG des Rates vom 5. April 1968 

ABI. Nr. L 93/13 vom 17. April 1963 

Am Ende von Ariikel 3 Absatz. 2 wird folgendes an¬ 
gefügt: 

„In Dänemark: 

— Voraussetzung für die Gewährung oder weitere In¬ 
anspruchnahme von Darlehen unter gewissen gün¬ 
stigen Bedingungen und Sicherheiten für Klein¬ 
bauern ist gemäß § 5 Sektion 1 des Gesetzes über 
die Kleinbauern Nr. 117 vom 10 April 1967 die 
dänische Staatsangehörigkeit." 

7 Richtlinie Nr. 71/18/EWG des Rates vom 16. Dezembei 
1970 

ABI Nr. L 8 24 vom I 1. Januar 1971 

Am Ende von Artikel 3 Absatz 2 wird folgendes an¬ 
gefügt: 

..() In Dänemark: 

- durdi das Erfordernis lüi nicht in Dänemark 
ansässige Personen und ICii Gesellschaften, die 
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ihren Silz nicht in Dänemark haben, für den 
Erwerb von Grundbesitz eine vorherige Geneh¬ 
migung vom Justizministerium zu erwirken 
(Gesetz vom 23. Dezember 1959 über den Er¬ 
werb von Grundbesitz)." 

Artikel 7 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Wird im Heimat- oder Herkunftsland ein Zuverläs¬ 
sigkeitsnachweis oder eine Bescheinigung darüber, daß 
kein Konkurs erfolgt ist, nicht ausgestellt, so kann 
das betreffende Dokument durch eine eidesstattliche 
Erklärung — oder in den Staaten, in denen es keine 
eidesstattliche Erklärung gibt, durch eine feierliche 
Erklärung — ersetzt werden, die der Betreffende vor 
einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde 
oder gegebenenfalls vor einem Notar des Heimat¬ 
oder Herkunftslandes, die eine diese eidesstattliche 
Erklärung oder diese feierliche Erklärung bestätigende 
Bescheinigung ausstellen, abgegeben hat. Die Erklä¬ 
rung, daß kein Konkurs erfolgt ist, kann auch vor 
einer hierzu befugten, für den Beruf des Betreffenden 
zuständigen Stelle dieses Landes abgegeben werden." 


B. Bergbau, Energie- und Wasserwirtschaft 

1. Richtlinie Nr. 64/428/EWG des Rates vom 7. Juli 1964 
ABI. Nr. 117/1871 vom 23. Juli 1964 

Am Ende von Artikel 4 Absatz 2 wird folgendes hin¬ 
zugefügt: 

„e) Im Vereinigten Königreich: 

— durch die Beschränkung der Erteilung von Kon¬ 
zessionen für das Schürfen und die Erzeugung 
von Erdöl und Erdgas an Personen, die an¬ 
sässige Bürger des Vereinigten Königreichs und 
der Kolonien sind oder an im Vereinigten 
Königreich niedergelassene Gesellschaften (Ver¬ 
ordnung Nr. 4 der Verordnungen von 1966 
über Erdöl [Gewinnung]); 

f) In Dänemark: 

— durch das Erfordernis für nicht in Dänemark 
ansässige Personen und für Gesellschaften, die 
ihren Sitz nicht in Dänemark haben, eine vor¬ 
herige Genehmigung vom Justizministerium für 
den Erwerb von Grundbesitz zu erwirken (Ge¬ 
setz vom 23. Dezember 1959 über den Erwerb 
von Grundbesitz); 

g) In Norwegen: 

— durch das Verbot in bezug auf Schürfung und 
Einreichung von Konzessionserklärungen und 
-anträgen für Ausländer oder Gesellschaften, 
Körperschaften (korporasjoner) und Stiftungen 
(stiftelser), die ihren Sitz nicht in Norwegen 
haben und deren Geschäftsführungsorgane nicht 
ausschließlich von norwegischen Staatsbürgern 
besetzt sind (Gesetz vom 14. Juli 1842, Arti¬ 
kel 66); 

— durch die Befreiung norwegischer Staatsbürger 
von der Verpflichtung zur Erlangung einer 
Konzession bei dem Erwerb von nachgewiese¬ 
nen Vorkommen oder Bergwerken durch Erb¬ 
übergang, Übertragung innerhalb der Fami¬ 
lie usw. (Gesetz Nr. 16 vom 14. Dezember 1917, 
Artikel 11 Absatz 1); 

durch entsprechende Vorschriften für den Er¬ 
werb von Kalksteinvorkommen (Gesetz Nr. 5 
vom 3. Juli 1914, Artikel 2 Buchstabe a); 
durch entsprechende Vorschriften tür den Er¬ 
werb von Quarzvorkommen (Gesetz Nr. 3 vom 
17. Juni 1949, Artikel 2 Buchstabe a); 


— durch das Erfordernis in bezug auf Konzessio¬ 
nen für den Erwerb und den Abbau nach¬ 
gewiesener Vorkommen oder von Bergwerken 
an eine Gesellschaft, Körperschaft (korporasjon) 
oder Stiftung (stifteise), im allgemeinen den 
Gesellschaftssitz in Norwegen und die Mehr¬ 
heit der Verwaltungsratsmitglieder einschließ¬ 
lich des Präsidenten die norwegische Staats¬ 
angehörigkeit zu haben (Gesetz Nr. 16 vom 
14. Dezember 1917, Artikel 13 Absatz 1); 

— durch entsprechende Vorschriften betreffend 
den Erwerb von Kalksteinvorkommen (Gesetz 
Nr. 5 vom 3. Juli 1914, Artikel 4); 

— durch entsprechende Vorschriften betreffend Jen 
Erwerb von Quarzvorkommen (Gesetz Nr. 3 
vom 17. Juni 1949, Artikel 4)." 

Artikel 6 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Wird im Heimat- oder Herkunftsland ein Zuverlässig¬ 
keitsnachweis oder eine Bescheinigung darüber, daß 
kein Konkurs erfolgt ist, nicht ausgestellt, so kann das 
betreffende Dokument durch eine eidesstattliche Erklä¬ 
rung — oder in den Staaten, in denen es keine eides¬ 
stattliche Erklärung gibt, durch eine feierliche Erklä¬ 
rung — ersetzt werden, die der Betreffende vor einer 
zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde oder 
gegebenenfalls vor einem Notar des Heimat- oder 
Herkunftslandes, die eine diese eidesstattliche Erklä¬ 
rung oder diese feierliche Erklärung bestätigende Be¬ 
scheinigung ausstellen, abgegeben hat. Die Erklärung, 
daß kein Konkurs erfolgt ist, kann auch vor einer 
hierzu befugten, für den Beruf des Betreffenden zu¬ 
ständigen Stelle dieses Landes abgegeben werden." 

2. Richtlinie Nr. 66/162/EWG des Rates vom 28. Februar 
1966 

ABI. Nr. 42/584 vom 8. März 1966 

Am Ende von Artikel 4 Absatz 2 wird folgendes ange¬ 
fügt: 

„e) In Dänemark: 

— durch das Erfordernis für nicht in Dänemark 
ansässige Personen und für Gesellschaften, die 
ihren Sitz nicht in Dänemark haben, für den 
Erwerb von Grundbesitz eine vorherige Geneh¬ 
migung vom Justizministerium zu erwirken 
(Gesetz vom 23. Dezember 1959 über den Er¬ 
werb von Grundbesitz); 

f) In Norwegen: 

— durch die Beschränkung der Erteilung von Kon¬ 
zessionen für den Erwerb von Wasserfällen auf 
Gesellschaften, Körperschaften (korporasjoner) 
und Stiftungen (stiftelser) mit Sitz in Norwe¬ 
gen, deren Verwaltungsratsmitglieder ein¬ 
schließlich des Präsidenten in der Mehrheit nor¬ 
wegische Staatsbürger sind (Gesetz Nr. 16 vom 
14. Dezembei 1917, Artikel 2); 

— durch die Beschränkung der Erteilung von Kon¬ 
zessionen für den Erwerb eines Nutzungsrechts 
an dem norwegischen Staat oder den norwegi¬ 
schen Gemeinden gehörenden Wasserfällen an 
die obengenannten Gesellschaften oder an nor¬ 
wegische Staatsbüiger (Artikel 5 desselben Ge¬ 
setzes) : 

durch die Befreiung norwegischer Staatsbürger 
von der Verpflichtung zur Erlangung einer Kon¬ 
zession beim Erwerb von Wasserfällen aus Erb- 
übergang, Übertragung innerhalb der Familie 
usw. (Artikel 1 Absatz 2 desselben Gesetzes); 
durch die Festlegung günstigerei Bedingungen 
für norwegisdie Staatsbürger betreftend be¬ 
stimmte Arten des Erwerbs von Wasserfällen 
(Artikel 3 desselben Gesetzes)." 
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Artikel 7 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Wird im Heimat- oder Herkunftsland ein Zuverlässig¬ 
keitsnachweis oder eine Bescheinigung darüber, daß 
kein Konkurs erfolgt ist, nicht ausgestellt, so kann das 
betreffende Dokument durch eine eidesstattliche Er¬ 
klärung — oder in den Staaten, in denen es keine 
eidesstattliche Erklärung gibt, durch eine feierliche 
Erklärung — ersetzt werden, die der Betreffende vor 
einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde 
oder gegebenenfalls vor einem Notar des Heimat¬ 
oder Herkunftslandes, die eine diese eidesstattliche Er¬ 
klärung oder diese feierliche Erklärung bestätigende 
Bescheinigung ausstellen, abgegeben hat. Die Erklä¬ 
rung, daß kein Konkurs erfolgt ist, kann auch vor 
einer hierzu befugten, für den Beruf des Betreffenden 
zuständigen Stelle dieses Landes abgegeben werden." 

3. Richtlinie Nr. 69/82/EWG des Rates vom 13. März 1969 
ABI. Nr. L 68/4 vom 19. März 1969 

Am Ende von Artikel 3 Absatz 2 wird folgendes an¬ 
gefügt: 

„ d) Im Vereinigten Königreich: 

— durch die Beschränkung der Erteilung von Kon¬ 
zessionen für das Schürfen von Erdöl und Erd¬ 
gas an Personen, die im Vereinigten Königreich 
ansässige Staatsbürger des Vereinigten König¬ 
reichs und der Kolonien sind oder an im Ver¬ 
einigten Königreich niedergelassene Gesell¬ 
schaften (Verordnung Nr. 4 der Verordnungen 
von 1966 über Erdöl [Gewinnung]); 

e) In Dänemark: 

— durch das Erfordernis für nicht in Dänemark 
ansässige Personen und für Gesellschaften, die 
ihren Sitz nicht in Dänemark haben, für den 
Erwerb von Grundbesitz eine vorherige Geneh¬ 
migung vom Justizministerium zu erwirken 
(Gesetz vom 23. Dezember 1959 über den Er¬ 
werb von Grundbesitz): 

f) In Norwegen: 

— durch das Verbot des Erwerbs von Eigentums¬ 
oder Nutzungsrechten an Immobilien für jede 
natürliche oder juristische Person mit Aus¬ 
nahme des norwegischen Staates, der norwe¬ 
gischen Gemeinden, der norwegischen Staats¬ 
bürger und der Gesellschaften, Körperschaften 
(korporasjoner) und Stiftungen (stiftelser) mit 
Sitz in Norwegen und einem Verwaltungsrat, 
der ausschließlich aus Norwegern besteht und 
— soweit es die Gesellschaften betrifft — mit 
mindestens acht Zehntel norwegischem Gesell¬ 
schaftskapital (Gesetz Nr. 16 vom 14, Dezem¬ 
ber 1917, Kapitel III); 

— durch die Beschränkungen für den Erwerb von 
Aktien der Gesellschaften, die Eigentums- oder 
Nutzungsrechte an Immobilien besitzen, durch 
Ausländer (Artikel 37 und 37 a Absatz 2 des¬ 
selben Gesetzes)." 

Artikel 5 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Wird im Heimat- oder Herkunftsland ein Zuverläs¬ 
sigkeitsnachweis oder eine Bescheinigung darüber, daß 
kein Konkurs erfolgt ist, nicht ausgestellt, so kann 
das betreffende Dokument durch eine eidesstattliche 
Erklärung — oder in den Staaten, in denen es keine 
eidesstattliche Erklärung gibt, durch eine feierliche 
Erklärung — ersetzt werden, die der Betreffende vor 
einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde 
oder gegebenenfalls vor einem Notar des Heimat- oder 
Herkunftslandes, die eine diese eidesstattliche Erklä¬ 
rung oder diese feierliche Erklärung bestätigende Be¬ 
scheinigung ausstellen, abgegeben hat. Die Erklärung, 


daß kein Konkurs erfolgt ist, kann auch vor einer 
hierzu befugten, für den Beruf des Betreffenden zu¬ 
ständigen Stelle dieses Landes abgegeben werden." 


C. Verarbeitende Gewerbe 

1. Richtlinie Nr. 68/365/EWG des Rates vom 15. Oktober 
1968 

ABI. Nr. L 260/9 vom 22. Oktober 1968 

Am Ende von Artikel 3 Absatz 2 wird folgendes an¬ 
gefügt: 

„d) In Dänemark: 

— durch das Erfordernis dänischer Staatsangehö¬ 
rigkeit für die Mitglieder des Verwaltungsrates 
von Gesellschaften, die eine Genehmigung für 
die Herstellung von Alkohol und Hefe besitzen 
(§ 3 Sektion 1 des Gesetzes Nr 74 vom 15. März 
1934 über Alkohol und Hefe); 

— durch das Erfordernis für nicht in Dänemark 
ansässige Personen und für Gesellschaften, die 
ihren Sitz nicht in Dänemark haben, für den 
Erwerb von Grundbesitz eine vorherige Geneh¬ 
migung vom Justizministerium zu erwirken 
(Gesetz vom 23. Dezember 1959 über den Er¬ 
werb von Grundbesitz); 

e) In Norwegen: 

— durch das Verbot des Erwerbs von Eigentums¬ 
oder Nutzungsrechten an Immobilien für jede 
natürliche oder juristische Person mit Ausnah¬ 
me des norwegischen Staates, der norwegi¬ 
schen Gemeinden, der norwegischen Staatsbür¬ 
ger sowie der Gesellschaften, Körperschaften 
(korporasjoner) und Stiftungen (stiftelser) mit 
Sitz in Norwegen und einem Verwaltungsrat, 
der ausschließlich aus norwegischen Staats¬ 
bürgern besteht und — soweit es die Gesell¬ 
schaften betrifft — mit mindestens acht Zehntel 
norwegischem Gesellschaftskapital (Gesetz Nr. 

16 vom 14. Dezember 1917, Kapitel III); 

— durch die Beschränkungen für den Erwerb von 
Aktien der Gesellschaften, die ein Eigentums¬ 
oder Nutzungsrechte an Immobilien besitzen, 
durch Ausländer (Artikel 37 und 37 a Absatz 2 
desselben Gesetzes); 

— durch die Beschränkung der Erteilung von Kon¬ 
zessionen für den Erwerb elektrischer Energie, 
über eine bestimmte Menge hinaus, an Gesell¬ 
schaften, Körperschaften (korporasjoner) und 
Stiftungen (stiftelser) mit Sitz in Norwegen und 
einem Verwaltungsrat, dessen Mitglieder ein¬ 
schließlich des Präsidenten in der Mehrheit 
norwegische Staatsbürger sind (Artikel 23 Ab¬ 
satz 1 desselben Gesetzes); 

— durch die Möglichkeit einer Klausel, in den 
genannten Konzessionen, die dem Staat ein 
Rückkaufsrecht einräumt, falls der Berechtigte 
ein Ausländer oder eine ausländische Gesell¬ 
schaft ist (Artikel 23 Absatz 7 desselben Ge¬ 
setzes) ; 

- durch die vorherige Festlegung von Aufent¬ 
haltsbedingungen in Norwegen für die Ertei¬ 
lung der Gewerbeerlaubnis für Handwerker 
(Artikel 7 des Handwerkergesetzes vom 19. 
Juni 1970).'' 

Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 2 erhält folgende Fas¬ 
sung: 

„Wird im Heimat- oder Herkunftsland ein Zuverläs- - 
sigkeitsnadiweis oder eine Bescheinigung darüber, daß 
kein Konkurs erfolgt ist, nicht ausgestellt, so kann 
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das betreffende Dokument durch eine eidesstattliche 
Erklärung — oder in den Staaten, in denen es keine 
eidesstattliche Erklärung gibt, durdr eine feierliche 
Erklärung — ersetzt werden, die der Betreffende vor 
einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde 
oder gegebenenfalls vor einem Notar des Heimat¬ 
oder Herkunftslandes, die eine diese eidesstattliche 
Erklärung oder diese feierliche Erklärung bestätigende 
Bescheinigung ausstellen, abgegeben hat. Die Erklä¬ 
rung, daß kein Konkurs erfolgt ist, kann auch vor 
einer hierzu befugten, für den Beruf des Betreffenden 
zuständigen Stelle dieses Landes abgegeben werden." 

2. Richtlinie Nr. 64/429/EWG des Rates vom 7. Juli 1964 
ABI. Nr. 117/1880 vom 23. Juli 1964 

Am Ende von Artikel 4 Absatz 2 wird folgendes hinzu¬ 
gefügt: 

„f) In Dänemark: 

— durch das Erfordernis für nicht in Dänemark 
ansässige Personen und für Gesellschaften, die 
ihren Sitz nicht in Dänemark haben, für den 
Erwerb von Grundbesitz eine vorherige Geneh¬ 
migung vom Justizministerium zu erwirken 
(Gesetz vom 23. Dezember 1959 über den Er¬ 
werb von Grundbesitz); 

g) In Norwegen: 

— durch das Verbot des Erwerbs von Eigentums¬ 
oder Nutzungsrechten an Grundstücken für jede 
natürliche oder juristische Person mit Aus¬ 
nahme des norwegischen Staates, der norwegi¬ 
schen Gemeinden, der norwegischen Staatsbür¬ 
ger sowie der Gesellschaften, Körperschaften 
(korporasjoner) und Stiftungen (stiftelser) mit 
Sitz in Norwegen und einem Verwaltungsrat, 
der ausschließlich aus norwegischen Staatsbür¬ 
gern besteht und — soweit es die Gesellschaf¬ 
ten betrifft — mit mindestens acht Zehntel nor¬ 
wegischem Gesellschaftskapital (Gesetz Nr. 16 
vom 14. Dezember 1917, Kapitel III); 

— durch die Beschränkungen des Erwerbs von 
Aktien der Gesellschalten, die ein Eigentums¬ 
oder ein Nutzungsrecht an Immobilien besitzen, 
durch Ausländer (Artikel 37 und 37 a Absatz 2 
desselben Gesetzes); 

— durch die Beschränkung der Erteilung von Kon¬ 
zessionen für den Erwerb elektrischer Energie, 
über eine bestimmte Menge hinaus, an Gesell¬ 
schaften, Körperschaften (korporasjoner) und 
Stiftungen (stiftelser) mit Sitz in Norwegen und 
einem Verwaltungsrat, dessen Mitglieder ein¬ 
schließlich des Präsidenten in der Mehrheit nor¬ 
wegische Staatsbürger sind (Artikel 23 Absatz 1 
desselben Gesetzes); 

— durch die Möglichkeit einer Klausel in den 
genannten Konzessionen, die dem Staat ein 
Rückkaufsrecht einräumt, falls der Berechtigte 
ein Ausländer oder eine ausländische Gesell¬ 
schaft ist (Artikel 23 Absatz 7 desselben Ge¬ 
setzes) ; 

— durch die vorherige Festlegung von Aufent¬ 
haltsbedingungen in Norwegen für die Ertei¬ 
lung der Gewerbeerlaubnis für Handwerker 
(Artikel 7 des Handwerkergesetzes vom 19. 
Juni 1970); 

■— durch die vorherige Festlegung von Aufent- 
hallsbedingungen in Norwegen für die Ertei¬ 
lung der Zulassung als Unternehmer (Gesetz 
vom 24 Oktober 1952 betreffend die Zulas¬ 
sung dei Unternehmer)." 


Artikel 7 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Wird im Heimat- oder Herkunftsland ein Zuverlässig¬ 
keitsnachweis oder eine Bescheinigung darüber, daß 
kein Konkurs erfolgt ist, nicht ausgestellt, so kann das 
betreffende Dokument durch eine eidesstattliche Erklä¬ 
rung — oder in den Staaten, in denen es keine eides¬ 
stattliche Erklärung gibt, durch eine feierliche Erklä¬ 
rung — ersetzt werden, die der Betreffende vor einer 
zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde oder 
gegebenenfalls vor einem Notar des Heimat- oder 
Herkunftslandes, die eine diese eidesstattliche Erklä¬ 
rung oder diese feierliche Erklärung bestätigende Be¬ 
scheinigung ausstellen, abgegeben hat. Die Erklärung, 
daß kein Konkurs erfolgt ist, kann auch vor einer 
hierzu befugten, für den Beruf des Betreffenden zu¬ 
ständigen Stelle dieses Landes abgegeben werden." 

D. Handels- und Vermittlertätigkeiten 

1. Richtlinie Nr. 64/223/EWG des Rates vom 25. Februar 
1964 

ABI. Nr. 56/863 vom 4. April 1964 

Am Ende von Artikel 3 Absatz 2 wird folgendes an¬ 
gefügt: 

,,e) In Dänemark: 

— durch das Erfordernis für nicht in Dänemark 
ansässige Personen und für Gesellschaften, die 
ihren Sitz nicht in Dänemark haben, für den 
Erwerb von Grundbesitz eine vorherige Geneh¬ 
migung vom Justizministerium zu erwirken 
(Gesetz vom 23. Dezember 1959 über den Er¬ 
werb von Grundbesitz); 

f) In Norwegen: 

— durch das Erfordernis eines zweijährigen Auf¬ 
enthalts, um als Bewohner des Königreichs zu 
gelten (Gesetz vom 8. März 1935, Artikel 1); 

— durch das Erfordernis eines Handelspasses für 
jede nicht als Bewohner des Königreichs gel¬ 
tende Person (Gesetz vom 8. Marz 1935, Artikel 
47)." 

Artikel 6 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Wird im Heimat- oder Herkunftsland ein Zuverlässig¬ 
keitsnachweis oder eine Bescheinigung darüber, daß 
kein Konkurs erfolgt ist, nicht ausgestellt, so kann das 
betreffende Dokument durch eine eidesstattliche Er¬ 
klärung — oder in den Staaten, in denen es keine 
eidesstattliche Erklärung gibt, durch eine feierliche 
Erklärung — ersetzt werden, die der Betreffende vor 
einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde 
oder gegebenenfalls vor einem Notar des Heimat¬ 
oder Herkunftslandes, die eine diese eidesstattliche 
Erklärung oder diese feierliche Erklärung bestätigende 
Bescheinigung ausstellen, abgegeben hat. Die Erklä¬ 
rung, daß kein Konkurs erfolgt ist, kann audi vor 
einer hierzu befugten, für den Beruf des Betreffenden 
zuständigen Stelle dieses Landes abgegeben werden." 

2. Richtlinie Nr. 64/224/EWG des Rates vom 25. Februar 
1964 

ABI. Nr. 56/869 vom 4. April 1964 
Am Ende von Artikel 3 wird folgendes angefügt: 
für Selbständige für Unselbständige 

„Im Vereinigten Königreich: 

Agent Commercial traveller 

Commission agent Commission salesman 

Broker Representative 

Factor 

Representative 
Wholesale auctioneei 
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In Irland: 

Agent 

Broker 

Commercial (or 
Commission) agenl 

In Dänemark: 
Handelsagent 
Varemaegler 
Kommissionaer 

In Norwegen: 

Handelsagent 

Kommisjonaer 

Handelsreisende 

Byselger 


Commercial traveller 
Sales representative 


Handelsreisende 

Repraesentant 


Handelsreisende 

Byselger 


Artikel 8 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Wird im Heimat- oder Herkunftsland ein Zuverlässig¬ 
keitsnachweis oder eine Bescheinigung darüber, daß 
kein Konkurs erfolgt ist, nicht ausgestellt, so kann das 
betreffende Dokument durch eine eidesstattliche Er¬ 
klärung — oder in den Staaten, in denen es keine 
eidesstattliche Erklärung gibt, durch eine feierliche 
Erklärung — ersetzt werden, die der Betreffende vor 
einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde 
oder gegebenenfalls vor einem Notar des Heimat- oder 
Herkunftslandes, die eine diese eidesstattliche Erklä¬ 
rung oder diese feierliche Erklärung bestätigende Be¬ 
scheinigung ausslellen, abgegeben hat. Die Erklärung, 
daß kein Konkurs erfolgt ist, kann auch vor einer hier¬ 
zu befugten, für den Beruf des Betreffenden zuständi¬ 
gen Stelle dieses Landes abgegeben werden." 


Am Ende von Artikel 4 Absatz 2 wird folgendes an¬ 
gefügt: 

„Im Vereinigten Königreich: 

— der Verkauf von Waren in Vollstreckung einer ge¬ 
richtlichen Anordnung (a) in England und Wales 
durch die Sheriffs, Untersheriffs oder Gerichtsvoll¬ 
zieher (sheriffs'officers) oder (b) in Schottland 
durch „messengers-at-arms", Gerichtsvollzieher 
(sheriffs'officers) oder alle sonstigen von einem 
Sheriff hierzu ermächtigten Personen; 

In Irland: 

— der Verkauf von Waren in Vollstreckung einer 
gerichtlichen Anordnung durch Sheriffs, Unter¬ 
sheriffs oder Gerichtsboten (court messengers); 

In Dänemark: 

— die Versteigerung von Waren durch öffentlich be¬ 
stellte Versteigerer." 


3. Richtlinie Nr. 68/363/EWG des Rates vom 15. Oktober 

1968 

ABI. Nr. L 260/1 vom 22. Oktober 1968; berichtigt 
ABI. Nr. L 297/15 

Am Ende von Artikel 4 wird folgendes angefügt: 

„Im Vereinigten Königreich: 

— der Verkauf von Waren in Vollstreckung einer 
gerichtlichen Anordnung (a) 'in England und Wales 
durch Sheriffs, Untersheriffs oder Gerichtsvollzieher 
(sheriffs'officers) oder (b) in Schottland durch „mes- 
sengers-at-arms“, Gerichtsvollzieher (sheriffs'offi¬ 
cers) oder alle sonstigen von einem Sheriff hierzu 
ermächtigten Personen; 

ln Irland: 

— der Verkauf von Waren in Vollstreckung einer 
gerichtlichen Anordnung durch Sheriffs, Untershe¬ 
riffs oder Gerichtsboten (court messengers); 


Am Ende von Artikel 5 Absatz 2 wird folgendes an¬ 
gefügt: 

,,f) In Dänemark: 

— durch das Erfordernis der dänischen Staats¬ 
angehörigkeit, um eine Genehmigung zur 
Durchführung von Versteigerungen von Fi¬ 
schen und Krebstieren zu erhalten (Gesetz Nr. 
72 vom 13. März 1969 über öffentliche Fisch¬ 
versteigerung § 3 Absatz 1); 

— durch das Erfoidernis der dänischen Staats¬ 
angehörigkeit für die Ausübung des Berufs des 
zugelassenen Maklers und Hilfsmaklers (§ 1 
Absatz 2 und § 7 Absatz 4 des Gesetzes Nr. 69 
vom 15. März 1967 über Schiffsmakler und 
Makler); 

— durch das Erfordernis für nicht in Dänemark 
ansässige Personen und für Gesellschaften, die 
ihren Sitz nicht in Dänemark haben, für den 
Erwerb von Grundbesitz eine vorherige Geneh¬ 
migung vom Justizministerium zu erwirken 
(Gesetz vom 23. Dezember 1959 über den Er¬ 
werb von Grundbesitz); 

g) In Norwegen: 

— durch das Erfordernis eines zweijährigen Auf¬ 
enthalts als Voraussetzung, um als Bewohner 
des Königreichs betrachtet zu werden (Artikel 1 
des Gesetzes vom 8. März 1935); 

— durch das Erfordernis eines Handelspasses für 
nicht als Bewohner des Königreichs geltende 
Personen (Artikel 47 des Gesetzes vom 8. März 
1935); 

— durch das Erfordernis der norwegischen Staats¬ 
angehörigkeit für die Ausübung des Berufs des 
öffentlich bestellten Versteigerers (Gesetz vom 
1. Februar 1936).'' 


In Dänemark: 

— die Versteigerung von Waren durch öffentlich be¬ 
stellte Versteigerer.“ 

Am Ende von Artikel 5 Absatz 2 wird angefügl: 

„f) In Dänemark: 

— durch das Erfordernis für nicht in Dänemark 
ansässige Personen und für Gesellschaften, die 
ihren Sitz nicht in Dänemark haben, für den 
Erwerb von Grundbesitz eine vorherige Ge¬ 
nehmigung vom Justizministerium zu erwirken 
(Gesetz vom 23 Dezember 1959 über den Er¬ 
werb von Grundbesitz); 

g) In Norwegen: 

— durch das Erfordernis eines zweijährigen Auf¬ 
enthalts, um als Bewohner des Königreichs be¬ 
trachtet zu werden (Gesetz vom 8. März 1935, 
Artikel 1); 

— durch das Erfordernis eines Handelspasses für 
nicht als Bewohner des Königreichs geltende 
Personen (Gesetz vom 8. März 1935, Artikel 
47); 

— durch das Erfordernis der norwegischen Staats¬ 
angehörigkeit für die Ausübung des Berufs 
eines öffentlich bestellten Versteigerers (Gesetz 
vom 1. Februar 1936)." 

Artikel 8 Absatz 1 Unterabsatz 2 erhält folgende Fas¬ 
sung: 

„Wird im Heimat- oder Herkunftsland ein Zuverläs- 
sigkeitsnachw'eis oder eine Bescheinigung darüber, daß 
kein Konkurs erfolgt ist, nicht ausgestellt, so kann das 
betreffende Dokument durch eine eidesstattliche Er¬ 
klärung — oder in den Staaten, in ienen es keine 
eidesstattliche Eiklärung gibt, durch eine feieiliche 
Erklärung - ersetzt werden, die doi Betreffende voi 
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einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde 
oder gegebenenfalls vor einem Notar des Heimat- oder 
Herkunftslandes, die eine diese eidesstattliche Erklä¬ 
rung oder diese feierliche Erklärung bestätigende Be¬ 
scheinigung ausstellen, abgegeben hat. Die Erklärung, 
daß kein Konkurs erfolgt ist, kann audr vor einer 
hierzu befugten, für den Beruf des Betreffenden zu¬ 
ständigen Stelle dieses Landes abgegeben werden. 1 ' 

4. Richtlinie Nr. 70/522/EWG des Rates vom 30. Novem¬ 
ber 1970 

ABI. Nr. L 267/14 vom 10. Dezember 1970 

Am Ende von Artikel 4 Absatz 2 wird folgendes an¬ 
gefügt: 

,,d) In Dänemark. 

— durch das Erfordernis für nicht in Dänemark 
ansässige Personen und für Gesellschaften, die 
ihren Sitz nicht in Dänemark haben, für den 
Erwerb von Grundbesitz eine vorherige Ge¬ 
nehmigung vom Justizministerium zu erwirken 
(Gesetz vom 23. Dezember 1959 über den Er¬ 
werb von Grundbesitz). 

e) In Norwegen: 

— durch das Erfordernis eines zweijährigen Auf¬ 
enthalts, um als Bewohner des Königreichs be¬ 
trachtet zu werden (Gesetz vom 8. März 1935, 
Artikel 1): 

— durch das Erfordernis eines Handelspasses für 
nicht als Bewohner des Königreichs geltende 
Personen (Gesetz vom 8. März 1935, Artikel 
47).“ 

Artikel 7 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

.Wird ira Heimat- oder Herkunftsland ein Zuverläs¬ 
sigkeitsnachweis oder eine Bescheinigung darüber, daß 
kein Konkurs erfolgt ist, nicht ausgestellt, so kann das 
betreffende Dokument durch eine eidesstattliche Er¬ 
klärung — oder in den Staaten, in denen es keine 
eidesstattliche Erklärung gibt, durch eine feierliche 
Erklärung — ersetzt werden, die der Betreffende vor 
einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde 
oder gegebenenfalls vor einem Notar des Heimat¬ 
oder Herkunftslandes, die eine diese eidesstattliche 
Erklärung oder diese feierliche Erklärung bestätigende 
Bescheinigung ausstellen, abgegeben hat. Die Erklä¬ 
rung, daß kein Konkurs erfolgt ist, kann auch vor 
einer hierzu befugten, für den Beruf des Betreffenden 
zuständigen Stelle dieses Landes abgegeben werden." 

E. Dienstleistungsunternehmen 
(einschließlich persönlicher Dienstleistungen 
und Dienste für das Geschäftsleben) 

1. Richtlinie Nr. 67/43/EWG des Rates vom 12. Januar 
1967 

ABI. Nr. 10/140 vom 19. Januar 1967 

Am Ende von Artikel 2 Absatz 3 ist folgendes an¬ 
zufügen: 

„Im Vereinigten Königreich: 

— estate agents including accommodation and house 
agents, 

— estate or property developers, 

— estate, house or property factors, 

— estate or property managers, 

— property investment or development Companies, 

— property Consultants, 

— property valuers; 

In Irland. 

— auctioneers, 

— estate agents. 


— house agents, 

— property developers, 

— estate consultants, 

— estate managers, 

— estate valuers; 

In Dänemark: 

— ejendomsmaeglere, 

— ejendomshandlere, 

— ejendomsudlejningsbureauer; 

In Norwegen: 

— eiendomsmeglere." 

Am Ende von Artikel 4 wird folgendes angefügt 
„c) Im Vereinigten Königreich: 

— verderers of the New Forest and the Forest of 
Dean." 

Am Ende von Artikel 5 Absatz 2 wird folgendes an¬ 
gefügl: 

„e) In Dänemark: 

— durch das Erfordernis der dänischen Staats¬ 
angehörigkeit für die Ausübung des Berufs des 
Immobilienmaklers (Gesetz Nr. 218 vom 8. Juni 
1966 über die Immobilienmakler, Artikel 1 Ab¬ 
satz 2); 

— durch das Erfordernis der dänischen Staats¬ 
angehörigkeit für die Ausübung des Berufs des 
Übersetzers oder Dolmetschers (Gesetz Nr. 213 
vom 8. Juni 1966 über Übersetzer und Dol¬ 
metscher, Artikel 1 Absatz 2); 

— durch das Erfordernis für nicht in Dänemark 
ansässige Personen und für Gesellschaften, die 
ihren Sitz nicht in Dänemark haben, für den 
Erwerb von Grundbesitz eine vorherige Ge¬ 
nehmigung vom Justizministerium zu erwirken 
(Gesetz vom 23. Dezember 1959 über den Er¬ 
werb von Grundbesitz): 

f) ln Norwegen: 

— durch das Erfordernis der norwegischen Staats¬ 
angehörigkeit für die Zulassung als .Eiendoms- 
megler' (Immobilienmakler) (Gesetz Nr 13 vom 
24. Juni 1938, Artikel 4)." 

Artikel 8 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„Wird im Heimat- oder Herkunftsland ein Zuverläs¬ 
sigkeitsnachweis oder eine Bescheinigung darüber, daß 
kein Konkurs erfolgt ist, nicht ausgestellt, so kann das 
betreffende Dokument durch eine eidesstattliche Er¬ 
klärung — oder in den Staaten, in denen es keine 
eidesstattliche Erklärung gibt, durch eine feierliche 
Erklärung — ersetzt werden, die der Betreffende vor 
einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde 
oder gegebenenfalls vor einem Notar des Heimat¬ 
oder Herkunftslandes, die eine diese eidesstattliche 
Erklärung oder diese feierliche Erklärung bestätigende 
Bescheinigung ausstellen, abgegeben hat. Die Erklä¬ 
rung, daß kein Konkurs erfolgt ist, kann auch vor 
einer hierzu befugten, für den Beruf des Betreffenden 
zuständigen Stelle dieses Landes abgegeben werden." 

2. Richtlinie Nr. 68/367/EWG des Rates vom 15. Oktober 
1968 

ABI. Nr. L 260 16 vom 22. Oktober 1968 

Am Ende von Artikel 3 Absatz 2 wird folgendes an 
gefügt: 

„f) In Dänemark: 

— durch das Erfordernis für nidit in Dänemark 
ansässige Personen und für Gesellschaften, die 
ihren Sitz nidit in Dänemark haben, fiii den 
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Erwerb von Grundbesitz eine vorherige Ge¬ 
nehmigung vom Justizministerium zu erwirken 
(Gesetz vom 23. Dezember 1959 über den Er¬ 
werb von Grundbesitz); 

g) In Norwegen; 

— durch das Erfordernis der norwegischen Staats¬ 
angehörigkeit oder durch das Erfordernis einer 
ununterbrochenen Ansässigkeit in Norwegen 
während der letzten fünf Jahre für die Er¬ 
langung einer Hotellizenz (Gesetz Nr. 3 vom 
5. April 1957, Artikel 18); 

— durch das Erfordernis der norwegischen Staats¬ 
angehörigkeit oder durch das Erfordernis einer 
ununterbrochenen Ansässigkeit in Norwegen 
während der letzten fünf Jahre für die Erlan¬ 
gung einer Gaststättenlizenz (Gesetz Nr. 3 vom 
5. April 1957, Artikel 19)." 

Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 2 erhält folgende Fas¬ 
sung: 

„Wird im Heimat- oder Herkunftsland ein Zuverläs¬ 
sigkeitsnachweis oder eine Bescheinigung darüber, daß 
kein Konkurs erfolgt ist, nicht ausgestellt, so kann das 
betreffende Dokument durch eine eidesstattliche Er¬ 
klärung — oder in den Staaten, in denen es keine 
eidesstattliche Erklärung gibt, durch eine feierliche 
Erklärung — ersetzt werden, die der Betreffende vor 
einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde 
oder gegebenenfalls vor einem Notar des Heimat¬ 
oder Herkunftslandes, die eine diese eidesstattliche 
Erklärung oder diese feierliche Erklärung bestätigende 
Bescheinigung ausslellen, abgegeben hat. Die Erklä¬ 
rung, daß kein Konkurs erfolgt ist, kann auch vor 
einer hierzu befugten, für den Beruf des Betreffenden 
zuständigen Stelle dieses Landes abgegeben werden.“ 


F. Filmwirtschaft 

1. Richtlinie Nr. 68/369/EWG des Rates vom 15. Oktober 
1968 

ABI. Nr. L 260/22 vom 22. Oktober 1968 

Am Ende von Artikel 3 Absatz 2 wird folgendes an¬ 
gefügt: 

„d) In Dänemark: 

— durch das Erfordernis für nicht in Dänemark 
ansässige Personen und für Gesellschaften, die 
ihren Sitz nicht in Dänemark haben, für den 
Erwerb von Grundbesitz eine vorherige Geneh¬ 
migung vom Justizministerium zu erwirken 
(Gesetz vom 23. Dezember 1959 über den Er¬ 
werb von Grundbesitz)." 

Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 erhält folgende Fas¬ 
sung: 

„Wird im Heimat- oder Herkunftsland ein Zuverläs¬ 
sigkeitsnachweis oder eine Bescheinigung darüber, daß 
kein Konkurs erfolgt ist, nicht ausgestellt, so kann das 
betreffende Dokument durch eine eidesstattliche Er¬ 
klärung — oder in den Staaten, in denen es keine 
eidesstattliche Erklärung gibt, durch eine feierliche 
Erklärung — ersetzt werden, die der Betreffende vor 
einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde 
oder gegebenenfalls vor einem Notar des Heimat¬ 
oder Herkunftslandes, die eine diese eidesstattliche 
Erklärung oder diese feierliche Erklärung bestätigende 
Bescheinigung ausstellen, abgegeben hat. Die Erklä¬ 
rung, daß kein Konkurs erfolgt ist, kann auch vor 
einer hierzu befugten, für den Beruf des Betreffenden 
zuständigen Stelle dieses Landes abgegeben werden." 


2. Richtlinie Nr. 70/451/EWG des Rates vom 29. Septem¬ 
ber 1970 

ABI. Nr. L 218/37 vom 3. Oktober 1970 

Am Ende von Artikel 3 Absatz 2 wird folgendes an¬ 
gefügt: 

,,e) Im Vereinigten Königreich: 

— durch das Erfordernis einer im Vereinigten Kö¬ 
nigreich niedergelassenen Gesellschaft, deren 
allgemeine Leitung und Tätigkeitsaufsicht im 
Vereinigten Königreich ausgeübt werden, als 
Voraussetzung für eine Förderung durch den 
britischen Filmfonds (section 3 [1] [ii] der SI 
1970 Nr. 1146); 

1) In Dänemark: 

— durch das Erfordernis der dänischen Staats¬ 
angehörigkeit als Voraussetzung für die Erlan¬ 
gung einer Filmproduktionsbeihilfe aus dem 
dänischen Filmfonds (Gesetz Nr. 155 vom 27. 
Mai 1964 für Film- und Kinowesen, Artikel 33); 

— durch das Erfordernis für nicht in Dänemark an¬ 
sässige Personen und für Gesellschaften, die 
ihren Sitz nicht in Dänemark haben, für den 
Erwerb von Grundbesitz eine vorherige Ge¬ 
nehmigung vom Justizministerium zu erwirken 
(Gesetz vom 23. Dezember 1959 über den Er¬ 
werb von Grundbesitz).“ 

Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 2 erhält folgende Fas¬ 
sung: 

„Wird im Heimat- oder Herkunftsland ein Zuverläs¬ 
sigkeitsnachweis oder eine Bescheinigung darüber, daß 
kein Konkurs erfolgt ist, nicht ausgestellt, so kann das 
betreffende Dokument durch eine eidesstattliche Er¬ 
klärung — oder in den Staaten, in denen es keine 
eidesstattliche Erklärung gibt, durch eine feierliche 
Erklärung — ersetzt werden, die der Betreffende vor 
einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde 
oder gegebenenfalls vor einem Notar des Heimat¬ 
oder Herkunftslandes, die eine diese eidesstattliche 
Erklärung oder diese feierliche Erklärung bestätigende 
Bescheinigung ausstellen, abgegeben hat. Die Erklä¬ 
rung, daß kein Konkurs erfolgt ist, kann auch vor 
einer hierzu befugten, für den Beruf des Betreffenden 
zuständigen Stelle dieses Landes abgegeben werden." 


G. Bank-, Finanz- und Versicherungswesen 

1. Richtlinie Nr. 64/225/EWG des Rates vom 25. Februar 
1964 

ABI. Nr. 56/878 vom 4, April 1964 

Am Ende von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a wird 
folgendes angefügt: 

„— betreffend das Königreich Dänemark: 

Gesetz vom 23. Dezember 1959 über den Erwerb 
von Grundbesitz." 

Am Ende von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b wird 
folgendes angefügt: 

,.— betreffend das Königreich Dänemark: 

Gesetz vom 23. Dezember 1959 über den Erwerb 
von Grundbesitz." 


H. Gesellschaftsrecht 

Richtlinie Nr. 68/151/EWG des Rates vom 9 März 1968 
ABI. Nr. L 65/8 vom 14. März 1968 

Am Ende von Artikel 1 wird folgendes angefügt: 

„Für das Vereinigte Königreich: 

— Companies incorporated with limited liahility; 
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Für Irland: 

— Companies incorporated with limited liability; 

Für Dänemark: 

— Aktieselskab; Kommandit-Aktieselskab; 

Für Norwegen: 

— Aksjeselskap; kommandittaksjeselskap." 

Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe f erhält folgende Fassung: 

,,f) die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung für 
jedes Geschäftsjahr. In das Dokument, das die Bi¬ 
lanz enthält, sind die Personalien derjenigen aufzu¬ 
nehmen, die auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
einen Bestätigungsvermerk zu der Bilanz zu erteilen 
haben. Für die in Artikel 1 genannten Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung des deutschen, des belgi¬ 
schen, des französischen, des italienischen oder des 
luxemburgischen Rechts sowie für geschlossene Ak¬ 
tiengesellschaften des niederländischen Rechts und 
für die .private Companies' des irischen Rechts und 
die .private Companies' des nordirischen Rechts wird 
die Pflicht zur Anwendung dieser Bestimmung je¬ 
doch bis zum Zeitpunkt der Anwendung einer Richt¬ 
linie aufgeschoben, die sowohl Vorschriften über die 
Koordinierung des Inhalts der Bilanzen und der 
Gewinn- und Verlustrechnungen enthält, als auch 
diejenigen dieser Gesellschaften, deren Bilanzsumme 
einen in der Richtlinie festzusetzenden Betrag nicht 
erreicht, von der Pflicht zur Offenlegung aller oder 
eines Teils dieser Schriftstücke befreit. Der Rat er¬ 
läßt die genannte Richtlinie innerhalb von zwei Jah¬ 
ren nach der Annahme der vorliegenden Richtlinie.“ 


I. öffentliche Bauaufträge 

Richtlinie Nr. 71/305/EWG des Rates vom 26. Juli 1971 
ABI. Nr. L 185/5 vom 16. August 1971; berichtigt ABI. 
Nr. L 206/26 

In Artikel 1 Buchstabe b wird nach „öffentlichen Rechts“ 
folgendes eingefügt: 

„(oder in den Mitgliedstaaten, die diesen Begriff nicht 
kennen, die gleichwertigen Einheiten)" 

In Artikel 23 Absatz 3 wird nach „eine eidesstattliche 
Erklärung" folgendes eingefügt: 

„(oder in den Mitgliedstaaten, in denen es keine eides¬ 
stattliche Erklärung gibt, durch eine feierliche Erklä¬ 
rung.)" 

Am Ende des Artikels 24 wird angefügt: 

„für Dänemark .aktieselskabsregistret, foreningsregistret 
og handelsregistret'; für Norwegen .Register over auto- 
riserte entreprenorer". 

Für das Vereinigte Königreich und für Irland tritt an die 
Stelle eines Nachweises der Eintragung im Berufsregister 
für die „registered Companies“ eine Bescheinigung des 
.Registrar of Companies’, aus der hervorgeht, daß die 
Gesellschaft .incorporated' ist". 

Anhang I der Richtlinie wild wie folgt angepaßt: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Verzeichnis der in Artikel 1 Buchstabe b genannten 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts (oder 
für die Mitgliedstaaten, die diesen Begriff nidit ken¬ 
nen, der gleichwertigen Einheiten)." 

b) Die Liste wild wie folgt ergänzt: 

„VIII. Vereinigtes Königreidi: 

— ,local authorities' 

— ,new towns' corporations' 


-— .Commission for the New Towns' 

— .Scottish Special Housing Association' 

— .Northern Ireland Housing Executive ; 

IX. Dänemark: 

— .andre forvaltningssubjekter'; 

X. Norwegen: 

— andre oifentlige forvaltningsorganer'; 

XI. Irland: 

— ,other public authorities whose public works 
contracts are subject to control by the 
state’." 


IV. Verkehr 

1. Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 des Rates vom 26 Juni 
1969 

ABI. Nr. L 156/1 vom 28. Juni 1969 
Artikel 19 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Diese Verordnung gilt für die nachstehenden 
Eisenbahnunternehmen in bezug auf ihre Schie¬ 
nenbeförderungstätigkeit: 

— Societe nationale des diemins de fer beiges 
(SNCB)/Nationale Maatschappij der Belgische 
Spoorwegen (NMBS) 

— Danske Statsbaner (DSB) 

— Deutsche Bundesbahn (DB) 

— Societe nationale des chemins de fer francais 
(SNCF) 

— Cöras Iompair Eireann (CIE) 

— Azienda autonome delle Ferrovie dello Stato 
(FS) 

— Societe nationale des diemins de fer luxem- 
bourgeois (CFL) 

— Naamloze Vennootschap Nederlandse Spoor¬ 
wegen (NS) 

— Norges Statsbaner (NSB) 

— British Railways Board (BRB) 

— Northern Ireland Railways Company Ltd. 
(NIR)." 

2. Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 des Rates vom 26 Juni 
1969 

ABI. Nr. L 156/8 vom 28. Juli 1969 

Artikel 3 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Diese Verordnung gilt für die nachstehenden 
Eisenbahnunternehmen: 

— Societe nationale des chemins de fer beiges 
(SNCB)/Nationale Maatschappij der Belgische 
Spoorwegen (NMBS) 

— Danske Statsbaner (DSB) 

— Deutsche Bundesbahn (DB) 

— Societe nationale des diemins de fei francais 
(SNCF) 

— Cöras Iompair Eireann (CIE) 

— Azienda autonoma delle Ferrovie dello Stato 

(FS) 
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Societe nationale des chemins de fer luxem- 
bourgeois (CFL) 

Naamloze Vennootschap Nederlandse Spoor- 
wegen (NS) 

— Norges Statsbaner (NSB) 

— British Railways Board (BRB) 

— Northern Ireland Railways Company Ltd. 
(NIR)." 

3. Verordnung (EWG) Nr. 1108/70 des Rates vom 4. Juni 
1970 

ABI. Nr. L 130/4 vom 15. Juni 1970 

ln Anhang II erhalten die Buchstaben A und B fol¬ 
gende Fassung: 

„A. Eisenbahn 

Königreich Belgien 

— Societe nationale des chemins de fer beiges 
(SNCB)/Nationale Maatsdiappij der Belgisdte 
Spoorwegen (NMBS) 

Königreich Dänemark 
— Danske Statsbaner (DSB) 

Bundesrepublik Deutschland 
— Deutsche Bundesbahn (DB) 

Französische Republik 

— Societe nationale des diemins de ter francais 
(SNCF) 

Irland 

— Cöras Iompair Eireann (CIE) 

Italienische Republik 

— Azienda autonoma delle Ferrovie dello Stato 
(FS) 

Großherzogtum Luxemburg 

— Societe nationale des chemins de ler luxem- 
bourgeois (CFL) 

Königreich der Niederlande 
— N. V. Nederlandse Spoorwegen (NS) 

Königreich Norwegen 
— Norges Statsbaner (NSB) 

Vereinigtes Königreich Großbritannien und 
Nordirland 

■— British Railways Board (BRB) 

— Northern Ireland Railways Company Ltd. 
(NIR). 

B. Straße 

Königreich Belgien 

1. Auloioutes/Autosnelwegen 

2. Autres routes de l'Etat/Andere rijkswegen 

3. Routes provinciales/Provinciale wegen 
4 Routes communales/Gemeentewegen 

Königreich Dänemark 

1. Motorveje 

2. Hovedlandeveje 

3. Landeveje 
4 Biveje 

Bundesrepublik Deutschland 

1. Bundesautobahnen 

2. Bundesstraßen 


3. Land-(Staats-)straüen 

4. Kreisstraßen 

5. Gemeindestraßen 

Französische Republik 

1. Autoroutes 

2. Routes nationales 

3. Chemins departementaux 

4. Vois communales 

Irland 

1. National primary roads 

2. Main roads 

3. County roads 

4. County borough roads 

5. Urban roads 

Italienische Republik 

1. Autostraße 

2. Strade statali 

3. Strade regionali e provinciali 

4. Strade comunali 

Großherzogtum Luxemburg 

1. Routes d'Etat 

2. Chemins repris 

3. Chemins vicinaux 

Königreich der Niederlande 

1. Autosnelwegen van het Rijkswegenplan 1 (primaite 

2. Overige wegen van het Rijkswegenplan j »egen) 

3. Wegen van de secundaire wegenplannen 

4. Wegen van de tertiaire wegenplannen 

5. Overige verharde wegen 

Königreich Norwegen 

1. Riksveger 

2. Fylkesveger 

3. Kommunale veger 

Vereinigtes Königreich Großbritannien und 
Nordirland 

1. Motorways and trunk roads 

2. Principal roads 

3. Non-principal and other roads." 

4. Verordnung (EWG) Nr. 1463/70 des Rates vom 20. Juli 
1970 

ABI. Nr. L 164/1 vom 27. Juli 1970 

Im Anhang II Punkt I Nummer 1 erhält der in Klam¬ 
mern aufgeführte Text folgende Fassung: 

„(1 für Deutschland, 2 für Frankreich, 3 für Italien. 
4 für die Niederlande, 6 für Begien, 11 für das Ver¬ 
einigte Königreich, DK für Dänemark, IRL für Irland, 
L für Luxemburg und N für Norwegen)". 

5. Verordnung (EWG) Nr. 281/71 der Kommission vom 
9. Februar 1971 

ABI. Nr. L 33T1 vom 10. Februar 1971 

Im Anhang wird nadi „Kanaal Gent—Terneuzen' fol¬ 
gendes angefügt: 

„Vereinigtes Königreich GroObritannien und Nord¬ 
irland 

— Weaver Navigation (Northwich to the junction 
with the Manchester Ship Canal) 

Gloucester and Sharpness Canal." 
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6 Richtlinie Nr. 65/269/EWG des Rates vom 13. Mai 1965 
ABI. Nr. 88/1469 vom 24. Mai 1965 

Im Anhang wird in Zeile 3 das Wort „vier" durch das 
Wort „sieben" ersetzt. 

7. Richtlinie Nr. 68/297/EWG des Rates vom 19. Juli 1968 
ABI. Nr. L 175/15 vom 23. Juli 1968 

Nach Artikel 1 wird der folgende Artikel eingefügt: 
„Artikel 1 a 

Im Sinne dieser Richtlinie gelten als eine gemeinsame 
Grenze zwischen Mitgliedstaaten überschreitend auch 
die in einem Mitgliedstaat zugelassenen Nutzkraft¬ 
fahrzeuge, die mit einem Seetransportmittel das Meer 
zwischen zwei Häfen überqueren, die jeweils im Ge¬ 
biet der Mitgliedstaaten liegen." 

In Artikel 5 Absatz 1 wird am Ende folgender Satz 
angefügt: 

„Für Beförderungen nadi Artikel 1 a erfolgt die Ab¬ 
grenzung dieser Zone ab Anlandehafen." 


V. Wettbewerb 

1. Verordnung Nr. 17 des Rates vom 6. Februar 1962 
ABI. Nr. 13/204 vom 21. Februar 1962 

geändert durch: 

Verordnung Nr. 59 des Rates vom 3. Juli 1962 
ABI. Nr. 58/1655 vom 10. Juli 1962 

Verordnung Nr. 118/63/EWG des Rates vom 5 No¬ 
vember 1963 

ABI. Nr. 162/2696 vom 7. November 1963 

Nach Artikel 24 wird folgender Artikel eingefügt: 
„Artikel 25 

(1) In bezug auf die Vereinbarungen, Beschlüsse 
und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen, die 
infolge des Beitritts in den Anwendungsbereich von 
Artikel 85 des Vertrags fallen, gilt der Zeitpunkt des 
Beitritts als Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ver¬ 
ordnung in allen Fällen, in denen in dieser Verord¬ 
nung auf diesen Zeitpunkt verwiesen wird. 

(2) Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander ab¬ 
gestimmte Verhaltensweisen, die zum Zeitpunkt des 
Beitritts bestehen und die infolge des Beitritts in den 
Anwendungsbereich von Artikel 85 des Vertrags fal¬ 
len, müssen voi Ablauf der Frist von sechs Monaten 
nach dem Beitritt gemäß Artikel 5 Absatz 1 und Arti¬ 
kel 7 Absätze ! und 2 angemeldet werden. 

(3) Die in Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe a vor¬ 
gesehenen Geldbußen dürfen nicht für Handlungen 
festgelegt werden, die vor der Anmeldung im Rahmen 
von Vereinbarungen, Beschlüssen und Praktiken, die 
unter Absatz 2 fallen und innerhalb der in diesem 
Absatz vorgesehenen Fristen angemeldet worden 
sind, begangen werden. 

(4) Die neuen Milgliedstaaten treffen vor Ablauf 
einer Frist von sechs Monaten nach dem Beitritt nach 
Anhörung der Kommission die in Artikel 14 Absatz 6 
vorgesehenen Maßnahmen “ 


2. Verordnung Nr. 19/65/EWG des Rates vom 2 März 
1965 

ABI. Nr. 36/533 vom 6. März 1965 

Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 erhält folgende Fas¬ 
sung: 

„In einer auf Grund des Artikels 1 erlassenen Ver¬ 
ordnung kann bestimmt werden, daß das Verbot des 
Artikels 85 Absatz 1 des Vertrags für einen in der 
Verordnung festgesetzten Zeitraum nicht für Verein¬ 
barungen und aufeinander abgestimmte Verhaltens¬ 
weisen gilt, die zum Zeitpunkt des Beitritts bestehen 
und infolge des Beitritts in den Anwendungsbereich 
von Artikel 85 fallen und die Voraussetzungen des 
Artikels 85 Absatz 3 nicht erfüllen:" 

Artikel 4 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Absatz 1 gilt für Vereinbarungen und aufeinander 
abgestimmte Verhaltensweisen, die infolge des Bei¬ 
tritts in den Anwendungsbereich von Artikel 85 Ab¬ 
satz 1 des Vertrags fallen und die gemäß den Arti¬ 
keln 5 und 25 der Verordnung Nr. 17 vor dem 1. Juli 
1973 angemeldet werden müssen, nur dann, wenn 
dies vor diesem Zeitpunkt geschehen ist." 

3. Verordnung (EWG) Nr. 1017/68 des Rates vom 19. Juli 
1968 

ABI. Nr. L 175/1 vom 23. Juli 1968 

Artikel 21 Absatz 6 zweiter Satz erhält folgende Fas¬ 
sung: 

„Zu diesem Zwedc treffen die neuen Mitgliedstaaten 
vor Ablauf der Frist von sechs Monaten nach dem 
Beitritt nach Anhörung der Kommission die erforder¬ 
lichen Maßnahmen." 

4. Verordnung Nr. 67/67/EWG der Kommission vom 22 
März 1967 

ABI. Nr. 57'849 vom 25. März 1967 
Artikel 5 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Das Verbot des Artikels 85 Absatz 1 des Vertrags 
gilt nicht für Vereinbarungen, Beschlüsse und aufein¬ 
ander abgestimmte Alleinvertriebsvereinbarungen, die 
zum Zeitpunkt des Beitritts bestehen und infolge des 
Beitritts in den Anwendungsbereich von Artikel 85 
Absatz 1 fallen und innerhalb von sechs Monaten 
nach dem Beitritt derart abgeändert worden sind, daß 
sie die in dieser Verordnung genannten Vorausset¬ 
zungen erfüllen," 

5. Entscheidung Nr. 33/56 der Hohen Behörde dei EGKS 
vom 21. November 1956 

ABI. Nr. 26/334 vom 25. November 1956 

geändert durch: 

Entscheidung Nr. 2-62 der Hohen Behörde dev EGKS 
vom 8 März 1962 
ABI. Nr. 20/376 vom !9. März 1962 


In der Anlage zur Entscheidung Nr. 2/62 werden nach 
der Spalte „07" die Spalten „08“ und „09" gestrichen 
und durch folgende Spalten ersetzt: 


Däne¬ 
mai k 

Irland 

Noi- 

wegen 

Ver¬ 

einigtes 

König¬ 

reich 

Dutte 
La ml ot 

Hundeftsätze der 
Lieferungen unter 0J 
iin Verhältnis zur 
Gesamter /.euqung 

1= 100) 

08 

09 

10 

ii 

12 

13 
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VI. Steuerrecht 

Richtlinie Nr. 69/33S/EWG des Rates vom 17. Juni 1969 
ABI. Nr. L 249/25 vom 3. Oktober 1969 

Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„1. Kapitalgesellschaften im Sinne dieser Richtlinie sind: 

a) die Gesellschaften belgischen, dänischen, deut¬ 
schen, französischen, irischen, italienischen, luxem¬ 
burgischen, niederländischen und norwegischen 
Rechts sowie des Rechts des Vereinigten König¬ 
reichs, die nachstehend aufgeführt sind: 

— societe anonyme/naamloze vennootschap, ak- 
tieselskab, Aktiengesellschaft, societe anony¬ 
me, Companies incorporated with limited liabi- 
lity, societä per azioni, societe anonyme, naam- 
loze vennootschap, aksjeselskap, Companies in¬ 
corporated with limited liability; 

— societe en commandite par actions/commandi- 
taire vennootschap op aandelen, kommandit- 
aktieselskab, Kommanditgesellschaft auf Ak¬ 
tien, societe en commandite par actions, societä 
in accomandita per azioni, societe en comman¬ 
dite par actions, commanditaire vennootschap 
op aandelen, kommanditaksjeselskap; 

— societe de personnes ä responsabilite limitee/ 
personenvennootschap met beperkte aanspra- 
kelijkheid, Gesellschaft mit beschränkter Haf¬ 
tung, societe ä responsabilite limitee, societä a 
responsabilitä limitata, societe ä responsabilite 
limitee." 


VII. Wirtschaftspolitik 

1. Entscheidung des Rates vom 18. März 1958 

ABI. Nr. 17/390 vom 6. Oktober 1958 

ln Arikel 7 wird das Wort „acht" durch das Wort 
„zwölf" ersetzt. 

In Artikel 10 Absatz 1 wird das Wort „acht" durch das 
Wort „zwölf" ersetzt. 

2. Entscheidung Nr. 71/143/EWG des Rates vom 22. März 
1971 

ABI. Nr. L 73/15 vom 27. März 1971 

In Artikel 1 Absatz 2 werden nach den Worten: „Diese 
Verpflichtung gilt für einen Zeitraum von vier Jahren 
vom 1. Januar 1972 an gerechnet:“ 

folgende Worte eingefügt: 

„im Falle der neuen Mitgliedstaaten gilt sie vom Zeit¬ 
punkt des Beitritts an und endet am 31. Dezember 
1975.". 

In dem darauttolgenden Satz wird das Wort „sie" 
durch die Worte „Diese Verpflichtung" ersetzt. 


In Artikel 6 werden nach den Worten „ab 1. Januar 
1972". 

folgende Worte eingefügt: 

„und im Falle der neuen Mitgliedstaaten vom Zeit¬ 
punkt des Beitritts an". 

Der Anhang erhalt folgende Fassung: 

„Anhang 

Die in Artikel 1 Absatz 1 diese; Entscheidung vor¬ 
gesehenen Bereitstellungsplafonds belaufen sich auf 
folgende Beträge: 



Millionen 

Rechnungs¬ 

einheiten 

v. H. des 
Gesamt¬ 
betrags 

Deutschland 

600 

21,4 

Belgien-Luxemburg 

200 

7,2 

Dänemark 

90 

3,2 

Frankreich 

600 

21,4 

Irland 

35 

1,2 

Italien 

400 

14,3 

Norwegen 

75 

2,7 

Niederlande 

200 

7,2 

Vereinigtes Königreich 

600 

21,4 

Insgesamt 

2 800 

100,0 


3. Richtlinie des Rates vom 11. Mai 1960 
ABI. Nr. 43/921 vom 12. Juli 1960 

Artikel 3 Absatz 2 Unlerabsatz 1 erhält folgende Fas¬ 
sung: 

„2. Wenn die Liberalisierung dieses Kapitalverkehrs 
geeignet ist, die Verwirklichung der Wirtschafts¬ 
politik eines Mitgliedstaats zu behindern, so kann 
dieser die bei Inkrafttreten dieser Richtlinie für 
die neuen Mitgliedstaaten vor dem Beitritt beste¬ 
henden devisenrechtlichen Beschränkungen dieses 
Kapitalverkehrs aufrechterhalten oder wiederein¬ 
führen. Er berät hierüber mit der Kommission." 

Artikel 6 erhält folgende Fassung: 

„Die Mitgliedstaaten werden bestrebt sein, weder neue 
devisenrechtliche Beschränkungen des bereits vor In¬ 
krafttreten dieser Richtlinie für die neuen Mitglied¬ 
staaten vor dem Beitritt liberalisierten Kapitalverkehrs 
innerhalb der Gemeinschaft einzuführen noch beste¬ 
hende Vorschriften zu verschärfen." 

Artikel 7 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission spä¬ 
testens drei Monate nach Inkrafttreten dieser Richt¬ 
linie (für die neuen Mitgliedstaaten drei Monate nach 
dem Beitritt) über: 

a) die am Tage des Inkrafttretens dieser Richtlinie 
geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
über den Kapitalverkehr, 

b) die in Anwendung dieser Richtlinie erlassenen Vor¬ 
schriften, 

c) die Durchführungsmodalitäten für die vorerwähnten 
Vorschriften." 

Artikel 8 wird gestrichen. 
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VIII. Handelspolitik 

1. Verordnung (EWG) Nr. 1023/70 des Rates vom 25. Mai 
1970 

ABI. Nr. L 124/1 vom 8. Juni 1970 

In Artikel 11 Absatz 2 wird das Wort „zwölf" durch 
das Wort „dreiundvierzig'’ ersetzt. 

2. Verordnung (EWG) Nr. 1025/70 des Rates vom 25. Mai 

1970 

ABI. Nr. L 124 6 vom 8. Juni 1970 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 1984 70 des Rates vom 29. Sep¬ 
tember 1970 

ABI. Nr. L 218/1 vom 3. Oktober 1970 

Verordnung (EWG) Nr. 724/71 des Rates vom 30. März 

1971 

ABI. Nr. L 80/3 vom 5. April 1971 

Verordnung (EWG) Nr. 1080/71 des Rates vom 25. Mai 
1971 

ABI. Nr. L 116/8 vom 28. Mai 1971 

Verordnung (EWG) Nr. 1429/71 des Rates vom 2. Juli 
1971 

ABI. Nr. L 151/8 vom 7. Juli 1971 

In Anhang II wird die Länderliste durch die nach¬ 
stehende Liste ersetzt: 

„Länderliste 

Afghanistan 

Algerien 

Andorra 

Antigua 

Arabische Republik Ägypten 
Argentinien 
Äquatorialguinea 
Äthiopien 

Australien (mit Papua, Treuhandgebiet Neuguinea, 
Norfolk-Inseln und Kokos-(Keeling-)Inseln) 

Australe und Antarktische Gebiete (französisdie ULG: 
Kerguelen, Crozet-Inseln, Sankt Paul und Amster¬ 
dam, Adelieland) 

Bahama-Inseln 

Bahrain 

Barbados 

Bermuda 

Bhutan 

Burma 

Bolivien 

Botsuana 

Brasilien (einschließlich Fernando de Noronha (mit 
Klippen Säo Pedro und Säo Paulo und Rocas-Ätoli, 
Trindade und Martim Vaz]| 

Britisches Antarktisgebiet 

Britische Gebiete im Indischen Ozean (Tschagos-, Al- 
dabra-, Farquhar- und Des Roches-Inseln) 

Britisch-Honduras 

Britische Jungferninseln 

Brunei 

Burundi 

Ceylon 

Chile (einschließlich folgender Inseln: Juan Fernan- 
dez-Inseln, Osterinseln. Sala-y-Gomez, San Feliz, 
San Ambrosio und westlicher Teil von Feuerland) 
Republik China (Taiwan) 


Costa Rica 

Dahome 

Dominica 

Dominikanische Republik (einschließlich der Inseln 
Saona, Catalina, Beata und einiger kleinerer Inseln) 
Ecuador 
Elfenbeinküste 

Falkland-Inseln und Nebengebiete 

Färöer 

Fidschi 

Französisches Afar- und Issa-Territorium 
Französisdi Polynesien. Gesellschaftsinseln, lies sous- 
le-vent, Marquesas, Tuamotu-, Gambier- und Tubuai- 
Inseln, Rapa und Clipperton 
Finnland 
Gabun 
Gambia 
Ghana 
Grenada 

Griechenland (einschließlich Euböa, Sporaden, Dode¬ 
kanes-Inseln, Kykladen, Ionische Inseln, Inseln im 
Aegäisdien Meer, Kreta) 

Guatemala 

Guyana 

Republik Guinea 

Haiti (einschließlich Tortuga, Gonave, Cayemiten, Ile 
ä Vache, Ile de la Navase und Grande-Caye) 
Hoheitsgebiete unter der Westpazifischen Hohen Kom¬ 
mission (einschließlich der Zollgebiete, die nicht zum 
Protektorat der britischen Salomonen und zur Kolo¬ 
nie der Gilbert- und Ellice-Inseln gehören) 
Hoheitszonen des Vereinigten Königsreichs Großbri¬ 
tannien und Nordirland auf Zypern 
Honduras 
Hongkong 

Indien (einschließlich Andamanen, Nikobaren, Lakka- 
diven, Minicoy und Amindiven) 

Indonesien (Java, Sumatra, Kalimantan, Sulawesi, Bali 
und Nusatenggara [einschließlich des indonesischen 
Teils von Timor], Maluku, Irian Barat) 

Inseln Tromelin, lies Glorieuses, Juan de Nova, Europa 
und Bassa da India 
Irak 
Iran 
Island 
Israel 
Jamaika 
Japan 
Jemen 
Jordanien 
Jugoslawien 
Kaiman-Inseln 
Kamerun 
Kanada 

Katar (Scheichtum Katar) 

Kenia 

Republik Khmer 

Kolumbien 

Komoren 

Volksrepublik Kongo 
Republik Korea (Südkorea) 

Kuwait 
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Lesotho 

Libanon 

Liberia 

Libyen 

Liechtenstein 

Republik Madagaskar 

Malawi 

Malaysia (einschließlich Nord-Borneo und Sarawak) 

Malediven 

Mali 

Malta 

Marokko 

Maskat und Oman 

Mauretanien 

Mauritius 

Mexiko 

Montserrat 

Nauru 

Nepal 

Neue Hebriden 

Neukaledonien und Nebengebiete (einschließlidi lies 
des Pin, Huon, lies Loyaute, Walpole und Surprise, 
Chesterfield-Inseln) 

Neuseeland (einschließlidi Kermadec- und Chatham- 
Inseln) 

Cook-Inseln: 

1. Nördliche Gruppe (Penrhyn, Manihiki, Rakahan- 
ga, Pukapuka, Palmerston, Suwarow und Nassau) 

2. Südliche Gruppe (Rarotonga, Aitutaki, Atiu, Miti- 
aro, Mauke, Mangaia, Takutea und Manuae) 

3. Niue 
Nicaragua 

Niederländische Antillen (mit den Inseln Curacao, 
Aruba, Bonaire, Saba, Sankt Eustatius und dem 
niederländischen Teil von Sankt Martin) 

Niger 

Bundesrepublik Nigeria 

Norwegische Besitzungen in der Antarktis (Bouvet- 
insel. Peter I.-Insel, Königin Maud-Land) 

Obervolta 

Österreich 

Pakistan 

Panama 

Paraguay 

Peru 

Philippinen 

Portugal 

europäisdies Gebiet (einschließlich Madeira und 
Azoren) 

Angola 

Cabinda 

Portugiesisdi-Guinea 
Kapverdische Inseln 
Macau 
Mosambik 
Portugiesisdi-Timor 
Säo Tome und Principe 
Rio Muni 
Ruanda 

Saint-Pierre-et-Miquelon 

El Salvador 

Sambia 

St Helena und Nebengebiete (Ascension und Tristan 
da Cunha) 


St. Christoph, Nevis und Anguilla 

Santa Lucia 

St. Vincent 

Saudi-Arabien 

Schweden 

Schweiz 

Senegal 

Seychellen 

Sierra Leone 

Sikkim 

Singapur 

Somalia 

Spanien 

Festlandgebiet sowie Balearen, Kanarische Inseln, 
Ceuta und Melilla, Alhucemas, Chafarinas, Penön 
de Velez de la Gomera, Ifni und Sahara 
Südafrikanische Republik (einschließlich Südwestafrika 
sowie Prinz-Eduard-; und Marion-Inseln) 

Sudan 

Südjemen (einschließlich der Inseln Perim und Sokotra) 

Südvietnam 

Surinam 

Svalbard (Spitzbergen, einschließlich Bären-Insel) 

Swasiland 

Syrien 

Tansania 

Thailand 

Togo 

Tonga 

Trinidad und Tobago 

Tschad 

Türkei 

Turks- und Caicos-lnseln 
Tunesien 

Union der arabischen Emirate (Abu Dhabi, Dubai, 
Scherdscha, Adschman, Umm al Kaiwan, Fudschaira) 
sowie Ras al Chaima 
Uganda 
Uruguay 
Venezuela 

Vereinigte Staaten von Amerika 
(Amerikanische) Jungferninseln 
Amerikanisch-Samoa (einschließlich Swains) 

Guam 

Kingman Reef 
Midway-lnseln 
Panamakanal-Zone 
Puerto Rico 

Riukiu-Inseln (Okinawa) und Daito-Inseln 
Treuhandgebiet Pazifische Inseln (Karolinen, Mar- 
shall-lnseln, Marianen, ausgenommen Guam) 

Wake 

Wallis und Futuna 

Westsamoa 

Zaire 

Zentralafrikanische Republik 
Zypern" 

3. Verordnung (EWG) Nr. 2384/71 des Rates vom 8. No¬ 
vember 1971 

ABI. Nr. L 249/1 vom 10. November 1971 
Der Kopf der Anlage erhält folgende Fassung: 
„ANLAGE — ANNEXE — ALLEGATO — BIJLAGE - 
ANNEX — B1LAG — VEDLEGG" 
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Der Kopl der Tabelle erhält folgende Fassung: 

„ Warenbezeichnung 

— Nr. des GZT — 

Designation des produits 

— No du T.D.C. — 

Designazione dei prodotti 

— N. della T.D.C. — 

Opqave van de Produkten 

— Nr. G.D.T. — 

Description of produc I 

— CCT No — 

Varebeskrivelse 
— Pos. nr. i FTT - 

Vareslag 

— Pos. nr. i FTT. —“ 

4 Verordnung (EWG) Nr. 109/70 des Rates vom 19. De¬ 
zember 1969 

ABI. Nr. L 19/1 vom 26. Januar 1970 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 1492 70 des Rates vom 20. Juli 

1970 

ABI. Nr. L 166/1 vom 29. Juli 1970 

Verordnung (EWG) Nr. 2172/70 des Rates vom 27. Ok¬ 
tober 1970 

ABI. Nr. L 239/1 vom 30. Oktober 1970; berichtigt 
ABI. Nr. L 248/38 und Nr. L 17/12/72 

Verordnung (EWG) Nr. 2567/70 des Rates vom 14. De¬ 
zember 1970 

ABI. Nr. L 276/1 vom 21. Dezember 1970 

Verordnung (EWG) Nr. 532/71 des Rates vom 8. März 

1971 

ABI. Nr. L 60/1 vom 13. März 1971 

Verordnung (EWG) Nr. 725/71 des Rates vom 30. März 
1971 

ABI. Nr. L 80/4 vom 5. April 1971 

Verordnung (EWG) Nr. 1073/71 des Rates vom 25. Mai 
1971 

ABI. Nr. L 119/1 vom 1. Juni 1971 

Verordnung (EWG) Nr. 1074/71 des Rates vom 25. Mai 
1971 

ABI. Nr L 119/35 vom 1. Juni 1971 

Verordnung (EWG) Nr. 2385/71 des Rates vom 8. No¬ 
vember 1971 

ABI. Nr. L 249/3 vom 10. November 1971 
Der Kopf der Anlage erhält folgende Fassung: 
„ANLAGE — ANNEXE — ALLEG ATO — BIJLAGE — 
ANNEX — BILAG — VEDLEGG" 

Das Abkürzungsverzeichnis wird durch folgende drei 
Spalten ergänzt: 

„— Abbreviations — Forkortelser — Forkortelsei 
Bulgaria Bulgarien Bulgaria 

Hungary Ungarn Ungarn 

Poland Polen Polen 

Romania Rumaenien Romania 

Czedioslovakia Tjekkoslovakiet Tsjekkoslovakia“ 

Der Kopf der ersten Spalte der Tabelle erhält folgende 
Fassung: 

„Warenbezeichnung 
— Nr. des GZT — 

Designation des produits 
- No du T.D.C. — 


Designazione dei prodotti 

— N. della T.D.C. — 

Opgave van de Produkten 

— Nr. G.D.T. — 

Desciption of produrl 

— CCT No — 

Varebeskrivelse 

— Pos nr. i FTT - 

Vareslag 

— Pos. nr. i FTT —" 

5. Verordnung (EWG) Nr. 2386/71 des Rates vom 8. No¬ 
vember 1971 

ABI. Nr. L 249/12 vom 10. November 1971 
Der Kopf der Anlage erhält folgende Fassung: 
„ANLAGE — ANNEXE — ALLEGATO — BIJLAGE — 
ANNEX — BILAG — VEDLEGG“ 

Das Abkürzungsverzeichnis wird durch folgende drei 
Spalten ergänzt: 

„— Abbreviations — Forkortelser — Forkortelser 
Albania Albanien Albania 

USSR Sovjetunionen Sovjetunionen" 

Der Kopf der ersten Spalte der Tabelle erhält folgende 
Fassung: 

„Warenbezeichnung 

— Nr. des GZT — ' 

Designation des produits 

— No du T.D.C. — 

Designazione dei prodotti 

— N. della T.D.C. — 

Opqave van de Produkten 

— Nr. G.D.T. — 

Description of product 

— CCT No — 

Varebeskrivelse 

— Pos. nr. i FTT — 

Vareslag 

— Pos. nr. i FTT —" 

6. Verordnung (EWG) Nr. 2406/71 des Rates vom 9. No¬ 
vember 1971 

ABI. Ni. L 250/1 vom 11. November 1971 
Der Kopf der Anlage erhält folgende Fassung: 
„ANLAGE — ANNEXE — ALLEGATO — BIJLAGE — 
ANNEX — BILAG — VEDLEGG” 

Das Abkürzungsverzeichnis wird durch folgende drei 
Spalten ergänzt: 

„— Abbreviations — Forkortelser — Forkortelser 
People s Repu- Folkerepublikken Folkerrepublikken 
blic of China Kina China 

North Korea Nordkorea Nord-Korea 

Mongolia Den mongolske Mongolia 

Folkerepublikk 

North Vietnam Nordvietnam Nord-Vietnam" 

Der Kopf der ersten Spalte erhält folgende Fassung: 

„Warenbezeichnung 

— Nr. des GZT — 

Designation des produits 
— No du T.D.C. — 

Designazione dei prodotti 
— N della T.D.C. — 
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Opgave van de Produkten 

— Nr GDT -- 

Description ol product 

— C.CT No - 

Varebeskrivelse 

— Pos. nr i FTT — 

Vareslag 

— Pos nr. i FTT 

Die Anmerkung wird wie folgt ergänzt: 

„The references to Chapter 73 do not allude to ECSC 
Treaty products 

Oplysningerne vedrorende kapitel 73 sigter ikke til 
produkter, der falder ind under EKSF-traktaten. 

Opplysningene vedrorende kapittel 73 angor ikke 
varer som horer inn under EKSF-traktaten." 


7. Verordnung (EWG) Nr. 2407/71 des Rates vom 9. No¬ 
vember 1971 

ABI. Nr. L 250/7 vom 11. November 1971; berichtigt 
ABI. Nr. L 264/54 

Der Kopf der Anlage erhält folgende Fassung: 
„ANLAGE — ANNEXE — ALLEGATO — BIJLAGE — 
ANNEX — BILAG — VEDLEGG" 


Das Abkürzungsverzeichnis wird durch folgende drei 
Spalten ergänzt: 

„— Abbreviations — Forkortelser — Forkortelser 


People's Repu- 
blic of China 
North Vietnam 


Folkerepublikken 

Kina 

Nordvietnam 


Folkerepublikken 

China 

Nord-Vietnam 


North Korea Nordkorea 


Nord-Korea 


Mongolia 


Den mongolske Mongolia" 
Folkerepublikk 


Der Kopf der ersten Spalte der Tabelle erhält folgende 
Fassung: 

„Warenbezeichnung 
— Nr. des GZT — 


Irland: 

The Minister for Industry and 
Commerce 

Italien: 

Instituto nazionale delle 
assicurazioni 

Luxemburg: 

Office du ducroire du 
Luxembourg 

Niederlande: 

Nederlandsche Credietverze- 
kering Maatschappij N.V. 

Norwegen: 

Garanti-Instituttet for 
Eksportkreditt 

Vereinigtes 

The Export Credits Guarantee 

Königreich: 

Department." 


9. Richtlinie Nr. 70/510/EWG des Rates vom 27. Oktober 
1970 

ABI. Nr. L 254/26 vom 23. November 1970 

Die Anmerkung auf Seite 1 des Anhangs A erhält 
folgende Fassung: 


Belgien: 

Office national du ducroire 1 
Nationale Delcrederedienst 

Dänemark: 

Eksportkrediträdet 

Deutschland: 

Bundesrepublik Deutschland 

Frankreich: 

Compagnie franyaise 
d'assurance pour le 
commerce exterieur 

Irland: 

The Minister for Industry and 
Commerce 

Italien: 

Instituto nazionale delle 
assicurazioni 

Luxemburg: 

Office du ducroire du 
Luxembourg 

Niederlande: 

Nederlandsche Credietverze- 
kering Maatschappij N.V. 

Norwegen: 

Garanti-Instituttet for 
Eksportkreditt 

Vereinigtes 

Königreich: 

The Export Credits Guarantee 
Department." 


Designation des produits 

— No du T.D.C. — 

Designazione dei prodotti 

— N. della T.D.C. — 

Opqave van de Produkten 

— Nr. G.D.T. — 

Description of product 

— CCT No — 

Varebeskrivelse 

— Pos. nr. i FTT — 

Vareslag 

— Pos nr. i FTT —" 

8. Richtlinie Nr. 70/509/EWG des Rates vom 27. Oktober 
1970 

ABI. Nr. L 254/1 vom 23. November 1970 


IX. Sozialpolitik 

1. Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 
1971 

ABI. Nr. L 149/2 vom 5. Juli 1971 
Artikel 1 Buchstabe j erhält folgende Fassung: 

„j) .Rechtsvorschriften': in jedem Mitgliedstaat die be¬ 
stehenden und künftigen Gesetze, Verordnungen, 
Satzungen und alle anderen Durchführungsvor- 
schriften in bezug auf die in Artikel 4 Absätze 1 
und 2 genannten Zweige und Systeme der sozialen 
Sicherheit. 


Die Anmerkung auf Seite 1 des Anhangs A erhält 
folgende Fassung: 


„(1) Belgien: 

Dänemark: 
Deutschland: 
Frankreich: 


Office national du ducroire / 
Nationale Delcrederedienst 
Eksportkrediträdet 
Bundesrepublik Deutschland 
Compagnie francaise 
d assurance pour le 
commerce exterieur 


Dieser Begriff umfaßt bestehende oder künftige 
tarifvertragliche Vereinbarungen nicht, selbst wenn 
eine behördliche Entscheidung sie für allgemein 
verbindlich erklärt oder ihren Geltungsbereich er¬ 
weitert hat. Diese Einschränkung kann jedoch in 
bezug auf solche tarifvertraglichen Vereinbarun¬ 
gen, 

i) die der Erfüllung einer Versicherungspflicht die¬ 
nen, welche sich aus Gesetzen oder Verordnun¬ 
gen gemäß Unterabsatz I ergibt, oder 
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ii) die ein System schaffen, dessen Verwaltung von 
dem Träger gewährleistet wird, der auch die 
aufgrund der Gesetze oder Verordnungen ge¬ 
mäß Unterabsatz 1 eingeführten Systeme ver¬ 
waltet, 

jederzeit durch eine Erklärung des betreffenden 
Mitgliedstaats aufgehoben werden, in der die Sy¬ 
steme dieser Art genannt sind, auf die diese Ver¬ 
ordnung anwendbar ist. Diese Erklärung ist gemäß 
Artikel 96 zu notifizieren und zu veröffentli¬ 
chen. 

Unterabsatz 2 darf nicht bewirken, daß unter die 
Verordnung Nr. 3 fallende Regelungen aus dem 
Geltungsbereich der vorliegenden Verordnung aus¬ 
geschlossen werden.“ 

In Artikel 1 wird an Buchstabe s folgender Buchstabe 
eingefügt: 

„s a) .Wohndauer': die Dauer, die nach den Rechts¬ 
vorschriften, unter denen sie zurüdcgelegt wor¬ 
den ist, als solche bestimmt oder anerkannt ist;“ 

Artikel 15 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Artikel 13 und 14 gelten nicht für die freiwillige 
Versicherung und die freiwillige Weiterversiche¬ 
rung, es sei denn, in einem Mitgliedstaat gibt es 
für einen der in Artikel 4 genannten Zweige nur 
die freiwillige Versicherung," 

In Artikel 18 erhalten die Überschrift und Absatz 1 
folgende Fassung: 

„Zusammenrechnung der Versicherungszeiten 
oder Beschäftigungszeiten 

1. Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats, nach 
dessen Rechtsvorschriften der Erwerb, die Aufrecht¬ 
erhaltung oder das Wiederaufleben des Leistungs¬ 
anspruchs von der Zurücklegung von Versicherungs¬ 
zeiten oder Beschäftigungszeiten abhängig ist, be¬ 
rücksichtigt, soweit erforderlich, die Versicherungs¬ 
zeiten oder Beschäftigungszeiten nach den Rechts¬ 
vorschriften eines anderen Mitgliedstaats, als han¬ 
delte es sich um Zeiten, die nach den für diesen 
Träger geltenden Rechtsvorschriften zurückgelegt 
worden sind.“ 

Artikel 19 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Absatz 1 gilt entsprechend für Familienangehörige, 
die im Gebiet eines anderen als des zuständigen 
Mitgliedstaats wohnen, sofern sie nicht auf Grund 
der Rechtsvorschriften des Staates, in dessen Ge¬ 
biet sie wohnen, Anspruch auf diese Leistungen 
haben.“ 

Artikel 20 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 20 

Grenzgänger und deren Familienangehörige — 
Sonderregelungen 

Grenzgänger können die Leistungen auch im Gebiet des 
zuständigen Staates erhalten. Diese Leistungen werden 
vom zuständigen Träger nach den Rechtsvorschriften 
dieses Staates erbracht, als ob der Grenzgänger dort 
wohnte. Die Familienangehörigen eines Grenzgän¬ 
gers können unter den gleichen Voraussetzungen Lei¬ 
stungen erhalten; die Gewährung dieser Leistungen 
ist jedoch — außer in dringlichen Fällen — davon ab¬ 
hängig, daß zwischen den betreffenden Mitgliedstaa¬ 
ten oder zwischen den zuständigen Behörden dieser 
Staaten eine entsprechende Vereinbarung getroffen 
worden ist oder daß, in Ermangelung einer solchen 
Vereinbarung, der zuständige Träger vorher seine 
Genehmigung hierzu erteilt hat." 


Artikel 22 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Die Absätze 1 und 2 finden entsprechend auf die 
Familienangehörigen Anwendung.“ 

Artikel 25 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Erfüllt ein Arbeitsloser die in den Rechtsvorschrif¬ 
ten des Mitgliedstaats, der die Leistungen bei Ar¬ 
beitslosigkeit zu tragen hat, für den Anspruch auf 
Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft gefor¬ 
derten Voraussetzungen — gegebenenfalls unter 
Berücksichtigung von Artikel 18 —, so erhalten 
seine Familienangehörigen in jedem Mitglied¬ 
staat, in dessen Gebiet sie wohnen oder sich auf¬ 
halten, diese Leistungen Diese Leistungen werden 
wie folgt gewährt: 

i) Sachleistungen werden vom Träger des Wohn- 
oder Aufenthaltsorts nach den für ihn geltenden 
Rechtsvorschriften für Rechnung des zuständigen 
Trägers des Mitgliedstaats gewährt, zu dessen 
Lasten die Leistungen bei Arbeitslosigkeit ge¬ 
hen; 

ii) Geldleistungen werden von dem zuständigen 
Träger des Mitgliedstaates, zu dessen Lasten die 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit gehen, nach den 
für ihn geltenden Rechtsvorschriften gewährt,“ 

Artikel 27 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 27 

Rentenanspruch auf Grund 
der Rechtsvorschriften mehrerer Staaten, 
falls ein Anspruch auf Leistungen 
im Wohnland besteht 

Ein Rentner, der nach den Rechtsvorschriften von zwei 
oder mehr Mitgliedstaaten zum Bezug von Rente be¬ 
rechtigt ist und — gegebenenfalls unter Berücksich¬ 
tigung von Artikel 18 und Anhang V — nach den 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dessen Ge¬ 
biet er wohnt, Anspruch auf Leistungen hat, sowie 
seine Familienangehörigen erhalten diese Leistungen 
vom Träger des Wohnorts und zu dessen Lasten, als 
ob der Rentner Ansprudi auf Rente nach den Rechts¬ 
vorschriften nur dieses Mitgliedstaats hätte." 

In Artikel 28 erhalten die Überschrift und Absatz 1 
folgende Fassung: 

„Rentenanspruch auf Grund 
der Rechtsvorschriften eines einzigen 
oder mehrerer Staaten, falls ein Ansprudi 
auf Leistungen im Wohnland nicht besteht 

1. Ein Rentner, der nach den Rechtsvorschriften eines 
oder mehrerer Mitgliedstaaten zum Bezug von 
Rente berechtigt ist und keinen Anspruch auf Lei¬ 
stungen nach den Rechtsvorschriften des Mitglied¬ 
staats hat, in dessen Gebiet er wohnt, erhält den¬ 
noch diese Leistungen für sich und seine Familien¬ 
angehörigen, sofern — gegebenenfalls unter Be¬ 
rücksichtigung von Artikel 18 und Anhang V —- 
nach den Vorschriften des Staates, auf Grund deren 
die Rente geschuldet wird, oder zumindest eines 
der Mitgliedstaaten, nach deren Rechtsvorsdiriften 
eine Rente geschuldet wild, Anspruch auf Leistun¬ 
gen bestünde, wenn er im Gebiet des betreffenden 
Staates wohnte. Diese Leistungen werden wie folgt 
gewährt: 

a) Die Sachleistungen gewährt der Träger des 
Wohnorts für Rechnung des in Absatz 2 bezcich- 
neten Trägers, als ob der Rentner nach den 
Rechtsvorschriften des Staates, in dessen Gebiet 
er wohnt, Anspiudi auf Rente und auf Sach¬ 
leistungen hätte; 
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b) die Geldleistungen gewährt gegebenenfalls der 
gemäß Absatz 2 bestimmte zuständige Träger 
nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften. 
Im Einvernehmen zwischen dem zuständigen 
Träger und dem Träger des Wohnorts können 
diese Leistungen jedoch auch von diesem Träger 
nach den Rechtsvorschriften des zuständigen 
Staates für Rechnung des zuständigen Trägers 
gewährt werden." 

Artikel 29 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 29 

Familienangehörige eines Rentners, 
die in einem anderen Staat als der betreffende Rentnei 
wohnen — Wohnortwechsel in den Staat, 
in dem der Rentner wohnt 

1. Familienangehörige eines zum Bezug von Rente 
nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten berechtigten Rentners, die im Ge¬ 
biet eines anderen Mitgliedstaats als der Rentner 
wohnen, erhalten Leistungen, als ob der Rentner im 
Gebiet des gleichen Staates wohnte, sofern er 
Anspruch auf die genannten Leistungen nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats hat. Die Lei¬ 
stungen werden gemäß den nachstehenden Bedin¬ 
gungen gewährt: 

a) Die Sachleistungen gewährt der Träger des 
Wohnorts der Familienangehörigen nach den für 
ihn geltenden Rechtsvorschriften zu Lasten des 
Trägers des Wohnorts des Rentners; 

b) die Geldleistungen gewährt gegebenenfalls der 
gemäß Artikel 27 oder Artikel 28 Absatz 2 be¬ 
stimmte zuständige Träger nach den für ihn gel¬ 
tenden Rechtsvorschriften. Im Einvernehmen 
zwischen dem zuständigen Träger und dem Trä¬ 
ger des Wohnortes der Familienangehörigen kön¬ 
nen diese Leistungen jedoch auch von diesem 
Träger nach den Rechtsvorschriften des zustän¬ 
digen Staates für Rechnung des zuständigen Trä¬ 
gers gewährt werden. 

2. Die in Absatz 1 bezeichneten Familienangehörigen, 
die ihren Wohnort in dem Gebiet des Mitglied- 
Staates nehmen, in dem der Rentner wohnt, erhal¬ 
ten: 

a) Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften die¬ 
ses Staates, auch wenn sie bereits vor dem 
Wohnortwechsel für den gleichen Fall einer 
Krankheit oder Mutterschaft Leistungen erhalten 
haben; 

b) Geldleistungen, die gegebenenfalls der gemäß 
Artikel 27 oder Artikel 28 Absatz 2 bestimmte 
zuständige Träger nach den für ihn geltenden 
Rechtsvorschriften gewählt. Im Einvernehmen 
zwischen dem zuständigen Träger und dem Trä¬ 
ger des Wohnortes des Rentners können diese 
Leistungen jedoch auch von diesem Träger nach 
den Rechtsvorschriften des zuständigen Staates 
für Rechnung des zuständigen Trägers gewährt 
werden." 

Artikel 31 erhält folgende Fassung. 

„Artikel 31 

Aufenthalt des Rentners und/oder 
der Familienangehörigen in einem anderen Slaal 
als dem, in dem sie wohnen 

Der in Artikel 27 oder 28 bezeichnete Rentner sowie 
seine Familienangehörigen erhalten während eines 
Aufenthaltes im Gebiet eines anderen Mitgliedstaates 
als des Staates, in dem sie wohnen. 


a) Sachleistungen vom Träger des Aufenthaltsortes 
nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften zu 
Lasten des Trägers des Wohnortes des Rentners; 
i>) Geldleistungen, gegebenenfalls von dem gemäß 
Artikel 27 oder 28 Absatz 2 bestimmten zuständi¬ 
gen Träger nach den für ihn geltenden Rechtsvor¬ 
schriften. Im Einvernehmen zwischen dem zustän¬ 
digen Träger und dem Träger des Aufenthaltsortes 
können diese Leistungen jedoch auch von diesem 
Träger nach den Rechtsvorschriften des zuständi¬ 
gen Staates für Rechnung des zuständigen Trägers 
gewährt werden." 

Artikel 33 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 33 

Beiträge der Rentenberechtigten 

Der Träger eines Mitgliedstaats, der eine Rente 
schuldet, darf, wenn die für ihn geltenden Rechtsvor¬ 
schriften vorsehen, daß von dem Rentner zur Deckung 
der Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft Bei¬ 
träge einbehalten werden, diese Beiträge von der von 
ihm geschuldeten Rente in der nach den betreffenden 
Rechtsvorschriften berechneten Höhe einbehalten, 
wenn die Kosten der Leistungen aufgrund der Artikel 
27, 28, 29, 31 und 32 zu Lasten eines Trägers des ge¬ 
nannten Mitgliedstaats gehen." 

Artikel 34 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 34 

Allgemeine Vorschrift 

Artikel 27 bis 33 gelten nicht für Rentner oder 
deren Familienangehörige, die nach den Rechtsvor¬ 
schriften eines Mitgliedstaats wegen Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit Anspruch auf Leistungen haben. In 
diesem Fall gelten diese Personen bei der Anwen¬ 
dung dieses Kapitels als Arbeitnehmer oder als Fami¬ 
lienangehörige von Arbeitnehmern." 

Die Überschrift von Abschnitt 1 des Kapitels 2 von 
Titel III erhält folgende Fassung: 

„Arbeitnehmer, für die ausschließlich 
Rechtsvorschriften galten, nach denen die Höhe 
der Leistungen bei Invalidität von der Versicherungs¬ 
oder Wohndauer unabhängig ist" 

ln Artikel 37 erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„1. Ein Arbeitnehmer, für den nacheinander oder ab¬ 
wechselnd die Rechtsvorschriften von zwei oder 
mehr Mitgliedstaaten galten und welcher Versi- 
cherungs- oder Wohnzelten ausschließlich unter 
solchen Rechtsvorschriften zurüdcgelegt hat, nadr 
denen die Höhe der Leistungen bei Invalidität von 
der Versicherungs- oder Wohndauer unabhängig 
ist, erhält die Leistungen gemäß Artikel 39. Dieser 
Artikel findet keine Anwendung auf Kinderzu¬ 
schüsse zu Renten, die nadr Kapitel 8 zu gewähren 
sind." 

In Artikel 38 erhalten die Ubersdrrift und Absatz 1 
folgende Fassung: 

„Zusammenrechnung der Versicherungs¬ 
oder Wohnzeilen 

1 Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats, nadi 
dessen Rechtsvorschriften der Erwerb, die Aufrecht¬ 
erhaltung oder das Wiederaufleben des Leistungs¬ 
anspruchs von der Zurücklegung von Versidie- 
rungs- oder Wohnzelten abhängig ist, berücksidi- 
tigt, soweit erforderlich, die Versicherungszeiten 
nadr den Redrtsvorschriflen eines anderen Mit¬ 
gliedstaats sowie gegebenenfalls die nach dem 
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grundschuipflichtigen Alter zurückgelegten Wohn¬ 
zelten nach den Rechtsvorschriften eines anderen 
Mitgliedstaates, nach denen der Leistungsanspruch 
von der Zurücklegung von Wohnzelten abhängig 
ist, als handelte es sich um Zeiten, die nach den 
für diesen Träger geltenden Rechtsvorschriften zu¬ 
rückgelegt worden sind." 

Die Überschrift von Abschnitt 2 des Kapitels 2 von 
Titel 111 erhält folgende Fassung: 

„Arbeitnehmer, für die ausschließlich 
Rechtsvorschriften, nach denen die Höhe 
der Leistungen bei Invalidität von der Versicherungs- 
oder Wohndauer abhängt, oder Rechtsvorschriften 
dieser und der in Abschnitt 1 genannten Art galten." 

In Artikel 45 erhalten die Überschrift und Absatz 1 
folgende Fassung: 

„Berücksichtigung der Versicherungs¬ 
oder Wohnzeiten, die nach Rechtsvorschriften 
zurückgelegt worden sind, die für den Arbeitnehmer 
im Hinblick auf den Erwerb, die Aufrechterhaltung oder 
das Wiederaufleben des Leistungsanspruchs galten 

1. Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats, nach 
dessen Rechtsvorschriften der Erwerb, die Aufrecht¬ 
erhaltung oder das Wiederaufleben des Leistungs¬ 
anspruchs von der Zurücklegung von Versicherungs¬ 
oder Wohnzeiten abhängig ist, berücksichtigt, so¬ 
weit erforderlich, die Versicherungszeiten, die nach 
den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats 
zurückgelegt wurden, sowie gegebenenfalls 
die nach dem grundschulpflichtigen Alter zurück¬ 
gelegten Wohnzeiten nach den Rechtsvorschriften 
eines anderen Mitgliedstaates, nach denen der Lei¬ 
stungsanspruch von der Zurücklegung von Wohn¬ 
zeiten abhängig ist, als handelte es sich um Zeiten, 
die nach den für diesen Träger geltenden Rechts¬ 
vorschriften zurückgelegt worden sind." 

In Artikel 45 wird folgender Absatz eingefügt: 

„4. Wenn in den Rechtsvorschriften eines Mitglied¬ 
staates die Gewährung von Leistungen davon ab¬ 
hängig ist, daß der Arbeitnehmer vor Eintritt des 
Versicherungsfalles während eines bestimmten 
Zeitraums im Gebiet dieses Mitgliedstaates ge¬ 
wohnt hat, so gilt diese Voraussetzung als erfüllt, 
wenn der Arbeitnehmer während des gleichen 
Zeitraums im Gebiet eines anderen Mitgliedstaates 
gewohnt hat und den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaates unterworfen war oder eine Rente 
nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates 
erhalten hat." 

In Artikel 46 erhalten die Absätze I und 2 folgende 
Fassung: 

„1 Der zuständige Tiäger jedes Mitgliedstaats, dessen 
Rechtsvorschriften für den Arbeitnehmer galten, 
bestimmt, sofern dieser Arbeitnehmer die in die¬ 
sen Rechtsvorschriften geforderten Voraussetzun¬ 
gen für den Leistungsanspruch auch ohne Anwen¬ 
dung von Artikel 45 erfüllt, nach den für ihn 
geltenden Rechtsvorschriften den Leistungsbetrag 
unter Zugrundelegung aller nach diesen Rechts¬ 
vorschriften zu berücksichtigenden Versicherungs¬ 
oder Wohnzeiten. 

Dieser Träger hat auch den Leistungsbetrag zu 
berechnen, der sich nach Absatz 2 Buchstabe a 
und b ergeben würde. Nur der höhere dieser bei¬ 
den Beträge wird berücksichtigt 


2. Der zuständige Träger jedes Mitgliedstaats, dessen 
Rechtsvorschriften für den Arbeitnehmer galten, 
wendet, wenn der Arbeitnehmer nur nach Artikel 
45 leistungsberechtigt ist, folgende Vorschriften an: 

a) Der Träger berechnet den theoretischen Betrag 
der Leistung, auf die der Versicherte Anspruch 
hätte, wenn alle nach den für ihn geltenden 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten zurück¬ 
gelegten Versicherungs- und Wohnzeiten nur in 
dem betreffenden Staat und nach den für diesen 
Trägei zum Zeitpunkt der Feststellung der Lei¬ 
stung geltenden Rechtsvorschriften zurückgelegt 
worden wären. Ist nach diesen Rechtsvorschrif¬ 
ten der Betrag der Leistung von den zurück¬ 
gelegten Zeiten unabhängig, so gilt dieser Be¬ 
trag als theoretischer Betrag,- 

b) der Träger ermittelt sodann den tatsächlich ge¬ 
schuldeten Betrag auf der Grundlage des nach 
Buchstabe a errechneten theoretischen Betrages 
nach dem Verhältnis zwischen den nach seinen 
Rechtsvorschriften vor Eintritt des Versiche¬ 
rungsfalls zurückgelegten Versicherungs- oder 
Wohnzeiten und den gesamten nach den Rechts¬ 
vorschriften aller beteiligten Mitgliedstaaten vor 
Eintritt des Versicherungsfalls zurückgelegten 
Versicherungs- und Wohnzeiten; 

c) übersteigt die Gesamtdauer der vor Eintritt des 
Versicherungsfalls nach den Rechtsvorschriften 
allei beteiligten Mitgliedstaaten zurückgelegten 
Versicherungs- und Wohnzeiten die in den 
Rechtsvorschriften eines dieser Mitgliedstaaten 
für die Gewährung der vollen Leistung vorge¬ 
schriebene Höchstdauer, so berücksichtigt der 
zuständige Träger dieses Staates bei Anwen¬ 
dung dieses Absatzes diese Höchstdauer an 
Stelle der Gesamtdauer dieser Zeiten; diese 
Berechnungsmethode kann den betreffenden 
Versicherungsträger nicht zur Gewährung einer 
Leistung verpflichten, deren Betrag die volle 
nach seinen Rechtsvorschriften vorgesehene Lei¬ 
stung übersteigt; 

d) die Einzelheiten des Berechnungsverfahrens 
nach diesem Absatz für die Berücksichtigung 
der sich überschneidenden Zeiten werden in 
der in Artikel 97 vorgesehenen Durchfiihrungs- 
veroidnung festgelegt." 

In Artikel 47 erhalten Absatz 1 Buchstaben b. c und 

d sowie Absatz 2 folgende Fassung: 

„b) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats, nach 
dessen Rechtsvorschriften bei der Berechnung von 
Leistungen die Höhe der Arbeitsentgelle, Beiträge 
oder Zuschläge zugrunde zu legen ist, ermittelt die 
Entgelte, Beiträge oder Zuschläge für die nach den 
Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten zurück¬ 
gelegten Versicherungs- oder Wohnzeiten auf der 
Grundlage der Durchschnittsentgelte, -beilräge 
oder -Zuschläge, die für die nach den Rechtsvor¬ 
schriften des ersten Staates zurückgelegten Ver¬ 
sicherungszeiten festgestcllt worden sind. 

i) Dei zuständige Träger eines Mitgliedstaals, nach 
dessen Rechtsvorschriften bei der Berechnung von 
Leistlingen ein Pauschalentgelt oder -betrag zu¬ 
grunde zu legen ist, berücksichtigt für die nach den 
Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten zurück 
gelegten Versicherungs- oder Wohnzeiten Ent¬ 
gelte oder Beträge in Höhe des Pauschalentgelts 
oder -betrags oder gegebenenfalls der durch¬ 
schnittlichen Pauschalentgelte oder -betrage füi 
nach den Reditsvorscbrilten des ersten Staates zu¬ 
rückgelegte Versicherungs-Zeiten 
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d) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats, nach 
dessen Rechtsvorschriften bei der Berechnung von 
Leistungen für bestimmte Zeiten die Höhe der 
Entgelte und für andere Zeiten ein Pauschalent¬ 
gelt oder -betrag zugrunde zu legen ist, berück¬ 
sichtigt für die nach den Rechtsvorschriften ande¬ 
rer Mitgliedstaaten zurückgelegten Versicherungs¬ 
oder Wohnzelten die nach Buchstabe b oder c 
ermittelten Entgelte oder Beträge beziehungsweise 
den Durchschnitt dieser Entgelte oder Beträge; 
wird bei der Berechnung der Leistungen für sämt¬ 
liche nach den Rechtsvorschriften des ersten Staa¬ 
tes zurückgelegten Versicherungszeiten ein Pau¬ 
schalentgelt oder -betrag zugrunde gelegt, so be¬ 
rücksichtigt der zuständige Träger dieses Staates 
für die nach den Rechtsvorschriften anderer Mit¬ 
gliedstaaten zurückgelegten Versicherungs- oder 
Wohnzelten ein fiktives Entgelt, das diesem Pau¬ 
schalentgelt oder -betrag entspricht. 

2. Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats über die An¬ 
passung der bei der Berechnung der Leistungs¬ 
beträge berücksichtigten Rentenanteile gelten ge¬ 
gebenenfalls für die vom zuständigen Träger dieses 
Staates gemäß Absatz 1 berücksichtigten Renten¬ 
teile für Versicherungs- oder Wohnzeiten nach den 
Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten." 

In Artikel 48 erhalten die Überschrift und Absatz 1 

folgende Fassung: 

.Versicherungs- oder Wohnzeiten von weniger 
als einem Jahr 

1. Der Träger eines Mitgliedstaates ist unabhängig 
von Artikel 46 Absatz 2 nicht verpflichtet, Leistun¬ 
gen aus Zeiten zu gewähren, wenn die Gesamt¬ 
dauer dieser nach den Rechtsvorschriften eines Mit¬ 
gliedstaates zurückgelegten Versicherungs- oder 
Wohnzeiten weniger als ein Jahr beträgt und nach 
diesen Rechtsvorschriften kein Leistungsanspruch 
ausschließlich aufgrund dieser Zeiten erworben wor¬ 
den ist.“ 

Artikel 48 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Führt die Anwendung von Absatz 1 zur Befreiung 
aller Träger der betreffenden Staaten von der 
Leistungspflicht, so werden die Leistungen aus¬ 
schließlich nach den Rechtsvorschriften des letzten 
dieser Staaten gewährt, dessen Voraussetzungen 
erfüllt sind; dabei gelten alle zurückgelegten und 
gemäß Artikel 45 Absätze 1 und 2 angerechneten 
Versicherungs- und Wohnzeiten als nach den 
Rechtsvorschriften dieses Staates zurückgelegt.“ 

Die Überschrift von Artikel 49 erhält folgende Fas¬ 
sung: 

„Berechnung der Leistungen, wenn die betreffende 
Person nicht gleichzeitig die Voraussetzungen erfüllt, 
die nach sämtlichen Rechtsvorschriften, nach denen 
Versicherungs- oder Wohnzeiten zurückgelegt 
wurden, erforderlich sind“ 

In Artikel 49 erhält Absatz 1 Buchstabe b folgende 

Fassung: 

„b) Dabei gelten jedoch folgende Bestimmungen: 

i) Erfüllt die betreffende Person die Voraussetzun¬ 
gen nach den Rechtsvorschriften mindestens 
zweier Mitgliedstaaten, ohne daß Versicherungs¬ 
oder Wohnzeiten berücksichtigt werden müssen, 
die nach Rechtsvorschriften zurückgelegt wur¬ 
den, deren Voraussetzungen nicht erfüllt sind, 
so bleiben diese Zeiten bei Anwendung des 
Artikels 46 Absatz 2 unberücksichtigt; 


ii) erfüllt der Versicherte die Voraussetzungen nur 
nach den Rechtsvorschriften eines einzigen Mit¬ 
gliedstaats, ohne daß die Versicherungs- oder 
Wohnzeiten berücksichtigt werden müssen, die 
nach den Rechtsvorschriften zurückgelegt wur¬ 
den, deren Voraussetzungen nicht erfüllt sind, 
so wird der Betrag der geschuldeten Leistung 
ausschließlich nach den Rechtsvorschriften, deren 
Voraussetzungen erfüllt sind, und unter alleini¬ 
ger Berücksichtigung der nach diesen Rechts¬ 
vorschriften zurückgelegten Zeiten berechnet." 

Artikel 50 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 50 

Gewährung einer Zulage, wenn die Summe 
der nach den Rechtsvorschriften 
der einzelnen Mitgliedstaaten geschuldeten Leistungen 
nicht den Mindestbetrag erreicht, 
der in den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats 
vorgesehen ist, in dessen Gebiet der Empfänger wohnt 

Der Empfänger von Leistungen nach diesem Kapitel 
darf in dem Mitgliedstaat, in dessen Gebiet er wohnt 
und nach dessen Rechtsvorschriften ihm eine Leistung 
zusteht, keinen niedrigeren Leistungsbetrag als die 
Mindestleistung erhalten, die nach den Rechtsvor¬ 
schriften dieses Mitgliedstaats für eine Versicherungs¬ 
oder Wohnzeit vorgesehen ist, welche den Zeiten ins¬ 
gesamt entspricht, die bei der Feststellung seiner Lei¬ 
stung gemäß den vorstehenden Artikeln angerechnet 
wurden. Der zuständige Träger dieses Staates zahlt 
dem Betreffenden gegebenenfalls während der ge¬ 
samten Zeit, in der er im Gebiet dieses Staates wohnt, 
eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen 
der Summe der nach diesem Kapitel geschuldeten Lei¬ 
stungen und dem Betrag der Mindestleistung." 

Die Überschrift von Abschnitt 1 des Kapitels 4 von 
Titel III erhält folgende Fassung: 

„Gemeinsame Bestimmung“ 

Nach diesem Titel wird der folgende Artikel einge¬ 
fügt: 

„Artikel 51 a 

Zusammenrechnung der Versicherungs- 
und Beschäftigungszeiten 

Der zuständige Träger eines Mitgliedstaates, nach 
dessen Rechtsvorschriften der Erwerb, die Aufrecht¬ 
erhaltung oder das Wiederaufleben des Leistungs- 
anspruehs von der Zurücklegung von Beschäftigungs¬ 
zeiten abhängt, berücksichtigt, soweit erforderlich, auch 
Versicherungs- oder Beschäftigungszeiten, die nach 
den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates 
zurückgelegt wurden, als handelte es sich um Zeiten, 
die nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften zu¬ 
rückgelegt worden sind." 

Vor Artikel 52 erhält „Abschnitt 1" die Bezeichnung 
„Abschnitt 2". 

Artikel 57 Absatz 3 Buchstabe c erhält folgende Fas¬ 
sung: 

,,c) die Aufwendungen für Geldleistungen, einschließ¬ 
lich Renten, werden von den zuständigen Trägern 
der Mitgliedstaaten, in deren Gebiet die betreffen¬ 
de Person eine Tätigkeit ausgeübt hat, die geeig¬ 
net war, diese Krankheit zu verursachen, anteilig 
getragen. Die Teilung erfolgt nach dem Verhältnis 
zwischen der Dauer der nach den Rechtsvorschrif¬ 
ten dieser Mitgliedstaaten zurückgelegten AlteTS- 
versicherungszeiten oder der in Artikel 45 Ab¬ 
satz 1 genannten Wohnzeiten und der Gesamt¬ 
dauer der nach den Rechtsvorschriften aller dieser 
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Mitgliedstaaten bis zum Zeitpunkt des Beginns 
dieser Leistungen in der Altersversicherung zu¬ 
rückgelegten Versidierungs- oder Wohnzelten.“ 

Vor Artikel 60 erhält „Absdrnitt 2" die Bezeichnung 
„Abschnitt 3“. 

Vor Artikel 61 erhält „Abschnitt 3“ die Bezeichnung 
„Abschnitt 4". 

Vor Artikel 63 erhält „Abschnitt 4" die Bezeidinung 
„Abschnitt 5". 

Artikel 72 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 72 

Zusammenrechnung der Versicherungs¬ 
oder Beschäftigungszeiten 

Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats, nach 
dessen Rechtsvorschriften der Erwerb des Leistungs¬ 
anspruchs von der Zurüddegung von Versicherungs- 
oder Beschäftigungszeiten abhängig ist, berücksichtigt, 
soweit erforderlich, auch Versidierungs- oder Beschäf¬ 
tigungszeiten in einem anderen Mitgliedstaat, als han¬ 
delte es sich um Zeiten, die nach den für ihn gelten¬ 
den Rechtsvorschriften zurückgelegt worden sind." 

Artikel 79 Absatz 1 Buchstabe a erhält folgende Fas¬ 
sung: 

„a) hängt nach diesen Rechtsvorschriften der Erwerb, 
die Aufrechterhaltung oder das Wiederaufleben 
des Leistungsanspruchs von der Versidierungs-, 
Beschäftigungs- oder Wohndauer ab, so wird diese 
Dauer gegebenenfalls unter Berücksichtigung des 
Artikels 45 beziehungsweise des Artikels 72 er¬ 
mittelt." 

In Artikel 79 wird folgender Absatz angefügt: 

„4. Bei der Anwendung von Absatz 2 sowie des 
Artikels 77 Absatz 2 Buchstabe b Ziffer ii und des 
Artikels 78 Absatz 2 Buchstabe b Ziffer ii gelten 
die Wohnzeiten, die nach der Grundschulpflicht 
gemäß Rechtsvorschriften zurückgelegt wurden, die 
den Leistungsanspruch von der Zurücklegung von 
Wohnzeiten abhängig machen, als Versicherungs- 
Zeiten." 

In Artikel 82 Absatz 1 wird das Wort „sechsund¬ 
dreißig“ durch das Wort „sechzig" ersetzt. 

In Artikel 94 erhalten die Absätze 1 bis 7 folgende 
Fassung: 

„1. Diese Verordnung begründet keinen Anspruch für 
einen Zeitraum vor ihrem Inkrafttreten oder vor 
ihrer Anwendung im Gebiet des betreffenden Mit¬ 
gliedstaates. 

2 Für die Feststellung des Anspruchs auf Leistungen 
nach dieser Verordnung werden sämtliche Versi¬ 
cherungszeiten sowie gegebenenfalls auch alle Be¬ 
schäftigungs- und Wohnzeiten berücksichtigt, die 
nadi den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats 
vor Inkrafttreten dieser Verordnung oder vor ih¬ 
rer Anwendung im Gebiet dieses Mitgliedstaates 
zurückgelegt worden sind. 

3. Ein Leistungsanspruch wird auch für Ereignisse 
begründet, die vor dem Inkrafttreten dieser Ver¬ 
ordnung oder vor ihrer Anwendung im Gebiet 
des betreffenden Mitgliedstaates liegen, soweit 
Absatz 1 nicht etwas anderes bestimmt. 

4 Leistungen jeder Art, die wegen der Staatsangehö¬ 
rigkeit oder des Wohnorts einer Person nicht fest¬ 
gestellt worden sind oder geruht haben, werden 
auf Antrag der betreffenden Person nach Inkraft¬ 


treten dieser Verordnung oder nach Beginn ihrer 
Anwendung im Gebiet des betreffenden Mitglied¬ 
staates festgestellt oder wieder gewährt, es sei 
denn, daß früher festgestellte Ansprüche durch 
Kapitalabfindung abgegolten worden sind. 

5. Die Ansprüche von Personen, deren Rente vor 
Inkrafttreten dieser Verordnung oder vor ihrer 
Anwendung im Gebiet des betreffenden Mitglied¬ 
staates festgeslellt worden ist, können auf Antrag 
der betreffenden Personen unter Berücksichtigung 
dieser Verordnung neu festgestellt werden. Dies 
gilt auch für die sonstigen in Artikel 78 genann¬ 
ten Leistungen. 

6. Wird der Antrag nach Absatz 4 oder Absatz 5 
innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung oder nach Beginn ihrer An¬ 
wendung im Gebiet des betreffenden Mitglied¬ 
staates gestellt, so werden die Ansprüche auf 
Grund dieser Verordnung mit Wirkung von die¬ 
sem Zeitpunkt an erworben, ohne daß der betref¬ 
fenden Person Ausschlußfristen oder Verjährungs¬ 
vorschriften eines Mitgliedstaats entgegengehalten 
werden können. 

7. Wird der Antrag nach Absatz 4 oder Absatz 5 erst 
nach Ablauf von zwei Jahren nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung oder nach Beginn ihrer An¬ 
wendung im Gebiet des betreffenden Mitglied¬ 
staates gestellt, so werden nicht ausgeschlossene 
oder verjährte Ansprüche — vorbehaltlich etwai¬ 
ger günstigerer Rechtsvorschriften eines Mitglied¬ 
staats — vom Tag der Antragstellung an erwor¬ 
ben." 

Artikel 94 Absatz 9 erhält folgende Fassung: 

„9. Die Anwendung des Artikels 73 Absatz 2 darf zu 
keiner Einschränkung der Ansprüche führen, die 
bei Inkrafttreten dieser Verordnung oder bei Be¬ 
ginn ihrer Anwendung im Gebiet des betreffenden 
Mitgliedstaates bestehen. Für Personen, denen zu 
diesem Zeitpunkt auf Grund von zweiseitigen Ab¬ 
kommen mit Frankreich höhere Leistungen zu¬ 
stehen, gelten diese Abkommen weiter, solange 
diese Personen den französischen Rechtsvorschrif¬ 
ten unterliegen. Dabei werden Unterbrechungen 
von weniger als einem Monat sowie die Zeiten 
einer Leistungsgewährung wegen Krankheit und 
Arbeitslosigkeit außer acht gelassen. Die Einzel¬ 
heiten der Durchführung dieser Vorschriften wer¬ 
den in der in Artikel 97 vorgesehenen Durch¬ 
führungsverordnung festgelegt." 

Anhang I erhält folgende Fassung: 

„Anhang I 

(Artikel 1 Buchstabe u der Verordnung) 

Besondere Geburtsbeihilfen, die nach Artikel 1 Buch¬ 
stabe u nicht in den Geltungsbereich der Verordnung 

fallen 

a. Belgien 

Die Geburtsbeihilfe 

b Dänemark 
Keine 

c. Deutschland 
Keine 

d. Frankreich 

a) die vorgeburtlichen Beihilfen 

b) die Geburtsbeihilfen nach dem Gesetzbuch der 
sozialen Sicherheit (Code de la securite sociale) 
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e. Irland 
Keine 

f. Italien 
Keine 

g. Luxemburg 

Die Geburtsbeihilfen 

h. Niederlande 
Keine 

i. Norwegen 
Keine 

j. Vereinigtes Königreich 
Keine“ 

Die Teile A und B des Anhangs II erhalten folgende 

Fassung: 

„A. 

Bestimmungen aus Abkommen 

über soziale Sicherheit, die unbeschadet des Artikels 6 
der Verordnung weiterhin gelten 

(Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung) 

1 Belgien — Dänemark 
Gegenstandslos 

2. Belgien — Deutschland 

a) Artikel 3 und 4 des Schlußprotokolls vom 7. 
Dezember 1957 zum Allgemeinen Abkommen 
vom gleichen Tage in der Fassung des Zusatz¬ 
protokolls vom 10. November 1960 

b) Dritte Zusatzvereinbarung vom 7. Dezember 
1957 zum Allgemeinen Abkommen vom glei¬ 
chen Tage in der Fassung des Zusatzprotokolls 
vom 10. November 1960 (Zahlung von Renten 
für die Zeit vor dem Inkrafttreten des Abkom¬ 
mens) 

3. Belgien — Frankreich 

a) Artikel 13, 16 und 23 der Zusatzvereinbarung 
vom 17. Januar 1948 zum Allgemeinen Abkom¬ 
men vom gleichen Tage (Arbeitnehmer der 
Bergwerke und gleichgestellten Unternehmen) 

b) Briefwechsel vom 27. Februar 1953 (Anwendung 
des Artikels 4 Absatz 2 des Allgemeinen Ab¬ 
kommens vom 17. Januar 1948) 

c) Briefwechsel vom 29. Juli 1953 betreffend die 
Beihilfen für alte Arbeitnehmer 

4 Belgien — Irland 
Gegenstandslos 

5. Belgien — Italien 

Artikel 29 des Abkommens vom 30. April 1948 

6. Belgien — Luxemburg 

Artikel 3, 4. 5, 6 und 7 des Abkommens vom 
16. November 1959 in der Fassung des Abkom¬ 
mens vom 12. Februar 1964 (Grenzgänger) 

7. Belgien — Niederlande 
Keine 

8. Belgien — Norwegen 
Gegenstandslos 

9. Belgien — Vereinigtes Königreich 
Keine 

10. Dänemark — Deutschland 

a) Artikel 3 Absatz 4 des Abkommens über die 
Sozialversicherung vom 14. August 1953 


b) Nummer 15 des Schlußpiotokolls zu dem ge¬ 
nannten Abkommen 

c) Zusatzvereinbarung vom 14 August 1953 zu 
dem genannten Abkommen 

11. Dänemark — Frankreich 
Keine 

12. Dänemark — Irland 
Gegenstandslos 

13. Dänemark — Italien 
Gegenstandslos 

14. Dänemark — Luxemburg 
Gegenstandslos 

15. Dänemark — Niederlande 
Gegenstandslos 

16. Dänemark — Norwegen 
Keine 

17 Dänemark — Vereinigtes Königreich 
Keine 

18. Deutschland — Frankreich 

a) Artikel 11 Absatz 1, Artikel 16 Absatz 2 und 
Artikel 19 des Allgemeinen Abkommens vom 
10. Juli 1950 

b) Artikel 9 der Ersten Zusatzvereinbarung vom 
10 Juli 1950 zum Allgemeinen Abkommen vom 
gleichen Tage (Arbeitnehmer der Bergwerke 
und gleichgestellten Unternehmen) 

c) Vierte Zusatzvereinbarung vom 10 Juli 1950 
zum Allgemeinen Abkommen vom gleichen 
Tage in der Fassung der Zweiten Ergänzungs¬ 
vereinbarung vom 18. Juni 1955 

d) Abschnitte I und III der Zweiten Ergänzungs¬ 
vereinbarung vom 18 Juni 1955 

e) Nummern 6, 7 und 8 des Allgemeinen Proto¬ 
kolls vom 10. Juli 1950 zum Allgemeinen Ab¬ 
kommen vom gleichen Tage 

f) Abschnitte II, III und IV der Vereinbarung vom 
20 Dezember 1963 (Soziale Sicherheit in bezug 
auf das Saarland) 

19. Deutschland — Irland 
Gegenstandslos 

20. Deutschland — Italien 

a) Artikel 3 Absatz 2, Artikel 23 Absatz 2, Artikel 
26 und Artikel 36 Absatz 3 des Abkommens 
vom 5. Mai 1953 (Sozialversicherung) 

b) Zusa'.zvereinbarung vom 12. Mai 1953 zum Ab¬ 
kommen vom 5. Mai 1953 (Gewährung von 
Renten für die Zeit vor dem Inkrafttreten des 
Abkommens) 

21 Deutschland — Luxemburg 

Artikel 4, 5, 6 und 7 des Vertrags vom 11. Juli 1959 
(Ausgleichsvertrag) und Artikel 11 Absatz 2 Buch¬ 
stabe b des Abkommens vom 14. Juli 1960 (Lei¬ 
stungen bei Krankheit und Mutterschaft an Per¬ 
sonen, welche die Anwendung der Rechtsvor¬ 
schriften der Herkunftslandes gewählt haben) 

22. Deutschland — Niederlande 

a) Aitikel 3 Absatz 2 des Abkommens vom 29. 
März 1951 

b) Artikel 2 und 3 der Vierten Zusatzvereinbarung 
vom 21. Dezember 1956 zum Abkommen vom 
29. März 1951 (Regelung der Ansprüche, die 
von niederländischen Arbeitskräften zwischen 
dem 13 Mai 1940 und dem 1 September 1945 
in der deutschen Sozialversicherung erworben 
worden sind) 
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23. Deutschland — Norwegen 
Keine 

24. Deutschland — Vereinigtes Königreich 

a) Artikel 3 Absatz 6 und Artikel 7 Absätze 2 bis 6 
des Abkommens über die soziale Sicherheit 
vom 20. April 1960 

b) Artikel 2 bis 7 des Schlußprotokolls zum Ab¬ 
kommen über die soziale Sicherheit vom 20. 
April 1960 

c) Artikel 2 Absatz 5 und Artikel 5 Absätze 2 bis 6 
des Abkommens über die Arbeitslosenversiche¬ 
rung vom 20. April 1960 

25. Frankreich — Irland 
Gegenstandslos 

26 Frankreich — Italien 

a) Aitikel 20 und 24 des Allgemeinen Abkommens 
vom 31. Marz 1948 

b) Briefwechsel vom 3. März 1956 (Leistungen bei 
Krankheit für Saisonarbeiter in landwirtschaft¬ 
lichen Berufen) 

27 Frankreich — Luxemburg 

Artikel 11 und 14 der Zusatzvereinbarung vom 
12. November 1949 zum Allgemeinen Abkommen 
vom gleichen Tage (Arbeitnehmer der Bergwerke 
und gleichgestellten Unternehmen) 

28. Frankreich — Niederlande 

Artikel 11 der Zusatzvereinbarung vom 1. Juni 
1954 zum Allgemeinen Abkommen vom 7. Januar 
1950 (Arbeitnehmer der Bergwerke und gleich¬ 
gestellten Unternehmen) 

29. Frankreich — Norwegen 
Keine 

30. Frankreich — Vereinigtes Königreich 
Notenaustausch vom 27. und 30. Juli 1970 über die 
Lage in bezug auf die soziale Sicherheit der Lehr¬ 
kräfte des Vereinigten Königreichs, die im Rah¬ 
men des Kulturabkommens vom 2. März 1948 vor¬ 
übergehend in Frankreich tätig sind 

31. Irland — Italien 
Gegenstandslos 

32 Irland — Luxemburg 
Gegenstandslos 

33. Irland — Niederlande 
Gegenstandslos 

34. Irland — Norwegen 
Gegenstandslos 

35. Irland — Vereinigtes Königreich 
Keine 

36 Italien — Luxemburg 

Artikel 18 Absatz 2 und Artikel 24 des Allgemei¬ 
nen Abkommens vom 29. Mai 1951 

37. Italien — Niederlande 

Artikel 21 Absatz 2 des Allgemeinen Abkommens 
vom 28. Oktober 1952 

38. Italien — Norwegen 
Keine 

39. Italien — Vereinigtes Königreich 
Keine 

40. Luxemburg — Niederlande 
Keine 


41. Luxemburg — Norwegen 
Gegenstandslos 

42. Luxemburg — Vereinigtes Königreich 
Keine 

43. Niederlande — Norwegen 
Gegenstandslos 

44. Niederlande — Vereinigtes Königreich 
Keine 

45. Norwegen — Vereinigtes Königreich 
Keine 

B. 

Bestimmungen aus Abkommen, 
deren Geltungsbereich nicht alle Personen umfaßt, 
auf die die Verordnung anzuwenden ist 

(Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung) 

1. Belgien — Dänemark 
Gegenstandslos 

2. Belgien — Deutschland 

a) Artikel 3 und 4 des Schlußprotokolls vom 7. 
Dezember 1957 zum Allgemeinen Abkommen 
vom gleichen Tage in der Fassung des Zusatz¬ 
protokolls vom 10. November 1960 

b) Dritte Zusatzvereinbarung vom 7. Dezember 
1957 zum Allgemeinen Abkommen vom glei¬ 
chen Tage in der Fassung des Zusatzprotokolls 
vom 10. November 1960 (Zahlung von Renten 
für die Zeit vor dem Inkrafttreten des Allge¬ 
meinen Abkommens) 

3 Belgien — Frankreich 

a) Briefwechsel vom 29. Juli 1953 betreffend die 
Beihilfe für alte Arbeitnehmer 

b) Artikel 23 der Zusatzveieinbarung vom 17. Ja¬ 
nuar 1948 zum Allgemeinen Abkommen vom 
gleichen Tage (Arbeitnehmer der Bergwerke 
und gleichgestellten Unternehmen) 

c) Briefwechsel vom 27. Februar 1953 (Anwen¬ 
dung des Artikels 4 Absatz 2 des Allgemeinen 
Abkommens vom 17. Januar 1948) 

4. Belgien — Irland 
Gegenstandslos 

5. Belgien — Italien 
Keine 

6. Belgien — Luxemburg 
Keine 

7. Belgien — Niederlande 
Keine 

8. Belgien — Norwegen 
Gegenstandslos 

9. Belgien — Vereinigtes Königreich 
Keine 

10. Dänemark — Deutschland 

a) Artikel 3 Absatz 4 des Abkommens über die 
Sozialversicherung vom 14 August 1953 

b) Nummer 15 des Schlußprotokolls zu dem ge¬ 
nannten Abkommen 

c) Zusatzvereinbarung vom 14. August 1953 zu 
dem genannten Abkommen 

11. Dänemark — Frankreich 
Keine 

12. Dänemark — Irland 
Gegenstandslos 
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13. Dänemark — Italien 
Gegenstandslos 

14. Dänemark — Luxemburg 
Gegenstandslos 

15. Dänemark — Niederlande 
Gegenstandslos 

16. Dänemark — Norwegen 
Keine 

17. Dänemark — Vereinigtes Königreich 
Keine 

18. Deutschland — Frankreich 

a) Artikel 16 Absatz 2 und Artikel 19 des Allge¬ 
meinen Abkommens vom 10. Juli 1950 

b) Vierte Zusalzvereinbarung vom 10. Juli 1950 
zum Allgemeinen Abkommen vom gleichen 
Tage in der Fassung der Zweiten Ergänzungs¬ 
vereinbarung vom 18. Juni 1955 

c) Abschnitte I und III der Zweiten Ergänzungs¬ 
vereinbarung vom 18. Juni 1955 

d) Nummern 6, 7 und 8 des Allgemeinen Proto¬ 
kolls vom 10. Juli 1950 zum Allgemeinen Ab¬ 
kommen vom gleichen Tage 

e) Abschnitte II, III und IV der Vereinbarung vom 
20. Dezember 1963 (Soziale Sicherheit in bezug 
auf das Saarland) 

19. Deutschland — Irland 

Gegenstandslos 

20. Deutschland — Italien 

a) Artikel 3 Absatz 2 und Artikel 26 des Abkom¬ 
mens vom 5. Mai 1953 (Sozialversicherung) 

b) Zusatzvereinbarung vom 12. Mai 1953 zum Ab¬ 
kommen vom 5. Mai 1953 (Gewährung von 
Renten für die Zeit vor dem Inkrafttreten des 
Abkommens) 

21. Deutschland — Luxemburg 

Artikel 4, 5, 6 und 7 des Vertrages vom 11. Juli 
1959 (Ausgleichsvertrag) 

22. Deutschland — Niederlande 

a) Artikel 3 Absatz 2 des' Abkommens vom 29. 
März 1951 

b) Artikel 2 und 3 der Vierten Zusatzvereinbarung 
vom 21. Dezember 1956 zum Abkommen vom 
29 März 1951 (Regelung der Ansprüche, die von 
niederländischen Arbeitskräften zwischen dem 
13 Mai 1940 und dem 1. September 1945 in 
der deutschen Sozialversicherung erworben 
worden sind) 

23. Deutschland — Norwegen 
Keine 

24. Deutschland — Vereinigtes Königreich 

a) Artikel 3 Absatz 6 und Artikel 7 Absätze 2 bis 6 
des Abkommens über die soziale Sicherheit 
vom 20. April 1960 

b) Artikel 2 Absatz 5 und Artikel 5 Absätze 2 bis 6 
des Abkommens über die Arbeitslosenversiche¬ 
rung vom 20 April 1960 

25. Frankreich — Irland 
Gegenstandslos 

26. Frankreich — Italien 

a) Artikel 20 und 24 des Allgemeinen Abkommens 
vom 31. März 1948 

b) Briefwechsel vom 3. März 1956 (Leistungen bei 
Krankheit für Saisonarbeiter in landwirtschaft¬ 
lichen Berufen) 


27. Frankreich — Luxemburg 
Keine 

28. Frankreich — Niederlande 
Keine 

29. Frankreich — Norwegen 
Keine 

30. Frankreich — Vereinigtes Königreich 
Notenwechsel vom 27. und 30. Juli 1970 über die 
soziale Sicherheit der Lehrkräfte des Vereinigten 
Königreichs, die im Rahmen des Kulturabkom¬ 
mens vom 2. März 1948 vorübergehend in Frank¬ 
reich tätig sind 

31. Irland — Italien 
Gegenstandslos 

32. Irland — Luxemburg 
Gegenstandslos 

33. Irland — Niederlande 
Gegenstandslos 

34. Irland — Norwegen 
Gegenstandslos 

35. Irland — Vereinigtes Königreich 
Keine 

36. Italien — Luxemburg 
Keine 

37. Italien — Niederlande 
Keine 

38. Italien — Norwegen 
Keine 

39. Italien — Vereinigtes Königreich 
Keine 

40. Luxemburg — Niederlande 
Keine 

41. Luxemburg — Norwegen 
Gegenstandslos 

42. Luxemburg — Vereinigtes Königreich 
Keine 

43. Niederlande — Norwegen 
Gegenstandslos 

44. Niederlande — Vereinigtes Königreich 
Keine 

45. Norwegen — Vereinigtes Königreich 
Keine 


Anhang III wird ersetzt durch: 

„Anhang III 

(Artikel 37 Absatz 2 der Verordnung) 

Rechtsvorschriften im Sinne von Artikel 37 Absatz 1 
der Verordnung, nach denen die Höhe der Leistungen 
bei Invalidität nicht von der Versicherungs- oder 
Wohndauer abhängt 

A. Belgien 

Die Rechtsvorschriften über die allgemeine Versi¬ 
cherung für den Fall der Invalidität, über das Son- 
dersystem für den Fall der Invalidität der Berg¬ 
arbeiter und über das Sondersystem für Seeleute 
der Handelsmarine 

B Dänemark 

Gesetz über die Invaliditätsrenten (verkündet am 
15 April 19701 
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C. Deutschland 
Keine 

D. Frankreich 

Sämtliche Rechtsvorschriften über die Versicherung 
für den Fall der Invalidität, mit Ausnahme der 
Rechtsvorschriften über die Versicherung für den 
Fall der Invalidität im System der sozialen Sicher¬ 
heit für Bergarbeiter 

E. Irland 

Abschnitt 6 des Gesetzes über die soziale Sicherheit 
und die Sozialhilfe (Social Welfare Act) vom 29. 
Juli 1970 

F. Italien 
Keine 

G. Luxemburg 
Keine 

H. Niederlande 

Gesetz vom 18. Februar 1966 über die Versicherung 
für den Fall der Arbeitsunfähigkeit 

I. Norwegen 
Keine 

J. Vereinigtes Königreich 

Gesetz über die Leistungen bei Invalidität vom 
14. Juli 1971" 


Anhang V wird wie folgt geändert und ergänzt: 

„A Belgien 

. . . (unverändert) 

B. Dänemark 

1. Als Arbeitnehmer im Sinne von Artikel 1 Buch¬ 
stabe a Ziffer ii der Verordnung gilt jede 
Person, die aufgrund der Ausübung einer nicht 
selbständigen Tätigkeit den Rechtsvorschriften 
über die Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 
unterliegt. 

2. Die Voraussetzung einer früheren Mitglied¬ 
schaft in einer Pflichtversicherung gegen das 
gleiche Risiko im Rahmen eines Versicherungs¬ 
systems zu Gunsten der Arbeitnehmer des glei¬ 
chen Mitgliedstaates, die in Artikel 1 Buch¬ 
stabe a Ziffer iii der Verordnung vorgesehen 
ist, gilt nicht für Personen, die einer zugelas¬ 
senen Arbeitslosenversicherungskasse ange¬ 
schlossen sind. 

3. Die in einem anderen Mitgliedstaat als Däne¬ 
mark zurückgelegten Versicherungs- oder Be¬ 
schäftigungszeiten werden für die Aufnahme 
als Mitglied einer zugelassenen Arbeitslosen¬ 
versicherungskasse berücksichtigt, als handele 
es sich um in Dänemark zurückgelegte Be¬ 
schäftigungszeiten. 

4. Arbeitnehmer, Rentenantragsteller und Ren¬ 
tenberechtigte sowie deren Familienangehörige, 
die gemäß Artikel 19, 22, 25 Absätze 1 und 3, 
sowie Artikel 26, 28, 29 und 31 der Verordnung 
Sachleistungen beanspruchen, erhalten diese 
Leistungen unter den gleichen in den dänischen 
Rechtsvorschriften für Mitglieder der Katego¬ 
rie A vorgesehenen Voraussetzungen, wenn 
diese Leistungen zu Lasten des Trägers eines 
anderen Mitgliedstaates als Dänemark gehen. 


5. Für die Anwendung des Titels III Kapitel 1 der 
Verordnung sind die Familienangehörigen, mit 
Ausnahme der Kinder bis zum 16. Lebensjahr, 

a) eines Arbeitnehmers, der den dänischen 
Rechtsvorschriften unterliegt, oder 

b) eines Rentners nach den dänischen Rechts¬ 
vorschriften, der seinen Wohnsitz in Däne¬ 
mark hat, 

deren Unteihalt hauptsächlich zu Lasten dieses 
Arbeitnehmers oder dieses Ruhegehalts- bzw. 
Versorgungsempfängers geht und die ihren 
Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat als in 
Dänemark haben, von Amts wegen unter den¬ 
selben Voraussetzungen (angeschlossenes oder 
beitragzahlendes Mitglied, Kategorie A oder 
B) der Krankenkasse angeschlossen, der der 
betreffende Arbeitnehmer oder Rentner ange¬ 
schlossen ist. 

C. Deutschland 

. .. (unverändert) 

D. Frankreich 

. .. (unverändert) 

E. Irland 

1. Als Arbeitnehmer im Sinne von Artikel 1 Buch¬ 
stabe a Ziffer ii der Verordnung gilt jede Per¬ 
son, die gemäß Abschnitt 4 des Gesetzes von 
1952 über die soziale Sicherheit und die Sozial¬ 
hilfe (Social Welfare Act 1952) freiwillig ver¬ 
sichert oder pflichtversichert ist. 

2. Die Voraussetzung einer früheren Mitglied¬ 
schaft in einer Pflichtversicherung gegen das 
gleiche Risiko im Rahmen eines Versicherungs¬ 
systems zugunsten der Arbeitnehmer des glei¬ 
chen Mitgliedstaates, die in Artikel 1 Buchstabe 
a Ziffer iii der Verordnung vorgesehen ist, gilt 
nicht für Personen, die freiwillig den Systemen 
der Altersrenten- und Witwenrentenversiche¬ 
rung sowie dem Sterbegeldsystem angeschlos¬ 
sen sind. 

3. Arbeitnehmern, Rentenantragstellern und Ren¬ 
tenberechtigten, sowie deren Familienangehöri¬ 
gen, die gemäß Artikel 19, Artikel 22, Artikel 
25 Absätze 1 und 3, Artikel 26, Artikel 28, Ar¬ 
tikel 29 und Artikel 31 der Verordnung ärzt¬ 
liche Behandlung beanspruchen, wird die ge¬ 
samte ärztliche Behandlung, die in den irlän¬ 
dischen Rechtsvorschriften vorgesehen ist, ohne 
Selbstbeteiligung an den Kosten gewährt, wenn 
diese Leistungen zu Lasten des Trägers eines 
anderen Mitgliedstaates als Irland gehen. 

4. Wird ein den irländischen Rechtsvorschriften 
unterliegender Arbeitnehmer Opfer eines Un¬ 
falls, nachdem er das Gebiet eines Mitglied¬ 
staates verlassen hat, um sich im Laufe seiner 
Beschäftigung in das Gebiet eines anderen Mit¬ 
gliedstaates zu begeben, aber dort noch nicht 
angekommen ist, so besteht sein Anspruch auf 
Leistungen für diesen Unfall, 

a) als habe sich dieser Unfall im Gebiet Irlands 
ereignet und 

b) ohne daß bei der Ermittlung, ob er aufgrund 
seiner Beschäftigung nach diesen Rechts¬ 
vorschriften versichert war, seine Abwesen¬ 
heit vom Gebiet Irlands berücksichtigt wird. 

F. Italien 

. . . (unverändert) 

G. Luxemburg 

. (unverändert) 
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H. Niederlande 

. . . (unverändert) 

I. Norwegen 

1. Als Arbeitnehmer im Sinne des Artikels 1 Buch¬ 
stabe a Ziffer ii der Verordnung gilt eine Per¬ 
son, deren für die Rente berücksichtigtes Ein¬ 
kommen in die Kategorie der in Kapitel 6 Ab¬ 
schnitt 4 Absatz 1 des Gesetzes Nr. 12 vom 
17. Juni 1966 über die staatliche Versicherung 
aufgeführten Einkommen fällt. 

2. Die Übergangsbestimmungen für die Berech¬ 
nung der Zusatzrenten nach Kapitel 7 Abschnitt 
5 des Gesetzes Nr. 12 vom 17. Juni 1966 über 
die staatliche Versicherung gelten für die Per¬ 
sonen, die unter die Verordnung fallen und 
die im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als 
Norwegen wohnen, unter der Voraussetzung, 
daß der Arbeitnehmer 

a) mindestens fünf Jahre nach seinem 16. Ge¬ 
burtstag und vor dem 1. Januar 1967 und 

b) mindestens zehn Jahte nach seinem 16. und 
vor seinem 70. Geburtstag oder vor seinem 
Tod, falls er vor dem letztgenannten Zeit¬ 
punkt stirbt, im Gebiet Norwegens wohn¬ 
haft war. 

3. a) Die in Kapitel 12 Abschnitte 2 und 3 Absatz 2 

des Gesetzes über die staatliche Versiche¬ 
rung Nr. 12 vom 17 Juni 1966 vorgesehenen 
Leistungen für ledige Mütter werden im Ge¬ 
biet eines anderen Mitgliedstaats unter den 
im genannten Gesetz vorgesehenen Voraus¬ 
setzungen erbracht, sofern die Betreffende 
am ersten Tag des 10. Monats vor dem vor¬ 
aussichtlichen Zeitpunkt der Entbindung im 
Gebiet Norwegens wohnhaft war. 
b) Die in Kapitel 12 Abschnitt 3 Absatz 1 des 
Gesetzes Nr. 12 vom 17. Juni 1966 über die 
staatliche Versicherung vorgesehenen Lei¬ 
stungen für ledige Mütter werden nur ge¬ 
währt, wenn die Betreffende in Norwegen 
wohnhaft ist. 

J Vereinigtes Königreich 

1. Als Arbeitnehmer im Sinne des Artikels 1 Buch¬ 
stabe a Ziffer ii der Verordnung gilt jede Per¬ 
son, die zur Beitragszahlung als Arbeitnehmer 
verpflichtet ist. 

2. Hat eine Person ihren gewöhnlichen Wohnsitz 
im Gebiet des Vereinigten Königreichs, oder 
war sie seit ihrer letzten Ankunft in diesem 
Gebiet zur Beitragszahlung nach den Rechts¬ 
vorschriften des Vereinigten Königreichs als 
Arbeitnehmer verpflichtet und beantragt sie 
wegen Arbeitsunfähigkeit, Mutterschaft oder 
Arbeitslosigkeit Befreiung von der Beitrags¬ 
zahlung für einen bestimmten Zeitraum und 
werden für diesen Zeitraum ihrem Konto Bei¬ 
träge gutgeschrieben, so gilt jede im Gebiet 
eines anderen Mitgliedstaates zurückgelegte 
Beschäftigungszeit im Hinblick auf diesen An¬ 
trag als im Gebiet des Vereinigten Königreichs 
zurückgelegte Beschäftigungszeit, für welche die 
betieffende Person Beiträge als Arbeitnehmer 
nach den Rechtsvorschriften des Vereinigten 
Königreichs geleistet hat. 

3. Für die Anwendung von Titel III Kapitel 3 der 
Verordnung, wenn eine Frau nach den Rechts¬ 
vorschriften des Vereinigten Königreichs eine 
Altersrente beantrag! 


a) aufgrund der Versicherung ihres Ehemanns 
oder 

b) aufgrund ihrer eigenen Versicherung, und 
wenn nach Beendung ihrer Ehe durch den 
Tod ihres Ehemanns oder auf andere Weise 
die Beiträge des Ehemanns für die Ermitt¬ 
lung ihrer Rentenansprüche berücksichtigt 
werden, 

schließt für die Ermittlung der von ihrem Ehe¬ 
mann gezahlten oder seinem Konto gutgeschrie¬ 
benen durchschnittlichen Jahresbeiträge jede 
Bezugnahme auf eine von ihr zurückgelegte 
Versicherungszeit die Bezugnahme auf eine von 
ihrem Ehegatten zurückgelegte Versicherungs¬ 
zeit ein. 

4. Sofern die Rechtsvorschriften des Vereinigten 
Königreichs den Anspruch auf Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit von einer Voraussetzung in 
bezug auf den Wohnsitz abhängig machen, so 
wird davon ausgegangen, daß jeder Versicherte 
wählend des gesamten Zeitraums vor dem Tag 
der Antragsteliung, während dem er im Gebiet 
eines anderen Mitgliedstaats wohnte oder Ver- 
sicherungs- oder Beschäftigungszeiten zurück¬ 
gelegt hat, im Gebiet des Vereinigten König¬ 
reichs wohnhaft war. 

5 Sind nach Titel II der Verordnung die Rechts¬ 
vorschriften des Vereinigten Königreidis auf 
einen Arbeitnehmer anwendbar, so wird er im 
Hinblick auf seinen Anspruch auf Familienbei¬ 
hilfen behandelt, 

a) als ob sein Geburtsort oder der Geburtsort 
seiner Kinder oder unterhaltsberechtigten 
Personen im Gebiet des Vereinigten König¬ 
reichs läge, wenn dieser Ort im Gebiet eines 
anderen Mitgliedstaates liegt, und 

b) als ob er sich vor dem Tag der Antrag¬ 
stellung während der gesamten Versiche¬ 
rungszeit oder Beschäftigungszeit, die er im 
Gebiet oder nach den Rechtsvorschriften 
eines anderen Mitgliedstaates zurückgelegt 
hat, im Gebiet des Vereinigten Königreidis 
befunden hätte. 

6. Sind nach Titel II der Verordnung die Rechts¬ 
vorschriften des Vereinigten Königreichs auf 
einen Arbeitnehmer anwendbar, so wird er im 
Hinblick auf den Anspruch auf Pflegegeld (at- 
tendance allowance) behandelt, 

a) als ob sein Geburtsort im Gebiet des Ver¬ 
einigten Königreichs läge, wenn dieser im 
Gebiet eines anderen Mitgliedstaates liegt, 
und 

b) als ob er gewöhnlidi im Vereinigten König¬ 
reich wohnhaft wäre und sich während der 
gesamten Versicherungszeit oder Beschäfti¬ 
gungszeit, die er im Gebiet oder nach den 
Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied¬ 
staates zurückgelegt hat, dort befunden 
hätte. 

7. Wird ein den Rechtsvorschriften des Vereinig¬ 
ten Königreichs unterliegender Arbeitnehmer 
Opfer eines Unfalls, nachdem er das Gebiet 
eines Mitgliedstaates verlassen hat, um sich im 
Laufe seiner Beschäftigung in das Gebiet eines 
anderen Mitgiiedstaates zu begeben, aber dort 
noch nicht angekommen ist, so besteht sein 
Anspruch auf Leistungen für diesen Unfall, 

a) als habe sidi dieser Unfall im Gebiet des 
Vereinigten Königreichs ereignet und 
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b| ohne daß bei der Ermittlung, ob er aufgrund 
seiner Beschäftigung nach diesen Rechtsvor¬ 
schriften versichert war, seine Abwesenheit 
vom Gebiet des Vereinigten Königreichs be¬ 
rücksichtigt wird. 

8 Die Verordnung gilt nicht für die Rechtsvor¬ 
schriften des Vereinigten Königreichs zur In¬ 
kraftsetzung eines Abkommens über die soziale 
Sicherheit, das zwischen dem Vereinigten Kö¬ 
nigreich und einem Drittland geschlossen 
wurde. 

9 Jedesmal, wenn es die Rechtsvorschriften des 
Vereinigten Königreichs im Hinblick auf den 
Erwerb des Leistungsanspruchs erfordern, wird 
der in einem Drittland geborene Staatsangehö¬ 
rige eines Mitgliedstaates dem in einem Dritt¬ 
land geborenen Staatsangehörigen des Ver¬ 
einigten Königreichs gleichgestellt.“ 

2. Verordnung (EWG) Nr. 2396/71 des Rates vom 8. No¬ 
vember 1971 

ABI. Nr. L 249/54 vom 10. November 1971 
Artikel 4 erhält folgende Fassung: 

„Zur Anwendung des Artikels 8 Absatz 2 des Be¬ 
schlusses des Rates vom 1. Februar 1971 übermittelt 
jeder Mitgliedstaat der Kommission, die für die Ver¬ 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein¬ 
schaften Sorge trägt, die Liste der öffentlichen Stellen, 
die von ihm ermächtigt sind, sich an Maßnahmen, die 
von Körperschaften oder sonstigen Einrichtungen 
des privaten Rechts (oder in den Mitgliedstaaten, die 
diesen Begriff nicht kennen, von gleichwertigen Stel¬ 
len) durchgeführt werden, finanziell zu beteiligen und 
die ordnungsgemäße Durchführung der Maßnahmen 
zu garantieren.“ 

3. Beschluß des Rates vom 25. August 1960 

ABI. Nr. 56/1201 vom 31. August 1960 
geändert durch: 

Beschluß Nr. 68/188/EWG des Rates vom 9. April 1968 
ABI. Nr. L 91/25 vom 12. April 1968 

In Artikel 2 wird das Wort „sechsunddreißig“ durch 
das Wort „sechzig" und das Wort „sechs" durch das 
Wort „zehn" ersetzt. 

4. Beschluß Nr. 63/688/EWG des Rates vom 18. Dezember 
1963 

ABI. Nr. 190/3090 vom 30. Dezember 1963 
geändert durch: 

Beschluß Nr. 68/189/EWG des Rates vom 9. April 1968 
ABI. Nr. L 91/26 vom 12. April 1968 

In Artikel 1 wird die Zahl „36" durch die Zahl „60" 
ersetzt. 

5. Entscheidung vom 9. Juli 1957 der Im Besonderen 
Ministerrat vereinigten Vertreter der Regierungen der 
Mitgliedstaaten 

ABI. Nr. 487/57 vom 31. August 1957 
geändert durch: 

Entscheidung vom 11. März 1965 der im Besonderen 
Ministerrat vereinigten Vertreter der Regierungen der 
Mitgliedstaaten 

ABI. Nr. 46/698 vom 22. März 1965 

ln Artikel 3 der Anlage wird die Zahl „24“ durch die 
Zahl „40" ersetzt. 

Artikel 5 der Anlage wird geslriehen (ebenfalls der 
Titel). 

In Artikel 9 dei Anlage wird das Wovl ..drei“ durch 
das Wort „liinf" ersetzt. 


In Artikel 13 Absatz 3 der Anlage wird das Wort 
„vier“ durch das Wort „sieben" ersetzt. 

ln Artikel 15 Absatz 1 der Anlage werden folgende 
Worte gestrichen: „sowie den Beobachtern des Ver¬ 
einigten Königsreichs". 

In Artikel 18 Absatz 1 der Anlage wird das Wort 
„sechzehn" durch das Wort „sechsundzwanzig" ersetzt. 

In Artikel 18 Absatz 2 der Anlage wird das Wort 
„dreizehn“ durch das Wort „einundzwanzig" ersetzt. 

6. Richtlinie Nr. 68/360/EWG des Rates vom 15. Oktober 

1968 

ABI. Nr. L 257/13 vom 19. Oktober 1968 

Die Anmerkung in der Anlage erhält folgende Fas¬ 
sung: 

„(1) Je nach Ausstellungsland: belgischen, dänischen, 
deutschen, französischen, irländischen, italieni¬ 
schen, luxemburgischen, niederländischen, norwe¬ 
gischen, des Vereinigten Königreichs." 


X. Technische Handelshemmnisse 

I. Richtlinie Nr. 69/493/EWG des Rates vom 15. Dezem¬ 
ber 1969 

ABI. Nr. L 326/36 vom 29. Dezember 1969 
In Anhang I weiden in Spalte b hinzugefügt 
— zu Ni. 1 die Worte: 


„full lead cryslal 30*/o 
krystal 30 “/» 

krystall 30°/o" 


— zu Nr. 2 die Worte: 

„lead crystal 24°/» 

krystal 24 °/o 

krystall 24*/»" 


— zu Nr. 3 die Worte: 
„crystal glass, crystallin 

krystallin 

krystallin" 

— zu Nr. 4 die Worte: 
„crystal glass, crystallin 

krystallin 

krystaliin" 


2 Richtlinie Nr. 70/156/EWG des Rates vom 6 .Februar 
1970 

ABI. Nr L 42/1 vom 23. Februar 1970 
Artikel 2 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„Im Sinne dieser Richtlinie ist zu verstehen untet: 

a) .Betriebserlaubnis mit nationaler Geltung' dei wie 
folgt bezeichnete Verwaltungsakt: 

— agreation par type/aanneming, im belgischen 
Recht, 

-- standardtypegodkendelse. im dänischen Recht 
allgemeine Betriebserlaubnis, im deutschen 
Recht, 
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— reception par type, im französischen Recht, 

— type approval, im irisdien Recht, 

— omologazione oder approvazione del tipo, im 
italienischen Recht, 

— agreation, im luxemburgischen Recht, 

— typegoedkeuring, im niederländischen Recht, 

— typegodkjenning, im norwegischen Recht, 

— type approval, im Recht des Vereinigten König¬ 
reichs." 

Artikel 10 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Mit dem Inkrafttreten dieser Richtlinie und nach 
Maßgabe des Inkrafttretens der für das EWG- 
Betriebserlaubnisverfahren erforderlichen Einzel¬ 
richtlinien 

— werden in den Mitgliedstaaten, in denen die 
Fahrzeuge oder eine Gruppe von Fahrzeugen 
Gegenstand einer Betriebserlaubnis mit natio¬ 
naler Geltung sind, auf Wunsch desjenigen, 
det dies beantragt, die harmonisierten techni¬ 
schen Gemeinschaftsvorschriften anstelle der 
entsprechenden einzelstaatlichen Vorschriften 
als Grundlage für diese Betriebserlaubnis an¬ 
gewandt; 

— dürfen in den Mitgliedstaaten, in denen die 
Fahrzeuge oder eine Gruppe von Fahrzeugen 
nicht Gegenstand einer Betriebserlaubnis mit 
nationaler Geltung sind, der Verkauf, die Zu¬ 
lassung, die Inbetriebnahme oder die Benut¬ 
zung dieser Fahrzeuge nicht aus dem Grund 
verweigert oder verboten werden, daß die 
harmonisierten technischen Vorschriften an¬ 
stelle der entsprechenden einzelstaatlichen 
Vorschriften eingehalten wurden, wenn der 
Hersteller oder sein Beauftragter die zustän¬ 
digen Behörden diesei Staaten davon unter¬ 
richtet hat; 

— füllt jeder Mitgliedstaat auf Antrag des Her¬ 
stellers oder seines Beauftragten nach Vor¬ 
lage des in Artikel 3 vorgesehenen Beschrei¬ 
bungsbogens die Spalten des in Artikel 2 
Buchstabe b vorgesehenen Betriebserlaubnis¬ 
bogens aus. Eine Abschrift dieses Bogens wird 
dem Antragsteller ausgehändigt. Die übrigen 
Mitgliedstaaten erkennen für den gleichen 
Fahrzeugtyp dieses Dokument als Nachweis 
dafür an, daß die vorgesehenen Prüfungen be¬ 
reits durchgeführt worden sind." 

ln Artikel 13 Absatz 2 wird das Wort „zwölf" durch 
das Wort „dreiundvierzig" ersetzt. 

3 Richtlinie Nr. 70/157/EWG des Rates vom 6. Februar 
1970 

ABI. Nr. L 42/16 vom 23. Februar 1970 
Nach Artikel 2 wird folgender Artikel eingefügt: 

„Artikel 2 a 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zulas¬ 
sung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung von 
Fahrzeugen nicht aus Gründen des zulässigen Ge¬ 
räuschpegels und der Auspuffvorrichtung verweigern 
oder verbieten, wenn diese den Vorschriften des An¬ 
hangs entsprechen.“ 

4 Richtlinie Nr. 70/220/EWG des Rates vom 20. März 
1970 

ABI. Nr. L 76/1 vom 6. April 1970; berichtigt ABI. 

Nr. L 81/15 


Nach Artikel 2 wird folgender Artikel eingefügt: 
„Artikel 2 a 

Die Mitgüedstaaten dürfen den Verkauf, die Zu¬ 
lassung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung von 
Fahrzeugen nicht wegen der Verunreinigung der 
Luft durch Abgase von Kraftfahrzeugmotoren mit 
Fremdzündung verweigern oder verbieten, wenn 
dieses Fahrzeug den Vorschriften der Anhänge I, II, 
III, IV,V und VI genügt." 

5. Richtlinie Nr. 70/221/EWG des Rates vom 20. März 
1970 

ABI. Nr. L 76/23 vom 6. April 1970 
Nach Artikel 2 wird folgender Artikel eingefügt: 
„Artikel 2 a 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zulas¬ 
sung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung von 
Fahrzeugen nicht wegen der Behälter für flüssigen 
Kraftstoff oder wegen des Unterfahrschutzes verwei¬ 
gern oder verbieten, wenn diese den Vorschriften 
des Anhangs entsprechen." 

6. Richtlinie Nr. 70/222/EWG des Rates vom 20. März 
1970 

ABI. Nr. L 76/25 vom 6. April 1970 
Nach Aitikel 2 wird folgender Artikel eingefügt: 
„Artikel 2 a 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zulas¬ 
sung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung von 
Fahrzeugen nicht aus Gründen der Anbringungs¬ 
stellen und der Anbringung der amtlichen Kenn¬ 
zeichen an der Rückseite verweigern oder verbieten, 
wenn diese den Vorschriften des Anhangs entspre¬ 
chen " 

7 Richtlinie Nr. 70/311/EWG des Rates vom 8. Juni 1970 
ABI. Nr. L 133/10 vom 18. Juni 1970; berichtigt ABI 
Nr. L 196/14 

Nach Artikel 2 wird folgender Artikel eingefügt: 
„Artikel 2 a 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zulas¬ 
sung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung der 
Kraftfahrzeuge nicht wegen der Lenkanlage verwei¬ 
gern oder verbieten, wenn diese den Vorschriften 
des Anhangs entspricht." 

8. Richtlinie Nr. 70/387/EWG des Rates vom 27. Juli 1970 

ABI. Nr L 176/5 vom 10. August 1970 

Nach Artikel 2 wird folgender Artikel eingefügt: 
„Artikel 2 a 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zulas¬ 
sung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung von 
Fahrzeugen nicht wegen der Türen verweigern oder 
verbieten, wenn diese den Vorschriften der Anhänge 
entsprechen." 

9. Richtlinie Nr. 70/388/EWG des Rates vom 27. Juli 1970 

ABI. Nr. L 176/12 vom 10. August 1970 

Nach Artikel 7 wird folgender Artikel eingefügt: 
„Artikel 7 a 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zulas¬ 
sung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung von 
Fahrzeugen nicht wegen der Vorrichtung für Schall¬ 
zeichen verweigern oder verbieten, wenn diese mit 
dem EWG-Prüfzeichen versehen und gemäß Anhang'! 
Punkt 2 eingebaut ist." 
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Im Anhang I Punkt 1.4.1 werden in der 3. und 4. Zeile 
die Worte in Klammern wie folgt ersetzt: 

„(1 für Deutschland, 2 für Frankreich, 3 für Italien, 

4 für die Niederlande, 6 für Belgien, 11 für das Ver¬ 
einigte Königreich, 12 für Luxemburg, die Buchstaben 
DK für Dänemark, die Buchstaben IRL für Irland und 
der Buchstabe N für Norwegen)." 

10 Richtlinie Nr. 71/127/EWG des Rates vom 1. März 1971 
ABI. Nr L 68/1 vom 22. März 1971 

Nach Artikel 7 wird folgender Artikel eingefügt: 
„Artikel 7 a 

Die Mityliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zulas¬ 
sung, die Inbetriebnahme oder den Gebrauch von 
Fahrzeugen nicht wegen ihrer Rückspiegel verwei¬ 
gern oder untersagen, wenn diese den Vorschriften 
der Anhänge entsprechen." 

Punkt 2.6.1 in Anhang I erhält folgende Fassung: 

„2.6.1 

Das Prüfzeichen besteht aus einem Rechteck, in dem 
der Buchstabe e gefolgt von der Kennzahl oder dem 
Kennbuchstaben des Landes, das die Bauartgeneh¬ 
migung erteilt hat (1 für Deutschland, 2 für Frank¬ 
reich, 3 für Italien, 4 für die Niederlande, 6 für 
Belgien, 11 für das Vereinigte Königreich, DK für 
Dänemark, IRL für Irland, L für Luxemburg und N 
für Norwegen), angebracht ist, und aus einer Bau¬ 
artgenehmigungsnummer, die der Nummer des für 
die betreffende Bauart ausgestellten Bauartgenehmi¬ 
gungsbogens entspricht und an einer beliebigen Stelle 
in der Nähe des Rechtecks anzubringen ist." 

Punkt 3.2.1 in Anhang I erhält folgende Fassung: 

„3.2.1. 

Jedes Fahrzeug muß mit einem Innenspiegel und 
einem Außenspiegel ausgerüstet sein. Der Außen¬ 
spiegel ist in Mitgliedstaaten mit Rechtsverkehr an 
der linken Fahrzeugseite, in Mitgliedstaaten mit 
Linksverkehr an der rechten Fahrzeugseite anzubrin¬ 
gen." 

Punkt 3.2.2 in Anhang I erhält folgende Fassung: 

,.3.2.2 

Sind die unter Punkt 3.5 festgesetzten Vorschriften 
über das Sichtfeld des Innenspiegels nicht erfüllt, so 
muß ein zusätzlicher Außenspiegel angebracht wer¬ 
den. Dieser zusätzliche Außenspiegel ist in Mitglied¬ 
staaten mit Rechtsverkehr an der rechten Fahrzeug¬ 
seite, in Mitgiiedstaaten mit Linksverkehr an der 
linken Fahrzeugseite anzubringen.“ 

Punkt 3.3.2 in Anhang I erhält folgende Fassung: 

„3.3.2 

Außenspieyel müssen durch die vom Scheibenwischer 
überstridiene Fläche der Windschutzscheibe oder 
durch die Seitenfenster sichtbar sein. Diese Vor¬ 
schrift gilt nicht für Außenspiegel, die in Mitglied¬ 
staaten mit Rechtsverkehr an der rechten Seite oder 
in Mitgliedstaaten mit Linksverkehr an der linken 
Seite von Fahrzeugen der internationalen Klassen 
M; und M 3 im Sinne der Richtlinie des Rates zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied¬ 
staaten über die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge 
und Kraftfahrzeuganhänger angebradit sind.“ 

Punkt 3.3.3 in Anhang I erhält folgende Fassung: 

„3.3.3 

Bei Fahrzeugen mit Linkslenkung in Mitgliedstaaten 
mit Rechtsverkehr und bei Fahrzeugen mit Rechtslen¬ 
kung in Mitgliedstaaten mit Linksverkehr ist der vor¬ 


geschriebene Außenspiegel auf der linken bzw.auf der 
rechten Fahrzeugseite so anzubringen, daß der Win¬ 
kel zwischen der senkrechten Längsmittelebene des 
Fahrzeugs und der Vertikalebene, die durch die Mitte 
des Rückspiegels und die Mitte der die beiden Augen¬ 
punkte des Fahrers verbindenden Strecke geht, nicht 
größer ist als 55°." 

Punkt 3.5.3 in Anhang I erhält folgende Fassung: 

„3.5.3 

Linker Außenspiegel 

a) Mitgliedstaaten mit Rechtsverkehr: 

Das Sichtfeld muß so beschaffen sein, daß der 
Fahrei mindestens einen ebenen und horizontalen 
Teil der Fahrbahn von 2,5 m Breite übersehen 
kann, dessen rechte Begrenzung durch eine zur 
senkrechten Längsmittelebene des Fahrzeugs pa¬ 
rallele, durch den linken äußersten Punkt der Fahr¬ 
zeugbreite verlaufende Ebene gegeben ist und der 
sich in 10 m Abstand hinter den Augenpunkten 
des Fahrers bis zum Horizont erstreckt (Abbil¬ 
dung 4). 

b) Mitgliedstaaten mit Linksverkehr: 

Das Sichtfeld muß so beschaffen sein, daß der 
Fahrer mindestens einen ebenen und horizontalen 
Teil der Fahrbahn von 3,5 m Breite übersehen 
kann, dessen rechte Begrenzung durch eine zur 
senkrechten Längsmittelebene des Fahrzeugs pa¬ 
rallele, durch den linken äußersten Punkt der 
Fahrzeugbreite verlaufende Ebene gegeben ist 
und der sieh in 30 m Entfernung hinter den Au¬ 
genpunkten des Fahrers bis zum Horizont erstreckt. 

Außerdem muß es dem Fahrer möglich sein, die 
Fahrbahn in einer Entfernung von 4 m hinter der 
durch die Augenpunkte des Fahiers gehenden Ver¬ 
tikalebene auf 0,75 m Breite einzusehen (Abbildung 
5)." 

Punkt 3.5.4 in Anhang I erhält lolgende Fassung: 

„3.5.4 

Rechter Außenspiegel 

a) Mitgliedstaaten mit Rechtsverkehr: 

Das Sichtfeld muß so beschaffen sein, daß der 
Fahrei mindestens einen ebenen und horizontalen 
Teil der Fahrbahn von 3,5 m Breite übersehen 
kann, dessen linke Begrenzung durch eine zur 
senkrechten Längsmittelebene des Fahrzeugs pa¬ 
rallele, durch den rechten äußersten Punkt der Fahr¬ 
zeugbreite verlaufende Ebene gegeben ist und der 
sich in 30 m Entfernung hinter den Augenpunkten 
des Fahrers bis zum Horizont erstreckt. 

Außerdem muß es dem Fahrer möglich sein, die 
Fahrbahn in einer Entfernung von 4 m hinter der 
durch die Augenpunkte des Fahrers gehenden 
Vertikalebene auf 0,75 m Breite einzusehen (Ab¬ 
bildung 4). 

b) Mitgliedstaaten mit Linksverkehr: 

Das Sichtfeld muß so beschaffen sein, daß der 
Fahrer mindestens einen ebenen und horizontalen 
Teil der Fahrbahn von 2,5 m Breite übersehen 
kann, dessen linke Begrenzung durch eine zur 
senkrechten Längsmittelebene des Fahrzeugs pa¬ 
rallele, durch den äußersten rediten Punkt der 
Fahrzeugbreite verlaufende Ebene gegeben ist und 
der sich in 10 m Abstand hinter den Augenpunkten 
des Fahrers bis zum Horizont erstreckt (Abbil¬ 
dung 5)." 

Die Abbildung 4 in Anhang I erhält folgenden Titel: 
„Außenspiegel (Fahrzeuge im Rechtsverkehr)". 
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ln Anhang 1 wird eine Abbildung 5 hinzugefügt. 
Das Schema dieser Abbildung ist horizontal seiten¬ 
gleich zu Abbildung 4, Der Titel zu Abbildung 5 
lautet wie folgt: 

„Außenspiegel (Fahrzeuge im Linksverkehr)." 

11 Richtlinie Nr. 71/307/EWG des Rates vom 26. Juli 1971 
ABI. Nr. L 185/16 vom 16. August 1971: berichtigt 
ABI. Nr. L 244/80 

ln Artikel 5 Absatz 1 wild nach dem vierten Gedan¬ 
kenstrich folgendes eingefügt: 

— „fleece wool" oder „Virgin wool" 

Artikel 8 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1 Textilerzeugnisse im Sinne dieser Richtlinie wer¬ 
den etikettiert oder gekennzeichnet, wenn sie 
zum Zwecke industrieller Verarbeitung oder zum 
Inverkehrbringen auf den Markt gelangen: Eti¬ 
kettierung und Kennzeichnung können durch Be¬ 
gleitpapiere (Handelsdokumente) ersetzt oder er¬ 
gänzt werden, wenn die Erzeugnisse nicht zum 
Verkauf an den Endverbraucher angeboten wer¬ 
den oder wenn sie zur Erfüllung eines Auftrags 
des Staates oder einer sonstigen juristischen Per¬ 
son des öffentlichen Rechts oder in den Staaten, 
die diesen Begriff nicht kennen, eine gleichwer¬ 
tige Einrichtung geliefeit werden." 


ln Anhang I Spalte 2 werden nadi „Guanako (n)" (I) 
folgende Namen eingefügt: 

„Biber (m), Fischotter (m)." 


In Anhang 1 werden folgende drei Rubriken einge 
fügt: 


Nummer Bezeichnung 
16 a Sunn 

16 b Henequen 

16 c Maguey 


Beschreibung der Fasern 

Faser aus dem Bast der 
Crotalaria juncea 
Faser aus dem Bast der 
Agave Fourcroydes 
Faser aus dem Bast der 
Agave Cantala" 


In Anhang II werden folgende drei Zeilen eingefügt: 


„Faser Nr. 

Fasern 

•/. 

16a 

Sunn 

12 

16b 

Henequen 

14 

16c 

Maguey 

14' 


in Anhang III weiden folgende Rubriken eingefügt 
„28. Topflappen und Topfhandschuhe 

29. Eierwärmer 

30. Kosmetiktäschchen 

31. Tabakbeutel aus Gewebe 

32 Futterale bzw. Etuis für Brillen, Zigaretten und 
Zigarren, Feuerzeuge und Kämme, aus Gewebe 

33. Schutzartikel für den Sport, ausgenommen Hand¬ 
schuhe 

34. Toilettenbeutel 
35 Schuhputzbeutel" 

12 Richtlinie Nr. 71/316/EWG des Rates vom 26. Juli 1971 
ABI. Ni. L 202'1 vom 6 September 1971 

Anhang 1 Punkt 3.1. erster Gedankenstrich erhält fol¬ 
gende Fassung: 

.,— im oberen Teil das Kennzeichen des die Zulas¬ 
sung erteilenden Staates (B für Belgien, DK für 
Dänemark, D für die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land, F für Fiankreich, IR für Irland, I für Italien, 


L für Luxembuig. N iui N..iwegen, NL für die 
Niederlande und UK lüi das Veieiuigte König¬ 
reich) sowie die zwei letzten Zillern des Zulas- 
sungsjahres." 

Anhang II Punkt 3.1.1 1 Buchstabe a erster Gedan¬ 
kenstrich erhält folgende Fassung. 

„— in det oberen Hälfte das Kennzeichen des Lan¬ 
des, in dem die Ersteichung vorgenommen wurde 
(B für Belgien, DK für Dänemark, D für die Bun¬ 
desrepublik Deutschland, F für Frankreich, IR für 
Irland, I für Italien. L für Luxemburg, N für Nor¬ 
wegen, NL für die Niederlande und UK für das 
Vereinigte Königreich), trägt sowie erforder¬ 
lichenfalls eine oder zwei Ziffern, die auf eine 
gebietliche oder funktionelle Unterteilung hin- 
weisen." 

In Artikel 19 Absatz 2 wird das Wort „zwölf" durch 
das Wort „dreiundvierzig" ersetzt. 

13 Richtlinie Nr. 71/320/EWG des Rates vom 2b Juli 1971 

ABI L 202/37 vom 6. September 1971 

Es wird folgender Artikel eingefügt: 

„Artikel 2 a 

„Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zulas¬ 
sung, die Inbetriebnahme oder den Gebrauch von 
Fahrzeugen aus Gründen, die sich auf deren Biems- 
anlagen beziehen, weder verweigern noch unter¬ 
sagen, wenn dieses Fahrzeug mit den in den Anhän¬ 
gen I bis VIII vorgesehenen Anlagen ausgestattet 
ist und wenn diese Anlagen die Vorschriften der 
genannten Anhänge erfüllen." 

14 Richtlinie Nr. 71/347/EWG des Rates vom 12 Oktobei 
1971 

ABI. Nr. L 239/1 vom 25. Oktober 1971 
Artikel 1 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

,,a) die Begriffsbestimmung der Getreideeigenschatl, 
die als EWG-Schüttdidite (masse ä lhectolitre 
CEE, EEG-natuurgewicht, peso ettolitrico CEE. 
EEC Standard mass per storage Volume, E0F- 
masse af hektoliter körn oder E0F-masse av 
hektoliter körn) bezeichnet wird," 

In Artikel 4 wird folgender Absatz angefügt: 

„3. Während des gesamten Zeitraums, während des¬ 
sen die im Vereinigten Königreich und in Irland 
zum Zeitpunkt des Beitritts gesetzlich festgelegte 
Maßeinheit (pounds per bushel) weiterhin zuge¬ 
lassen bleibt, kann die Bezeidinung „EWG-Sdiütt- 
didite" verwendet werden, um eine Getreide¬ 
eigenschaft zu bezeichnen, die im Vereinigten 
Königreich und in Irland mit Meßgeräten und 
entsprechend den Methoden gemessen wurde, die 
in diesen Ländern üblich sind. In diesem Fall 
werden die in pounds per bushel erhaltenen Maße 
in die EWG-Einheit „Schüttdichte" umgerechnel, 
indem sie mit dem Faktor 1,25 multipliziert wer- 
werden “ 

15. Richtlinie Nr. 71/348/EWG des Rates vom 12. Oktobei 
1971 

ABI. Nr L 239/9 vom 25. Oktober 1971 

In Kapitel IV des Anhangs weiden am Ende von 
Punkt 4.8.1 folgende Gedankenstriche angefügt: 

„— 0,1 irische Penny 

— 0,1 Penny Sterling 

— 1 dänische 0re 

— I norwegische 0re' 
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16. Richtlinie Nr. 71/354/EWG des Rates vom 18. Oktober 
1971 

ABI. Ni L 243/29 vom 29. Oktober 1971 

ln Artikel 1 Absätze 1 und 2 wird das Wort „An¬ 
hang” duich „Anhang 1" ersetzt. 

Artikel 1 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Der Anwendungszwang für die vorübergehend 
unter den Bedingungen der Kapitel II und III des 
Anhangs I und den Bedingungen des Anhangs II 
noch beibehaltenen Einheiten im Meßwesen 
darf nicht von den Mitgliedstaaten eingeführt 
werden, in denen diese Einheiten am Tage des 
Inkrafttretens der Richtlinie nicht zugelassen wa¬ 
ren." 


In Artikel 1 wird folgender Absatz aufgenommen: 

„4. Uber die Einordnung der in Anhang II aufgeführ¬ 
ten Einheiten im Meßwesen in Anhang I wird 
spätestens bis zum 31. August 1976 entschieden, 
Die Einheiten im Meßwesen, über die bis zum 
31. August 1976 kein Beschluß gefaßt worden ist, 
müssen spätestens am 31. Dezember 1979 auf¬ 
gegeben werden. Für einige dieser Einheiten 
kann eine angemessene Verlängerung dieser Frist 
beschlossen werden, wenn es aus besonderen 
Gründen geiechtfertigt erscheint." 

Dei Anhang erhält die Bezeichnung „Anhang I'. 


Es wird ein Anhang II mit folgendem Wortlaut hin¬ 
zugefügt: 

„Anhang II 

Maßeinheiten des Empire-Systems, über deren Ein¬ 
ordnung in Anhang I spätestens bis zum 31. August 
1976 entschieden wird 


Größe 

Name der Einheit 

Koeffizient: Empire-Einheit 
Si-Einheit 

Länge 

(Inch 

2,54. IO 2 

Meter (m) 

(Hand 

0,1016 


(Foot 

0,3048 


(Yard 

0,9144 


(Fathom 

1,829 


(Chain 

20,12 


(Furlong 

201,2 


(Mile 

1609 


(Nautical Mile (UK) 

1853 

Fläche 

(Square Inch 

6,452.10' 4 

Quadratmeter 

(Square Foot 

0,929.10-' 

(m ! ) 

(Square Yard 

0,8361 


(Rood 

1012 


(Acre 

4047 


(Square Mile 

2,59.10« 

Volumen 

(Cubic Inch 

16,39.10-« 

Kubikmeter 

(Cubic Foot 

0,0283 

(m’| 

(Cubic Yard 

0.7646 


(Fluid Ounce 

28,41.10'« 


(Gill 

0,1421.10-« 


(Pint 

0,5682.10-« 


(Quart 

1,136.10« 


(Gallon 

4,546.10-* 


(Bushel 

36,37.10-* 


(Cran 

170,5.10» 

Masse 

(Grain 

0,0648.10-» 

Kilogramm 

(Dram 

1,772.10» 

(kg) 

(Ounce (avoirdupois) 

28,35.10-’ 


(Ounce Troy 

31,10.10-’ 


(Pound 

0,4536 


(Stone 

6,35 


(Quarter 

12,70 


(Cental 

45,36 


(Hundredweight 

50,80 


(Ton 

1016 

Kraft 

(Pound Force 

4,448 

Newton (N) 

(Ton Force 

9,964.10» 

Druck 

Pascal (Pa) 

(Inch Water Gauge 

249,089 

Energie 

(British Thermal Unit 

1055,06 

Joule (J) 

(Foot Pound Force 

1,356 


(Therm 

105,506.10« 
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Größe Name der Einheit Koeffizient: Empire-Einheit 

Si-Einheit 


Leistung 

Watt (W) 

(Horsepower 

745,7 

Beleuchtungs¬ 

stärke 

Lux (lx) 

(Foot Candle 

10,76 

Temperatur 
Kelvin (K) 

(Degree Fahrenheit 

5 '/» 

Geschwindig¬ 

keit 

Meter je 
Sekunde 
(m/sec) 

(Knot (UK) 

0,51472 


XI. Lebensmittel 

1. Richtlinie des Rates vom 23. Oktober 1962 

ABI. Nr. 115/2645 vom 11. November 1962 

geändert durch: 

Richtlinie Nr. 65/469/EWG des Rates vom 25. Oktober 
1965 

ABI Nr. 178/2793 vom 26. Oktober 1965 

Richtlinie Nr. 67/653/EWG des Rates vom 24. Oktober 
1967 

ABI. Nr. 263/4 vom 30. Oktober 1967 

Richtlinie Nr. 68/419/EWG des Rates vom 20. Dezem¬ 
ber 1968 

ABI. Nr. L 309/24 vom 24. Dezember 1968 

Richtlinie Nr. 70/358/EWG des Rates vom 13. Juli 1970 

ABI. Nr. L 157/36 vom 18. Juli 1970 

Artikel 9 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Wenn die in Absatz 1 vorgesehenen Angaben auf 
den Umschließungen oder Behältern vermerkt sind 
und wenn die Angaben gemäß Absatz 1 Buchstabe 
c in mindestens einer Amtssprache der Gemein¬ 
schaft abgeiaßt sind, können die Mitgliedstaaten 
die Einfuhr der in Anhang I aufgezählten fär¬ 
benden Stoffe nicht mit der Begründung ableh¬ 
nen. daß sie die Kennzeichnung als unzureichend 
betrachten 

Jeder Bestimmungsmitgliedstaat kann jedoch ver¬ 
langen, daß die letztgenannten Angaben in seiner 
Amtssprache oder in seinen Amtssprachen abge¬ 
faßt werden " 

2. Richtlinie Nr. 64/54/EWG des Rates vom 5. November 
1963 

ABI. Nr. 12/661 vom 27. Januar 1964; berichtigt ABI. 

S. 808/65 

geändert durch: 

Richtlinie Nr. 67/427/EWG des Rates vom 27. Juni 1967 

ABI. Nr. 148/1 vom 11 Juli 1967 

Richtlinie Nr. 68/420/EWG des Rates vom 20. Dezem¬ 
ber 1968 

ABI. Nr. L 309/25 vom 24, Dezember 1968 


Richtlinie Nr. 70/359/EWG des Rates vom 13. Juli 1970 
ABI. Nr. L 157/38 vom 18. Juli 1970 

Richtlinie Nr. 71/160/EWG des Rates vom 30. März 1971 
ABI. Nr. L 87/12 vom 17. April 1971 

In Ziffer I des Anhangs werden folgende Angaben in 

die entsprechenden Spalten eingefügt: 

»E 218 p-Hydroxybenzoesäuremethylester 
E227 Kalziumhydrogensulfit (Kalziumbisulfit)" 

Artikel 9 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Befinden sich die Angaben gemäß Absatz 1 auf 
den Verpackungen oder Behältnissen und sind die 
Angaben gemäß den Buchstaben b, c und d in 
mindestens einer Amtssprache der Gemeinschaft 
abgefaßt, so können die Mitgliedstaaten das Ver¬ 
bringen der in der Anlage aufgeführten konser¬ 
vierenden Stoffe in ihr Hoheitsgebiet und das 
Verbringen dieser Stoffe in den Verkehr nicht 
mit der Begründung ablehnen, daß sie deren Kenn¬ 
zeichnung als unzureichend betrachten. 

Jeder Bestimmungsmitgliedstaat kann jedoch ver¬ 
langen, daß die letztgenannten Angaben in seiner 
Amtssprache oder in seinen Amtssprachen abge¬ 
faßt werden." 

3. Richtlinie Nr. 70/357/EWG des Rates vom 13. Juli 1970 
ABI. Nr. L 157/31 vom 18. Juli 1970 

Artikel 8 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Befinden sich die Angaben gemäß Absatz 1 auf 
den Verpackungen oder Behältnissen und sind die 
Angaben gemäß Absatz 1 Buchstaben b, c und d in 
mindestens einer Amtssprache der Gemeinschaft 
abgeiaßt, so können die Mitgliedstaaten das Ver¬ 
bringen der im Anhang aufgeführten Stoffe in ihr 
Hoheitsgebiet und das Verbringen dieser Stoffe in 
den Verkehr nicht mit der Begründung ablehnen, 
daß sie deren Kennzeichnung als unzureichend 
betrachten. 

Jeder Bestimmungsmitgliedstaat kann jedoch ver¬ 
langen, daß die letztgenannten Angaben in seiner 
Amtssprache odet seinen Amtssprachen abgefaßt 
werden “ 
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XII. Energiepolitik 

Entscheidung Nr. 68/416/EWG des Rates vom 20. Dezem¬ 
ber 1968 

ABI. Nr. L 308 19 vom 23. Dezember 1968 

In Artikel 1 Absatz 1 wird nach den Worten „die Kom¬ 
mission" folgendes eingefügt: 

„Im Falle der neuen Mitgliedstaaten läuft diese Frist 
vom Zeitpunkt des Beitritts ab.” 


XIII. Statistik 

1. Richtlinie Nr. 64/475/EWG des Rates vom 30. Juli 1964 

ABI. Nr. 131/2193 vom 13. August 1964 

In Artikel 1 wird nach „ ... im Jahre 1965" eingefügt: 
„und im Falle der neuen Mitgliedstaaten die erste 
Erhebung für das Berichtsjahr 1973 im Jahre 1974". 

2. Richtlinie Nr. 69/467/EWG des Rates vom 8. Dezember 
1969 

ABI. Nr L 323/7 vom 24. Dezember 1969 
In Artikel 2 wird die Zahl „57" durch „76" ersetzt. 

In Anhang II wird hinzugefügt: 

„Dänemark 

100 Vest for Storebaelt 

101 0st for Storebaelt ekskl. Storkabenhavn 

102 Storkabenhavn 
Irland 

110 Ireland 
Norwegen 

120 0stre handelsfelt 

121 Vestre handelsfelt 

122 Midtre handelsfelt 

123 Nordre handelsfelt 


Vereinigtes Königreich 

130 South West Region 

131 South East Region 

132 Wales and Monmouthshire 

133 West Midlands 

134 East Midlands 

135 East Anglia 

136 North West Region 

137 Yorkshire and Humberside 

138 Northern Region 

139 Scotland 

140 Northern Ireland." 


XIV. Verschiedenes 

1. Verordnung Nr. 1 des Rates vom 15. April 1958 

ABI. Nr. 17/385 vom 6. Oktober 1958 

Artikel 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Amtssprachen und die Arbeitssprachen der Or¬ 
gane der Gemeinschaft sind Dänisch, Deutsch, Eng¬ 
lisch, Französisch, Italienisch, Niederländisch und Nor¬ 
wegisch." 

In Artikel 4 wird das Wort „vier" durch das Wort 
„sieben" ersetzt. 

In Artikel 5 wird das Wort „vier" durch das Wort 
„sieben" ersetzt. 

2. Beschluß der Räte der EWG und EAG vom 15. Mai 

1959 

ABI. Nr. 861/59 vom 17. August 1959 

ln Artikel 2 wird das Wort „sechs" durch das Wort 
„zehn" ersetzt. 
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Anhang II 

Liste zu Artikel 30 der Beitrittsakte 


I. Zollrecht 

Verordnung (EWG) Nr. 1769/68 der Kommission vom 
6. November 1968 

ABI. Nr. L 285/1 vom 25. November 1968 

Der Anhang zu dieser Verordnung, in dem die Hundert¬ 
sätze der in den Zollwert einzubeziehenden Luftfracht- 
kosten enthalten sind, ist entsprechend der Lage zu än¬ 
dern, die sich aus der Definition des Zollgebiets der 
Gemeinschaft ergibt. 


II. Landwirtschaft 

A. Gemeinsame Marktorganisation 

a) Obst und Gemüse 

1. Verordnung Nr. 80/63/EWG der Kommission vom 
31. Juli 1963 

ABI. Nr. 121/2137 vom 3. August 1963 
Der Anhang ist durch die Liste der von den einzelnen 
neuen Mitgliedstaaten mit der Durchführung der Kon¬ 
trolle beauftragten Stellen zu ergänzen. 

2. Verordnung Nr. 41/66/EWG des Rates vom 29. März 
1966 

ABI. Nr. 69/1013 vom 19. April 1966 
In Anhang 1/2 sind die gemeinsamen Qualitätsnormen 
für Rosenkohl durch eine zusätzliche Güteklasse zu 
ergänzen. 

3. Verordnung (EWG) Nr. 2638/69 der Kommission vom 
24. Dezember 1969 

ABI. Nr. L 327/33 vom 30. Dezember 1969 
Anhang I ist durch die Liste der Versandgebiete der 
einzelnen neuen Mitgliedstaaten zu ergänzen. 

4. Verordnung (EWG) Nr. 496/70 der Kommission vom 
17. März 1970 

ABI. Nr. L 62/11 vom 18. März 1970 
Anhang I ist durch die Liste der von den einzelnen 
neuen Mitgliedstaaten mit der Durchführung der Kon¬ 
trolle beauftragten Stellen zu ergänzen. 

5 Verordnung (EWG) Nr. 1291/70 der Kommission vom 
!. Juli 1970 

ABI. Nr. L 144/10 vom 2. Juli 1970 
Artikel 3 Absatz 2 ist durch die Liste der repräsen¬ 
tativen Märkte der neuen Mitgliedstaaten zu ergän¬ 
zen. 

6 Verordnung (EWG) Nr. 1559/70 der Kommission vom 
31. Juli 1970 

ABI. Nr. L 169/55 vom 1. August 1970 
Der Anhang ist durch die Liste der von den einzelnen 
neuen Mitgliedstaaten bezeichnten Stellen zu er¬ 
gänzen. 

7 Verordnung (EWG) Nr. 1560/70 der Kommission vom 
31. Juli 1970 

ABI. Nr. L 169/59 vom 1. August 1970 
Der Anhang ist durch die Liste der von den einzelnen 
neuen Mitgliedstaaten bezeichneten Stellen zu ergän¬ 
zen. 


8. Verordnung (EWG) Nr. 1561/70 der Kommission vom 
31. Juli 1970 

ABI. Nr L 169/63 vom 1. August 1970 
Der Anhang ist durch die Liste der von den einzelnen 
neuen Mitgliedstaaten bezeichneten Stellen zu ergän¬ 
zen. 

9 Verordnung (EWG) Nr. 1562/70 der Kommission vom 
31. Juli 1970 

ABI. Nr. L 169/67 vom 1. August 1970 
Der Anhang ist durch die Liste der von den einzelnen 
neuen Mitgliedstaaten bezeichneten Stellen zu ergän¬ 
zen. 

10. Verordnung (EWG) Nr. 604/71 der Kommission vom 
23. März 1971 

ABI. Nr. L 70/9 vom 24. März 1971 
Die Anhänge I, II, V und VI sind durch die Märkte 
der neuen Mitgliedstaaten zu ergänzen. 

b) Wein 

Verordnung (EWG) Nr. 2005/70 der Kommission vom 

6. Oktober 1970 

ABI. Nr. L 224/1 vom 10. Oktober 1970 
geändert durch: 

— Verordnung (EWG) Nr. 756/71 der Kommission vom 

7. April 1971 

ABI. Nr. L 83/48 vom 8. April 1971 

— Verordnung (EWG) Nr. 1985/71 der Kommission vom 
14. September 1971 

ABI. Nr. L 209/9 vom 15. September 1971 
Der Anhang ist durch die in Irland und im Vereinigten 
Königreich zugelassenen oder empfohlenen Rebsorten zu 
ergänzen. 

c) Schweinefleisch 

1. Verordnung Nr. 213/67/EWG des Rates vom 27. Juni 
1967 

ABI. Nr. 135/2887 vom 30. Juni 1967 
geändert durch: 

— Verordnung (EWG) Nr. 85/68 des Rates vom 23. 
Januar 1968 

ABI. Nr. L 21/3 vom 25. Januar 1968 

— Verordnung (EWG) Nr. 1705/68 des Rates vom 

30. Oktober 1968 

ABI. Nr. L 267/1 vom 31. Oktober 1968 

— Verordnung (EWG) Nr. 2112/69 des Rates vom 

28. Oktober 1969 

ABI. Nr. L 271/1 vom 29. Oktober 1969 
— Verordnung (EWG) Nr. 2090/70 des Rates vom 

20. Oktober 1970 

ABI Nr. L 232/1 vom 21. Oktober 1970 
Der Anhang ist durch die Liste der repräsentativen 
Märkte der neuen Mitgliedstaaten zu ergänzen. 

2. Verordnung (EWG) Nr. 2108/70 des Rates vom 20. Ok¬ 
tober 1970 

ABI. Nr. L 234/1 vom 23. Oktober 1970 

Im Anhang I sind die Spalte 2 „Zweihälftengewicht" 
und die Spalte 3 „Speckdicke" gegebenenfalls zu än¬ 
dern, um Handelsklassen füi Schweine mit einem 
Gewicht zwischen 30 und 50 kg zu berücksichtigen. 
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d) Milcherzeugnisse 

1. Verordnung (EWG) Nr. 985/68 des Rates vom 15. Juli 
1968 

ABI. Nr. L 169/1 vom 18. Juli 1968; berichtigt ABI. 
Nr. L 233/6 
geändert durch: 

— Verordnung (EWG) Nr. 750/69 des Rates vom 

22. April 1969 

ABI. Nr. L 98/2 vom 25. April 1969 
— Verordnung (EWG) Nr. 1211/69 des Rates vom 

26. Juni 1969 

ABI. Nr. L 155/13 vom 28. Juni 1969 

— Verordnung (EWG) Nr. 1075/71 des Rales vom 

25. Mai 1971 

ABI. Nr. L 116/1 vom 28. Mai 1971 

Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe a und Artikel 8 Absatz 4 
sind durch die Definition der Butter der einzelnen 
neuen Mitgliedstaaten, die für die Intervention in 

Frage kommt, zu ergänzen, und zwar so, daß die 
Merkmale dieser Butter den Merkmalen der gegen¬ 
wärtig in der Gemeinschaft für die Intervention in 
Frage kommenden Butter entsprechen. 

2. Verordnung (EWG) Nr. 1053/68 der Kommission vom 

23. Juli 1968 

ABI. Nr. L 179/17 vom 25. Juli 1968 
geändert durch; 

— Verordnung (EWG) Nr. 196/69 der Kommission vom 
31. Januar 1969 

ABI. Nr. L 26/28 vom 1. Februar 1969; berichtigt ABI. 
Nr. L 143/15 

— Verordnung (EWG) Nr. 2605/70 der Kommission 
vom 22. Dezember 1970 

ABI. Nr. L 278/17 vom 23. Dezember 1970 

— Verordnung (EWG) Nr. 2369/71 der Kommission 
vom 4. November 1971 

ABI. Nr. L 246/27 vom 5. November 1971 
Im Anhang sind die Muster der Bescheinigungen durch 
die einzelnen Angaben in den Sprachen der neuen 
Mitgliedstaaten zu ergänzen. 

3. Verordnung (EWG) Nr. 1324/68 der Kommission vom 
29. August 1968 

ABI. Nr. L 215/25 vom 30. August 1968 
Anhang II ist durch die Angaben in den Sprachen 
der neuen Mitgliedstaaten zu ergänzen. 

e) Rindfleisch 

1. Verordnung (EWG) Nr. 1024/68 der Kommission vom 
22. Juli 1968 

ABI. Nr. L 174/7 vom 23. Juli 1968 
geändert durch: 

— Verordnung (EWG) Nr. 863/69 der Kommission vom 
8. Mai 1969 

ABI. Nr. L 111/26 vom 9. Mai 1969 

Diese Verordnung ist zwecks Berücksichtigung der 
Anpassung des Artikels 10 der Verordnung (EWG) 
Nr. 805/68 zu ändern. 

1 . Verordnung (EWG) Nr. 1026/68 der Kommission vom 
22. Juli 1968 

ABI. Nr. L 174/12 vom 23. Juli 1968 

Diese Verordnung ist zwecks Berücksichtigung der An¬ 
passung des Artikels 10 der Verordnung (EWG) Nr. 
805/68 zu ändern. 

3 Verordnung (EWG) Nr. 1027/68 der Kommission vom 
22. Juli 1968 

ABI. Nr. L 174/14 vom 23 Juli 1968 


geändert durch: 

— Verordnung (EWG) Nr. 705/71 der Kommission vom 
31. März 1971 

ABI. Nr L 77/79 vom 1. April 1971 

Artikel 9 ist gegebenenfalls anzupassen, um den etwai¬ 
gen Änderungen an Artikel 6 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1026/68 Rechnung zu tragen. 

Anhang I b ist durch die neuen Koeffizienten der Mit¬ 
gliedstaaten zu ergänzen. 

Anhang II ist entsprechend den darin enthaltenen 
Angaben durch die für die neuen Mitgliedstaaten 
festzusetzenden Angaben zu ergänzen. 

4 Verordnung (EWG) Nr. 1097/68 der Kommission vom 

27. Juli 1968 

ABI. Nr. L 184'5 vom 29. Juli 1968 
geändert durch: 

— Verordnung (EWG) Nr. 1261/68 der Kommission 
vom 20. August 1968 

ABI. Nr. L 208/7 vom 21. August 1968 

— Verordnung (EWG) Nr. 1556/68 der Kommission 
vom 4. Oktober 1968 

ABI. Nr. L 244/15 vom 5. Oktober 1968 

— Verordnung (EWG) Nr. 1585/68 der Kommission 
vom 10. Oktober 1968 

ABI. Nr. L 248/16 vom 11. Oktober 1968 

— Verordnung (EWG) Nr. 1809/69 der Kommission 
vom 12. September 1969 

ABI. Nr. L 232/6 vom 13. September 1969 

— Verordnung (EWG) Nr. 1795/71 der Kommission 
vom 17. August 1971 

ABI. Nr. L 187/5 vom 19 August 1971 
Anhang I ist durch die in den neuen Mitgliedstaaten 
auf die Kaufpreise anwendbaren Koeffizienten zu er¬ 
gänzen. 

f) Fischerei 

1. Verordnung (EWG) Nr. 2518/70 der Kommission vom 
10. Dezember 1970 

ABI. Nr. L 271/15 vom 15. Dezember 1970 
Der Anhang ist durch die repräsentativen Großhan¬ 
delsmärkte und repräsentativen Häfen der neuen Mit¬ 
gliedstaaten zu ergänzen. 

2. Verordnung (EWG) Nr. 1109/71 der Kommission vom 

28. Mai 1971 

ABI. Nr. L 117/18 vom 29. Mai 1971 
Anhang II ist durch die repräsentativen Einfuhrmärkte 
und Einfuhrhäfen der neuen Mitgliedstaaten zu er¬ 
gänzen. 

B. Allgemeine Rechtsakte 

1. Verordnung (EWG) Nr. 1373/70 der Kommission vom 
10, Juli 1970 

ABI. Nr. L 158/1 vom 20. Juli 1970 
geändert durch: 

— Verordnung (EWG) Nr. 2638 , 70 der Kommission 
vom 23. Dezember 1970 

ABI. Nr. L 283/34 vom 29. Dezember 1970 

Im Anhang sind die Titel der Bescheinigungen durch 
die Bezeichnung „Einfuhrlizenz oder Vorausfestset- 
zungsbescheinigung" in den Sprachen der neuen Mit¬ 
gliedstaaten zu ergänzen. 

2. Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rotes vom 27 April 
1970 

ABI. Nr. L 94 '13 vom 28. April 1970 
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Der in Artikel 6 Absätze 4 und 5 genannte jährliche 
Betrag von 285 Millionen Rechnungseinheiten ist ent¬ 
sprechend den Erfordernissen der Gemeinschaft nadi 
dem Beitritt der neuen Mitgliedstaaten anzupassen. 

C. Veterinärrecht 

1. Richtlinie Nr. 64/432/EWG des Rates vom 26. Juni 1964 
ABI. Nr. 121/1977 vom 29. Juli 1964; berichtigt ABI. 

S 2799 

geändert durch; 

— Richtlinie Nr. 66/600/EWG des Rates vom 25. Okto¬ 
ber 1966 

ABI. Nr. 192/3294 vom 27. Oktober 1966 

— Richtlinie Nr. 70/360/EWG des Rates vom 13. Juli 

1970 

ABI. Nr. L 157/40 vom 18. Juli 1970 

— Richtlinie Nr. 71/285/EWG des Rates vom 19. Juli 

1971 

ABI. Nr. L 179/1 vom 9. August 1971 

1. In Anlage B ist Nummer 8 durch die mit der amt¬ 
lichen Prüfung der Tuberkuline in jedem neuen 
Mitgliedstaat beauftragten staatlichen Institute zu 
ergänzen. 

2 In Anlage C ist Nummer 9 durch die mit der amt¬ 
lichen Prüfung der Antigene in jedem neuen Mit¬ 
gliedstaat beauftragten staatlichen Institute zu er¬ 
gänzen. 

3 In Anhang F sind die nachstehenden Fußnoten für 
jeden neuen Mitgliedstaat durch die Dienststellung 
der für die Unterzeichnung der Bescheinigungen be¬ 
nannten Person zu ergänzen: 

— Fußnote (3) der Bescheinigung Muster I, 

— Fußnote (5) der Bescheinigung Muster II, 

— Fußnote (3) der Bescheinigung Muster III, 

— Fußnote (5) der Bescheinigung Muster IV. 

2. Liste Nr. 66/340/EWG vom 6. Mai 1966 

ABI. Nr. 100/1604 vom 7. Juni 1966 
Die Punkte A und B sind durch Namen, Staatsangehö¬ 
rigkeit, Anschrift und Telephonnummer der tierärzt¬ 
lichen Sachverständigen der neuen Mitgliedstaaten zu 
ergänzen. 

3. Entscheidung Nr. 69/100/EWG der Kommission vom 
18 März 1969 

ABI. Nr. L 88/9 vom 11. April 1969 
Artikel 1 ist durch Namen und Staatsangehörigkeit der 
tierärztlichen Sachverständigen der neuen Mitglied¬ 
staaten zu ergänzen. 

D. Agrarstatistiken 

1. Verordnung Nr. 79/65/EWG des Rates vom 15. Juni 

1965 

ABI. Nr. 109/1859 vom 23. Juni 1965 
Der Anhang ist durch die Liste der Gebiete der neuen 
Mitgliedstaaten zu ergänzen. 

2. Verordnung Nr. 91/66/EWG der Kommission vom 29. 
Juni 1966 

ABI. Nr. 121/2249 vom 4. Juli 1966 
geändert durch; 

— Verordnung Nr. 349/67/EWG der Kommission vom 
25. Juli 1967 

ABI. Nr. 171/1 vom 28. Juli 1967 

— Verordnung (EWG) Nr. 1696/68 der Kommission 
vom 28. Oktober 1968 

ABI. Nr. L 266/4 vom 30 Oktober 1968 


— Verordnung (EWG] Nr 1697/68 der Kommission 
vom 28. Oktober 1968 

ABI. Nr. L 266/7 vom 30. Oktober 1968 
Anhang 111 ist durch die Festsetzung der Anzahl der 
je Gebiet auszuwählenden Buchführungsbetriebe in 
den neuen Mitgliedstaaten zu ergänzen. 

3. Verordnung Nr. 184/66/EWG der Kommission vom 
21. November 1966 

ABI. Nr. 213/3637 vom 23. November 1966 
geändert durch; 

— Verordnung (EWG) Nr. 747/68 der Kommission vom 
20. Juni 1968 

ABI. Nr. L 140/13 vom 22. Juni 1968 
Der zweite Teil des Anhangs ist durch die ergänzen¬ 
den Bestimmungen betreffend die neuen Mitgliedstaa¬ 
ten zu vervollständigen. 

4. Richtlinie Nr. 71/286/EWG des Rates vom 26. Juli 1971 

ABI. Nr. L 179/21 vom 9. August 1971 
Der Anhang ist durch die Liste der Gebiete der ein¬ 
zelnen neuen Mitgliedstaaten zu ergänzen. 

III. Gesellschaftsredit 

Richtlinie Nr. 68/151/EWG des Rates vom 9. März 1968 
ABI. Nr. L 65/8 vom 14. März 1968 
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe f ist gegebenenfalls im 
Anschluß an die Prüfung der „aksjeselskap“ des norwe¬ 
gischen Rechts zu ändern. 


IV. Verkehr 

Richtlinie des Rates vom 23. Juli 1962 
ABI. Nr. 70/2005 vom 6. August 1962 
Die Richtlinie ist gegebenenfalls zu ändern, um die in 
dieser Richtlinie vorgesehene Liberalisierung des Stra¬ 
ßenverkehrs in bezug auf den Straßenverkehr zwischen 
bestimmten durch das Meer getrennten Küstengebieten 
sicherzustellen. 


V. Wettbewerb 

Entscheidung Nr. 3/58 der Hohen Behörde vom 18. März 
1958 

ABI. Nr. 11/157 vom 29. März 1958 
ergänzt durch: 

— Entscheidung Nr. 27/59 der Hohen Behörde vom 
29. April 1959 

ABI. Nr. 30/578 vom 1. Mai 1959 
Artikel 2 Absatz 1 ist durch die Aufzählung des „National 
Coal Board" (VK) und der großen Bergbauunternehmen 
der anderen neuen Mitgliedstaaten zu ergänzen. 

Artikel 3 Absatz 2 ist durch die Aufzählung der Absatz¬ 
gebiete der neuen Mitgliedstaaten zu ergänzen. 


VI. Handelspolitik 

Verordnung (EWG) Nr. 1025/70 des Rates vom 25. Mai 
1970 

ABI. Nr. L 124/6 vom 8. Juni 1970 
geändert durch: 

— Verordnung (EWG) Nr. 1984/70 des Rates vom 29. Sep¬ 
tember 1970 

ABI. Nr L 218/1 vom 3. Oktober 1970 
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— Verordnung (EWG) Nr. 724/71 des Rates vom 30. März 
1971 

ABI. Nr. L 80/3 vom 5. April 1971 

— Verordnung (EWG) Nr. 1080/71 des Rates vom 25. Mai 
1971 

ABI. Nr. L 116/8 vom 28. Mai 1971 

— Verordnung (EWG) Nr. 1429/71 des Rates vom 2. Juli 
1971 

ABI. Nr. L 151/8 vom 7. Juli 1971 

— Verordnung (EWG) Nr. 2384/71 des Rates vom 8. No¬ 
vember 1971 

ABI. Nr. L 249/1 vom 10. November 1971 

Das sich aus der Streichung GIBRALTARS in Anhang II 
ergebende Problem ist so zu lösen, daß sich Gibraltar in 
bezug auf die Regelung zur Liberalisierung der Einfuhr 
in die Gemeinschaft in der gleichen Lage wie vor dem 
Beitritt befindet. 


VII. Sozialpolitik 

1. Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14 Juni 
1971 

ABI. Nr. L 149/2 vom 5. Juli 1971 

Die Verordnung ist zu ändern, soweit dies aufgrund 
von Änderungen an der dänischen Gesetzgebung er¬ 
forderlich ist. 

2. Beschluß Nr. 70/532/EWG des Rates vom 14. Dezember 
1970 

ABI. Nr. L 273/25 vom 17. Dezember 1970 

Soweit die Entwicklung der Struktur der in diesem 
Beschluß genannten Organisationen der Sozialpartner 
dies erfordert, ist die Zahl der Vertreter dieser Orga¬ 
nisationen im Ständigen Ausschuß für Beschäftigungs¬ 
fragen gegebenenfalls zu ändern. 

3 Beschluß Nr. 63/326/EWG der Kommission vom 17. Mai 
1963 

ABI. Nr. 80/1534 vom 29. Mai 1963 
geändert durch: 

— Beschluß Nr. 64/19/EWG der Kommission vom 19. 
Dezember 1963 

ABI. Nr. 2/27 vom 10. Januar 1964: berichtigt ABI. 
S. 1176/64 

— Beschluß Nr. 70/254/EWG der Kommission vom 
15. April 1970 

ABI. Nr. L 96'37 vom 30. April 1970 


4. Beschluß Nr. 65/362/EWG der Kommission vom 5. Juli 
1965 

ABI. Nr. 130/2184 vom 16. Juli 1965 

5. Beschluß Nr. 67/745/EWG der Kommission vom 28. No¬ 
vember 1967 

ABI. Nr. 297/13 vom 7. Dezember 1967 

6. Beschluß Nr. 68/252/EWG der Kommission vom 7 Juni 
1968 

ABI. Ni. L 132/9 vom 14. Juni 1968 

7. Beschluß Nr. 71/122/EWG der Kommission vom 19. Fe¬ 
bruar 1971 

ABI. Nr. L 57/22 vom 10. März 1971 
Soweit die Entwicklung der Struktur der in den vor¬ 
stehenden fünf Beschlüssen genannten Organisationen 
der Sozialpartner dies erfordert, ist die Zahl der Ver¬ 
treter der Organisationen in den Ausschüssen gege¬ 
benenfalls zu ändern. 


VIII. Technische Hemmnisse 

1. Richtlinie Nr. 71/307/EWG des Rates vom 26. Juli 1971 

ABI. Nr. L 185/16 vom 16. August 1971; berichtigt 

ABI. Nr. L 244/80 

Artikel 5 Absatz 1 dieser Richtlinie ist durch die Be¬ 
griffe in dänischer und norwegischer Sprache zu er¬ 
gänzen, die den in diesem Artikel verwendeten Be¬ 
griffen entsprechen. Die betreffenden Begriffe dürfen 
weder „ny uld" (dänisch) noch „ny ulI" (norwegisch) 
noch andere entsprechende Ausdrücke sein. 

Anhang I dieser Richtlinie ist durch die Aufnahme von 
„Hibiscus species" zu ergänzen. 

2. Richtlinie Nr. 71/316/EWG des Rates vom 26. Juli 1971 

ABI. Nr. L 202/1 vom 6. September 1971 
Die in Punkt 3.2.1. des Anhangs 11 genannten Zeich¬ 
nungen müssen durch die Budistaben für die neuen 
Kennzeichen ergänzt werden: UK, IR, N und DK. 

3. Richtlinie Nr. 71/318/EWG des Rates vom 26. Juli 1971 

ABI. Nr. L 202/21 vom 6. September 1971 
Es ist nachzuprüfen, ob die im Vereinigten Königreich 
gebräuchlichen Prüfmethoden den in der Richtlinie 
vorgesehenen Methoden gleichwertig sind, bevor diese 
Richtlinie im Hinblick auf die Zulassung dieser Me¬ 
thoden in der Gemeinschaft geändert werden kann. 
Punkt 5.2.4. in Kapitel I Abschnitt B des Anhangs ist 
gegebenenfalls zu ändern, um das photoelektrische 
Ablesen der Zahl der von der Zählertrommel zurück¬ 
gelegten Umdrehungen zu gestatten. 
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Anhang UI 

Liste der Erzeugnisse im Sinne der Artikel 32, 36 und 39 der Beitrittsakte 

(EURATOM) 


Warenbezeichnung 

Metallurgische Erze, auch angereichert; Schwefelkiesabbrände. 

C, Uranerze: 

I. Uranerze und Pechblende, mit einem Gehalt an Uran von mehr als 5 Gewichtshundert¬ 
teilen 

D. Thoriumerze: 

I, Monazit; Uran-Thorianit und andere Thoriumerze mit einem Gehalt an Thorium von mehr 
als 20 Gewichtshundertteilen 

Spaltbare chemische Elemente und spaltbare Isotope; andere radioaktive chemische Elemente 
und radioaktive Isotope; ihre anorganischen oder organischen Verbindungen, auch chemisch 
nidit einheitlich; Legierungen, Dispersionen und Cermets, die diese Elemente oder diese Isotope 
oder ihre anorganischen oder organischen Verbindungen enthalten: 

A, Spaltbare chemische Elemente und spaltbare Isotope; ihre Verbindungen, Legierungen, 
Dispersionen und Cermets, einschließlich der gebrauchten (bestrahlten) Brennstoffelemente 
von Kernreaktoren: 

I. natürliches Uran: 

a) roh; Bearbeitungsabfälle und Schrott 

b) verarbeitet: 

1. Stäbe (Stangen), Profile, Draht, Bleche, Blätter und Bänder 

2. anderes 

II. andere 

B. künstlich radioaktive Isotope und ihre Verbindungen 

28.51 Isotope chemischer Elemente, soweit nicht in Tarifnr. 28.50 genannt; ihre anorganischen oder 
organischen Verbindungen, auch chemisch nicht einheitlich: 

A. Deuterium und seine Verbindungen (einschließlich schweres Wasser); deuteriumhaltige 
Mischungen und Lösungen, bei denen das zahlenmäßige Verhältnis der Deuteriumatome 
zu den Wasserstoffatomen größer als 1 : 5 000 ist 

28.52 Anorganische oder organische Verbindungen des Thoriums, des an Uran 235 abgereicherten 
Urans und der Metalle der seltenen Erden, des Yttriums und des Scandiums, auch untereinander 
gemischt: 

A. des Thoriums, des an Uran 235 abgereicherten Urans, auch untereinander gemischt 
78.06 Andere Waren aus Blei: 

A. Verpackungsmitlel mit Abschirmung aus Blei gegen Strahlung zum Befördern oder Lagern 
radioaktiver Stoffe 

81.04 Andere unedle Metalle, roh oder verarbeitet; Cermets, roh oder verarbeitet: 

N. Thorium: 

I. roh; Bearbeitungsabfälle und Schrott 

II. Verarbeiter: 

a) Stäbe (Stangen), Profile, Draht, Bleche, Blätter und Bände; 

b) anderes 

84.14 Industrie- und Laboratoriumsöfen, ausgenommen elektrische Öfen der Tarifnr. 85.11: 

A. ihre; Beschaffenheit nach zum Trennen bestrahlter Kernbrennstoffe, zum Behandeln radio¬ 
aktiver Abfälle oder zum Aufbereiten bestrahlter Kernbrennstoffe zur Wiede;veiWe ndung 
bestimmt 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


26.01 


28.50 
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Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

84.17 

Apparate und Vorrichtungen, auch elektrisch beheizt, zum Behandeln von Stoffen durch auf 
einer Temperaturänderung beruhende Vorgänge, z. B. Heizen, Kochen, Rösten, Destillieren, 
Rektifizieren, Sterilisieren, Pasteurisieren, Dämpfen, Trocknen, Verdampfen, Kondensieren oder 
Kühlen, ausgenommen Haushaltsapparate; nichtelektrische Warmwasserbereiter und Badeöfen: 

A. Apparate zum Erzeugen von Waren der Tarifstelle 28.51 A 

B. Apparate, ihrer Beschaffenheit nach zum Trennen bestrahlter Kernbrennstoffe, zum Be¬ 
handeln radioaktiver Abfälle oder zum Aufbereiten bestrahlter Kernbrennstoffe zur Wieder¬ 
verwendung bestimmt 

84.18 

Zentrifugen; Apparate zum Filtrieren oder Reinigen von Flüssigkeiten oder Gasen 

A. zum Trennen von Uran-Isotopen 

B. zum Erzeugen von Waren der Tarifstelle 28.51 A 

C. ihrer Beschaffenheit nach zum Trennen bestrahlter Kernbrennstoffe, zum Behandeln radio¬ 
aktiver Abfälle oder zum Aufbereiten bestrahlter Kernbrennstoffe zur Wiederverwendung 
bestimmt 

84.22 

Maschinen, Apparate und Geräte zum Heben, Beladen, Entladen oder Fördern (z. B. Aufzüge, 
Fördermaschinen, Winden, Flaschenzüge, Krane, Stetigförderer, Seilschwebebahnen), aus¬ 
genommen Maschinen, Apparate und Geräte der Tarifnr. 84.23: 

A. ferngesteuerte mechanische Greifer, ortsfest oder beweglich, jedoch nicht mit der Hand 
führbar, ihrer Beschaffenheit nach zum Handhaben hochradioaktiver Stoffe bestimmt 

84.44 

Walzwerke und Walzenstraßen, für Metalle; Walzen hierfür: 

A. Walzwerke, ihrer Beschaffenheit nach zum Aufbereiten bestrahlter Kernbrennstofle zur 
Wiederverwendung bestimmt 

84.45 

Werkzeugmaschinen zum Bearbeiten von Metallen oder Hartmetallen, ausgenommen Maschinen 
der Tarifnrn. 84.49 und 84.50: 

A. ihrer Beschaffenheit nach zum Aufbereiten bestrahlter Kernbrennstoffe zur Wiederverwen¬ 
dung (z. B. Ummanteln, Entfernen der Ummantelung, Verformen) bestimmt: 

I. durch Code-Angaben gesteuert 

II. andere 

84.59 

Maschinen, Apparate und mechanische Geräte, in Kapitel 84 anderweit weder genannt noch 
inbegriffen: 

A. zum Erzeugen von Waren der Tarifstelle 26.51 A 

B. Kernreaktoren: 

I. Reaktoren 

II. Teile: 

a) nicht bestrahlte Brennstoffelemente mit natürlichem Uran 

b) nicht bestrahlte Brennstoffelemente mit angereichertem Uran 

c) andere 

C. ihrer Beschaffenheit nach zum Aufbereiten bestrahlter Kernbrennstoffe zur Wiederverwen¬ 
dung (z. B. Sintern von radioaktiven Metalloxyden, Ummanteln) bestimmt 

85.11 

Elektrische Industrie- und Laboratoriumsöfen, einschließlich Einrichtungen zum Warmbehandeln 
von Stoffen mittels Induktion oder dielektrischer Erwärmung; Maschinen, Apparate und Geräte 
zum elektrischen Schweißen, Löten oder Schneiden: 

A. Ofen, einschließlich Einrichtungen zum Warmbehandeln von Stoffen mittels Induktion oder 
dielektrischer Erwärmung: 

I. ihrer Beschaffenheit nadi zum Trennen bestrahlter Kernbrennstoffe, zum Behandeln 
radioaktiver Abfälle oder zum Aufbereiten bestrahlter Kernbrennstoffe zur Wieder¬ 
verwendung bestimmt 

85.22 

Elektrische Maschinen, Apparate und Geräte, in Kapitel 85 anderweit wedei genannt noch 
inbegriffen: 

A. zum Erzeugen von Waren der Tarifstelle 28.51 A 
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Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

86.07 

B. ihrer Beschaffenheit nach zum Trennen bestrahlter Kernbrennstoffe, zum Behandeln radio¬ 
aktiver Abfälle oder zum Aufbereiten bestrahlter Kernbrennstoffe zur Wiederverwendung 
bestimmt 

Schienengebundene Güterwagen: 

A ihrer Beschaffenheit nach zum Befördern von Waren mit starker Radioaktivität bestimmt 

86.08 

Warenbehälter (Container) für Beförderungsmittel jeder Art: 

A. mit Abschirmung aus Blei gegen Strahlung zum Befördern radioaktiver Stoffe 

87.02 

Kraftwagen zum Befördern von Personen oder Gütern (einschließlich Sport- und Rennwagen 
und Oberleitungsomnibusse): 

B zum Befördern von Gütern: 

I. Lastkraftwagen, ihrer Beschaffenheit nach zum Befördern von Waren mit starker Radio¬ 
aktivität bestimmt 

87.07 

Kraftkarren von einer Bauart, wie sie in Fabriken, Lagerhäusern, Häfen oder auf Flugplätzen 
zum Kurzstreckentransport oder zum Warenumschlag verwendet wird (z. B. Lastkraftkarren, 
Stapelkraftkarren, Portalkraftkarren); Zugkraftkarren von einer Bauart, wie sie auf Bahnhöfen 
verwendet wird; Teile davon: 

A. Kraftkarren, ihrer Beschaffenheit nach zum Befördern von Waren mit starker Radio¬ 
aktivität bestimmt 

87.14 

Andere Fahrzeuge ohne maschinellen Fahrantrieb und Anhänger für Fahrzeuge jeder Art; 
Teile davon: 

B Anhänger und Sattelanhänger: 

I. ihrer Beschaffenheit nach zum Befördern von Waren mit starker Radioaktivität bestimmt 

C. andere Fahrzeuge: 

I. ihrer Beschaffenheit nach zum Befördern von Waren mit starker Radioaktivität bestimmt 
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Anhang IV 

Liste der Erzeugnisse 
im Sinne des Artikels 32 der Beitrittsakte 
(Erzeugnisse des Commonwealth, 
die im Vereinigten Königreich Gegenstand 
vertraglicher Präferenzspannen sind) 


Nummer des Zolltarifs 
des Vereinigten König¬ 
reichs am 1.1. 1972 

Warenbezeichnung 

05.07 

Vogelbälge und andere Vogelteile mit ihren Federn oder Daunen, Federn und Teile 
von Federn (auch beschnitten), Daunen, roh oder nur gereinigt, desinfiziert oder zur 
Haltbarmachung behandelt; Mehl und Abfälle von Federn oder Federteilen: 

B. Federn in Ballen, Säcken oder ähnlichen Verpackungen, ohne Innenhülle; Daunen: 
1. gereinigt nach dem in Teil 12 Absatz 8 des British Standard 1425 beschriebenen 
Verfahren: 1960 (und Zusatz), mit den bis November 1967 vorgenommenen 
Änderungen 

D. andere 

05.08 

Knochen und Stirnbeinzapfen, roh, entfettet oder einfach bearbeitet (aber nicht zu¬ 
geschnitten), mit Säure behandelt oder auch entleimt; Mehl und Abfälle dieser Stoffe 

C. andere 

05.09 

Hörner, Geweihe, Hufe, Klauen, Krallen und Schnäbel, roh oder einfach bearbeitet, 
aber nicht zugeschnitten, einschließlich Abfälle und Mehl; Fischbein, roh oder einfach 
bearbeitet, aber nicht zugeschnitten, einschließlich Bartenfransen und Abfälle 

05.14 

Amber, Bibergeil, Zibet und Moschus; Kanthariden und Galle, auch getrocknet; 
tierische Stoffe, die zur Herstellung von Arzneiwaren verwendet werden, frisch, ge¬ 
kühlt, gefroren oder auf andere Weise vorläufig haltbar gemacht: 

B. andere 

13.01 

Pflanzliche Rohstoffe zum Färben oder Gerben: 

D. andere 

15.08 

Tierische und pflanzliche öle, gekocht, oxidiert, dehydratisiert, geschwefelt, geblasen, 
durch Hitze im Vakuum oder in inertem Gas polymerisiert oder anders modifiziert: 

B. Rizinusöl 


C. Kokosöl; Erdnußöl; Leinöl; Rapsöl; Sesamöl; Sojaöl; Sonnenblumenöl; Safloröl 

D. andere 

15.14 

Walrat, roh, gepreßt oder raffiniert, auch gefärbt 

19.03 

Teigwaren 

19.05 

Lebensmittel, durch Aufblähen oder Rösten von Cetreide hergestellt (Puffreis, Com 
Flakes und dergleichen) 

21.07 

Lebensmittelzubereitungen, anderweit weder genannt noch inbegriffen: 

H. andere: 

2. andere 

22.06 

Wermutwein und andere Weine aus frischen Weintrauben, mit Pflanzen oder anderen 
Stoffen aromatisiert 

25.19 

Natürliches Magnesiumkarbonat (Magnesit), auch gebrannt, ausgenommen reines 
Magnesiumoxid: 

A. totgebrannt 
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Nummer des Zolltarifs 
des Vereinigten König¬ 
reichs am 1.1. 1972 

Warenbezeichnung 

25.24 

Asbest 

27.13 

Paraffin, Erdölwachs, Wachs aus bituminösen Mineralien, Ozokerit, Montanwadis, 
Torfwadis, paraffinische Rückstände (z. B. Gatsch. slack wax), auch gefärbt: 

C. Paraffin und Erdölwachs 

32.01 

Pflanzliche Gerbstoffauszüge: 

B. andere 

33.01 

Ätherische Die (auch terpenfrei gemacht), flüssig oder fest (konkret): Resinoide: 

A. Ätherische öle: 

3. andere: 

a) nicht terpenfrei gemacht: 

(i) nachstehende öle: Bayöl, Zitroneliöl, Eukalyptusöl, Ingweröl, Gingei¬ 
grasöl, Lemongrasöl, Litseacubeba-Öl, Ninde-Ol, Zwiebelöl, Palmarosaöl, 
Pimentöl, Sandelholzöl 

b) terpenfrei 

35.01 

Kasein, Kaseinate und andere Kaseinderivate; Kaseinleime: 

B. andere 

41.02 

Rind- und Kalbleder (einschließlich Büffelleder), Roßleder und Leder von anderen 
Einhufern, ausgenommen Leder der Tarifnrn. 41.06 bis 41.08 

41.03 

Schaf- und Lamraleder, ausgenommen Leder der Tarifnrn. 41.06 bis 41.08: 

A. zugerichtet: 

2. anderes 

B, anderes 

41.04 

Ziegen- und Zickelleder, außer Leder der Nrn. 41 06 bis 41.08 

41.05 

Leder aus Häuten und Fellen anderer Tiere, außer Leder der Nrn. 41.06 bis 41.08 

41.06 

Sämischleder (Chamoisleder) 

41.07 

Pergament- und Rohhautleder 

41.08 

Lackleder und metallisiertes Leder 

43.02 

Gegerbte oder zugerichtete Pelzfelle, auch zu Platten, Säcken, Vierecken, Kreuzen 
oder ähnlichen Formen zusammengesetzt; Abfälle und Überreste davon, nicht genäht 

55.05 

Baumwollgarne, nicht in Aufmachungen für den Einzelverkauf: 

B. andere 

55.0b 

Baumwollgarne in Aufmachungen für den Einzeiverkauf: 

B. andere 

55.07 

Drehergewebe aus Baumwolle 

55.08 

Schlingengewebe (Frottiergewebe) aus Baumwolle 

55.09 

Andere Baumwollgewebe 

57.06 

Jutegarne oder Garne aus anderen Bastspinnstoffen der Nr. 57.03: 

B. die keine Kunstfasern enthalten: 

2. geglättete ungezwirnte Garne; ungeglättete oder geglättete gezwirnte Garne 



Nr. 62 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 11. Oktober 1972 


1305 


Nummer des Zolltarifs 
des Vereinigten König¬ 
reichs am 1.1. 1972 

Warenbezeichnung 

57.07 

Garne aus anderen pflanzlichen Spinnstoffen: 

B. die keine Kunstfasern enthalten: 

2. andere 

57.10 

Jutegewebe oder Gewebe aus anderen Bastspinnstoffen der Nr. 57.03: 

B. die keine Kunstfasern enthalten 

58.01 

Geknüpfte Teppiche, auch fertigbearbeitet: 

A. handgearbeitete- 

2. andere 

B. andere: 

3. andere 

58.02 

Kelim, Sumak, Karamanie und ähnliche Teppiche, auch fertigbearbeitet; andere 
Teppiche, auch fertigbearbeitet: 

A. Kokosmatten, auch als Meterware 

B. andere: 

3. andere 

58.05 

Bänder und schußlose Bänder aus parallel gelegten und geklebten Garnen oder 
Spinnstoffen (bolducs), ausgenommen Waren der Tarifnr. 58.06: 

B. weder Seide noch synthetische oder künstliche Spinnstoffe enthaltend 

59.02 

Filze und Waren daraus, auch getränkt oder bestrichen: 

B. Waren aus Filz: 

2. andere 

59.04 

Bindfäden, Seile und Taue, auch geflochten: 

B weder Seide noch synthetische oder künstliche Spinnstoffe enthaltend 

3. andere 

60.05 

Oberbekleidung, Bekleidungszubehör und andere Wirkwaren, weder gummielastisch 
noch kautschutiert: 

B. andere Waren: 

2. andere 

61.05 

Taschentücher und Ziertasdientücher: 

C. andere 

61.06 

Schals, Umschlagtücher, Halstücher. Kragenschoner, Kopftücher, Schleier und ähnliche 
Waren: 

C. andere 

62.01 

Decken; 

B. andere 

62.02 

Bettwäsche, Tischwäsche, Wäsche zur Körperpflege und andere Haushaltswäsche; 
Vorhänge, Gardinen und andere Gegenstände zur Innenausstattung: 

B. andere: 

ß 1. Bettagesdecken und Steppdecken, Bettlaken, Bezüge für Kopfkissen und Keil¬ 
kissen, Überzüge für Matratzen sowie Hand- oder Badetücher, aus reiner Baum¬ 
wolle und ohne Stickereien, Netzstoffe, Spitzen oder Spitzennachahmungen 

2. andere 
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Nummer des Zolltarifs 
des Vereinigten König¬ 
reichs am 1. 1. 1972 

Warenbezeichnung 

62.03 

Säcke und Beutel zu Verpackungszwecken: 

B. andere: 

2. andere: 

b) andere 

62.05 

Andere konfektionierte Waren aus Geweben, einschließlich Schnittmuster zum Her¬ 
stellen von Bekleidung: 

B. andere 

67.01 

Vogelbälge und andere Vogelteile mit ihren Federn oder Daunen, Federn, Teile von 
Federn, Daunen und Waren daraus (ausgenommen Waren der Tarifnr. 05.07 und 
bearbeitete Federspulen und -kiele) 

68.01 

Pflastersteine, Bordsteine und Pflasterplatten aus Naturstein (ausgenommen Schiefer): 

B. Pflasterplatten aus Granit 

79.01 

Rohzink; Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Zink: 

A. Zink, außer Zinklegierungen 

97.06 

Geräte für Freiluftspiele, Leichtathletik, Gymnastik und andere Sportarten, aus¬ 
genommen Waren der Tarifnr. 97.04: 

B. Tennisschläger mit einem Gewicht über 255 g 

C. Tennisschläger ohne Bespannung 

D. andere 

97.07 

Angelhaken, Angelgeräte; Handnetze zum Landen von Fischen, Schmetteilingsnetze; 
Lockvögel, Lerchenspiege! und ähnliche Jagdgeräte 
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Anhang V 

Liste zu Artikel 107 der Beitrittsakte 


A. Saat- und Pflanzgutredit 

1. Richtlinie Nr. 66/400/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 

ABI. Nr. 125/2290 vom 11. Juli 1966 

geändert durdi: 

— Richtlinie Nr, 69/61/EWG des Rates vom 18. Fe¬ 
bruar 1969 

ABI Nr. L 48/4 vom 26. Februar 1969 

— Richtlinie Nr. 71/162/EWG des Rates vom 30. März 
1971 

ABI. Nr. L 87/24 vom 17. April 1971 

a) Auf die neuen Mitgliedstaaten finden bis zum 
30. Juni 1977 gleiche Bestimmungen Anwendung, 
wie sie in Artikel 2 Absatz 2 der vorgenannten 
Richtlinie vorgesehen sind. 

b) Im Falle der neuen Mitgliedstaaten sind die nach 
Maßgabe der genannten Richtlinie geänderten 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, mit Ausnahme 
der zur Durchführung von Artikel 14 Absatz 1 dieser 
Richtlinie erforderlichen, wie folgt anwendbar: 

— die Vorschriften über Basissaatgut spätestens am 
1. Juli 1974; 

— die übrigen Vorschriften am 1. Juli 1976. 

2. Richtlinie Nr. 66/401/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 

ABI. Nr. 125/2298 vom 11. Juli 1966 

geändert durch: 

— Richtlinie Nr. 69/63/EWG des Rates vom 18. Fe¬ 
bruar 1969 

ABI. Nr. I. 48/8 vom 26. Februar 1969 

— Richtlinie Nr. 71/162/EWG des Rates vom 30. März 
1971 

ABI. Nr. L 87/24 vom 17. April 1971 

a) Auf die neuen Mitgliedstaaten finden bis zum 30. 
Juni 1977 gleiche Bestimmungen Anwendung, wie 
sie in Artikel 2 Absatz 2 der vorgenannten Richt¬ 
linie vorgesehen sind. 

b) Im Falle der neuen Mitgliedstaaten sind die nach 
Maßgabe der genannten Richtlinie geänderten 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, mit Ausnahme 
der zur Durchführung von Artikel 14 Absatz 1 die¬ 
ser Richtlinie erforderlichen, wie folgt anwendbar: 

— die Vorschriften über Basissaatgut spätestens am 
1. Juli 1974, 

— die übrigen Vorschriften am 1. Juli 1976. 

3. Richtlinie Nr. 66/402/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 

ABI. Nr. 125/2309 vom 11. Juli 1966 

geändert durch: 

— Richtlinie Nr. 69/60/EWG des Rates vom 18. Fe¬ 
bruar 1969 

ABI. Nr. L 48/1 vom 26. Februar 1969 

— Richtlinie Nr. 71/162/EWG des Rates vom 30. März 
1971 

ABI. Nr. L 87/24 vom 17. April 1971 

a) Auf die neuen Mitgliedstaaten finden bis zum 30. 
Juni 1976 gleiche Bestimmungen Anwendung, wie 
sie in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe c der vorge¬ 
nannten Richtlinie vorgesehen sind. 

b) Im Falle der neuen Mitgliedstaaten sind die nach 
Maßgabe der genannten Richtlinie geänderten 


Rechts- und Verwaltungsvorschriften, mit Ausnahme 
der zur Durchführung von Artikel 14 Absatz 1 die¬ 
ser Richtlinie erforderlichen, wie folgt anwendbar: 

— die Vorschriften über Basissaatgut spätestens am 
1. Juli 1974; 

— die übrigen Vorschriften am 1. Juli 1976. 

4. Richtlinie Nr. 66/403/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 
ABI. Nr. 125/2320 vom 11. Juli 1966 

geändert durch: 

— Richtlinie Nr. 69/62/EWG des Rates vom 18. Fe¬ 
bruar 1969 

ABI. Nr. L 48/7 vom 26. Februar 1969 

— Richtlinie Nr. 71/162/EWG des Rates vom 30. März 
1971 

ABI. Nr. L 87/24 vom 17. April 1971 

a) Auf die neuen Mitgliedstaaten finden bis zum 30. 
Juni 1975 gleiche Bestimmungen Anwendung, wie 
sie in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a der vorge¬ 
nannten Richtlinie vorgesehen sind. 

b) Im Falle der neuen Mitgliedstaaten sind die nach 
Maßgabe der genannten Richtlinie geänderten 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, mit Ausnahme 
der zur Durchführung von Artikel 13 Absatz 1 die¬ 
ser Richtlinie erforderlichen, wie folgt anwendbar: 

— die Vorschriften über Basispflanzgut spätestens 
am 1. Juli 1974; 

— die übrigen Vorschriften am 1. Juli 1976. 

5 Richtlinie Nr. 69/208/EWG des Rates vom 30. Juni 1969 
ABI. Nr. L 169/3 vom 10. Juli 1969 

geändert durch: 

— Richtlinie Nr. 71/162/EWG des Rates vom 30. März 
1971 

ABI. Nr. L 87/24 vom 17. April 1971 

a) Auf die neuen Mitgliedstaaten finden bis zum 30. 
Juni 1976 gleiche Bestimmungen Anwendung, wie 
sie in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a der vorge¬ 
nannten Richtlinie vorgesehen sind. 

b) Im Falle der neuen Mitgliedstaaten sind die nach 
Maßgabe der genannten Richtlinie geänderten 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, mit Ausnahme 
der zur Durchführung von Artikel 13 Absatz 1 die¬ 
ser Richtlinie erforderlichen, wie folgt anwendbar: 

— die Vorschriften über Basissaatgut spätestens am 
• 1. Juli 1974; 

— die übrigen Vorschriften am 1. Juli 1976. 

6. Richtlinie Nr. 70/458/EWG des Rates vom 29. Septem¬ 
ber 1970 

ABI. Nr. L 225/7 vom 12. Oktober 1970 
geändert durch: 

— Richtlinie Nr. 71/162/EWG des Rates vom 30. März 
1971 

ABI. Nr. L 87/24 vom 17. April 1971 

Auf die neuen Mitgliedstaaten finden bis zum 30. Juni 
1976 gleiche Bestimmungen Anwendung, wie sie in 
Artikel 2 Absatz 2 der vorgenannten Richtlinie vor¬ 
gesehen sind. 

7. Richtlinie Nr. 66/404/EWG des Rates vom 14 Juni 1966 

ABI. Nr. 125/2326 vom 11. Juli 1966 
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geändert durch: 

— Richtlinie Nr. 69/64/EWG des Rates vom 18. Fe¬ 
bruar 1969 

ABI. Nr. L 48/12 vom 26. Februar 1969 

a) Auf die neuen Mitgliedstaaten finden bis zum 1. 
Juli 1975 gleiche Bestimmungen Anwendung, wie 
sie in Artikel 18 Absatz 2 der vorgenannten Richt¬ 
linie vorgesehen sind. 

b) Auf die neuen Mitgliedstaaten finden bis zum 1. 
Juli 1977 gleiche Bestimmungen Anwendung, wie 
sie in Artikel 18 Absatz 3 der genannten Richtlinie 
vorgesehen sind. 


B. Futtermittelrecht 

Richtlinie Nr. 70/524/EWG des Rates vom 23. November 
1970 

ABI Nr. L 270/1 vom 14. Dezember 1970 

Die neuen Mitgliedstaaten können bis zum 31. Dezember 
1977 die zum Zeitpunkt des Beitritts bestehenden einzel¬ 
staatlichen Regelungen beibehalten, nach denen bei der 
Tierernährung die Verwendung folgender Zusätze in 
Futtermitteln untersagt ist: 

E701 Tetrazyklin 
E702 Chlortetrazyklin 
E703 Oxytetrazyklin 
E704 Oleandomyzin 
E 705 Penicillin G — Kalium 
E 706 Penicillin G — Natrium 
E 707 Penicillin G — Prokain 
E 708 Penicillin G — Benzathen 
E 709 Penicillin G — Streptomyzin 
E71Ü Spiramyzin 


E711 Virginiamyzin 
E712 Flavophospholipol 

Nach Ablauf dieser Frist ist die Verwendung dieser Zu¬ 
sätze unter den in der Richtlinie vorgesehenen Bedin¬ 
gungen gestattet, sofern nicht nach dem Verfahren der 
Artikel 43 und 100 des EWG-Vertrags ein Beschluß zur 
Berücksichtigung der wissenschaftlichen und technischen 
Entwicklung gefaßt worden ist, wonach diese Zusätze von 
den Anhängen der Richtlinie ausgeschlossen werden. 

Diese Ausnahmeregelung darf auf die Durchführung der 
Richtlinie keine sonstige Wirkung haben. 

C. Strukturerhebungen 

Richtlinie Nr. 68/161/EWG des Rates vom 27. März 1968 
ABI. Nr. L 76/13 vom 28. März 1968 
berichtigt durch: 

— Berichtigung zu der Richtlinie Nr. 68/161/EWG des 
Rates vom 27. März 1968 
ABI. Nr. L 132/15 vom 14. Juni 1968 

a) Das Vereinigte Königreich kann bis zum 1. Dezember 
1973 die Erhebungen über die Schweinebestände in 
Abständen von drei Monaten durchführen. 

b) Irland kann bis zum 1. Dezember 1973 Erhebungen 
über Schweine nach dem Alter durchführen. 

D. Sonstiges 

Verordnung (EWG) Nr. 2513/69 des Rates vom 9. Dezem¬ 
ber 1969 

ABI. Nr. L 318/6 vom 18. Dezember 1969 

Das Vereinigte Königreich kann bis zum Ablauf der Gel¬ 
tungsdauer dei in Artikel 115 der Beitrittsakte vorgese¬ 
henen Regelung die mengenmäßigen Beschränkungen für 
Pampelmusen aufrechterhalten, die es am 1. Januar 1972 
anwandte. 


Anhang VI 

Liste 

der Länder im Sinne des Artikels 109 der Beitrittsakte sowie des Protokolls Nr. 22 


Barbados 

Mauritius 

Botsuana 

Nigeria 

Fidschi 

Sambia 

Gambia 

Sierra Leone 

Ghana 

Swasiland 

Guyana 

Tansania 

Jamaika 

Tonga 

Kenia 

Trinidad und Tobago 

Lesotho 

Uganda 

Malawi 

West-Samoa 
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Anhang VII 

Liste 

zu Artikel 133 der Beitrittsakte 


I. Zollrecht 

1. Richtlinie Nr. 69/73/EWG des Rates vom 4. März 1969 
ABI. Nr. L 58/1 vom 8. März 1969 

a) Das Vereinigte Königreich trifft die erforderlichen 
Maßnahmen, um den Bestimmungen der Richtlinie, 
mit Ausnahme des Artikels 5 und der Artikel 15 bis 
18, spätestens am 1. Januar 1975 nachzukommen. 

b) Werden dadurch jedoch die Wettbewerbsbedingun¬ 
gen beeinträchtigt, und zwar insbesondere infolge 
unterschiedlicher Ausbeutesätze, so werden im Rah¬ 
men des in dieser Richtlinie vorgesehenen Verfah¬ 
rens geeignete Maßnahmen getroffen, um Abhilfe 
zu schaffen. 

2 Richtlinie Nr. 69/76/EWG des Rates vom 4. März 1969 
ABI. Nr. L 58/14 vom 8. März 1969 

Dänemark kann bis zum 31. Dezember 1974 von der 
gleichen Möglichkeit Gebrauch machen, wie sie in 
Artikel 2 Absatz 3 vorgesehen ist. 

3. Richtlinie Nr. 69/73/EWG des Rates vom 4. März 1969 

ABI. Nr. L 58/1 vom 8. März 1969 

4. Richtlinie Nr. 69/76/EWG des Rates vom 4. März 1969 

ABI. Nr. L 58/14 vom 8. März 1969 

Diese Richtlinien finden in den neuen Mitgliedstaaten 
bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die in Artikel 38 Ab¬ 
satz 3 der Beitrittsakte vorgesehene Entscheidung der 
Kommission ergeht, nicht auf Finanzzölle Anwendung. 


II. Arzneimittel 

Richtlinie Nr. 65/65/EWG des Rates vom 26 Januar 1965 
ABI. Nr. 22/369 vom 9. Februar 1965 

Die neuen Mitgliedstaaten wenden schrittweise, späte¬ 
stens jedoch am 1. Januar 1978, die in dieser Richtlinie 
vorgesehene Regelung auf Spezialitäten an, für die die 
Genehmigung für das Inverkehrbringen vor dem Beitritt 
erteilt wurde 

III. Verkehr 

1 Verordnung (EWG) Nr. 543/69 des Rates vom 25. März 
1969 

ABI. Nr. L 77/49 vom 29. März 1969 

Die Anwendung dieser Verordnung auf den inner¬ 
staatlichen Verkehr in den neuen Mitgliedstaaten wird 
autgeschoben bis zum 
1. Januar 1976 im Falle Dänemarks, 

1. Januar 1976 im Falle Irlands, 

1. Januar 1976 im Falle des Vereinigten Königreichs, 

2 Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 des Rates vom 26. Juni 
1969 

ABI. Nr. L 1561 vom 28. Juni 1969 

Der in Artikel 6 Absatz 3 Unterabsatz 2 und in Arti¬ 
kel 9 Absatz 2 Unterabsatz 1 vorgesehene Anspruch 
auf Ausgleich besieht in Irland und im Vereinigten 
Königreich ab 1. Januar 1974. 


3. Verordnung (EWG) Nr. 1107/70 des Rates vom 4 Juni 
1970 

ABI. Nr. L 130/1 vom 15. Juni 1970 

Im Falle Irlands und des Vereinigten Königreichs wird 
die Kommission über die in Artikel 5 Absatz 2 ge¬ 
nannten Beihilfen zu Beginn des Jahres 1974 unter¬ 
richtet. 

4. Verordnung (EWG) Nr. 1463/70 des Rates vom 20. Juli 
1970 

ABI. Nr. L 164/1 vom 27. Juli 1970 

Auf Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich 
finden ab 1. Januar 1976 gleiche Bestimmungen An¬ 
wendung, wie sie in Artikel 4 Absatz 1 vorgesehen 
sind. 

5. Entscheidung Nr. 70/108/EWG des Rates vom 27. Ja 
nuar 1970 

ABI. Nr. L 23/24 vom 30. Januar 1970 

Auf Dänemark finden ab 1. Januar 1974 gleiche Be¬ 
stimmungen Anwendung, wie sie in Artikel 1 Absatz 5 
vorgesehen sind. 

IV. Wettbewerb 

Verordnung (EWG) Nr. 1017/68 des Rates vom 19. Juli 
1968 

ABI. Nr. L 175/1 vom 23. Juli 1968 

Im Falle des Vereinigten Königreichs gilt das Verbot des 
Artikels 2 dieser Verordnung ab 1. Juli 1973 für die 
zur Zeit des Beitritts bestehenden Vereinbarungen, Be¬ 
schlüsse und aufeinander abgestimmten Verhaltenswei¬ 
sen, die infolge des Beitritts dem Verbot unterliegen 

V. Steuerrecht 

1. Richtlinie Nr. 69/169/EWG des Rates vom 28. Mai 1969 
ABI. Nr. L 133/6 vom 4. Juni 1969 

a) Dänemark kann bis zum 31. Dezember 1975 folgende 
Waren von der Umsatz- und Sonderverbrauchsteuer¬ 
freiheit ausschließen 

— Tabakwaren; 

— alkoholische Getränke: destillierte Getränke und 
Spirituosen mit einem Alkoholgehalt von mehr 
als 22°; 

— Bier bei einer Menge von mehr als 2 Litern. 

b) Die Regeln, die Dänemark aufgrund dieser Möglich¬ 
keit im Reiseverkehr aus dritten Ländern anwen¬ 
det, dürfen nicht günstiger sein als die Regeln im 
Reiseverkehr zwischen den Mitgliedstaaten. 

c) Vor Ablauf der genannten Frist entscheidet der Rat 
nach dem Verfahren des Artikels 100 des EWG- 
Verlrags, ob und inwieweit eine Verlängerung die¬ 
ser Ausnahmeregelung erforderlich ist; dabei wer¬ 
den dei Stand der Verwirklichung der Wirtschafts¬ 
und Währungsunion und insbesondere der Fort¬ 
schritt der Steuerharmonisierung berücksichtigt. 

d) Die vorstehenden Bestimmungen berühren nicht die 
Durchführung des Artikels 32 Absatz 2 Buchstabe c 
der Beitiittsakte. 
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2. Richtlinie Nr. 69/335/EWG des Rates vom 17. Juli 1969 
ABI. Nr. L 249/25 vom 3. Oktober 1969 

Für den Fall, daß die Arbeiten betreffend die Erweite¬ 
rung des Anwendungsbereichs des Artikels 7 Absatz 1 
Budistabe b nicht vor dem Beitritt abgeschlossen sind, 
treffen Irland und das Vereinigte Königreich die erfor¬ 
derlichen Maßnahmen, um Artikel 7 Absatz 1 späte¬ 
stens am 1. Januar 1974 nadtzukommen. 

VI. Handelspolitik 

1. Verordnung (EWG) Nr. 459/68 des Rates vom 5. April 
1968 

ABI. Nr. L 93/1 vom 17. April 1968 


Auf Irland, Norwegen und das Vereinigte Königreidi 
findet bis zum 30. Juni 1977 die gleiche Bestimmung 
Anwendung, wie sie in Artikel 26 vorgesehen ist. 

2. Verordnung (EWG )Nr. 2603/69 des Rates vom 20. De¬ 
zember 1969 

ABI. Nr. L 324/25 vom 27. Dezember 1969 

Vorbehaltlich der von der Gemeinsdiaft geschlossenen 
oder noch zu schließenden Abkommen hat Irland bis 
zum 30. Juni 1975 die Möglichkeit, gegenüber den 
Drittländern mengenmäßige Beschränkungen der iri¬ 
schen Ausfuhren für folgende Erzeugnisse beizubehal¬ 
ten: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


Warenbezeichnun 


9 


44.01 


Brennholz in Form von Rundlingen, Scheiten, Zweigen oder 
schließlich Sägespäne 


Reisigbündeln; Holzabfälle, ein- 


44.03 

44.04 

44.05 


Rohholz, auch entrindet oder nur grob zugerichtet 

Holz, vierseitig oder zweiseitig grob zugeriehtet, aber nicht weiterbearbeitet 

Holz, in der Längsrichtung gesägt, gemessert oder rundgeschält, aber nicht weiterbearbeitet, mit 
einer Dicke von mehr als 5 mm 


3. Verordnung (EWG) Nr. 109/70 des Rates vom 19. De¬ 
zember 1969 

ABI Nr L 19/1 vom 26. Januar 1970 
geändert durch: 

Verordnung (EWG) Nr. 1492/70 des Rates vom 20 Juli 

1970 

ABI. Nr. L 166M vom 29. Juli 1970 

Verordnung (EWG) Nr. 2172 /70 des Rates vom 27. Ok¬ 
tober 1970 

ABI. Nr. L 239/1 vom 30. Oktober 1970; berichtigt 
ABI. Nr. L 248/38 und Nr. L 17/12/71 

Verordnung (EWG) Nr. 2567/70 des Rates vom 14. De¬ 
zember 1970 

ABI. Nr. L 276/1 vom 21. Dezember 1970 

Verordnung (EWG) Nr. 532/71 des Rates vom 8 März 

1971 

ABI. Nr. L 60/1 vom 13. März 1971 

Verordnung (EWG) Nr. 725/71 des Rates vom 30. März 
1971 

ABI. Nr. L 80/4 vom 5. April 1971 

Verordnung (EWG) Nr. 1073/71 des Rates vom 25. Mai 
1971 

ABI. Nr. L 119/1 vom 1. Juni 1971 


Verordnung (EWG) Nr 1074/71 des Rates vom 25. Mai 
1971 

ABI. Nr. L 119/35 vom 1. Juni 1971 

Verordnung (EWG) Nr. 2385/71 des Rates vom 8. No¬ 
vember 1971 

ABI. Nr. L 249/3 vom 10. November 1971 

Verordnung (EWG) Nr. 2386/71 des Rates vom 8. No¬ 
vember 1971 

ABI. Nr. L 249/12 vom 10. November 1971 

Verordnung (EWG) Nr. 2406/71 des Rates vom 9. No¬ 
vember 1971 

ABI. Nr. L 250/1 vom 11. November 1971 

Verordnung (EWG) Nr. 2407/71 des Rates vom 9. No¬ 
vember 1971 

ABI. Nr. L 250/7 vom 11. November 1971; berichtigt 
ABI. Nr. L 264/54 

a) Vorbehaltlich der Bestimmungen des Systems allge¬ 
meiner Präferenzen der Gemeinschaft, welche die 
neuen Mitgliedstaaten ab 1. Januar 1974 anwenden, 
und vorbehaltlich der von der Gemeinschaft ge¬ 
schlossenen und noch zu schließenden Abkommen 
kann das Vereinigte Königreich bis zum 31. Dezem¬ 
ber 1974 mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen für 
die nachstehend aufgeführten Erzeugnisse beibehal¬ 
ten: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


Warenbezeichnun 


9 


ex 52.01 


Metallfäden in Verbindung mit Garnen aus Baumwolle (Metallgarne), einschließlich mit Metall¬ 
fäden umsponnene Garne aus Baumwolle; metallisierte Garne aus Baumwolle 


ex 52.02 Gewebe aus Metallfäden, Gewebe aus Metallgarnen oder aus metallisierten Garnen der Tarif¬ 

nummer 52.01, in Verbindung mit Garnen aus Baumwolle, zur Bekleidung, Innenausstattung 
oder zu ähnlichen Zwecken 

ex 59.09 Gewebe, teilweise oder ganz aus Baumwolle, geölt oder mit einem Überzug auf der Grundlage 

von Ol versehen 
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Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


ex 59.11 
ex 59.14 

ex 59.15 
ex 59.17 
ex 61.08 

ex 65.02 

ex 65.04 

65.07 


Warenbezeichnung 


kautschutierte Gewebe, ausgenommen Gewirke, aus Baumwolle 

gewebte, geflochtene oder gewirkte Dochte aus Baumwolle für Lampen, Kodier, Kerzen und 
dergleichen 

Pumpenschläuche und ähnliche Schläuche, teilweise oder ganz aus Baumwolle 
technische Gewebe und Gegenstände des technischen Bedarfs, aus Baumwolle 

Kragen, Hemdeinsätze, Bluseneinsätze, Jabots, Manschetten und ähnliche Pulzwaren für Ober¬ 
und Unterkleidung'für Frauen und Mädchen, aus Baumwolle 

Hutstumpen oder Hutrohlinge, geflochten oder durch Verbindung geflochtener, gewebter oder 
anderer Streifen hergestellt, aus Stoffen aller Art, nicht geformt; außer Stumpen für Panamahüte 

Hüte und andere Kopfbedeckungen, geflochten oder durch Verbindung geflochtener, gewebter 
oder anderer Streifen hergestellt, aus Stoffen aller Art, ausgestattet oder nicht ausgestattet; 
außer Stumpen für Panamahüte 

Bänder zur Innenausrüstung, Innenlutter, Bezüge, Gestelle (einschließlich Federgestelle für 
Klapphüte), Schirme und Kinnbänder, für Kopfbedeckungen 


b) Vorbehaltlich der Bestimmungen des Systems all¬ 
gemeiner Präferenzen der Gemeinschaft, welche die 
neuen Mitgliedstaaten ab 1. Januar 1974 anwenden, 
und vorbehaltlich der von der Gemeinschaft ge¬ 
schlossenen oder noch zu schließenden Abkommen 


kann das Vereinigte Königreich bis spätestens 31. 
Dezember 1977 mengenmäßige Einfuhrbeschränkun¬ 
gen fiii die nachstehend aufgeführten Erzeugnisse 
beibehalten: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


Wa renbezeichnun 


ex 39.07 
ex 40.13 
ex 43.03 
ex 43.04 


Handschuhe aus Stoffen der Tarifnrn. 39.01 bis 39.06 
Handschuhe aus Weichkautschuk, zu allen Zwecken 
Handschuhe aus Pelzfellen 
Handschuhe aus künstlichem Pelzwerk 


9 


Es finden jedoch jährlich Konsultationen zwischen 
der Kommission und dem Vereinigten Königreich 
statt, um zu prüfen, ob die genannte Frist verkürzt 
werden kann. 

c) Vorbehaltlich der Bestimmungen des Systems all¬ 
gemeiner Präferenzen der Gemeinschaft, welche die 


neuen Mitgliedstaaten ab 1. Januar 1974 anwenden, 
und vorbehaltlich der von der Gemeinschaft ge¬ 
schlossenen oder noch zu schließenden Abkommen 
können Irland und das Vereinigte Königreich bis 
spätestens 31 Dezember 1975 mengenmäßige Ein¬ 
fuhrbeschränkungen für die nachstehend aufgeführ¬ 
ten Erzeugnisse beibehalten: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


Warenbezeichnung 


54.03 Leinengarne und Ramiegarne, nicht in Aufmachungen für den Einzelverkauf 

54.04 Leinengarne und Ramiegarne, in Aufmachungen für den Einzelverkauf 


Falls erforderlich, kann diese Frist vom Rat mit 
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommis¬ 
sion bis spätestens 31. Dezember 1977 verlängert 
werden. 

d) Vorbehaltlich der Bestimmungen des Systems all¬ 
gemeiner Präferenzen der Gemeinschaft, welche die 
neuen Mitgliedstaaten ab 1. Januar 1974 anwenden, 
und vorbehaltlich der von der Gemeinschaft ge¬ 
schlossenen oder noch zu schließenden Abkommen 
kann Irland gegenüber 


der Tschechoslowakei 
Rumänien 

der Volksrepublik China 

Ungarn 

Bulgarien 

Polen 

der UdSSR 

bis spätestens 30. Juni 1977 mengenmäßige Einfuhr¬ 
beschränkungen für die nachstehend aufgeführten 
Erzeugnisse beibehalten. 
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Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

ex 59.09 

Wachstuch und andere geölte oder mit einem Überzug auf der Grundlage von öl versehene 
Gewebe: 

— Wachstuch und Ledertuch mit einer Breite von über 4 

— andere Gewebe 

ex 59.11 

Kautschutierte Gewebe, ausgenommen Gewirke: 

— Ledertuch mit einer Breite von über 4” 


— bedruckte, bemalte oder geprägte Gewebe 

— andere Gewebe, mit einer Breite von mindestens 30 cm (außer Geweben, die mindestens 
33 l /3 Gewichtshundertteile Gummi enthalten, außer planenartigen Geweben) 

— andere, über 60 Gewichtshundertteile Baumwolle enthaltende Gewebe (außer Geweben, die 
mindestens 33>/s Gewichtshundertteile Gummi enthalten, außer planenartigen Geweben) 

ex 61.08 

Kragen, Hemdeinsätze, Bluseneinsätze, Jabots, Manschetten und ähnliche Putzwaren für Ober¬ 
und Unterkleidung für Frauen und Mädchen, aus Baumwolle 

ex 62.01 

Decken, ausgenommen Reisedecken 


Spätestens ab 1. Januar 1975 wird diese Frist jedoch 
bei jährlichen Konsultationen zwischen der Kommis¬ 
sion und Irland geprüft und, falls möglich, verkürzt, 
wobei insbesondere die Ergebnisse der Verhandlungen 
zwischen der Gemeinschaft und den Hauptlieferlän¬ 
dern für die betreffenden Erzeugnisse berücksichtigt 
werden. 

4. Verordnung (EWG) Nr. 1025/70 des Rates vom 25. Mai 
1970 

ABI. Nr. L 124/6 vom 8. Juni 1970 
geändert durch: 

— Verordnung (EWG) Nr. 1984/70 des Rates vom 29. 
September 1970 

ABI. Nr. L 218/1 vom 3. Oktober 1970 

— Verordnung (EWG) Nr. 724/71 des Rates vom 30. 
März 1971 

ABI. Nr. L 80/3 vom 5. April 1971 


— Verordnung (EWG) Nr. 1080/71 des Rates vom 25. 
Mai 1971 

ABI. Nr. L 116/8 vom 28. Mai 1971 

— Verordnung (EWG) Nr. 1429/71 des Rates vom 2 
Juli 1971 

ABI. Nr. L 151/8 vom 7. Juli 1971 

— Verordnung (EWG) Nr. 2384/71 des Rates vom 8. 
November 1971 

ABI. Nr. L 249/1 vom 10. November 1971 
a) Bis zum Ablauf der in Artikel 115 der Beitrittsakte 
vorgesehenen Regelung kann das Vereinigte Kö¬ 
nigreich auf die nachstehend aufgeführten Erzeug¬ 
nisse die mengenmäßigen Beschränkungen anwen¬ 
den, die es am 1. Januar 1972 angewandt hat: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

08.02 

Zitrusfrüchte, frisch oder getrocknet: 


D. Pampelmusen und Grapefruits 

ex 20.03 

Früchte, gefroren, mit Zusatz von Zuckei: 


— Pampelmusen und Grapefruits 


b) Vorbehaltlich dei Bestimmungen des Systems all¬ 
gemeiner Präferenzen der Gemeinschaft, welche die 
neuen Mitgliedstaaten ab 1. Januar 1974 anwenden, 
und vorbehaltlich der von der Gemeinschaft ge¬ 
schlossenen oder noch zu schließenden Abkommen 
kann Irland gegenüber 

Japan 

Indien 


Malaysia 


Macau 

Hongkong 

der Republik China (Formosa) 

Pakistan 

Jugoslawien 

Iris spätestens 30. Juni '.977 mengenmäßige Ein¬ 
fuhrbeschränkungen für die nachstehend aufgefiihr- 
len Erzeugnisse beibehallen: 
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Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


Warenbezeichnung 


ex 51.01 


54.05 
55.05 
55.06 
55.07 
ex 56.06 


ex 57.06 


ex 59.07 


ex 59.08 


ex 59.09 


ex 59.11 


ex 59.12 


ex 60.01 

60.03 

ex 60.04 

ex 60.06 


61.07 

61.08 


Synthetische und künstlidie Spinnfäden, nidrt in Aufmachungen für den Einzelverkauf, aus¬ 
genommen: 

— Spinnfäden ganz aus Viskose, Acetat oder Cupra 

— Spinnfäden, die nicht texturiert, gefärbt, gefacht, muliniert oder geschlichtet oder einer 
ähnlichen Bearbeitung unterzogen wurden und weder auf Spulen noch auf Kreuzspulen 
aufgerollt sind 

Gewebe aus Flachs oder Ramie 

Baumwollgarne, nicht in Aufmachungen für den Einzelverkaul 
Baumwollgarne, in Aufmachungen für den Einzelverkauf 
Drehergewebe aus Baumwolle 

Garne aus synthetischen oder künstlichen Spinnfasern (oder aus Abfällen von svnthetisdien 
oder künstlichen Spinnstoffen), in Aufmachungen für den Einzelverkauf: 

— mit einem Anteil an Wolle, Tierhaaren, Baumwolle, Flachs oder Hanf 
Garne aus Jute oder anderen Textilien der Tarifnummer 57.03 

— aus Jute 

Gewebe, mit Leim oder stärkehaltigen Zurichtestoffen bestrichen, Gewebe zum Einbinden von 
Büchern, zum Herstellen von Futteralen und anderen Kartonagen oder zu ähnlichen Zwecken; 
Pausleinwand; präparierte Malleinwand; Bougram und ähnliche Erzeugnisse für die Hutmacherei 

— Gewebe, ausgenommen gefärbtes Buchbinderleinen 

Gewebe, mit Zellulosederivaten oder anderen Kunststoffen getränkt, bestrichen oder überzogen 
oder mit Lagen aus diesen Stoffen versehen: 

— Schrägbänder 

— andere, mit einer Breite von über 4" 

Wachstuch und andere geölte oder mit einem Überzug aut der Grundlage von Ol versehene 
Gewebe: 

— Wachstuch und Ledertuch mit einer Breite von über 4 

— andere Gewebe 

Kautschutierte Gewebe, ausgenommen Gewirke: 

— Ledertuch mit einer Breite von über 4” 

— bedruckte, bemalte oder geprägte Gewebe 

— andere Gewebe mit einer Breite von mindestens 30 cm (ausgenommen Gewebe, die minde¬ 
stens 33 l /s Gewichtshundertteile Gummi enthalten, ausgenommen planenartige Gewebe) 

— andere, über 60 Gewichtshundertteile Baumwolle enthaltende Gewebe (ausgenommen Ge¬ 
webe, die mindestens 33'/a Gewichlshundertteile Gummi enthalten, ausgenommen planen¬ 
artige Gewebe) 

Andere Gewebe, getränkt oder bestrichen; bemalte Gewebe für Theaterdekorationen. Atelier¬ 
hintergründe und dergleichen: 

— bedruckte, bemalte oder geprägte Gewebe (ausgenommen Gewirke) 

— Leinenbänder mit einer Breite von höchstens 2" und zwei echten Webekanten 

— Gewirke 

— andere Gewebe 

Gewirke als Meterware, weder gummieiastisch noch kautschutiert, ausgenommen gehäkelte 
Stoffe 

Strümpfe, Unterziehstrümpfe, Socken, Söckchen, Strumpfschoner und ähnliche Wirkwaren, 
weder gummielastisch noch kautschutiert 

Unterkleidung aus Gewirken, weder gummielastisch noch kautschutiert: 

— Strumpfhosen 

Gummielastische Gewirke und kautschutierte Gewirke, als Meierware, sowie Waren daraus 
(einschließlich Knieschützer und Gummislrümpfe), ausgenommen: 

— gummielastische Gewirke mit einer Breite von über 1" 

— kautschutierte Gewirke, gehäkelt 

— Waren aus gummieinstischen oder kautschutierten Gewirken 
Krawatten 

Kragen, Hemdeinsätze, Bluseneinsätze, Jabots, Manschetten und ähnliche Pulzwaien tu; Ober- 
und Unterkleidung für Frauen und Mädchen 
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Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

61.09 

Korsette, Hüftgürtel, Mieder, Büstenhalter, Hosenträger, Strumpfhalter, Strumpfbänder, Socken¬ 
halter und ähnliche Waren, aus Spinnstoffen, auch gewirkt, auch gummielastisch 

61.10 

Handschuhe, Strümpfe, Socken und Söckchen, nicht gewirkt 

ex 61.11 

Anderes konfektioniertes Bekleidungszubehör, z. B. Schweißblätter, Schulterpolster und andere 
Polster für Schneiderarbeiten, Gürtel, Muffe, Schutzärmel, ausgenommen Embleme, Abzeichen 
und Motive 

62.01 

Decken 

ex 62.04 

Planen, Segel, Markisen, Zelte und Zeltlagerausrüstungen: 

— Segel 

— Planen 

— Bodenplanen 

— Hängemattenhüllen 

— Markisen 

— Zelte 

— Schlafsäcke 

ex 94.04 

Sprungrahmen und Bettböden; Matratzen, ausgenommen aus Gummi; Sitzkissen; Kissen aus 
Polyurethan mit Schaum-, Schwamm- oder Zellstruktur; Steppdecken und Deckbetten; Bett- 
ausstattungen 


Spätestens ab 1. Januar 1975 wird diese Frist jedoch 
bei jährlichen Konsultationen zwischen der Kom¬ 
mission und Irland geprüft und, falls möglich, ver¬ 
kürzt, wobei insbesondere die Ergebnisse der Ver¬ 
handlungen zwischen der Gemeinschaft und den 
Hauptlieferländern für die betreffenden Erzeugnisse 
berücksichtigt werden. 

VII. Sozialpolitik 

1. Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 des Rates vom 15. Ok¬ 
tober 1968 

ABI. Nr. L 257/2 vom 19. Oktober 1968; berichtigt 
ABI. Nr. L 295/12 

2. Beschluß Nr. 68/359/EWG des Rates vom 15. Oktober 
1968 

ABI. Nr. L 257/1 vom 19. Oktober 1968 

3. Richtlinie des Rates vom 5. März 1962 

ABI. Nr. 57/1650 vom 9. Juli 1962 

4. Richtlinie Nr. 68/360/EWG des Rates vom 15. Oktober 
1968 

ABI. Nr. L 257/13 vom 19. Oktober 1968 

Irland und das Vereinigte Königreich Großbritannien 
und Nordirland können bis zum 31. Dezember 1977 
die innerstaatlichen Bestimmungen beibehalten, wo¬ 
nach die Einwanderung von Staatsangehörigen der 
anderen Mitgliedstaaten nach Irland und Nordirland 
zur Ausübung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit 
und'oder die Zulassung dieser Staatsangehörigen zu 
einer unselbständigen Erwerbstätigkeit in Irland und 
in Nordirland einer vorherigen Genehmigung bedarf. 

5. Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 
1971 

ABI. Nr. L 149 2 vom 5. Juli 1971 

Irland kann während eines Zeitraums von längstens 
fünf Jahren nach dem Zeitpunkt, von dem ab diese 
Verordnung in Irland anwendbar ist, die Zahlung der 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit und im Rahmen bei¬ 
tragsfreier Systeme, die Leistungen bei Alter, an Wit¬ 


wen, an Waisen und an blinde Personen mit Wohnsitz 
im Hoheitsgebiet Irlands Vorbehalten, sofern die ge¬ 
nannten Leistungen unter Rechtsvorschriften über die 
in Artikel 4 Absatz 1 genannten Zweige der sozialen 
Sicherheit fallen und in diesem Zeitraum für die Staats¬ 
angehörigen der ursprünglichen Mitgliedstaaten und 
der übrigen neuen Mitgliedstaaten sowie für Flücht¬ 
linge und Staatenlose in Irland die gleiche Behandlung 
gewährleistet ist. 

VHI. Technische Handelshemmnisse 

Richtlinie Nr. 71/307/EWG des Rates vom 26. Juli 1971 
ABI. Nr. L 185/16 vom 16. August 1971; berichtigt ABI. 
Nr. L 244/80 

Dänemark und Norwegen wird eine Uberleitungsfrist für 
die Einführung der neuen Bezeichnungen, die den Be¬ 
zeichnungen in Artikel 5 Absatz 1 dieser Richtlinie ent¬ 
sprechen, eingeräumt; diese Frist endet am 31. Dezember 
1974. 

IX. Lebensmittel 

1. Richtlinie des Rates vom 23. Oktober 1962 
ABI. Nr. 115/2645 vom 11. November 1962 

geändert durch: 

Richtlinie Nr. 65/469/EWG des Rates vom 25. Oktober 
1965 

ABI. Nr. 178/2793 vom 26. Oktober 1965 

Richtlinie Nr. 67/653/EWG des Rates vom 24. Oktober 

1967 

ABI. Nr. 263/4 vom 30. Oktober 1967 

Richtlinie Nr. 68/419/EWG des Rates vom 20. Dezember 

1968 

ABI. Nr. L 309/24 vom 24. Dezember 1968 

Richtlinie Nr. 70/358/EWG des Rates vom 13. Juli 1970 
ABi. Nr. L 157/36 vom 18. Juli 1970 

1. Die neuen Mitgliedstaaten können bis zum 31. De¬ 
zember 1977 die zum Zeitpunkt des Beitritts beste¬ 
henden innerstaatlichen Rechtsvorschriften beiba- 
halten, nach denen die Verwendung folgender Stoffe 
zulässig ist: 
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a) der unter Nummer 2 aufgeführten färbenden 
Stoffe in Lebensmitteln; 

b) der folgenden Erzeugnisse zur Verdünnung oder 
Lösung färbender Stoffe: 

Äthylazetat 

Diäthylester 

Glyzerinmonoazetat 

Glyzerindiazetat 

Glyzerintriazetat 

Isopropylalkohol 

Propylglykol (1,2 Propendiol) 

Essigsäure 

Natriumhydroxyd, Ammoniumhydroxyd 

Der Rat kann vor dem 31. Dezember 1977 nach dem 
Verfahren des Artikels 100 des EWG-Vertrags über 


einen Vorschlag entscheiden, der die Aufnahme fol¬ 
gender Stoffe vorsieht: 

a) der in Unterabsatz 1 Buchstabe a genannten 
Stoffe in die Liste des Anhangs I der betreffen¬ 
den Richtlinie, 

b) der in Unterabsatz 1 Buchstabe b genannten 
Stoffe in die Liste des Artikels 6 dieser Richt¬ 
linie. 

Die Aufnahme dieser Stoffe in die Listen des An¬ 
hangs I beziehungsweise des Artikels 6 kann nur 
beschlossen werden, wenn die wissenschaftliche For¬ 
schung ihre Unschädlichkeit für die menschliche Ge¬ 
sundheit nachgewiesen hat und wenn ihre Verwen¬ 
dung wirtschaftlich erforderlich ist. 

2. Bei den färbenden Stoffen für die Färbung in der 
Masse und an der Oberfläche nach Absatz 1 Buch¬ 
stabe a handelt es sich um folgende: 


übliche 



DFG 


Bezeichnung 

Schultz 

C.I. 

Chemische Bezeichnung oder Beschreibung 

Violett, 

805 

(697) 


Mononatriumverbindung der 4— [4 — (N — Aethyl — p 

sauer 6 B 


42.640 


sulfobenzylamino)-phenyl] — [4 (N — Aethyl — p sulfonium- 
benzylamino)-phenyl)-methylen (N,N — dimethyl — A 2,5- 
zyklohexadien — imins) 

Braun FK 



1 

1 

eine Mischung, die hauptsächlich die Dinatriunrverbindung des 
l,3-diamino-4,6-Di-(p-sulfophenylazo) benzens und die Natrium¬ 
verbindung des 2,4-diamino-5-(p-sulfophenylazo) Toluols ent¬ 
hält 

Schokoladen- 




durch Kupplung der diazotierten Naphthionsäure mit einem 

braun FB 




Gemisch aus Morin (C. I. 75.660) und Machurin (C. I. 75.240) 
gewonnenes Erzeugnis 

Schokoladen- 

— 

20.285 


Dinatriumverbindung der 4,4' — )|2,4 — Dihydroxy — 5 — 

braun HT 




(hydroxymethyl) — m — phenylen] bis (AZO)] Di — 1 — 
naphthalensulfonsäure 

Orange G 

39 

(27) 


Dinatriumverbindung der Phenylazo — 1 naphthol — 2 disulfon- 



16.230 


säure — 6,8 

Orange RN 

36 

15.970 


Mononatriumverbindung der Phenylazonaphthol — 2 disulfon- 

(Croceinorange) 




säure — 6,8 

Rot 2 G 

40 

18.050 


Dinatriumverbindung der Azetamido — 5 hydroxy — 4 (phe¬ 
nylazo) — 3 naphthalen — 2,7 disulfonsäure 

Brilliantblau 

770 

(671) 


Dinatriumverbindung des 4 — [4 — (N — Aethyl — p — sulfoben- 

FCF 


42.090 


zylamino)-phenyl) — (2 — sulfoniumphenyl) — melhylen — 
(1 (N-aethyl-N-p-sulfobenzyl) — A 2,5 —] — zyklohexadienimin 

Gelb 2 G 


18.965 


Dinatriumverbindung des 1 — (2,5 — Dichlor — 4 — sulfo- 
phenyl) — 5 — hydroxy — 3 — methyl — 4 — p — sulfo- 
phenylazopyrazol 

Titanbioxyd 

1.418 

(1.264) 



(E 171) 


77.891 



Eisenoxyde 

1.428 

77.489 



und -hydroxyde 

1.429 

77.491 



(E 172) 

1.470 

77.492 

77.499 



Ultraminblau 

1.435 

(1.290) 

77.007 


Verbindung von Aluminium, Natrium, Kieselerde und Schwefel 

Alkanna, 

1.382 

(1.240) 

140 

Auszug aus der Wurzel von Alcanna tinctoria 

Alkannin 


75.520 

75.530 



Echtrot E 

210 

(182) 


Dinatriumverbindung der (Sulfo — 4 naphthylazo-1) — 1 naph- 



16.045 


thol-2-sulfonsäure — 6 
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3. Die neuen Mitgliedstaaten können bis zum 31. De¬ 
zember 1975 die zum Zeitpunkt des Beitritts beste¬ 
henden innerstaatlichen Rechtsvorschriften beibe¬ 
halten, nach denen es verboten ist, Lebensmitteln 
folgende färbende Stoffe zuzusetzen: 

E 103 Chrysoin S 
E 105 Echtgelb 
E 111 Orange GGN 
E 120 Cochenille 
E 121 Orseille, Orcein 
E 125 Scharlach GN 
E 126 Ponceau 6R 

Nach Ablauf dieser Frist ist die Verwendung dieser 
Stoffe nach Maßgabe der Richtlinie zulässig, es sei 
denn, daß nach dem Verfahren des Artikels 100 des 
EWG-Vertrags ein Beschluß gefaßt worden ist, um 
der wissenschaftlichen und technischen Entwicklung 
Rechnung zu tragen und diese Stoffe von Anhang I 
der Richtlinie auszuschließen. 

4. Unbeschadet der vorgenannten Bestimmungen fin¬ 
den die gemäß dieser Richtlinie geänderten Rechts¬ 
vorschriften der neuen Mitgliedstaaten auf die in 
diesen Mitgliedstaaten an den Handel gelieferten 
Erzeugnisse spätestens am 1. Juli 1974 Anwendung. 

2. Richtlinie Nr. 64/54/EWG des Rates vom 5. November 

1963 

ABI. Nr. 12/161 vom 27. Januar 1964: berichtigt ABI. 

S. 808/65 

geändert durch: 

Richtlinie Nr. 67/427/EWG des Rates vom 27. Juni 1967 
ABI. Nr 148/1 vom 11. Juli 1967 

Richtlinie Nr. 68/420/EWG des Rates vom 20. Dezember 

1968 

ABI. Nr. L 309/25 vom 24. Dezember 1968 

Richtlinie Nr. 70/359/EWG des Rates vom 13. Juli 1970 
ABI. Nr. L 157/38 vom 18. Juli 1970 

Richtlinie Nr. 71/160/EWG des Rates vom 30. März 1971 
ABI. Nr. L 87/12 vom 17. April 1971 

1. Die neuen Mitgliedstaaten können bis zum 31. De¬ 
zember 1977 die zum Zeitpunkt des Beitritts beste¬ 
henden innerstaatlichen Rechtsvorschriften für die 
Verwendung folgender Stoffe in Lebensmitteln bei¬ 
behalten: 

Ameisensäure 

Kaliumnitrit 


Kaliumpropionat (Kaliumverbindung der 
Propionsäure) 

p-Hydroxybenzoesäure-n-methylester-Natriu m- 
verbindung 

und wäßrige Rauchlösung 

Der Rat kann vor dem 31. Dezember 1977 nach dem 
Verfahren des Artikels 100 des EWG-Vertrags über 
einen Vorschlag entsdieiden, der die Aufnahme der 
vorgenannten Stoffe in Artikel 3 der genannten 
Richtlinie vorsieht. 

Die Aufnahme dieser Stoffe kann nur beschlossen 
werden, wenn die wissenschaftliche Forschung ihre 
Unschädlichkeit für die menschliche Gesundheit 
nachgewiesen hat und wenn ihre Verwendung wirt¬ 
schaftlich erfordeilich ist. 

2. Unbeschadet der vorgenannten Bestimmungen fin¬ 
den die gemäß dieser Richtlinie geänderten Rechts¬ 
vorschriften der neuen Mitgliedstaaten auf die in 
diesen Mitgliedstaaten an den Handel gelieferten 
Erzeugnisse spätestens am 1. Juli 1974 Anwen¬ 
dung. 

3. Richtlinie Nr. 70/357/EWG des Rates vom 13. Juli 1970 
ABI. Nr. L 157/31 vom 18. Juli 1970 

1. Die neuen Mitgliedstaaten können bis zum 31. De¬ 
zember 1977 die zum Zeitpunkt des Beitritts beste¬ 
henden innerstaatlichen Rechtsvorschriften für die 
Verwendung von Äthoxyquin, Natriumpyrophos- 
phorsäure, Tetranatriumpyrophosphat, Kaliumpyro- 
phosphat, Kalziumpyrophosphat, Natriumtripoly- 
phosphat, Kaliumpolymetaphosphat, Natriummeta¬ 
phosphat und Propylgallat in Lebensmitteln beibe¬ 
halten. 

Der Rat kann vor dem 31. Dezember 1977 nach dem 
Verfahien des Artikels 100 des EWG-Vertrags über 
einen Vorschlag entscheiden, der die Aufnahme der 
in Unterabsatz 1 genannten Stoffe in die Liste des 
Anhangs der betreffenden Richtlinie vorsieht. 

Die Aufnahme dieser Stoffe in die Liste des An¬ 
hangs kann nur beschlossen werden, wenn die wis¬ 
senschaftliche Forschung ihre Unschädlichkeit für 
die menschliche Gesundheit nachgewiesen hat und 
wenn ihre Verwendung wirtschaftlich erforderlich 
ist. 

2. Unbeschadet der vorgenannten Bestimmungen fin¬ 
den die gemäß dieser Richtlinie geänderten Rechts¬ 
vorschriften der neuen Mitgliedstaaten auf die in 
diesen Mitgliedstaaten an den Handel gelieferten 
Erzeugnisse spätestens am 1. Juli 1974 Anwendung. 
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Anhang VIII 

Liste 

zu Artikel 148 Absatz 1 der Beitrittsakte 


1. Ausschuß des Europäischen Sozialfonds 

genannt in Artikel 124 des EWG-Vertrags 

2. Beratender Ausschuß für die Freizügigkeit der Arbeit¬ 
nehmer 

eingesetzt durch die Verordnung Nr. 15 vom 16. August 
1961 

ABI. Nr. 57/1073 vom 26. August 1961 
geändert durch: 

— Verordnung Nr. 38/64 EWG des Rates vom 25. März 
1964 

ABI. Nr. 62/965 vom 17. April 1964 

— Verordnung Nr. 1612'68/EWG des Rates vom 15. 
Oktober 1968 

ABI. Nr. L 257/2 vom 19. Oktober 1968 


3. Beratender Ausschuß für die Berufsausbildung 

eingesetzt durch den Beschluß Nr. 63/266/EWG des 
Rates vom 2. April 1963 
ABI. Nr. 63/1338 vom 20. April 1963 

4. Beratender Ausschuß für die soziale Sicherheit der 
Wanderarbeitnehmer 

eingesetzt durch die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
des Rates vom 14 Juni 1971 
ABI. Nr. L 149/2 vom 5. Juli 1971 

5. Beirat der Versorgungsagentur 

eingesetzt durch die Satzung der Agentur vom 6. No¬ 
vember 1958 

AB!. Nr. 27/534 vom 6. Dezember 1958 


Anhang IX 

Liste 

zu Artikel 148 Absatz 2 der Beitrittsakte 


1. Paritätischer beratender Ausschuß für die sozialen 
Probleme der landwirtschaftlichen Arbeitnehmer 

eingesetzt durch den Beschluß Nr. 63/326/EWG der 
Kommission vom 17. Mai 1963 
ABI. Nr. 80/1534 vom 29. Mai 1963 

2. Paritätischer beratender Ausschuß für die sozialen 
Probleme in der Seefischerei 

eingesetzt durch den Beschluß Nr. 68/252/EWG der 
Kommission vom 7. Juni 1968 

ABI. Nr. L 132/9 vom 14. Juni 1968 

3. Verkehrsausschuß 

eingesetzt durdi den Beschluß des Rates vom 15. Sep¬ 
tember 1958 

ABI. Nr. 25/509 vom 27. November 1958 
geändert durch: 

— Beschluß des Rates vom 22. Juni 1964 
ABI. Nr 102/1602 vom 29. Juni 1964 

4. Paritätischer beratender Ausschuß für die sozialen 
Probleme im Straßenverkehr 

eingesetzt durch den Beschluß Nr. 65'362/EWG vom 

5. Juli 1965 

ABI. Nr. 130/2184 vom 16. Juli 1965 

5. Paritätischer beratender Ausschuß für die sozialen 
Probleme in der Binnenschiffahrt 

eingesetzt durch den Beschluß Nr. 67/745/EWG der 
Kommission vom 28. November 1967 
ABI. Nr. 297/13 vom 7. Dezember 1967 

6. Beratender Ausschuß für die sozialen Probleme im 
Eisenbahnverkehr (Dreierausschuß) 


eingesetzt durch den Beschluß Nr. 71/122/EWG der 
Kommission vom 19. Februar 1971 
ABI. Nr. L 57/22 vom 10. März 1971 

7 Schiedsausschuß 

vorgesehen in Artikel 18 des EAG-Vertrags 

8. Beratender Ausschuß für Milch und Milcherzeugnisse 

eingesetzt durdi den Beschluß Nr. 64/435/EWG der 
Kommission vom 20. Juli 1964 
ABI. Nr 122/2049 vom 29. Juli 1964 

geändert durch: 

— Beschluß Nr. 70/290/EWG der Kommission vom 
15. Mai 1970 

ABI. Nr. L 121 24 vom 4. Juni 1970 

9. Beratender Ausschuß für Schweinefleisch 

eingesetzt durch den Beschluß vom 18. Juli 1962 
ABI. Nr. 72/2028 vom 8. August 1962 

geändert durch: 

— Beschluß Nr. 70/283/EWG der Kommission vom 
15. Mai 1970 

ABI. Nr. L 121/11 vom 4. Juni 1970 

10. Beratender Ausschuß für Rindfleisch 

eingesetzt durch den Beschluß Nr. 64/434/EWG der 
Kommission vom 20. Juli 1964 

ABI. Nr. 1227047 vom 29. Juli 1964 

geändert durdi: 

— Besdiluß Nr. 70/288/EWG der Kommission vom 
15. Mai 1970 

ABI. Nr. L 121/20 vom 4. Juni 1970 
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11. Beratender AussdiuB für Geflügelfleisch und Eier 

eingesetzt durch den Beschluß vom 18. Juli 1962 
ABI. Nr. 72-2030 vom 8, August 1962 

geändert durch: 

— Beschluß Nr. 70'291/EWG der Kommission vom 
15. Mai 1970 

ABI. Nr. L 121/26 vom 4. Juni 1970 

12. Beratender Ausschuß für Getreide 

eingesetzt durch den Beschluß vom 18. Juli 1962 
ABI. Ni. 72/2026 vom 8. August 1962 

geändert durch: 

— Beschluß Nr. 70/286/EWG der Kommission vom 
15. Mai 1970 

ABI. Nr. L 121/16 vom 4. Juni 1970 

13. Fachgruppe „Reis" des Beratenden Ausschusses für 
Getreide 

eingesetzt durch den Beschluß Nr. 64'436'EWG der 
Kommission vom 20. Juli 1964 
ABI. Nt 122/2051 vom 29. Juli 1964 

geändert durch: 

— Beschluß Nr, 70/285/EWG der Kommission vom 
15. Mai 1970 

ABI. Nr. L 121/14 vom 4. Juni 1970 

14. Beratender Ausschuß für Fette 

eingesetzt durch den Beschluß Nr. 67/388/EWG der 
Kommission vom 9. Juni 1967 

ABI. Nr. 119/2343 vom 20. Juni 1967 

ersetzt durch: 

— Beschluß Nr. 71/90/EWG der Kommission vom 
1. Februar 1971 

ABI. Nr. L 43/42 vom 22. Februar 1971 

15. Beratender Ausschuß für Zucker 

eingesetzt durch den Beschluß Nr. 69/146/EWG der 
Kommission vom 29 April 1969 
ABI. Nr. L 122/2 vom 22. Mai 1969 

16. Beratender Ausschuß für Obst und Gemüse 

eingesetzt durch den Beschluß vom 18. Juli 1962 
ABI. Nr. 72/2032 vom 8. August 1962 

geändert durch: 

— Beschluß Nr. 70/287/EWG der Kommission vom 
15. Mai 1970 

ABI. Nr. L 121/18 vom 4. Juni 1970 

17. Beratender Ausschuß für Wein 

eingesetzt durch den Beschluß vom 18. Juli 1962 
ABI. Nr. 72/2034 vom 8. August 1962 


geändert durch: 

— Beschluß Nr. 70/292/EWG der Kommission vom 
15. Mai 1970 

ABI. Nr. L 121/28 vom 4. Juni 1970 

18. Beratender Ausschuß für lebende Pflanzen und Waren 
des Blumenhandels 

eingesetzt durch den Beschluß Nr. 69/84/EWG der 
Kommission vom 25. Februar 1969 
ABI. Nr. L 68/8 vom 19. März 1969 

geändert durch: 

— Beschluß Nr. 70/289/EWG der Kommission vom 
15. Mai 1970 

ABI. Nr. L 121/22 vom 4. Juni 1970 

19. Beratender Ausschuß für die Fischereiwirtschaft 

eingesetzt duich den Beschluß Nr. 71/128/EWG der 
Kommission vom 25. Februar 1971 
ABI Nr. L 68/18 vom 22 März 1971 

20. Beratender Ausschuß für Rohtabak 

eingesetzt durch den Beschluß Nr. 71/31/EWG der 
Kommission vom 22. Dezember 1970 
ABI. Nr. L 14/8 vom 18. Januar 1971 

21. Beratender Ausschuß für Lein und Hanf 

eingesetzt durch den Beschluß Nr. 71/32/EWG der 
Kommission vom 22. Dezember 1970 
ABI. Ni. L 14/11 vom 18. Januar 1971 

22. Beratender Ausschuß für Fragen der landwirtschaft¬ 
lichen Strukturpolitik 

eingesetzt durch den Beschluß Nr. 64/488/EWG der 
Kommission vom 29. Juli 1964 
ABI. Nr. 134/2256 vom 20. August 1964; berichtigt 
ABI. S. 244/65 

geändert durch: 

— Beschluß Nr. 65/371/EWG der Kommission vom 
8. Juli 1965 

ABI. Nr. 132/2209 vom 20. Juli 1965 

— Beschluß Nr. 71/79/EWG der Kommission vom 
26. Januar 1971 

ABI. Nr. L 32/15 vom 9. Februar 1971 

23. Beratender Ausschuß für die sozialen Probleme der 
landwirtschaftlichen Betriebsleiter 

eingesetzt durch den Beschluß Nr. 64/18/EWG der 
Kommission vom 19. Dezember 1963 
ABI. Nr. 2/25 vom 10. Januar 1964; berichtigt ABI. 
S.1176/64 

geändert durch: 

— Beschluß Nr. 70/284/EWG der Kommission vom 
15. Mai 1970 

ABI. Nr. L 121/13 vom 4. Juni 1970 
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Anhang X 

Liste 

zu Artikel 150 der Beitrittsakte 


I. Verkehr 

1. Verordnung Nr. 11 des Rates vom 27. Juni 1960 

ABI. Nr. 52/1121 vom 16. August 1960 

Irland: 1. Oktober 1973 

Norwegen: 1, April 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Oktober 1973 

2. Verordnung Nr. 141 des Rates vom 26. November 1962 

ABI. Nr. 124/2751 vom 28. November 1962 

Norwegen: 1. April 1973 

3. Verordnung Nr. 117/66/EWG des Rates vom 28. Juli 
1966 

ABI. Nr. 147/2688 vom 9. August 1966 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1 April 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

4. Verordnung (EWG) Nr. 1016/68 der Kommission vom 
9. Juli 1968 

ABI. Nr. L 173/8 vom 22. Juli 1968 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. April 1973 

Vereinigtes Königreidi: 1. Juli 1973 

5. Verordnung (EWG) Nr. 543/69 des Rates vom 25. März 

1969 

ABI. Nr. L 77/49 vom 29. März 1969 

Irland: 1. April 1973 

Norwegen: 1. April 1973 

Vereinigtes Königreidi: 1. April 1973 

6. Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 des Rates vom 26. 
Juni 1969 

ABI. Ni. L 156/1 vom 28. Juni 1969 

Irland: 1. Januar 1974 

Norwegen: 1. April 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Januar 1974 

7. Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 des Rates vom 26. 
Juni 1969 

ABI. Nr. L 156/8 vom 28. Juni 1969 

Irland: 1. Oktober 1973 

Norwegen: 1. April 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Oktober 1973 

8. Verordnung (EWG) Nr. 1107/70 des Rates vom 4 Juni 

1970 

ABI. Nr. L 130/1 vom 15. Juni 1970 
Norwegen: 1. April 1973 

9. Verordnung (EWG) Nr. 1108/70 des Rates vom 4. Juni 
1970 

ABI. Nr. L 130/4 vom 15. Juni 1970 

Dänemark: 1. Januar 1974 

Irland: 1. Januar 1974 

Norwegen: 1. April 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Januar 1974 

10. Verordnung (EWG) Nr. 1463/70 des Rates vom 20. Juli 
1970 

ABI. Nr. L 164/1 vom 27. Juli 1970 

1. April 1973 


11. Verordnung (EWG) Nr. 2598/70 der Kommission vom 
18. Dezember 1970 

ABI Nr. L 278/1 vom 23. Dezember 1970 

Dänemark: 1. Januar 1974 

Irland: 1. Januar 1974 

Norwegen: 1. April 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Januar 1974 

12. Verordnung (EWG) Nr. 281/71 der Kommission vom 
9. Februar 1971 

ABI Nr L 33/11 vom 10. Februar 1971 

Dänemark: 1. Januar 1974 

Norwegen. 1. April 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Januar 1974 

II. Handelspolitik 

1. Verordnung (EWG) Nr. 459/68 des Rates vom 5. April 
1968 

ABI. Nr. L 93/1 vom 17. April 1968 
Norwegen: 1. April 1973 

2. Verordnung (EWG) Nr. 2603/69 des Rates vom 20. De¬ 
zember 1969 

ABI. Nr. L 324/25 vom 27. Dezember 1969 
Norwegen: 1. April 1973 

3. Verordnung (EWG) Nr. 109/70 des Rates vom 19. De¬ 
zember 1969 

ABI. Nr L 19/1 vom 26. Januar 1970 
geändert durch: 

— Verordnung (EWG) Nr. 1492/70 des Rates vom 
20. Juli 1970 

ABI. Nr. L 166/1 vom 29. Juli 1970 

— Verordnung (EWG) Nr. 217270 des Rates vom 
27. Oktober 1970 

ABI. Nr. L 239/1 vom 30. Oktober 1970; berichtigt 
ABI. Nr. L 248/38 und Nr. L 17/12/71 

— Verordnung (EWG) Nr. 2567/70 des Rates vom 
14. Dezember 1970 

ABI. Nr. L 276/1 vom 21. Dezember 1970 

— Verordnung (EWG) Nr. 532/71 des Rates vom 
8. März 1971 

ABI. Nr L 60/1 vom 13. März 1971 

— Verordnung (EWG) Nr. 725/71 des Rates vom 
30 März 1971 

ABI. Nr. L 80/4 vom 5. April 1971 

— Verordnung (EWG) Nr. 1073 71 des Rates vom 
25. Mai 1971 

ABI. Nr. L 119/1 vom 1 Juni 1971 

— Verordnung (EWG) Nr. 107471 des Rates vom 
25. Mai 1971 

ABI. Nr L 119/35 vom 1. Juni 1971 

— Verordnung (EWG) Nr. 2385/71 des Rates vom 
8. November 1971 

ABI. Nr. L 249/3 vom 10. November 1971 

— Verordnung (EWG) Nr. 2386/71 des Rates vom 
8. November 1971 

ABI. Nr. L 249/12 vom 10. November 1971 

— Verordnung (EWG) Nr. 2406 71 des Rates vom 
9 November 1971 

ABI. Nr L 250/1 vom 11. November 1971 


Norwegen: 
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— Verordnung (EWG) Nr. 2407/71 des Rates vom 

9. November 1971 

AB!. Nr. L 250/7 vom 11. November 1971; berichtigt 
ABI. Nr. L 264/54 

Norwegen: 1. April 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. April 1973 

4. Verordnung (EWG) Nr. 1025/70 des Rates vom 25. Mai 
1970 

ABI. Nr. L 124/6 vom 8. Juni 1970 
geändert durch: 

— Verordnung (EWG) Nr. 1984/70 des Rates vom 

29. September 1970 

ABI. Nr. L 218/1 vom 3. Oktober 1970 

— Verordnung (EWG) Nr. 724/71 des Rates vom 

30. März 1971 

ABI. Nr. L 80/3 vom 5. April 1971 

— Verordnung (EWG) Nr. 1080/71 des Rates vom 
25. Mai 1971 

ABI. Nr. L 116/8 vom 28. Mai 1971 

— Verordnung (EWG) Nr. 1429/71 des Rates vom 

2. Juli 1971 

ABI. Nr. L 151/8 vom 7. Juli 1971 

— Verordnung (EWG) Nr. 2384/71 des Rates vom 
8. November 1971 

ABI. Nr. L 249/1 vom 10. November 1971 

Norwegen: 1. April 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. April 1973 

5. Verordnung (EWG) Nr. 1023/70 des Rates vom 25. Mai 
1970 

ABI. Nr. L 124/1 vom 8. Juni 1970 

Norwegen: 1. April 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. April 1973 

6. Verordnung (EWG) Nr. 1471/70 des Rates vom 20. Juli 
1970 

ABI. Nr. L 164/41 vom 27. Juli 1970 
Norwegen: 1. April 1973 

7. Beschluß vom 6. März 1953 der im Rat vereinigten 
Vertreter der Regierungen über das Ausfuhrverbot 
für Schrott 

Nicht veröffentlicht 

Norwegen: 1. April 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. April 1973 

8. Beschluß vom 8. Oktober 1957 des Koordinierungs¬ 
ausschusses des Ministerrates über die Regelung für 
die Ausfuhr von wiederverwendbaren Erzeugnissen 

Nicht veröffentlicht 

Norwegen: 1. April 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. April 1973 

9. Beschluß vom 18. Dezember 1958 des Koordinierungs¬ 
ausschusses des Ministerrates über die Regelung für 
die Ausfuhr von Schrott von legiertem Stahl 

Nicht veröffentlicht 

in Verbindung mit dem 

10. Beschluß vom 19. Dezember 1962 der im Rat ver¬ 
einigten Vertreter der Regierungen über die Gleich¬ 
stellung von Schrott von legiertem Stahl mit Bündeln 
von Abfall von legiertem Stahl der Tarifnummer 
73.15 B 1 b 1 aa 
Nicht veröffentlicht 

Norwegen: 1, April 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. April 1973 


11. Beschluß vom 2. März 1959 der im Rat vereinigten 
Vertreter der Regierungen über die Ausfuhr von 
Abwrackschrott 

Nicht veröffentlicht 

geändert durch: 

— Beschluß vom 15. Januar 1962 des Koordinierungs¬ 
ausschusses des Ministerrates 
Nicht veröffentlicht 

Norwegen: 1. April 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. April 1973 

12. Beschluß vom 7. Oktober 1959 des Koordinierungs¬ 
ausschusses des Ministerrates betreffend die gemein¬ 
same Liste der Erzeugnisse, auf die der Beschluß vom 
8, Oktober 1957 der im Rat vereinigten Vertreter der 
Regierungen über die Regelung für die Ausfuhr von 
wiederverwendbaren Erzeugnissen anwendbar ist 

Nicht veröffentlicht 

Norwegen: 1. April 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. April 1973 

13. Beschluß vom 26. Oktober 1961 der im Rat vereinig¬ 
ten Vertreter der Regierungen über die vom 1. Januar 
1962 an anwendbare Regelung auf dem Gebiet der 
Ausfuhr von gebrauchten Schienen 

Nicht veröffentlicht 

Norwegen: 1. April 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. April 1973 

III. Sozialpolitik 

1. Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 
1971 

ABI. Nr. L 149/2 vom 5. Juli 1971 

Dänemark: 1. April 1973 

Irland: 1. April 1973 

Norwegen: 1. April 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. April 1973 


IV. Euratom 

1. Beschluß des Rates vom 9. September 1961 über die 
Gewährung von Vorteilen an das gemeinsame Unter¬ 
nehmen „Societe d'energie nucleaire franco-belge des 
Ardennes (SENA)" und über die Mitteilung von Kennt¬ 
nissen durch dieses Unternehmen 

Nicht veröffentlicht 

Vereinigtes Königreich: 1. April 1973 

2. Beschluß des Rates vom 18. Juni 1963 über die Ge¬ 
währung von Vorteilen an das gemeinsame Unter¬ 
nehmen „Kernkraftwerk RWE-Bayernwerk GmbH 
(KRB)" und über die Mitteilung von Kenntnissen durch 
dieses Unternehmen 

Nicht veröffentlicht 

Vereinigtes Königreich: 1. April 1973 

3. Beschluß des Rates vom 12. Dezember 1964 über die 
Gewährung von Vorteilen an das gemeinsame Unter¬ 
nehmen „Kernkraftwerk Lingen GmbH" 

Nicht veröffentlicht 

Vereinigtes Königreich: 1. April 1973 

4. Beschluß des Rates vom 28. Juli 1966 über die Gewäh¬ 
rung von Vorteilen an das gemeinsame Unternehmen 
„Kernkraftwerk Obrigheim GmbH“ 

Nicht veröffentlicht 

Vereinigtes Königreich: 1. April 1973 
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Anhang XI 

Liste 

zu Artikel 152 der Beitrittsakte 


I. Zollrecht 

1 Richtlinie Nr. 68/312/EWG des Rates vom 30. Juli 1968 
ABI. Nr. L 194/13 vom 6. August 1968 

Norwegen: 1. Juli 1973 

2. Richtlinie Nr. 69/73/EWG des Rates vom 4. März 1969 

ABI. Nr. L 58/1 vom 8. März 1969 

Norwegen: 1. Juli 1973 

3. Richtlinie Nr. 69/74/EWG des Rates vom 4. März 1969 

ABI. Nr. L 58/7 vom 8. März 1969 

Norwegen: 1. Juli 1973 

4. Richtlinie Nr. 69/75/EWG des Rates vom 4. März 1969 

ABI. Nr. L 58/11 vom 8. März 1969 

Norwegen: 1. Juli 1973 

5. Richtlinie Nr. 69/76/EWG des Rates vom 4. März 1969 

ABI. Nr. L 58/14 vom 8. März 1969 

Norwegen. 1. Juli 1973 


II. Landwirtschaft 

A. Futtermittelredit 

1. Richtlinie Nr. 70/373/EWG des Rates vom 20. Juli 1970 

ABI. Nr. L 170/2 vom 3. August 1970 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königieidi: 1. Juli 1973 

2. Richtlinie Nr. 70/524/EWG des Rates vom 23 Novem¬ 

ber 1970 

ABI. Nr. L 270/1 vom 14. Dezember 1970 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

3. Richtlinie Nr. 71/250/EWG der Kommission vom 15. 
Juni 1971 

ABI. Nr. L 155/13 vom 12. Juli 1971 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

B. Saatgut- und Pflanzgutrecht 

1 Richtlinie Nr. 66/400/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 
ABI. Nr. 125/2290 vom 11. Juli 1966 

geändert durdi: 

— Richtlinie Nr. 69'61/EWG des Rates vom 18. Februar 
1969 

ABI. Nr. L 48/4 vom 26. Februar 1969 

— Richtlinie Nr. 71/162'EWG des Rates vom 30. März 
1971 

ABI. Ni. L 87/24 vom 17. April 1971 

Dänemark: 1. Juli 1973 

’rland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 


2. Richtlinie Nr. 66/401/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 

ABI. Nr. 125/2298 vom 11. Juli 1966 

geändert durch: 

— Richtlinie Nr. 69/63'EWG des Rates vom 18. Februar 
1969 

ABI. Nr. L 48/8 vom 26. Februar 1969 

— Richtlinie Nr. 71/162/EWG des Rates vom 30 März 
1971 

ABI. Nr. L 87/24 vom 17. April 1971 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

3. Richtlinie Nr. 66/402/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 

ABI. Nr. 125/2309 vom il. Juli 1966 

geändert durch: 

— Richtlinie Nr. 69/60/EWG des Rates vom 18. Februar 
1969 

ABI. Nr. L 48/1 vom 26. Februar 1969 

— Richtlinie Nr. 71'162/EWG des Rates vom 30. März 
1971 

ABI. Nr. L 87/24 vom 17. April 1971 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

4. Richtlinie Nr. 66/403/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 

ABI. Nt. 125/2320 vom 11. Juli 1966 

geändert durch: 

— Richtlinie Nr. 69/62/EWG des Rates vom 18. Februar 
1969 

ABI. Nr. L 48/7 vom 26. Februar 1969 

— Richtlinie Nr. 71/162/EWG des Rates vom 30. März 
1971 

ABI. Nr. L 87/24 vom 17. April 1971 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Irland’ 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

5. Richtlinie Nr. 68/193/EWG des Rates vom 9. April 1968 

ABI. Nr. L 93/15 vom 17. April 1968 

geändert durch: 

— Richtlinie Nr. 71/140/EWG des Rates vom 22. März 
1971 

ABI. Nr. L 71/16 vom 25. März 1971 
Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

6. Richtlinie Nr. 69/208/EWG des Rates vom 30. Juni 1969 

ABI. Nr. L 169/3 vom 10. Juli 1969 

geändert durdi: 

— Richtlinie Nr. 71/1G2/EWG des Rates vom 30. März 
1971 

ABI. Nr. L 87/24 vom 17. April 1971 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreidi: 1. Juli 1973 
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7. Richtlinie Nr. 70/4S7/EWG des Rates vom 29. Septem¬ 
ber 1970 

ABI. Nr. L 225 1 vom 12. Oktober 1970 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1 Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

8. Richtlinie Nr. 70/458/EWG des Rates vom 29. Septem¬ 
ber 1970 

ABI. Nr L 2257 vom 12. Oktober 1970 
geändert durch: 

— Richtlinie Nr. 71/162/EWG des Rates vom 30. März 
1971 

ABI. Nr. L 87 24 vom 17. April 1971 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

C. Veterinärrecht 

1. Richtlinie Nr. 64/432/EWG des Rates vom 26. Juni 1964 

ABI. Nr. 121/1977 vom 29. Juli 1964 

geändert durch: 

— Richtlinie Nr. 66/600/EWG des Rates vom 25. Okto¬ 
ber 1966 

ABI. Nr. 192/3294 vom 27. Oktober 1966 

— Richtlinie Nr. 70/360/EWG des Rates vom 13. Juli 

1970 

ABI. Nr L 157/40 vom 18. Juli 1970 

— Richtlinie Nr. 71/285/EWG des Rates vom 19. Juli 

1971 

ABI. Nr. L 179/1 vom 9. August 1971 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

2. Richtlinie Nr. 64/433/EWG des Rates vom 26. Juni 1964 

ABI. Nr. 121/2012 vom 29. Juli 1964 

geändert durch: 

— Richtlinie Nr. 66/601/EWG des Rates vom 25. Okto¬ 
ber 1966 

ABI. Nr. 192/3302 vom 27. Oktober 1966 

— Richtlinie Nr. 69/349/EWG des Rates vom 6. Okto¬ 
ber 1969 

ABI. Nr. L 256 5 vom 11. Oktober 1969 

— Richtlinie Nr. 70/486/EWG des Rates vom 27. Okto¬ 
ber 1970 

ABI. Nr. L 239/42 vom 30. Oktober 1970: berichtigt 
ABI. Nr. L 245/35 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigte Königreich: 1. Juli 1973 

3. Richtlinie Nr. 65/276/EWG des Rates vom 13. Mai 1965 

ABI. Nr. 93 1607 vom 29. Mai 1965 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

4. Richtlinie Nr. 65/277/EWG der Kommission vom 13. 
Mai 1965 

ABI. Nr. 93 1610 vom 29. Mai 1965 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

5. Richtlinie Nr. 71/118/EWG des Rates vom 15. Februar 
1971 

ABI. Ni. L 55'23 vom 8. März 1971 


Dänemark: 1. Juli 1973 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreidi: 1. Juli 1973 

D. Pflanzenschutzrecht 

1. Richtlinie Nr. 69/464/EWG des Rates vom 8. Dezember 

1969 

ABI. Nr L 323/1 vom 24. Dezember 1969 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

2. Richtlinie Nr. 69/465/EWG des Rates vom 8. Dezember 
1969 

ABI. Ni. L 323 3 vom 24. Dezember 1969 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

3. Richtlinie Nr. 69/466/EWG des Rates vom 8. Dezember 
1969 

ABI. Nr. L 323/5 vom 24. Dezember 1969 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1 Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

E. Forstrecht 

1. Richtlinie Nr. 66/404/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 

ABI. Nr. 125/2326 vom 11. Juli 1966 

geändert durch: 

— Richtlinie Nr 69/64/EWG des Rates vom 18 Februar 
1969 

ABI. Nr. L 48/12 vom 26. Februar 1969 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

2. Richtlinie Nr. 68/89/EWG des Rates vom 23. Januar 
1968 

ABI. Ni L 32/12 vom 6. Februar 1968 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1 Juli 1973 

3. Richtlinie Nr. 71/161/EWG des Rates vom 30. März 1971 

ABI. Nr. L 87'14 vom 17. April 1971 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

F. Strukturerhebungen 

Richtlinie Nr. 68/161/EWG des Rates vom 27. März 1968 
ABI. Nr. L 76/13 vom 28. März 1968 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

III. Niederlassungsrecht, 
freier Dienstleistungsverkehr 

1. Richtlinie Nr. 63/261/EWG des Rates vom 2. April 1963 

ABI. Nr. 62/1323 vom 20. April 1963 

Dänemark: 1. Januar 1978 

2. Richtlinie Nr. 63/262/EWG des Rates vom 2 April 1963 

ABI. Nr. 62/1326 vom 20. April 1963 


Dänemark: 


1. Januar 1978 
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3. Richtlinie Nr. 64/220/EWG des Rates vom 25. Februar 
1964 

ABI. Nr. 56/845 vom 4. April 1964 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

4. Richtlinie Nr. 64/221/EWG des Rates vom 25. Februar 
1964 

ABI. Nr. 56/850 vom 4. April 1964 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

5. Richtlinie Nr. 64/222/EWG des Rates vom 25. Februar 
1964 

ABI. Nr. 56/857 vom 4. April 1964 

Norwegen: 1. Januar 1976 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

6. Richtlinie Nr. 64/223/EWG des Rates vom 25. Februar 
1964 

ABI. Nr. 56/863 vom 4. April 1964 
Norwegen: 1. Januar 1976 

7. Richtlinie Nr. 64/224/EWG des Rates vom 25. Februar 
1964 

ABI. Nr. 56/869 vom 4. April 1964 
Norwegen: 1. Januar 1976 

8. Richtlinie Nr. 64/427/EWG des Rates vom 7. Juli 1964 

ABI. Nr. 117/1863 vom 23. Juli 1964 

Norwegen: 1. Januar 1976 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

9. Richtlinie Nr- 64/428/EWG des Rates vom 7. Juli 19G4 

ABI. Nr. 117/1871 vom 23. Juli 1964 

Norwegen: 1. Januar 1976 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

10. Richtlinie Nr. 64/429/EWG des Rates vom 7. Juli 1964 

ABI Nr. 117/1880 vom 23. Juli 1964 

Norwegen: 1. Januar 1976 

11. Richtlinie Nr. 65/264/EWG des Rates vom 13. Mai 1965 

ABI. Nr. 85/1437 vom 19. Mai 1965 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königieich: 1. Juli 1973 

12. Richtlinie Nr. 67/530/EWG des Rates vom 25. Juli 1967 

ABI. Ni 190/1 vom 10. August 1967 

Dänemark: 1. Januar 1978 

13. Richtlinie Nr. 67/531/EWG des Rates vom 25. Juli 1967 

ABI. Nr. 190/3 vom 10. August 1967 

Dänemark: 1. Januar 1978 

14. Richtlinie Nr. 67/654/EWG des Rates vom 24. Oktober 
1967 

ABI. Nr. 263/6 vom 30. Oktober 1967 
Dänemark: 1. Januar 1978 

15. Richtlinie Nr. 68/151/EWG des Rates vom 9. März 1968 

ABI Nr. L 65/8 vom 14. März 1968 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 


16. Richtlinie Nr. 68/363/EWG des Rates vom 15. Oktober 

1968 

ABI. Nr. L 260/1 vom 22. Oktober 1968; berichtigt 
ABI. Nr. L 297/15 

Norwegen: 1. Januar 1976 

17. Richtlinie Nr. 68/364/EWG des Rates vom 15. Oktober 

1968 

ABI. Nr. L 260/6 vom 22. Oktober 1968 

Norwegen: 1. Januar 1976 

Vereinigtes Königieich: 1. Juli 1973 

18. Richtlinie Nr. 68/365/EWG des Rates vom 15. Oktober 
1968 

ABI. Nr L 260/9 vom 22 Oktober 1968 
Norwegen: 1. Januar 1976 

19. Richtlinie Nr. 68/366/EWG des Rates vom 15. Oktober 
1968 

ABI. Nr. L 260/12 vom 22. Oktober 1968 
Norwegen: 1. Januar 1976 

20. Richtlinie Nr. 68/368/EWG des Rates vom 15. Oktober 
1968 

ABI. Ni. L. 260/19 vom 22. Oktober 1968 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

21. Richtlinie Nr. 69/77/EWG des Rates vom 4. März 1969 

ABI. Nr. L 59/8 vom 10. März 1969 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

22. Richtlinie Nr. 69/82/EWG des Rates vom 13. März 1969 

ABI. Nr. L 68/4 vom 19. März 1969 

Norwegen: 1. Januar 1976 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

23. Richtlinie Nr. 70/451/EWG des Rates vom 29. Septem¬ 
ber 1970 

ABI. Nr. L 218/37 vom 3. Oktober 1970 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

24. Richtlinie Nr. 70/523/EWG des Rates vom 30. Novem¬ 
ber 1970 

ABI. Nr. L 267/18 vom 10. Dezember 1970 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: l.Juli 1973 


IV. öffentliche Bauaufträge 

Richtlinie Nr. 71/305/EWG des Rates vom 26. Juli 1971 
ABI. Nr. L 185/5 vom 16. August 1971; berichtigt ABI 
Nr. L 206. 26 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Irland: 1 Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: l.Juli 1973 

V. Verkehr 

1. Richtlinie des Rates vom 23. Juli 1962 
ABI. Nr. 70 2005 vom 6. August 1962 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: l.Juli 1973 
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2. Richtlinie Nr. 65/269/EWG des Rates vom 13. Mai 1965 

ABI. Nr. 88/1469 vorn 24 Mai 1965 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich- 1. Juli 1973 

3. Richtlinie Nr. 68/297/EWG des Rates vom 19. Juli 1968 

ABI. Nr. L 175/15 vom 23. Juli 1968 

Norwegen: 1. Juli 1973 

4. Empfehlung Nr. 1/61 der Hohen Behörde der EGKS 
vom 1. März 1961 an die Regierungen der Mitglied¬ 
staaten 

ABI. Nr. 18/469 vom 9. März 1961 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 


VI. Steuerredit 

1. Richtlinie Nr. 67/227/EWG des Rates vom 11. April 1967 

ABI. Nr. 71/1301 vom 14. April 1967 

Irland: 1. Januar 1974 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

2. Richtlinie Nr. 67/228/EWG des Rates vom 11. April 1967 

ABI. Nr. 71/1303 vom 14. April 1967 

Irland: 1. Januar 1974 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

3. Richtlinie Nr. 69/335/EWG des Rates vom 17. Juli 1969 

ABI. Nr. L 249/25 vom 3. Oktober 1969 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

4. Richtlinie Nr. 69/463/EWG des Rates vom 9. Dezember 
1969 

ABI. Nr. L 320 34 vom 20. Dezember 1969 
Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 


VII. Handelspolitik 

1. Richtlinie Nr. 70/509/EWG des Rates vom 27. Oktober 
1970 

ABI. Nr. L 254/1 vom 23. November 1970 

Dänemark: I Juli 1973 

Irland: 1. Januar 1974 

Norwegen: 1, Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

2. Richtlinie Nr. 70/510/EWG des Rates vom 27. Oktober 

1970 

ABI. Nr. L 254 26 vom 23 November 1970 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Irland: 1. Januar 1974 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

3. Richtlinie Nr. 71/86/EWG des Rates vom 1. Februar 

1971 

ABI. Nr. L 36'44 vom 13. Februar 1971 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Irland: 1. Januar 1975 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Januar 1975 


VIII. Sozialpolitik 

Richtlinie Nr. 68/360/EWG des Rates vom 15. Oktober 

1968 

ABI. Nr. L 257/13 vom 19. Oktober 1968 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 


IX. Tedmisdie Handelshemmnisse 

1. Richtlinie Nr. 67/548/EWG des Rates vom 27. Juni 
1967 

ABI. Nr. 196/1 vom 16 August 1967 
geändert durch: 

— Richtlinie Nr. 69/81/EWG des Rates vom 13. März 

1969 

ABI. Nr. L 68/1 vom 19. März 1969 

— Richtlinie Nr. 71/144/EWG des Rates vom 22. März 
1971 

ABI. Nr L 74/15 vom 29. März 1971 
Irland: 1. Januar 1975 

2. Richtlinie Nr. 69/493/EWG des Rates vom 15. Dezem¬ 
ber 1969 

ABI. Nr. L 326/36 vom 29. Dezember 1969 
Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

3. Richtlinie Nr. 70/156/EWG des Rates vom 6. Februar 

1970 

ABI. Nr. L 42/1 vom 23 Februar 1970 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

4 Richtlinie Nr. 70/157/EWG des Rates vom 6. Februar 
1970 

ABI. Nr. L 42/16 vom 23. Februar 1970 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich; 1. Juli 1973 

5. Richtlinie Nr. 70/220/EWG des Rates vom 20. März 
1970 

ABI. Nr. L 76M vom 6. April 1970 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

6 Richtlinie Nr. 70/221/EWG des Rates vom 20. März 
1970 

ABI. Nr. L 76'23 vom 6. April 1970 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: i. Juli 1973 

7. Richtlinie Nr. 70/222/EWG des Rates vom 20. Marz 
1970 

ABI. Nr. L 76'25 vom 6. April 1970 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

8. Richtlinie Nr. 70/311/EWG des Rates vom 8. Juni 1970 

ABI. Nr. L 133/10 vom 18. Juni 1970 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 
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9. Richtlinie Nr. 70/387/EWG des Rates vom 27. Juli 1970 
ABI Nr. L 176/5 vom 10. August 1970 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich. 1. Juli 1973 

10 Richtlinie Nr. 70/388/EWG des Rates vom 27. Juli 1970 
ABI. Nr. L 176/12 vom 10. August 1970 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

11. Richtlinie Nr. 71/127/EWG des Rates vom 1. März 1971 

ABI. Nr. L 68/1 vom 22. März 1971 

Irland: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

12. Richtlinie Nr. 71/307/EWG des Rates vom 26. Juli 1971 

ABI. Nr. L 185/16 vom 16. August 1971 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

13. Richtlinie Nr. 71/316/EWG des Rates vom 26. Juli 1971 

ABI. Nr. L 202/1 vom 6. September 1971 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

14. Richtlinie Nr. 71/317/EWG des Rates vom 26. Juli 1971 

ABI. Nr. L 202/14 vom 6. September 1971 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

15. Richtlinie Nr. 71/318/EWG des Rates vom 26. Juli 1971 

ABI. Nr. L 202/21 vom 6. September 1971 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

16. Richtlinie Nr. 71/319/EWG des Rates vom 26. Juli 1971 

ABI. Nr. L 202/32 vom 6. September 1971 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

17. Richtlinie Nr. 71/320/EWG des Rates vom 26. Juli 1971 

ABI. Nr L 202/37 vom 6. September 1971 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

18. Richtlinie Nr. 71/347/EWG des Rates vom 12. Okto¬ 
ber 1971 

ABI. Nr. L 239/1 vom 25. Oktober 1971 
Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

19. Richtlinie Nr. 71/348/EWG des Rates vom 12. Okto¬ 
ber 1971 

ABI. Nr. L 239/9 vom 25. Oktober 1971 
Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

20. Richtlinie Nr. 71/349/EWG des Rates vom 12. Okto¬ 
ber 1971 

ABI. Nr. L 239/15 vom 25. Oktober 1971 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

21. Richtlinie Nr. 71/354/EWG des Rates vom 18. Okto¬ 
ber 1971 

ABI Nr. L 243 29 vom 29. Oktober 1971 


X. Lebensmittel 

1. Richtlinie des Rates vom 23. Oktober 1962 

ABI. Nr. 115/2645 vom 11. November 1962 

geändert durch: 

— Richtlinie Nr. 65/469/EWG des Rates vom 25. Ok¬ 
tober 1965 

ABI. Nr. 178/2793 vom 26. Oktober 1965 

— Richtlinie Nr. 67/653/EWG des Rates vom 24. Ok¬ 
tober 1967 

ABI Nr. 263/4 vom 30. Oktober 1967 

— Richtlinie Nr. 68/419/EWG des Rates vom 20. De¬ 
zember 1968 

ABI Nr. L 309/24 vom 24. Dezember 1968 

— Richtlinie Nr. 70/358/EWG des Rates vom 13. Juli 
1970 

ABI. Nr. L 157/36 vom 18. Juli 1970 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

2. Richtlinie Nr. 64/54/EWG des Rates vom 5. November 
1963 

ABI. Nr. 12/161 vom 27. Januar 1964 
geändert durch: 

— Richtlinie Nr. 67/427/EWG des Rates vom 27. Juni 
1967 

ABI. Nr. 148/1 vom 11. Juli 1967 

— Richtlinie Nr. 68/420/EWG des Rates vom 20. De¬ 
zember 1968 

ABI. Nr L 309/25 vom 24. Dezember 1968 

— Richtlinie Nr. 70/359/EWG des Rates vom 13. Juli 

1970 

ABI. Nr. L 157/38 vom 18. Juli 1970 

— Richtlinie Nr. 71/160/EWG des Rates vom 30. März 

1971 

ABI. Nr. L 87/12 vom 17. April 1971 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

3. Richtlinie Nr. 65/66/EWG des Rates vom 26. Januar 

1965 

ABI. Nr. 22/22 vom 9. Februar 1965 
geändert durch: 

— Richtlinie Nr. 67/428/EWG des Rates vom 27. Juni 
1967 

ABI. Nr. 148/10 vom 11. Juli 1967 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

4. Richtlinie Nr. 67/427/EWG des Rates vom 27. Juni 1967 

ABI Nr. 148/1 vom 11. Juli 1967 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

5. Richtlinie Nr. 70/357/EWG des Rates vom 13. Juli 1970 

ABI. Nr. L 157/31 vom 18. Juli 1970 

Dänemark: 1. Juli 1973 

Irland: 1. Juli 1973 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 


Dänemark: 


1. Juli 1973 
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XI. Energiepolitik 

Richtlinie Nr. 68/414/EWG des Rates vom 20. Dezember 
1968 

ABI. Nr. L 308/14 vom 23. Dezember 1968 
Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 


XII. Statistik 

1. Richtlinie Nr. 64/475/EWG des Rates vom 30. Juli 1964 

ABI. Nr. 131/2193 vom 13. August 1964 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 

2. Richtlinie Nr. 69/467/EWG des Rates vom 8. Dezember 
1969 

ABI. Nr. L 323/7 vom 24. Dezember 1969 


Dänemark: 1. Juli 1973 

Irland: 1. Januar 1974 

Norwegen: 1. Juli 1973 

Vereinigtes Königreich: 1. Januar 1974 

XIII. Euratom 

Richtlinie des Rates vom 2. Februar 1959 
ABI. Nr. 11/221 vom 20. Februar 1959 

geändert durdi: 

— Richtlinie des Rates vom 5. März 1962 
ABI. Nr. 57/1633 vom 9. Juli 1962 

— Richtlinie Nr. 66'45/EURATOM des Rates vom 27. Ok¬ 
tober 1966 

ABI. Nr. 216/3693 vom 26. November 1966 

Irland: 1. Januar 1974 

Vereinigtes Königreich: 1. Juli 1973 



Nr. 62 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 11. Oktober 1972 


1327 


Protokolle 

Protocols 

Protocoles 



1328 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1972, Teil II 


Protokoll Nr. 1 
über die Satzung 

der Europäischen Investitionsbank 


Erster Teil 

Anpassungen der Satzung 
der Europäischen Investitionsbank 

Artikel 1 

Artikel 3 des Protokolls über die Satzung der Bank 
erhält folgende Fassung: 

„Artikel 3 

Nach Artikel 129 des Vertrags sind Mitglieder der 
Bank: 

— das Königreich Belgien, 

— das Königreich Dänemark, 

— die Bundesrepublik Deutschland, 

— die Französische Republik, 

— Irland, 

— die Italienische Republik, 

— das Großherzogtum Luxemburg, 

— das Königreich der Niederlande, 

— das Königreich Norwegen, 

— das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nord¬ 
irland.“ 


Artikel 2 

Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 des Protokolls über 
die Satzung der Bank erhält folgende Fassung: 

.1. Die Bank wird mit einem Kapital von zwei Milliar¬ 
den siebzig Millionen Rechnungseinheiten ausgestat¬ 
tet, das von den Mitgliedstaaten in folgender Höhe 
gezeichnet wird: 

Deutschland. 450 Millionen 

Frankreich. 450 Millionen 

Vereinigtes Königreich. 450 Millionen 

Italien. 360 Millionen 

Belgien.118,5 Millionen 

Niederlande.118,5 Millionen 

Dänemark ..60 Millionen 

Norwegen.45 Millionen 

Irland.15 Millionen 

Luxemburg. 3 Millionen" 


Artikel 3 


Artikel 5 des Protokolls über die Satzung der Bank er¬ 
hält folgende Fassung: 

„Artikel 5 

1. Das gezeichnete Kapital wird von den Mitgliedstaaten 
in Höhe von 20 v, H. der in Artikel 4 Absatz 1 fest¬ 
gesetzten Beträge eingezahlt. 

2. Im Falle einer Erhöhung des gezeichneten Kapitals 
setzt der Rat der Gouverneure einstimmig den einzu¬ 
zahlenden Hundertsatz sowie die Art und Weise der 
Einzahlung fest. 

3. Der Verwaltungsrat kann die Zahlung des restlichen 
gezeichneten Kapitals verlangen, soweit dies erforder¬ 
lich wird, um den Verpflichtungen der Bank gegenüber 
ihren Anleihegebern nachzukommen. 
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Protocol No 1 
on the Statute 

ol the European Investment Bank 


Protocole N° 1 
concernant les Statuts de la 
Banque europeenne d'investissement 


Part One 


Premiere Partie 


Adjustments to the Statute 
of the European Investment Bank 


Adaptations des Statuts de la 
Banque europeenne d'investissement 


A r t i c 1 e 1 


A r t i c 1 e 1 


The following shall be substituted for Article 3 of Ihe 
Protocol on Ihe Statute of the Bank: 


L'article 3 du protocole sur les Statuts de la Banque 
est rempiace par les dispositions suivantes: 


"Article 3 

In accordance with Article 129 of this Treaty, the fol¬ 
lowing shall be members of the Bank: 

— the Kingdom of Belgium; 

— the Kingdom of Denmark; 

— the Federal Republik of Germany; 

— the Frendi Republic; 

— Ireland; 

— the Italian Republic; 

— the Grand Dudiy of Luxembourg; 

— the Kingdom of the Netherlands; 

— the Kingdom of Norway; 

— the United Kingdom of Great Britain und Northern 
Ireland." 

Article 2 


« Article 3 

Conformement ä l'article 129 du traile, sont membres 
de la Banque: 

— le Royaume de Belgique; 

— le Royaume de Dänemark; 

— la Republique föderale d'AlIemagne; 

— la Republique francaise; 

— l'Irlande; 

— la Republique italienne; 

— le Grand-Duche de Luxembourg; 

— le Royaume des Pays-Bas; 

— le Royaume de Norvege; 

— le Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande du 
Nord. » 

Article 2 


The following shall be substituted for the first sub- 
paragraph of Article 4 (1) of the Protocol on the Statute 
of the Bank: 

“1. The Capital of the Bank shall be two thousand and 
seventy million units of account, subscribed by the 
Member States as follows: 


Germany . . 

France . . . 

United Kingdom 
Italy .... 
Belgium . . 

Netherlands 
Denmark . . 

Norway . . 

Ireland . . . 

Luxembourg . 


450 

million 

450 

million 

450 

million 

360 

million 

118.5 million 

118.5 million 

60 

million 

45 

million 

15 

million 

3 

million. 


Article 3 

The following shall be substituted for Article 5 of the 
Protocol on the Statute of the Bank: 

"Article 5 


L'article 4 paragraphe 1 premier alinea du protocole sur 
les Statuts de la Banque est rempiace par les dispositions 
suivantes: 

«1. La Banque est dotee d un Capital de deux milliards 
soixante-dix millions d'unites de compte, souscrit par 
les Etats membres ä concurrence des montants sui- 
vants: 

Allemagne. 450 millions 

France. 450 millions 

Royaume-Uni. 450 millions 

ltalie. 360 millions 

Belgique.118,5 millions 

Pays-Bas.118,5 millions 

Dänemark.60 millions 

Norvege .45 millions 

Irlande. 15 millions 

Luxembourg. 3 millions. » 


Article 3 

L’article 5 du protocole sur les Statuts de la Banque 
est rempiace par les dispositions suivantes: 

« Article 5 


1. The subscribed Capital shall be paid up by Member 
States to the extent of 20*/« of the amounts laid down 
in Article 4 (1). 

2. In the event ol an increase in the subscribed Capital, 
the Board of Governors, acting unanimously, shall fix 
the percentage to be paid up and the arrangements 
for payment. 

3. The Board of Directors may require payment of the 
Balance of the subscribed Capital, to such extent as 
may be required for the Bank to meet its obligations 
towards those who have rnade loans to it. 


1. Le Capital souscrit est verse par les Etats membres ä 
concurrence de 20”/» des montants definis a l'article 4 
paragraphe 1. 

2. En cas d'augmentation du Capital souscrit, le conseil 
des gouverneurs, statuant ä l'unanimite, fixe le pour- 
centage qui doit etre verse ainsi que les modalites de 
versement. 

3. Le conseil d'administration peut exiger le versement 
d i solde du Capital souscrit pour autant que ce verse¬ 
ment est rendu necessaire pour faire face aux obliga¬ 
tions de la Banque ä l'egard de ses bailleurs de fonds. 
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Die Zahlung erfolgt im Verhältnis zu den Anteilen 
dei Mitgliedstaaten am gezeichneten Kapital und in 
den Währungen, deren die Bank zur Erfüllung dieser 
Verpflichtungen bedarf." 


Artikel 4 

Artikel 9 Absatz 3 Buchstaben a und c des Protokolls 
über die Satzung der Bank erhält folgende Fassung: 

,a) er entscheidet über die Erhöhung des gezeichneten 
Kapitals gemäß Artikel 4 Absatz 3 und Artikel 5 
Absatz 2," 

,,c) er übt die in den Artikeln 11 und 13 für die Ernen¬ 
nung und Amtsenthebung der Mitglieder des Ver¬ 
waltungsrats und des Direktoriums sowie die in 
Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 2 vorgesehenen Be¬ 
fugnisse aus:" 


Artikel 5 

Artikel 10 des Protokolls über die Satzung der Bank 
erhält folgende Fassung: 

„Artikel 10 

Soweit in dieser Satzung nichts Gegenteiliges be¬ 
stimmt ist, werden die Entscheidungen des Rates der 
Gouverneure mit der Mehrheit seiner Mitglieder ge¬ 
faßt. Diese Mehrheit muß mindestens 40 v. H. des ge¬ 
zeichneten Kapitals vertreten. Der Rat der Gouverneure 
stimmt nach den in Artikel 148 dieses Vertrags vorge¬ 
sehenen Bestimmungen ab.“ 


Artikel 6 

Artikel 11 Absatz 2 Unterabsätze 1 bis 5 des Protokolls 
über die Satzung der Bank erhält folgende Fassung: 

.2. Der Verwaltungsrat besteht aus 19 ordentlichen und 
10 stellvertretenden Mitgliedern. 

Die ordentlichen Mitglieder werden für fünf Jahre 
vom Rat der Gouverneure wie folgt bestellt: 

3 ordentliche Mitglieder, die von der Bundesrepublik 
Deutschland benannt werden; 

3 ordentliche Mitglieder, die von der Französischen 
Republik benannt werden; 

3 ordentliche Mitglieder, die von der Italienischen 
Republik benannt werden; 

3 ordentliche Mitglieder, die vom Vereinigten König¬ 
reich Großbritannien und Nordirland benannt werden; 
1 ordentliches Mitglied, das vom Königreidi Belgien 
benannt wird; 

1 ordentliches Mitglied, das vom Königreich Däne¬ 
mark benannt wird; 

1 ordentliches Mitglied, das von Irland benannt wird; 
1 ordentliches Mitglied, das vom Großherzogtum 
Luxemburg benannt wird; 

1 ordentliches Mitglied, das vom Königreich der Nie¬ 
derlande benannt wird; 

1 ordentliches Mitglied, das vom Königreich Norwe¬ 
gen benannt wird; 

1 ordentliches Mitglied, das von der Kommission be¬ 
nannt wird. 

Die stellvertietenden Mitglieder werden für fünf Jahre 
vom Rat der Gouverneure w'e folgt bestellt: 

2 stellvertretende Mitglieder, die von der Bundes¬ 
republik Deutschland benannt werden; 
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Each Member State shall make this payment in Propor¬ 
tion to its share of the subscribed Capital in the cur- 
rencies required by the Bank to meet these obligations," 


Article 4 

The following shall be substituted for subparagraphs (a) 
and (c) of Article 9 (3) of the Protocol on the Statute of 
the Bank: 

*(a) decide whether to increase the subscribed Capital in 
accordance with Article 4 (3) and Article 5 (2);“ 

"(c) exercise the powers provided in Articles 11 and 13 
in respect of the appointment and the compulsory 
retirement of the members of the Board of Directors 
and of the Management Committee, and those powers 
provided in the second subparagraph of Arti¬ 
cle 13 (1);" 

Article 5 

The following shall be substituted for Article 10 of the 
Protocol on the Statute of the Bank: 

“Article 10 

Save as otherwise provided in this Statute, decisions of 
the Board of Governors shall be taken by a majority of 
its members. This majority must represent at least 40 Vo 
of the subscribed Capital. Voting by the Board of Gover¬ 
nors shall be in accordance with the provisions of Ar¬ 
ticle 148 of this Treaty.“ 


Article 6 

The following shall be substituted for subparagraphs 1 
to 5 of Article 11 (2) of the Protocol on the Statute of the 
Bank: 

„2. The Board of Directors shall consist of 19 directors 
and 10 alternates. 

The directors shall be appointed by the Board of 
Governors for five years as shown below: 

3 directors nominated by the Federal Republic of 
Germany; 

3 directors nominated by the French Republic; 

3 directors nominated by the Italian Republic; 

3 directors nominated by the United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland; 

1 director nominated by the Kingdom of Belgium; 

1 director nominated by the Kingdom of Denmark; 

1 director nominated by Ireland; 

1 director nominated by the Grand Dudiy of Luxem¬ 
bourg; 

1 director nominated by the Kingdom of the Nether- 
lands; 

1 director nominated by the Kingdom of Norway; 

1 director nominated by the Commission. 

The alternates shall be appointed by the Board of 
Governors for five years as shown below: 

2 alternates nominated by the Federal Republic of 
Germany; 


Le versement est effectue par chaque Etat membre pro- 
portionnellement ä sa quote-part du Capital souscrit, 
dans les monnaies dont la Banque a besoin pour faire 
face ä ces obligations.» 


Article 4 

L'article 9 paragraphe 3 a) et c) du protocole sur les 
Statuts de la Banque est remplace par les dispositions 
suivantes; 

« a) decide de l'augmentation du Capital souscrit, confor- 
mement ä l'article 4 paragraphe 3 et ä l'article 5 
paragraphe 2;» 

«c) exerce les pouvoirs prevus par les articles 11 et 13 
pour la nomination et la demission d'office des mem- 
bres du conseil d'administration et du comite de 
direction, ainsi que ceux prevus par l'article 13 para¬ 
graphe 1 deuxieme alinea;» 

Article 5 

L'article 10 du protocole sur les Statuts de la Banque 
est remplace par les dispositions suivantes: 

« Article 10 

Sauf dispositions contraires des presents Statuts, les 
decisions du conseil des gouverneurs sont prises ä la 
majorite des membres qui le composent. Cette majorite 
doit representer au moins 40 °/o du Capital souscrit. Les 
votes du conseil des gouverneurs sont regis par les dis¬ 
positions de l'article 148 du traite.» 


Article 6 

L'article 11 paragraphe 2 alineas 1 ä 5 du protocole 
sur les Statuts de la Banque est remplace par les disposi¬ 
tions suivantes: 

«2. Le conseil d'administration est compose de 19 admi- 
nistrateurs et 10 suppleants. 

Les administrateurs sont nommes pour une periode 
de cinq ans par le conseil des gouverneurs ä raison 
de: 

3 administrateurs designes par la Republique federale 
d'Allemagne; 

3 administrateurs designes par la Republique fran- 
caise; 

3 administrateurs designes par la Republique ita- 
lienne; 

3 administrateurs designes par le Royaume-Uni de 
Giande-Bretagne et d Irlande du Nord; 

1 administrateur designe par le Royaume de Belgique; 
1 administrateur designe par le Royaume de Däne¬ 
mark; 

1 administrateur designe par l lrlande; 

1 administrateur designe par le Grand-Dudie de Lu¬ 
xembourg; 

1 administrateur designe par le Royaume des Pays- 
Bas; 

1 administrateur designe par le Royaume de Norvege; 

1 administrateur designe par la Commission. 

Les suppleants sont nommes pour une periode de 
cinq ans par le conseil des gouverneurs ä raison de: 

2 suppleants designes par la Republique federale 
d’Allemagne; 
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2 stellvertretende Mitglieder, die von der Französi¬ 
schen Republik benannt werden; 

2 stellvertretende Mitglieder, die von der Italieni¬ 
schen Republik benannt werden; 

2 stellvertretende Mitglieder, die vom Vereinigten 
Königreich Großbritannien und Nordirland benannt 
werden; 

1 stellvertretendes Mitglied, das von den Beneluxlän¬ 
dern im gegenseitigen Einvernehmen benannt wird; 
1 stellvertretendes Mitglied, das von der Kommission 
benannt wird. 

Die Wiederbestellung der ordentlichen Mitglieder und 
der stellvertretenden Mitglieder ist zulässig. 

Die stellvertretenden Mitglieder können an den Sit¬ 
zungen des Verwaltungsrats teilnehmen. Die von ei¬ 
nem Staat oder von mehreren Staaten im gegensei¬ 
tigen Einvernehmen oder von der Kommission be¬ 
nannten stellvertretenden Mitglieder können die von 
diesem Staat oder von einem dieser Staaten oder von 
der Kommission benannten ordentlichen Mitglieder 
vertreten. Sie sind stimmberechtigt, wenn sie ein oder 
mehrere ordentliche Mitglieder vertreten oder wenn 
ihnen das Stimmrecht hierzu nach Artikel 12 Absatz 1 
übertragen worden ist." 


Artikel 7 

Artikel 12 Absatz 1 des Protokolls über die Satzung 
der Bank erhält folgende Fassung; 

.1. Jedes ordentliche Mitglied verfügt im Verwaltungsrat 
über eine Stimme. Es kann sein Stimmrecht ohne Ein¬ 
schränkung gemäß den in der Geschäftsordnung der 
Bank festzulegenden Regeln übertragen.“ 


Artikel 8 

Artikel 12 Absatz 2 Satz 2 des Protokolls über die Sat¬ 
zung der Bank erhält folgende Fassung: 

„Für die qualifizierte Mehrheit sind dreizehn Stimmen 
erforderlich.“ 


Artikel 9 

Artikel 13 Absatz 1 des Protokolls über die Satzung 
der Bank erhält folgende Fassung: 

„1. Das Direktorium besteht aus einem Präsidenten und 
vier Vizepräsidenten, die vom Rat der Gouverneure 
auf Vorschlag des Verwaltungsrats für sechs Jahre 
bestellt werden. Ihre Wiederbestellung ist zulässig. 

Der Rat der Gouverneure kann einstimmig die Zahl 
der Mitglieder des Direktoriums ändern." 


Zweiter Teil 
Sonstige Bestimmungen 

Artikel 10 

1. Die neuen Mitgliedstaaten leisten binnen zwei Mona¬ 
ten nach dem Beitritt die in der durch Artikel 3 dieses 
Protokolls geänderten Fassung des Artikels 5 Absatz 1 
der Satzung der Bank vorgesehenen Einzahlungen. Diese 
Einzahlungen erfolgen in Landeswährung. Sie werden zu 
einem Fünftel in flüssigen Mitteln und zu vier Fünfteln 
in Form von zinslosen Schatzanweisungen, die in vier 
gleichen Raten jeweils neun, sechzehn, dreiundzwanzig 
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2 alternates nominated by the Frendi Republic; 

2 alternates nominated by the Italian Republic; 

2 alternates nominated by the United Kingdom of 
Great Britain and Northern Ireland; 

1 alternate nominated by common accord of the 
Benelux countries; 

1 alternate nominated by the Commission. 

The appointments of the directors and the alternates 
shall be renewable. 

Alternates may take part in the meetings of the Board 
of Directors. Alternates nominated by a State, or by 
common accord of several States, or by the Commis¬ 
sion, may replace directors nominated by that State, 
by one of those States or by the Commission respec- 
lively. Alternates shall have no right of vote except 
where they replace one director or more than one 
director or where they have been delegated for this 
purpose in accordance with Article 12 (1).“ 


A r t i c 1 e 7 

The following shall be substituted for Article 12 (1) of 
the Protocol on the Statute of the Bank: 

"1. Each director shall have one vote on the Board of 
Directors. He may delegate his vote in all cases, ac- 
cording to procedures to be laid down in the rules of 
procedure of the Bank." 


Article 8 

The following sentence shall be substituted for the 
second sentence of Article 12 (2) of the Protocol on the 
Statute of the Bank: 

"A qualified majority shall require thirleen votes in 
favour." 


Article 9 

The following shall be substituted for Article 13 (1) of 
the Protocol on the Statute of the Bank; 

"1. The Management Committee shall consist of a Presi¬ 
dent and four Vice-Presidents appointed for six years 
by the Board of Governors on a proposal from the 
Board of Directors. Their appointments shall be 
renewable. 

The Board of Governors, acting unanimously, may 
vary the nurnber of members on the Management 
Committee." 


Part Two 

Other Provisions 

Article 10 

1. The new Member States shall, not later than two 
months from the date of accession, make the payments 
laid down in paragraph 1 of the amended Article 5 of the 
Statute of the Bank set out in Article 3 of this Protocol. 
These payments shall be made in their respective national 
currencies. One-fifth of the payment shall be in cash and 
four-fifths in the form of non-interest-bearing government 
notes, maturing in four equal instalments, nine months, 


2 suppleants designes par la Repubüque francaise; 

2 suppleants designes par la Republique italienne; 

2 suppleants designes par le Royaume-Uni de Grande- 
Bretagne et d'Irlande du Nord; 

1 suppleant designe d'un coramun accord par les pays 
du Benelux; 

1 suppleant designe par la Commission. 

Le mandat des administrateurs et des suppleants est 
renouvelable. 

Les suppleants peuvent participer aux seances du 
conseil d'administration. Les suppleants designes par 
un Etat, ou d’un commun accord par plusieurs Etats, 
ou par la Commission, peuvent remplacer les titu- 
laires respectivement designes par cet Etat, par Tun 
de ces Etats ou par la Commission. Les suppleants 
n’ont pas le droit de vote, sauf s'ils remplacent un 
ou plusieurs titulaires ou s'ils ont recu delegation 
ä cet effet, conformement aux dispositions de l'ar- 
ticle 12 paragraphe 1.» 

Article 7 

L'article 12 paragraphe 1 du protocole sur les Statuts 
de la Banque est remplace par les dispositions suivantes: 

« 1. Chaque administrateur dispose d une voix au conseil 
d'administration. II peut deleguer sa voix dans tous 
les cas, selon des modalites ä determiner dans le 
reglement interieur de la Banque.» 


Article 8 

L'article 12 paragraphe 2 deuxieme phrase du protocole 
sur les Statuts de la Banque est remplace par la phrase 
suivante: 

«La majorite qualifiee requiert la reunion de treize 
voix. » 

Article 9 

L'article 13 paragraphe 1 du protocole sur les Statuts 
de la Banque est remplace par les dispositions suivantes: 

«1. Le conrite de direction se compose d'un president et 
de quatre vice-presidents nommes pour une periode 
de six ans par le conseil des gouverneurs sur propo- 
sition du conseil d'administration. Leur mandat est 
renouvelable. 

Le conseil des gouverneurs, statuant ä l'unanimite, 
peut nrodifier le nontbre des membres du comite de 
direction. ;> 


Deuxieme Partie 
Autres dispositions 

Article 10 

1. Les nouveaux Etats membres effectuent, au plus 
tard deux mois ä partir de la date de l'adhesion, les ver- 
sements prevus ä l'article 5 paragraphe 1 des Statuts de 
la Banque, tel qu'il a ete modific ä l’article 3 du present 
protocole. Ces versenrents doivent etre effectues dans 
leur monnaie nationale respective. Un cinquieme du ver- 
sement doit etre effectue eil especes et le solde en bons 
du tresor non productifs d interets, venant ä echcance 
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und dreißig Monate nach dem Beitritt fällig werden, ge¬ 
leistet. Diese Sdiatzanweisungen können nach Vereinba¬ 
rung zwischen der Bank und dem betreffenden neuen Mit¬ 
gliedstaat ganz oder teilweise vor dem Fälligkeitstermin 
eingelöst werden. Die Einzahlungen in flüssigen Mitteln 
und die Erlöse aus den eingelösten Schatzanweisungen 
müssen frei konvertierbar sein. 

2. Artikel 7 der Satzung der Bank gilt für alle Einzah¬ 
lungen, die von den neuen Mitgliedstaaten aufgrund 
dieses Artikels in ihrer Währung geleistet werden. Bei 
noch nidu eingelösten Schatzanweisungen erfolgt der 
Ausgleich zum Fälligkeitstermin oder zum Zeitpunkt der 
vorzeitigen Einlösung. 


Artikel 11 

1. Die neuen Mitgliedstaaten zahlen zu der satzungs¬ 
mäßigen Reserve und zu den den Reserven gleichzuset¬ 
zenden Rückstellungen, wie sie in der genehmigten Bi¬ 
lanz der Bank zum 31. Dezember des dem Beitritt vorauf¬ 
gehenden Jahres ausgewiesen werden, die den folgenden 
Hundertsätzen dieser Reserven entsprechenden Beträge 


ein: 

Vereinigtes Königreich 30 v. H. 

Dänemark 4 v. H. 

Norwegen 3 v. H. 

Irland 1 v. H. 


2. Die Beträge der nach diesem Artikel zu leistenden 
Zahlungen werden nach der Genehmigung der Jahres¬ 
bilanz der Bank für das dem Beitritt voraufgehende Jahr 
in Rechnungseinheiten berechnet. 

3. Die Zahlung dieser Beträge erfolgt in fünf gleichen 
Raten spätestens zwei, neun, sechzehn, dreiundzwanzig 
und dreißig Monate nach dem Beitritt. Jede dieser fünf 
Raten wird von jedem neuen Mitgliedstaat in frei kon¬ 
vertierbarer Landeswährung gezahlt. 


Artikel 12 

1. Unmittelbar nach dem Beitritt ergänzt der Rat der 
Gouverneure die Zusammensetzung des Verwaltungsrats, 
indem er bestellt: 

3 ordentliche Mitglieder, die vom Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland benannt werden; 

1 ordentliches Mitglied, das vom Königreich Dänemark 
benannt wird; 

1 ordentliches Mitglied, das von Irland benannt wird: 

1 ordentliches Mitglied, das vom Großherzogtum Luxem¬ 
burg benannt wird; 

1 ordentliches Mitglied, das vom Königreich Norwegen 
benannt wird; 

2 stellvertretende Mitglieder, die vom Vereinigten Kö¬ 
nigreich Großbritannien und Nordirland benannt werden. 

2. Die Amtszeit der so bestellten Mitglieder und stell¬ 
vertretenden Mitglieder endet mit Ablauf der Jahres¬ 
sitzung des Rates der Gouverneure, in der der Jahres¬ 
bericht für das Geschäftsjahr 1977 geprüft wird. 

3. Mit Ablauf der Jahressitzung, in der der Jahresbe¬ 
richt für das Geschäftsjahr 1972 geprüft wird, bestellt der 
Rat der Gouverneure für eine Amtszeit von fünf Jahren: 

3 ordentliche Mitglieder, die von der Bundesrepublik 
Deutschland benannt werden; 

3 ordentliche Mitglieder, die von der Französischen Re¬ 
publik benannt werden; 

3 ordentliche Mitglieder, die von der Italienischen Repu¬ 
blik benannt werden,- 
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sixteen months, twenty-three months and thirty months 
respectively from the date of accession. Part or all of the 
government notes may be redeemed betöre their due date 
by agreement between the Bank and the new Member 
State concerned. The cash payments, and the proceeds 
of the government notes when repaid, shall be freely 
convertible. 

2. Article 7 of the Statute of the Bank shall apply lo 
all payments made by the new Member States in their 
reserves, as at 31 December of the year prior to 
necessary adjustments relating to outstanding government 
notes shall be made at the date of maturity or advance 
redemption of these notes. 


Article 11 

1. The new Member States shall contribute towards the 
statutory reserve and those provisions equivalent to 
reserves, as at 31 December of the year prior to 
accession, as stated in the Banks approved balance 
sheet, the amounts corresponding to the following per- 
centages of these reserves: 


United Kingdom 30% 

Denmark 4 % 

Norway 3 •/« 

Ireland 1 °/o 


2. The amounts of the payments under this Article 
shall be calculated in units of account after the Bank s 
annual balance sheet for the year prior to accession has 
been approved. 

3. These amounts shall be paid in five equal instal- 
ments not later than two months, nine months, sixteen 
months, twenty-three months and thirty months after 
accession. Each of these five instalments shall be paid in 
the freely convertible national currency of each new 
Member State. 


Article 12 

1. Upon accession, the Board of Governors shall in- 
crease the Board of Diiectors by appointing: 

3 directors nominated by the United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland; 

1 director nominated by the Kingdom of Denmark; 

1 director nominated by Ireland; 

1 director nominated by the Grand Duchy of Luxem¬ 
bourg; 

1 director nominated by the Kingdom of Norway; 

2 alternates nominated by the United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland. 

2. The terms of office of the directors and alternates 
thus appointed shall expire at the er.d of the annual 
meeting of the Board of Governors during which the 
annual report for the 1977 financial year is examined. 

3. At the end of the annual meeting during which 
the annual report for the 1972 financial year is examined, 
the Board of Governors shall appoint for a term of 
Office of five years: 

3 directors nominated by the Federal Republic of Ger- 
many; 

3 directors nominated by the French Republic; 

3 directors nominated by the Italian Republic; 


en quatre tranches egales, respeclivement neuf mois, 
seize mois, vingt-trois mois et trente mois ä partir de la 
date de l'adhesion. Ces bons du tresor peuvent etre rem- 
bourses, en partie ou en totalite, avant leur echeance par 
accord entre la Banque et le nouvel Etat membre con- 
cerne. Les versements en especes, ainsi que le produit 
provenant du remboursement des bons du tresor, doivent 
etre librement convertibles. 

2. Les dispositions de Farlicle 7 des Statuts de la Ban¬ 
que sont applicables ä tous les versements effeclues par 
les nouveaux Etats membres dans leur monnaie nationale 
respective au titre du present article. Tous les ajuste- 
ments relatifs aux bons du tresor non encore rembourses 
doivent etre faits ä la date de l'echeance ou ä la date de 
remboursement anticipe de ces bons. 


Article 11 

1. Les nouveaux Etats membres versent ä la reserve 
statutaire et aux provisions equivalant ä des reserves, 
etablies au 31 decembre de l'annee precedant l'adhesion, 
telles qu'elles figurent au bilan approuve par la Banque, 
les montants correspondant aux pourcentages suivants de 
ces reserves: 


Royaume-Uni 

30% 

Dänemark 

4% 

Norvege 

3% 

Irlande 

1 Vo 

2. Les montants des versements vises 

au present article 


sont calcules en unites de compte apres l'approbation du 
bilan annuel de la Banque pour l'annee precedant l'ad- 
hesion. 

3. Le versement de ces montants a lieu en cinq tran¬ 
ches egales au plus tard deux mois, neuf mois, seize mois. 
vingt-trois mois et trente mois apres l'adhesion. Chacune 
de ces cinq tranches est versee en monnaie nationale 
librement convertible de chacun des nouveaux Etats 
membres. 


Article 12 

1. Des l'adhesion, le conseil des gouverneurs coniplete 
la composition du conseil d'administration en nommant: 
3 administrateurs designes par le Royaume-Uni de 
Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord; 

1 administrateur designe par le Royaume de Dänemark; 

1 administrateur designe par l'Irlande; 

1 administrateur designe par le Grand-Duche de Luxem¬ 
bourg ; 

1 administrateur designe par le Royaume de Norvege; 

2 suppleants designes par le Royaume-Uni de Grande- 
Bretagne et d'Irlande du Nord. 

2. Le mandat des administrateurs et suppleants ainsi 
nomnies expire ä l'issue de la seance annuelle du con¬ 
seil des gouverneurs au cours de laquelle est examine le 
rapport annuel relatif ä l'exercice 1977. 

3. A l'issue de la seance annuelle au cours de laquelle 
est examine le rapport annuel relatif ä l'exercice 1972, le 
conseil des gouverneurs nomrne pour un mandat de cinq 
ans: 

3 administrateurs designes par la Republique föderale 
d'Allemagne; 

3 administrateurs designes par la Republique francaise; 

3 administrateurs designes par la Republique italienne; 
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1 ordentliches Mitglied, das vom Königreich Belgien be¬ 
nannt wird; 

1 ordentliches Mitglied, das vom Königreich der Nieder¬ 
lande benannt wird; 

1 ordentliches Mitglied, das von der Kommission benannt 
wird; 

2 stellvertretende Mitglieder, die von der Bundesrepublik 
Deutschland benannt werden; 

2 stellvertretende Mitglieder, die von der Französischen 
Republik benannt werden; 

2 stellvertretende Mitglieder, die von der Italienischen 
Republik benannt werden; 

1 stellvertretendes Mitglied, das von den Beneluxländern 
im gegenseitigen Einvernehmen benannt wird; 

1 stellvertretendes Mitglied, das von der Kommission 
benannt wild. 


Artikel 13 

Unmittelbar nach dem Beitritt wird das Direktorium 
durch die Bestellung eines Vizepräsidenten ergänzt. Seine 
Amtszeit läult zum gleichen Zeitpunkt ab wie diejenige 
der Mitglieder des Direktoriums, die sich zum Zeitpunkt 
des Beitritts im Amt befinden. 


Protokoll Nr. 2 
betreffend die Färöer 

Artikel 1 

Solange die dänische Regierung die in den Artikeln 
25, 26 und 27 der Beitrittsakte genannten Erklärungen 
nicht abgegeben hat, längstens jedoch bis zum 31. De¬ 
zember 1975, ist eine Änderung der zum Zeitpunkt des 
Beitritts geltenden Zollregelung für die Einfuhr von Er¬ 
zeugnissen mit Ursprung in und Herkunft von den Färöer 
in andere Gebiete Dänemarks nicht erforderlich. 

Die von den Färöer nach der erwähnten Regelung in 
andere Gebiete Dänemarks eingeführten Erzeugnisse kön¬ 
nen nicht als in Dänemark im freien Verkehr im Sinne 
des Artikels 10 des EWG-Vertrags befindlich angesehen 
werden, wenn sie in einen anderen Mitgliedstaat wie¬ 
derausgefühlt werden. 


Artikel 2 

Gibt die dänische Regierung die in Artikel 1 genannten 
Erklärungen ab, so finden die Bestimmungen der Bei¬ 
trittsakte auf die Färöer unter Berücksichtigung der 
nachstehenden Bestimmungen Anwendung: 

— auf Einfuhren nach den Färöer werden die Zölle er¬ 
hoben, die erhoben worden wären, wenn der Bei¬ 
trittsvertrag und der Beitrittsbesdiluß vom 1. Januar 
1973 ab angewandt worden wären; 

— die Organe der Gemeinschaft werden im Rahmen der 
gemeinsamen Marktorganisation für Fischereierzeug¬ 
nisse nach geeigneten Lösungen für die besonderen 
Probleme der Färöer suchen; 

— die Behörden der Färöer können unter Gemeinschafts¬ 
kontrolle geeignete Maßnahmen beibehalten, um die 
Versorgung der Bevölkerung der Färöer mit Milch zu 
angemessenen Preisen sidierzustellen. 
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1 director nominated by the Kingdom of Belgium; 

1 director nominated by the Kingdom of the Netherlands; 

1 director nominated by the Commission: 

2 alternates nominated by the Federal Republic of Ger- 
many; 

2 alternates nominated by the Frendi Republic; 

2 alternates nominated by the Italian Republic; 

1 alternate nominated by common accord of the Benelux 
countries; 

1 alternate nominated by the Commission. 


A r t i c1e 13 

Upon accession, the membership of the Management 
Committee shall be increased by the appointment of an 
additional Vice-President. His term of Office shall expire 
at the same time as those of the members of the Manage¬ 
ment Committee who hold Office on the date of accession. 


Protocol No 2 
on the Faroe Islands 

Article 1 

So long as the Danish Government has not made the 
declarations referred to in Articles 25, 26 and 27 of the 
Act of Accession and until 31 December 1975 at the latest, 
no alteration shall be required in the customs treatment 
applicable at the time of accession to imports of products 
originating in and coming from the Faroe Islands into the 
other regions of Denmark. 

Products imported from the Faroe Islands into the other 
regions of Denmark under the abovementioned arrange- 
ment shall not be considered as being in free circulation 
in that State, within the meaning of Article 10 of the HEC 
Treaty, when they are re-exported to another Member 
Stale. 


Article 2 

If the Danish Government makes the declarations 
referred to in Article 1, the provisions of the Act of Ac¬ 
cession shall apply to the Faroe Islands, taking into 
account the following provisions: 

— imports into the Faroe Islands shall be subject to the 
customs duties which would have been applicable if 
the Treaty and Decision conceming the Accession had 
been applied from 1 January 1973; 

— the institutions of the Community will seek, within 
the framework of the common Organization of the 
market in fishery products, adequate Solutions to the 
specific problems ol the Faroe Islands; 

— the authorities of the Faroe Islands may, under Com¬ 
munity supervision, retain appropriate measures with 
a view to ensuring supplies of milk at reasonable 
prices to the Faroese population. 


1 administrateur designe par le Royaume de Belgique; 

1 administrateur designe par le Royaume des Pays-Bas; 

1 administrateur designe par la Commission; 

2 suppieants designes par la Republique federale d'Alle- 
magne; 

2 suppieants designes par la Republique francaise; 

2 suppieants designes par la Republique italienne; 

1 suppleant designe d un commun accord par les pays du 
Benelux; 

1 suppleant designe par la Commission. 


Article 13 

Des ladhesion, le comite de direction est complete par 
la nomination d un vice-president. Le mandat de ce der- 
nier expire en meme temps que celui des membres du 
comite de direction qui sont en fonctions au moment de 
ladhesion. 


Protocole n” 2 
concernant les lies F6ro6 

Article 1 

Tant que le gouvernement danois n a pas fait les de¬ 
clarations visees aux articles 25, 26 et 27 de lacte d ad- 
hesion, et jusqu'au 31 decembre 1975 au plus tard, aucune 
modification du regime douanier applicable, ä la date de 
ladhesion, a l importation dans les autres regions du 
Dänemark de produits originales et en provenance des 
iles Feroe n'est exigee. 

Les produits importes des iles Feroe dans les autres 
regions du Dänemark au benefice du regime vise ci- 
dessus ne peuvent etre consideres comme etant en libre 
pratique dans cet Etat au sens de larticle 10 du traite 
CEE, lorsqu'ils sont reexportes dans un autre Etat mem- 
bre. 


Article 2 

Si le gouvernement danois fait les declarations visees 
ä l article 1, les dispositions de l acte d adhesion sont 
applicables aux iles Feroe, compte tenu des dispositions 
suivantes: 

— les importations dans les iles Feroe sont soumises aux 
droits de douane qui auraient ete applicables si le 
traite et la decision relatifs a ladhesion avaienl ete 
appliques ä partir du l pr janvier 1973; 

— les institutions de la Communaute recherdieront, dans 
le cadre de l'organisation commune des marches pour 
les produits de la peche, des Solutions adequates aux 
problemes specifiques des iles Feroe; 

— les autorites des iles Feroe peuvent maintenir, sous 
contröle communautaire, des mesures approprices en 
vue d assurer l'approvisionnement en lait de la popu¬ 
lation des iles Feroe ä des prix raisonnables. 
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Artikel 3 

Teilt die dänische Regierung in dem in Artikel 1 ge¬ 
nannten Zeitraum dem Rat im Anschluß an eine von der 
örtlichen Regierung der Färöer gefaßten Entschließung 
mit, daß sie nicht in der Lage ist, die in Artikel 1 ge¬ 
nannten Erklärungen abzugeben, so prüft der Rat auf 
Antrag der dänischen Regierung die dadurch entstandene 
Lage. Der Rat beschließt auf Vorschlag der Kommission 
die erforderlichen Regelungen zur Lösung der Probleme, 
die sich daraus für die Gemeinschaft und insbesondere 
für Dänemark und die Färöer ergeben könnten. 


Artikel 4 

Dänische Staatsangehörige, die auf den Färöer ansässig 
sind, werden erst von dem Zeitpunkt an, von dem ab die 
ursprünglichen Verträge auf die Inseln Anwendung fin¬ 
den, als Staatsangehörige eines Mitgliedstaats im Sinne 
der ursprünglichen Verträge angesehen. 


Artikel 5 

Die in Artikel 1 genannten Erklärungen sind gleich¬ 
zeitig abzugeben und müssen die gleichzeitige Anwen¬ 
dung der ursprünglichen Verträge auf die Färöer zur 
Folge haben. 


Protokoll Nr. 3 

betreffend die Kanalinseln und die Insel Man 

Artikel 1 

1. Die Gemeinschaftsregelung für Zölle und mengenmä¬ 
ßige Beschränkungen, insbesondere die Regelung der 
Beitrittsakte, findet auf die Kanalinseln und auf die 
Insel Man in gleicher Weise wie auf das Vereinigte Kö¬ 
nigreich Anwendung. Insbesondere werden die Zölle 
und die Abgaben gleicher Wirkung zwischen diesen Ge¬ 
bieten und der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zu¬ 
sammensetzung sowie zwischen diesen Gebieten und den 
neuen Mitgliedstaaten nach dem in den Artikeln 32 und 
36 der Beitrittsakte vorgesehenen Zeitplan schrittweise 
abqebaut. Der Gemeinsame Zolltarif und der vereinheit¬ 
lichte EGKS-Tarif finden nach dem in den Artikeln 39 
und 59 der Beitrittsakte vorgesehenen Zeitplan unter 
Berücksichtigung der Artikel 109, 110 und 119 der Bei¬ 
trittsakte schrittweise Anwendung. 

2. Bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen und landwirt¬ 
schaftlichen Verarbeitungserzeugnissen, die unter eine 
besondere Handelsregelung fallen, werden gegenüber 
dritten Ländern die in der Gemeinschaftsregelung bei der 
Einfuht vorgesehenen Abschöpfungen und anderen Maß¬ 
nahmen. die für das Vereinigte Königreich gelten, an¬ 
gewandt. 

Gleichermaßen anwendbar sind die Vorschriften der 
Gemeiuschaftsregelung, insbesondere die der Beitritts¬ 
akte, die zur Gewährleistung des freien Warenverkehrs 
und der Einhaltung normaler Wettbewerbsbedingungen 
im Handel mit diesen Erzeugnissen erforderlich sind. 

Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag 
der Kommission die Bedingungen fest, unter denen die 
in den Unterabsätzen 1 und 2 genannten Vorschriften 
auf diese Gebiete anwendbar sind. 
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A r t i c 1 e 3 

If, during the period referred to in Article 1, the 
Danish Government, following a resolution of the local 
Faroese Government, informs the Council that it cannot 
make the declarations referred to in Article 1, the Coun¬ 
cil shall, at the request of the Danish Government, ex- 
amine the Situation thus created. The Council shall, on 
a proposal from the Commission, decide the arrangements 
to be made for solving the problems which could arise 
out of this Situation for the Community and especially 
for Denmark and the Faroe Islands. 


Article 4 

Danish nationals resident in the Faroe Islands shall be 
considered to be nationals of a Member State within the 
meaning of the original Treaties only from the date on 
which those original Treaties becorne applicable to those 
Islands. 


Article 5 

The declarations referred to in Article 1 must be made 
simultaneously and can only give rise to a simultaneous 
application of the original Treaties to the Faroe Islands. 


Protocol No 3 

on the Channel Islands and the Isle of Man 


Article 1 

1. The Community rules on customs matters and quanti¬ 
tative restrictions, in particular those of the Act of 
Accession, shall apply to the Channel Islands and the 
Isle of Man under the same conditions as they apply to 
the United Kingdom. In particular, customs duties and 
charges having equivalent effect between those territories 
and the Community as originally constituted and between 
those territories and the new Member States shall be 
progressively reduced in accordance with the timetable 
laid down in Articles 32 and 36 of the Act of Accession. 
The Common Customs Tariff and the ECSC unified tariff 
shall be progressively applied in accordance with the 
timetable laid down in Articles 39 and 59 of the Act of 
Accession, and account being taken of Articles 109, 110 
and 119 of that Act. 

2. In respect of agricultural products and products pro- 
cessed therefrom which are the subject of a special trade 
regime, the levies and other import measures laid down 
in Community rules and applicable by the United King¬ 
dom shall be applied to third countries. 

Such provisions of Community rules, in particular 
those of the Act of Accession, as are necessary to allow 
free movement and observance of normal conditions of 
competition in trade in these products shall also be appli¬ 
cable. 

The Council, acting by a qualified majority on a pro¬ 
posal from the Commission, shall determine the condi¬ 
tions under which the provisions referred to in the pre- 
ceding subparagraphs shall be applicable to these terri¬ 
tories. 


Article 3 

Si, durant la periode visee ä l'article 1, le gouverne- 
ment danois informe le Conseil, ä la suite d une resolu¬ 
tion prise par le gouvernement local des iles Feroe, qu'il 
n'est pas en mesure de faire les declarations visees ä 
l'article 1, le Conseil examine, ä la demande du gouverne¬ 
ment danois, la Situation ainsi creee. Le Conseil decide, 
sur proposition de la Commission, des arrangements ä 
prevoir pour resoudre les problemes que cette Situation 
pourrait poser pour la Communaule et notamment pour 
le Dänemark et les iles Feroe. 


Article 4 

Les ressortissants danois residant aux iles Feroe ne 
sont consideres comme ressortissants d'un Etat membre 
au sens des traites originaires quä compter de la date 
a laquelle ces traites originaires deviendraient applica¬ 
bles ä ces iles. 


Article 5 

Les declarations visees ä l'article 1 doivent etre faites 
simultanement et ne peuvent donner lieu qu'ä une appli¬ 
cation simultanee des traites originaires aux iles Feroe. 


Protocole n° 3 

concernant les lies anglo-normandes 
et 1'tle de Man 

Article 1 

1. La reglementation communautaire en matiere doua- 
niere et en matiere de restrictions quantitatives, et no¬ 
tamment celle de l'acte d'adhesion, s'applique aux iles 
anglo-normandes et ä l'ile de Man dans les meines con¬ 
ditions qu'au Royaume-Uni. En particulier les droits de 
douane et les taxes d'effet equivalent entre ces territoires 
et la Communaute dans sa composition originaire et 
entre ces territoires et les nouveaux Etats membres sont 
progressivement reduits, conformement au rythme prevu 
aux articles 32 et 36 de l'acte d'adhesion. Le tarif doua- 
nier commun et le tarif unifie CECA sont applicables 
progressivement conformement au rythme prevu aux 
articles 39 et 59 de l'acte d'adhesion, et en tenant compte 
des articles 109, 110 et 119 de cet acte. 

2. Pour les produits agricoles et pour les produits issus 
de leur transformation qui font l’objet d un regime d e- 
diange special, sont appliques ä l'egard des pays tiers 
les prelevements et autres mesures ä l'importation prevus 
par la reglementation communautaire, applicables par le 
Royaume-Uni. 

Sont egalement applicables celles des dispositions de 
la reglementation communautaire, et notamment celles 
de l'acte d'adhesion, qui sont necessaires en vue de per- 
mettre la libre circulation et le respect de conditions 
normales de concurrence dans les echanges de ces pro¬ 
duits. 

Le Conseil, statuant ä la majorite qualifiee sur propo¬ 
sition de la Commission, determine les conditions d'appli- 
cation ä'ces territoires des dispositions visees aux ali- 
neas precedents. 




1340 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1972, Teil II 


Artikel 2 

Die Rechte, welche die Staatsangehörigen dieser Ge¬ 
biete im Vereinigten Königreich genießen, werden durdi 
die Beitrittsakte nicht berührt. Für sie gelten jedoch nicht 
die Gemeinschaftsbestimmungen über die Freizügigkeit 
und den freien Dienstleistungsverkehr. 


Artikel 3 

Die Bestimmungen des EAG-Vertrags, die für Per¬ 
sonen oder Unternehmen im Sinne des Artikels 196 des 
EAG-Vertrags gelten, finden auf diese Personen oder 
Unternehmen Anwendung, soweit sie in den genannten 
Gebieten ansässig sind oder ihren Sitz haben. 


Artikel 4 

Die Behörden dieser Gebiete wenden auf alle natür¬ 
lichen und juristischen Personen der Gemeinschaft die 
gleiche Behandlung an. 


Artikel 5 

Ergeben sich aus der Anwendung der in diesem Proto¬ 
koll festgelegten Regelung in den Beziehungen zwischen 
der Gemeinschaft und diesen Gebieten auf einer der bei¬ 
den Seilen Schwierigkeiten, so schlägt die Kommission 
dem Rat unverzüglich die von ihr für notwendig erach¬ 
teten Schutzmaßnahmen einschließlich der Bedingungen 
und Einzelheiten ihrer Durchführung vor. 

Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit binnen 
einem Monat. 


Artikel 6 

Im Sinne dieses Protokolls gilt als Staatsangehöriger 
der Kanalinseln oder der Insel Man jeder Bürger des 
Vereinigten Königreichs und seiner Kolonien, der diese 
Staatsbürgerschaft aufgrund der Tatsache besitzt, daß er 
selbst oder ein Teil seiner Eltern oder Großeltern auf 
der betreffenden Insel geboren, adoptiert, naturalisiert 
oder in das Personenstandsregister eingetragen wurde; 
eine solche Person wiid jedoch insoweit nicht als Staats¬ 
angehöriger dieser Gebiete betrachtet, wenn sie selbst 
oder ein Teil ihrer Eltern oder Großeltern im Vereinigten 
Königreich geboren, adoptiert, naturalisiert oder in das 
Personenstandsregister eingetragen wurde. Sie gilt auch 
nicht als Staatsangehöriger dieser Gebiete, wenn sie zu 
irgendeiner Zeit fünf Jahre lang ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt im Vereinigten Königreich hatte. 

Die erforderlichen Verwallungsbeslimmungen zur Fest¬ 
stellung dieser Personen werden der Kommission mit¬ 
geteilt. 
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A r t i c 1 e 2 

The rights enjoyed by Channel Isländers or Manxmen 
in the United Kingdom shall not be affected by the Act 
of Accession. However, such persons shall not benefit 
from Community provisions relating to the free movement 
of persons and Services. 


Article 3 

The provisions of the Euratom Treaty applicable to 
persons or undertakings within the meaning of Article 196 
of that Treaty shall apply to those persons or under¬ 
takings when they are established in the aforementioned 
territories. 


Article 4 

The authorities of these territories shall apply the same 
treatment to all natural and legal persons of the Com¬ 
munity. 

Article 5 

If, during the application of the arrangements defined 
in this Protocol, difficulties appear on either side in re- 
lations between the Community and these territories, the 
Commission shall without delay propose to the Council 
such safeguard measures as it believes necessary, speci- 
fying their terms and conditions of application. 

The Council shall act by a qualified majority within 
one month. 


Article 6 

In this Protocol, Channel Isländer or Manxman shall 
mean any Citizen of the United Kingdom and Colonies 
who holds that citizenship by virtue of the fact that he, 
a parent or grandparent was born, adopted, naturalized 
or registered in the island in question; but such a person 
shall not for this purpose be regarded as a Channel 
Isländer or Manxman if he, a parent or a grandparent 
was born, adopted, naturalized or registered in the United 
Kingdom. Nor shall he be so regarded if he has at any 
time been ordinarily resident in the United Kingdom for 
live years. 


The administrative arrangements necessary to idenlify 
these persons will be notified to the Commission. 


Article 2 

Les droits dont beneficient les ressortissants de ces 
territoires au Royaume-Uni ne sont pas affectes par 
l’acte d'adhesion. Toutefois, ceux-ci ne beneficient pas 
des dispositions communautaires relatives ä la libre cir- 
culation des personnes et des Services. 


Article 3 

Les dispositions du traite CEEA applicables aux per¬ 
sonnes ou entreprises au sens de i'article 196 de ce 
traite s'appliquent k ces personnes ou entreprises lors- 
qu'elles sont etablies dans les territoires precites. 


Article 4 

Les autoriles de ces territoires appliquent le meine 
traitement ä toutes les personnes physiques ou morales 
de Ia Communaute. 


Article 5 

Si, lors de l'application du regime defini au present 
protocole, des difficultes apparaissent de pari ou d'autre 
dans les relations entre la Communaute et ces territoi¬ 
res, la Commission propose au Conseil, sans delai, les 
mesures de sauvegarde quelle estime necessaires, en 
precisanl les conditions et les modalites d'applicalion. 

Le Conseil statue ä la majorite qualifiee dans un delai 
d un mois. 


A r 1 i c 1 e 6 

Est considere au sens du present protocole comme 
ressortissant des lies anglo-normandes ou de rile de 
Man, toul Citoyen du Royaume-Uni et de ses colonies 
qui detient cette citoyennele en vertu du fait que lui- 
meme, l'un de ses parents ou 1 un de ses grands-parents 
est ne, a ete adopte, naturalise ou mscrit au registre de 
l'etat civil dans l'une des lies en question,- toutefois, une 
teile personne n est pas consideree ä cet egard comme 
ressortissant de ces territoires si elle-meme, l'un de ses 
parents ou de ses grands-parents est ne, a ete adopte, 
naturalise ou inscrit au registre de l'etat civil au 
Royaume-Uni. Elle n est pas davantage consideree comme 
tel si ä une epoque quelconque eile a reside normalement 
au Royaume-Uni pendant cinq ans. 

Les dispositions administratives necessaires a son iden- 
tification sont communiquees ä la Commission. 
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Protokoll Nr. 4 
betreffend Grönland 

Artikel 1 

Dänemark wird ermächtigt, die innerstaatlichen Be¬ 
stimmungen beizubehalten, nach denen zur Erlangung 
einer Erlaubnis für den Zugang zu bestimmten kaufmän¬ 
nischen Tätigkeiten in Grönland eine Aufenthaltsdauer 
von sechs Monaten in diesem Gebiet erforderlich ist. 

Der Rat kann nach dem in Artikel 57 des EWG-Ver- 
trags vorgesehenen Verfahren eine Liberalisierung die¬ 
ser Regelung beschließen. 


Artikel 2 

Die Organe der Gemeinschaft werden im Rahmen der 
gemeinsamen Marktorganisation für Fischereierzeugnisse 
nach geeigneten Lösungen für die besonderen Probleme 
Grönlands suchen. 


Protokoll Nr. 5 

betreffend Svalbard (Spitzbergen) 

Artikel 1 

Dem Königreich Norwegen steht es frei, die Ratifika¬ 
tion des Vertrags über den Beitritt zur Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europäischen Atomge¬ 
meinschaft sowie die Hinterlegung der Urkunde über den 
Beitritt zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl nur für das Hoheitsgebiet des Königreichs unter 
Ausschluß von Svalbard vorzunehmen. 


Artikel 2 

Macht Norwegen von dieser Möglichkeit Gebrauch, so 

gelten folgende Bestimmungen: 

a) eine Änderung der Zollregelung für die Einfuhr von 
Waren mit Ursprung in und Herkunft aus Svalbard 
nach Norwegen ist nicht erforderlich; 

b) die Ausfuhr von Svalbard umfaßt gegenwärtig aus¬ 
schließlich Kohle und wirft keine konkreten Probleme 
auf. Soweit sich diese Sachlage, insbesondere infolge 
von Beschlüssen, die gegebenenfalls im Rahmen der 
gemeinsamen Politik gefaßt werden, ändert, prüfen 
die Organe der Gemeinschaft diese Frage erneut, um 
den Auswirkungen Rechnung zu tragen, die eine sol¬ 
che Änderung für die auf Einfuhren aus Svalbard an¬ 
wendbare Regelung haben könnte; 

c) die im Rahmen der unter Buchstabe a genannten Re¬ 
gelung nadi Norwegen eingeführten Waren können 
nicht als m Norwegen im freien Verkehr im Sinne 
des Artikels 10 des EWG-Vertrags befindlich ange¬ 
sehen werden, wenn sie in einen anderen Mitglied¬ 
staat wiederausgeführt werden. 
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Protocol No 4 
on Greenland 

A r t i c 1 e 1 

Denmark may retain its national provisions whereby a 
six-month period of residence in Greenland is required 
to obtain a licence for engaging in certain commercial 
activities in that territory. 

The Council may, acting in accordance with the proce- 
dure laid down in Article 57 of the EEC Treaty, decide 
upon a liberalization of this System. 


Article 2 

The institutions of the Community will seek, within the 
framework of the common Organization of the market in 
fishery products, adequate Solutions to the specific Prob¬ 
lems of Greenland. 


Protocol No 5 
on Svalbard (Spitzbergen) 

Article 1 

The Kingdom of Norway shall have the right to ratify 
the Treaty concerning Accession to the European 
Economic Community and the European Atomic Energy 
Community and to deposit its instrument of accession 
to the European Coal and Steel Community for the 
territory of the Kingdom, with the exception of Svalbard. 


Article 2 

If Norway avails itself of this right, the following 

provisions shall apply: 

(a) no amendment of the customs treatment applicable 
to imports into Norway of goods originaling in and 
coming from Svalbard shall be required; 

(b) present exports from Svalbard consist solely of coal 
and present no real problem. In so far as that Situa¬ 
tion might alter, particularly following decisions 
which could be taken within the framework of com¬ 
mon policies, the institutions of the Community will 
re-examine the matter to take into account the 
consequences such an alteration could have with 
regard to the treatment applicable to imports from 
Svalbard; 

(c) goods imported into Norway which receive the treat¬ 
ment referred to in (a) may not be considered as 
being in free circulation in that State within the 
meaning of Article 10 of the EEC Treaty when they 
are re-exported to another Member State. 


Protocole n° 4 
concernant le Groenland 

Article 1 

Le Dänemark esl autorise ä maintenir les dispositions 
nationales aux termes desquelles une periode de resi¬ 
dence de six mois au Groenland est exigee afin d'obte- 
nir une licence pour l'acces ä certaines activites com- 
merciales dans cette region. 

Le Conseil, statuant selon la procedure prövue ä Tar- 
ticle 57 du traite CEE, peut decider une liberalisation de 
ce Systeme. 


Article 2 

Les institutions de la Communaute recherdieront, dans 
le cadre de l'organisation commune des marches pour les 
produits de la peche, des Solutions adequates aux pro- 
blemes specifiques du Groenland. 


Protocole n° 5 

concernant le Svalbard (Spitzberg) 

Article 1 

Le Royaume de Norvege a la faculte de ratifier le 
traite relatif ä l'adhesion ä la Communaute economique 
europeenne et ä la Communaute europeenne de l'energie 
atomique et de deposer son instrument d'adhesion ä la 
Communaute europeenne du diarbon et de Lader pour 
le territoire du Royaume, ä l'exclusion du Svalbard. 


Article 2 

Si la Norvege utilise cette faculte, les dispositions sui- 

vantes sont applicables; 

a) aucune modification du regime douanier applicable ä 
l importation en Norvege de marchandises originaires 
et en provenance du Svalbard n'est exigee; 

b) les exportations actuelles du Svalbard sont represen- 
tees uniqueinent par du diarbon et ne soulevent au- 
cun probleme sur le plan concret. Dans la mesure oü 
cette Situation se trouverait modifiee, notamment ä 
la suite de decisions qui pourraient etre prises dans le 
cadre des politiques communes, les institutions de la 
Communaute reexamineront la question pour tenir 
compte des consequences qu'une teile modification 
pourrait entrainer en ce qui concerne le regime ap¬ 
plicable aux importations en provenance du Svalbard; 

c) les marchandises importees en Norvege au benefice 
du regime vise sous a) ne peuvent etre considerees 
corame etant en libre pratique dans cet Etat au sens 
de l arlicle 10 du traite CEE lorsqu'elles sont reex- 
portees dans un autre Etat mcmbre. 
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Protokoll Nr. 6 

über bestimmte mengenmäßige Beschränkungen 
betreffend Irland und Norwegen 


I. Irland 

1. Die in Illand geltenden mengenmäßigen Einfuhrbe¬ 
schränkungen für die nachstehend aufgeführten Waren 
werden schrittweise durch die Eröffnung folgender Glo¬ 
balkontingente beseitigt: 


Zeitraum 

Strümpfe (1) 

Nrn ex 60.03 
und ex 00.04 
des GZT 

Federn für 
Kiaflfahrzeuge (2) 

Nr ex 73.35 
des GZT 

Zündkerzen 
und Teile davon 
aus Metall 

Nr. ex 85 08 D 
des GZT 

Besen und Bürsten 
im Wert von 
£ 1,50 oder mehr je 
Dutzend 

Nrn. ex 96.01 
und ex 96 02 
des GZT 

Besen und Büisten 
im Wert unter 
£ 1.50 je Dutzend 
Nrn. ex 96.01 
und ex 96.02 
des GZT 


Paar 

£ 

Einheiten 

Stüde 

Stüde 

1. Januar 1973 
bis 

30. Juni 1973 

2 000 000 

50 000 

300 000 

130 000 

600 000 

1. Juli 1973 
bis 

30. Juni 1974 

5 000 000 

150 000 

900 000 

460 000 

1 600 000 

1. Juli 1974 
bis 

30. Juni 1975 

6000 000 

200 000 

1 250 000 

660 000 

2 200 000 


Diese Beschränkungen werden am 1. Juli 1975 beseitigt. 


(1] Das Kontingent gilt (ür Strumpfhosen und Strümpfe auüet Halbslrütnpfen. ganz oder hauptsächlich aus Seide oder aus synthetischen oder 
künstlichen Spinnfasern hergestellt, im Werte von höchstens £ 2,50je Dutzend Paar. 

(2) Das Kontingent gilt füi Federn und Federhlälter aus Walzeisen oder Walzstahl, die füi Kraftfahrzeuge bestimmt sind. 


2. Irland wird ermächtigt, für Superphosphate der Tarif- 
nr. 31.03 A I des Gemeinsamen Zolltarifs gegenüber an¬ 
deren Ländern als dem Vereinigten Königreich ein Ein¬ 
fuhrkontingent beizubehalten. Das Volumen dieses Kon¬ 
tingents wird unter Zugrundelegung der irischen Produk¬ 
tion im Jahre 1970 festgesetzt auf 
3 v. H. des Volumens dieser Produktion im Jahre 1973, 
6 v. H. des Volumens dieser Produktion im Jahre 1974, 
die Hälfte von 8 v. H. des Volumens dieser Produktion 
im ersten Halbjahr 1975. 

Das Kontingent wird am 1. Juli 1975 abgeschafft. 
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Protocol No 6 

on certain quantitative restrictions 
relating to Ireland and Norway 

I. Ireland 


1. The quantitative restrictions on imports in force in Ireland for the following products shall be progressive^ 
abolished by the opening of the following global quotas: 


Period 

Stockings (!) 

CCT heading 

No ex 60 03 
& ex 60.04 

Springs 
for vehicles (2) 

CCT heading 

No ex 73.35 

Sparking 
plugs and mctal 
component parts 
CCT heading 

No ex 85.08 D 

Brushes and brooms ! 
of a value of not less 
than £1.50 per dozen 
CCT heading 

No ex 96 01 
& ex 96.02 

Brushes and brooms 
valued at less than 
£1.50 per dozen 

CCT heading 

No ex 96.01 
& ex 96.02 

1 January 1973 

pairs 

£ 

items 

items 

items 

to 

30 June 1973 

2,000,000 

50,000 

300,000 

130,000 

600,000 

1 July 1973 






to 

30 June 1974 

5,000,000 

150,000 

900,000 

460,000 

1,600,000 

1 July 1974 






to 

30 June 1975 

6,000,000 

200,000 

1,250,000 

660,000 

2,200,000 


These restrictions shall be abolished on 1 July 1975. 


(t) The quota is applicable to tights and stockings other than knee-length stockings entirely or mainly made of silk ot man-raade fibres, of • 
value of not more than £2.50 per dozen pairs. 

(2) The quota is applicable to laminated springs of iron or Steel, for use as parts of vehicles, and to leaves for these springs. 


Protocole n° 6 

concernant certaines restrictions quantitatives 
interessant l'Irlande et la Norvfege 
I. Irlande 


1. Les restrictions quantitatives ä Timportation en viqueur en Irlande, pour les produits enumeres ci-apres, sont 
eliminees progressiveraent par l'ouverture des contingents globaux suivants: 


Periode 

Bas. (1) 
pos. ex 60.03 
et pos. ex 60.04 
du TDC 

Ressorts 

pour vehicules (2) 
pos. ex 73.35 
du TDC 

Bougies d'allumage 
et leurs parties et 
pieces detachees en 
metal pos. ex 85.08 D 
du TDC 

Axticles de brosserie 
et balais d une valeur 
de £ 1.50 ou plus par 
douzaine pos. ex 96.01 
et pos. ex 96.02 
du TDC 

Articles de brosserie 
et balais d'une valeur 
de moins de £ 1,50 
par douzaine 
pos. ex 96 01 et 
pos. ex 96.02 du TDC 

1 er janvier 1973 

paires 

£ 

unites 

pieces 

pieces 

au 

30 juin 1973 

2.000.000 

50.000 

300.000 

130.000 

600.000 

1« juillet 1973 






au 

30 juin 1974 

5.000.000 

150.000 

900.000 

460.000 

1.600.000 

1 er juillet 1974 






au 

30 juin 1975 

6.000.000 

200.000 

1.250.000 

660.000 

2.200.000 


Ces restrictions sont supprimees le 1 er juillet 1975. 


(1) Le contingent est applicable aux collanls el aux bas, autres que les mi-bas, entiörerrent ou essentiellemcnt fabriques en soie ou en fibres 
textiles synthetiques ou arlificielles, d'une valeur ne depassant pas f 2.50 par douzaine de paires. 

(2) Le contingent est applicable aux ressorts et lames de ressorts en fei ou en acier lamines, destines a etre utilises comme pieces de vehicules. 


2. Ireland is authorized to retain for superphosphates 
(CCT heading No 31.03 A I) an import quota for coun¬ 
tries other -than the United Kingdom. The volume of 
this quota shall be fixed with reference to Irish produc- 
tion recorded in 1970 at: 

3% of this production volume in 1973, 

6 °/o of this production volume in 1974, 

half of 8°/o of this production volume for the first half 

of 1975. 

This quota shall be abolished on 1 July 1975. 


2. L'Irlande est autorisee ä maintenir ä I'egard des 
pays autres que le Royaume-Uni un contingent ä lim- 
portation pour les superphosphates de la position 
31.03 Al du tarif douanier commun. Le volume de ce 
contingent est fixe, en prenant pour reference la pro¬ 
duction irlandaise enregistiee en 1970: 
ä 3°/o du volume de cette production en 1973, 
ä 6°/c du volume de cette production en 1974, 
ä la moitie de 8% du volume de cette production pour 
le 1 er semestre de 1975. 

Ce contingent est supprime le 1 er juillet 1975. 
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3. Irland wird ermächtigt, die mengenmäßigen Beschrän¬ 
kungen für die Ausfuhr der nachstehend aufgeführten 
Erzeugnisse in die anderen Mitgliedstaaten bis zum 1. 
Juli 1975 beizubehalten: 

Nummer 
des Ge- 

meinsa- Warenbezeichnung 

men Zoll¬ 
tarifs 

ex 41.01 Rohe Häute und Felle (frisch, gesalzen, ge¬ 
trocknet, geäschert oder gepickelt), ein¬ 
schließlich nicht enthaarter Felle von Scha¬ 
fen und Lämmern: 

— Rohe Häute und Felle von Schafen und 
Lämmern (frisch, gesalzen, getrocknet, ge¬ 
äschert oder gepickelt), einschließlich 
nicht enthaarter Felle von Schafen und 
Lämmern 

44.01 Brennholz in Form von Rundlingen, Schei¬ 
ten, Zweigen oder Reisigbündeln; Holzab¬ 
fälle einschließlich Sägespäne 

44.03 Rohholz, auch entrindet oder nur grob zu¬ 
gerichtet 

44.04 Holz, vierseitig oder zweiseitig grob zuge¬ 
richtet, aber nicht weiterbearbeitet 

44.05 Holz, in der Längsrichtung gesägt, gemes¬ 
sert oder rundgeschält, aber nicht weiterbe¬ 
arbeitet, mit einer Dicke von mehr als 5 mm 

ex 74.01 Kupfermatte; Rohkupfer (Kupfer zum Raffi¬ 
nieren und raffiniertes Kupfer); Bearbei¬ 
tungsabfälle und Schrott, aus Kupfer: 

— Bearbeitungsabfälle und Schroll, aus Kup¬ 
fer 

ex 75.01 Nickelmatte, Nickelspeise und andere Zwi- 

sdienerzeugnisse der Nickelherstellung; Roh¬ 
nickel (ausgenommen Anoden der Tarifnr. 
75.05); Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus 
Nickel: 

— Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Nik¬ 
kei 

76.01 Rohaluminium; Bearbeitungsabfälle und 

Schrott, aus Aluminium: 

B. Bearbeitungsabfälle und Schrott 

78.01 Rohblei (auch silberhaltig); Bearbeitungsab¬ 

fälle und Schrott, aus Blei: 

B. Bearbeitur.gsabfälle und Schrott 

79.01 Rohzink; Bearbeitungsabfälle und Schrott, 

aus Zink: 

B. Bearbeitungsabfälle und Schrott 

II. Norwegen 

Norwegen wild ermächtigt, die mengenmäßigen Be¬ 
schränkungen für die Ausfuhr der nachstehend aufge¬ 
führten Erzeugnisse in die anderen Mitgliedstaaten bis 
zum 31. Dezember 1974 beizubehalten: 

Nummer 
des Ge- 

meinsa- Warenbezeichnung 

men Zoll¬ 
tarifs 

ex 74.01 Kupfermatte; Rohkupfer (Kupfer zum Raffi¬ 
nieren und raffiniertes Kupfer); Bearbei- 
tungsabfalle und Schrott, aus Kupfer: 

— Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Kup¬ 
fer 
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3. Ireland is authorized to retain until 1 July 1975 3. L'Irlande est autorisee ä maintenir jusqu'au 1 er juil- 

quantitative restrictions on exports of the following let 1975 les restrictions quantitatives ä l'exportation des 
Products to other Member States: produits enumeres ci-apres ä destination des autres Etats 

membres: 


CCT 

headinq 

No 

Description of goods 

N° du 

tarif 

douanier 

commun 

Designation des marchandises 

ex 41.01 

Raw hides and skins (fresh, salted, dried, 
pickled or limed), whether or not split, 
including sheepskins in the wool: 

— Raw hides and skins of sheep (fresh, 
salted, dried, pickled or limed), whether 
or not split, including sheepskins in the 
wool 

ex 41.01 

Peaux brutes (fraiches, salees, sechees, chau- 
lees, picklees), y compris les peaux d'ovins 
lainees: 

— Peaux brutes (fraiches, salees, sechees, 
chauiees, picklees) d'ovins, y compris 
les peaux d'ovins lainees 

44.01 

Fuel wood, in logs, in billets, in twigs or 
in faggots; wood waste, including sawdust 

44.01 

Bois de chauffage en rondins, büches, ra- 
milles ou fagots; dechets de bois, y com¬ 
pris les sciures 

44.03 

Wood in the rough, whether or not stripped 
of its bark or merely roughed down 

44.03 

Bois bruts, meme ecorces ou simplement 
degrossis 

44.04 

Wood, roughly squared or half-squared, but 
not further manufactured 

44.04 

Bois simplement equarris 

44.05 

Wood sawn lengthwise, sliced or peeled, 
but not further prepared, of a thickness ex- 
ceeding 5 mm 

44.05 

Bois simplement scies longitudinalement, 
tranches ou deroules, d'une epaisseur supe- 
rieure ä 5 mm 

ex 74.01 

Copper matte: unwrought copper (refined 
or not); copper waste and scrap: 

Copper waste and scrap 

ex 74.01 

Mattes de cuivre; cuivre brut (cuivre pour 
affinage et cuivre affine); dechets et debris 
de cuivre: 

— Dechets et debris de cuivre 

ex 75.01 

Nickel mattes, nidcel speiss and other inter- 
mediate products of nickel metallurgy; 
unwrought nickel (excluding electro-plating 
anodes); nickel waste and scrap: 

Nickel waste and scrap 

ex 75.01 

Mattes, speiss et autres produits interme- 
diaires de la metallurgie du nickel; nickel 
brut (ä l'exclusion des anodes du n° 75.05); 
dechets et debris de nickel: 

— Dechets et debris de nickel 

76.01 

Unwrought aluminium; aluminium waste 
and scrap: 

B. Waste and scrap 

76.01 

Aluminium brut; dechets et debris d'alumi- 
nium: 

B. Dechets et debris 

78.01 

Unwrought lead (including argentiferous 
lead); lead waste and scrap: 

B. Waste and scrap 

78.01 

Plomb brut (meme argentifere); dechets et 
debris de plomb: 

B. Dechets et debris 

79.01 

Unwrought zinc; zinc waste and scrap: 

B. Waste and scrap 

79.01 

Zinc brut; dechets et debris de zinc: 

B. Dechets et debris 


II. Norway 

Norway is authorized to retain until 31 December 1974 
quantitative restrictions on exports of the following 
products to other Member States: 


II. Norv^ge 

La Norvege est autorisee ä maintenir jusqu'au 31 de- 
cembre 1974 les restrictions quantitatives ä l'exporta- 
tion des produits Enumeres ci-apres ä destination des 
autres Etats membres: 


CCT 

headinq 

No 

Description of goods 

N° du 
tarif 

douanier 

commun 

Designation des marchandises 

ex 74.01 

Copper matte; unwrought copper (refined 
or not); copper waste and scrap: 

Copper waste and scrap 

ex 74 01 

Mattes de cuivre; cuivre brut (cuivre pour 
affinage et cuivre affine); dechets et debris 
de cuivre: 

— Dechets et debris de cuivre 









1348 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1972, Teil II 


Protokoll Nr. 7 

Uber die Einfuhr von Kraftfahrzeugen und die 
Kraftfahrzeug-Montageindustrie in Irland 


Artikel 1 

Irland wird ermächtigt, die für die Kraftfahrzeugmonta¬ 
ge und die Kraftfahrzeugeinfuhr geltende Regelung, im 
folgenden „Scheme“ genannt, die nach dem .Motor Ve- 
hicles (Registration of Importeis) Act, 1968', im folgen¬ 
den „Act" genannt, durchgeführt wird, bis zum 1. Januar 
1985 beizubehalten. 


Artikel 2 

1. Vom Beitritt an sind alle im Rahmen des „Act" einge¬ 
tragenen und weiterhin die Eintragungsvoraussetzungen 
erfüllenden Einfuhr-/Montagebetriebe, die in der Ge¬ 
meinschaft hergestellte Kraftfahrzeugmarken einführen 
und montieren, ermächtigt, bereits montierte Fahrzeuge 
von in anderen Mitgliedstaaten hergestellten Marken und 
mit Ursprung in diesen Mitgliedstaaten ohne Beschrän¬ 
kungen einzuführen. 

2. Vom 1. Januar 1974 an wendet Irland im Rahmen der 
Zollherabsetzungen, die es nach Artikel 32 der Beitritts¬ 
akte durchführt, eine nichtdiskriminierende Zollregelung 
auf die Fahrzeuge an, die von den in Absatz 1 genannten 
Einfuhr-/Montagebetrieben eingeführt werden. 

3. Irland hat weiterhin die Möglichkeit, die Steueranteile 
der Zölle, die auf Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeugteile 
erhoben werden, durch inländische Abgaben zu ersetzen, 
die Artikel 95 des EWG-Vertrags und Artikel 38 der 
Beitrittsakte entsprechen. Diese Abgaben dürfen insbe¬ 
sondere nicht zu einer Diskriminierung zwischen den auf 
folgende Waren erhobenen Zöllen lühren: 

— Teile, die in Irland hergestellt werden, und Teile, die 
aus anderen Mitgliedstaaten eingeführt werden; 

— Kraftfahrzeuge, die in Irland montiert werden, und 
montierte Kraftfahrzeuge, die aus anderen Mitglied¬ 
staaten eingeführt werden; 

— Teile, die in Irland hergestellt oder aus anderen Mit¬ 
gliedstaaten eingeführt werden, und Kraftfahrzeuge, 
die in Irland montiert oder aus anderen Mitgliedstaaten 
eingeführt werden. 


Artikel 3 

1. Die in Artikel 2 Absatz 2 genannte Zollregelung gilt 
vom !. Januar 1974 an auch für ein Globalkontingent, 
das Irland vom Beitritt an zugunsten der anderen Mit¬ 
gliedstaaten für Kraftfahrzeuge mit Ursprung in der 
Gemeinschaft eröffnet, die nicht unter die Sonderregelung 
des „Scheme" fallen. 

2. Das Volumen dieses Kontingents wird jedes Jahr auf 
der Grundlage eines Hundertsatzes der Zahl der in Irland 
im voraufgegangenen Jahr montierten Kraftfahrzeuge 
festgesetzt. Dieser Hundertsalz beträgt für 1973 3 v. H.; 
er wird jährlich um einen Punkt bis auf 14 v. H. im Jahre 
1984 erhöht. 

Irland kann das Volumen dieses Kontingents auf die 
folgenden Kraftfahrzeuggruppen aufteilen: 

I. — Personenkraftfahrzeuge 

a| mit einem Hubraum bis 1500 cm’ 
b) mit einem Hubraum über 1500 cm’ 
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Protocol No 7 

on imports of motor vehicles 
and the motor vehicle assembly industry 
in Ireland 

A r t i c 1 e 1 

Ireland is authorized to retain, until 1 January 1985, 
the System applicable to assembly and impoit of motor 
vehicles (hereinafter referred to as the "Scheme“) ap¬ 
plied in accordance with the provisions of the Motor 
Vehicles (Registration of Importers) Act, 1968 (here¬ 
inafter referred to as the "Act“). 


A r t i c 1 e 2 

1. From the date of accession, all the importers- 
assemblers of makes of vehicles manufactured in the 
Community who have been registered under the Act, 
and who continue to fulfil the conditions of registration, 
shall be authorized to import from other Member States 
and without restriction fully built-up vehicles of makes 
manufactured in other Member States. 

2. From 1 January 1974, Ireland shall, within the frame- 
work of the tariff reductions whidi it is to carry out in 
accordance with the provisions of Article 32 of the Act 
of Accession, apply non-discriminatory tariff treatment 
to the vehicles imported by the importers-assemblers 
referred to in paragraph 1. 

3. Ireland shall retain the right to replace the fiscal 
element contained in the customs duties applied to motor 
vehicles and parts thereof by internal taxes in ac¬ 
cordance with Article 95 of the EEC Treaty and Article 38 
of the Act of Accession. In particular these taxes must 
not entail any discrimination between the rates ap¬ 
plied to: 

— parts manufactured in Ireland and parts imported 
from other Member States; 

— vehicles assembled in Ireland and fully built-up 
vehicles imported from other Member States; 

— parts manufactured in Ireland or imported from other 
Member States and vehicles assembled in Ireland or 
imported from other Member States. 


Article 3 

1. The tariff treatment referred to in Article 2 (2) 
shall, from 1 January 1974, also apply to a global quota 
which Ireland shall open, from the date of accession, 
to the other Member States in respect of vehicles 
originating in the Community other than those covered 
by special treatment under the Sdieme. 

2. This quota shall be fixed annually on the basis 
of a percentage of the number of vehicles assembled 
in Ireland during the previous year. This percentage is 
to be 3°/o in 1973 and shall increase each year by one 
point to reach 14 °/o in 1984. 

Ireland may allocate the amount of this quota between 
the following categories of vehicles: 

I. — Private vehicles 

(a) with a cylinder capacity less than or equal to 
1,500 cc 

(b) with a cylinder capacity greater than 1,500 cc. 


Protocole n° 7 

concernant l'importation de vehicules 
ä moteur et l'industrie du montage en Irlande 

Article 1 

L'Irlande est autorisee ä maintenir, jusqu'au 1« jan- 
vier 1985, le r4gime applicable au montage et 4 l'impor¬ 
tation de vehicules ä moteur, ci-apres denomm4 
«Sdieme», appliquö conformement aux dispositions du 
«Motor Vehicles (Registration of Importers) Act, 1968», 
ci-apres denomme «Act». 


Article 2 

1. Des l'adhesion, tous les importateurs-assembleui s 
de vehicules des marques fabriquees dans la Commu- 
naute qui sont enregistres dans le cadre de l'«Act» et 
qui continuent 4 remplir les conditions requises pour 
l'enregistrement, sont autorises 4 importer sans restric¬ 
tion des vehicules dej4 montes, originaires des autres 
Etats membres, des marques fabriquees dans ces Etats. 

2. Dans le cadre des reductions tarifaires que l'Irlande 
effectue conformement aux dispositions de l'article 32 de 
l'acte d'adhesion, cet Etat applique, des le 1 er janvier 
1974, un regime tarifaire non discriminatoire aux vehi¬ 
cules importes par les importateurs-assembleurs vises 
au paragraphe 1. 

3. L'Irlande conserve la faculte de remplacer les ele- 
ments fiscaux, contenus dans les droits de douane sur 
les vehicules 4 moteur et leurs pieces detachees, par 
des taxes interieures conformes aux dispositions de 
l'article 95 du traite CEE et de l'article 38 de l'acte d'ad¬ 
hesion. En particulier, ces laxes ne doivent comporter 
aucune discrimination entre les taux frappant: 

— les pieces detachees fabriquees en Irlande et les pie¬ 
ces detachees en provenance des autres Etats mem¬ 
bres; 

— les vehicules assembles en Irlande et les vehicules 
assembles en provenance des autres Etats membres; 

— les pieces detachees fabriquees en Irlande ou en pro¬ 
venance des autres Etats membres et les vehicules 
assembles en Irlande ou en provenance des autres 
Etats membres. 


Article 3 

1. Le regime tarifaire vise- 4 l'article 2 paragraphe 2 
s'applique egalement, 4 partir du 1 er janvier 1974, 4 un 
contingent global ouvert par l'Irlande aux autres Etats 
membres, des l'adhesion, pour les vehicules originaires 
de la Communautd, autres que ceux couverts par le re¬ 
gime special decoulant du « Sdieme ». 

2. Le volume de ce contingent est fixe, chaque annee, 
sur la base d un pourcentage du nombre de vehicules 
assembles en Irlande au cours de l'annee pr4cedente. 
Ce pourcentage est de 3°/o en 1973 et augmente chaque 
annee d un point pour atteindre 14°/o en 1984. 

L'Irlande peut repartir le volume de ce contingent 
entre les categories de vehicules suivants: 

I. — Voitures particulieres 

a) d une cylindree inferieure ou egale a 1.500 cm 1 

b) d une cylindree superieure 4 1.500 cm s . 
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II. — Nutzkraftfahrzeuge 

a) mit einem Leergewicht bis 3,5 t 

b) mit einem Leergewicht über 3,5 t 

Das Leergewicht wird nach den Vorschriften für die Ein¬ 
teilung der Fahrzeuge für die Zwecke der Kraftfahrzeug¬ 
besteuerung in Irland festgestellt. 

3. Innerhalb dieser Unterteilung kann Irland folgende 


Quoten zuteilen: 

Gruppe I — Personenkraftfahrzeuge.85 v. H. 

des Globalkontingents, unterteilt wie folgt: 

I. a) (bis 1500 cm 3 ).75 v. H. 

I. b) (über 1500 cm 3 ).25 v. H. 

Gruppe II — Nutzkraftfahrzeuge.15 v. H. 

des Globalkontingents, unterteilt wie folgt: 

II. a) (bis 3,5 t).75 v. H 

II. b) (über 3.5 t).25 v. H. 


4. Stellt sich bei der Anwendung der Kontingentregelung 
heraus, daß das Kontingent aus Gründen, die auf die 
Aufteilung nach den vorstehenden Bestimmungen zurück¬ 
zuführen sind, nicht voll ausgeschöpft wird, so kann die 
Kommission nach Konsultierung der irischen Regierung 
geeignete Maßnahmen festlegen, die die irische Regie¬ 
rung zu treffen hat, um die volle Ausschöpfung des Glo¬ 
balkontingents zu erleichtern. 


Artikel 4 

Ergeben sich aus der Durchführung dieses Protokolls, 
insbesondere des Artikels 2 Absatz 1, zwischen in Irland 
ansässigen Einfuhr-iMontagebetrieben Wettbewerbsver¬ 
zerrungen, die den schrittweisen Übergang von der beim 
Beitritt geltenden Regelung zu der Regelung nach dem 
EWG-Vertrag in Frage stellen könnten, so kann die 
Kommission die irische Regierung ermächtigen, geeignete 
Maßnahmen zur Wiederherstellung des Gleichgewichts 
zu treffen. Diese Maßnahmen dürfen den Endtermin der 
Abschaffung des „Scheme" nicht in Frage stellen. 


Artikel 5 

Irland nimmt alle weiteren Anpassungen des „Scheme" 
vor, die den Übergang von der beim Beitritt geltenden 
Regelung zu der Regelung nach dem EWG-Vertrag er¬ 
leichtern. 
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II. — Commercial vehicles 

(a) with a tare weight less than or equal to 3.5 tons 

(b) with a tare weight greater than 3.5 tons. 

The tare weight shail be established in accordance 
with the rules for the Classification of vehicles for the 
purposes of the road tax in Ireland. 

3. Within this allocation, Ireland may fix the quotas 


as follows: 

Category I — Private vehicles . 85 °/o 

of the global quota, allocated as follows: 

I. (a) (up to 1,500 cc) . 75°/« 

I. (b) (over 1,500 cc) . 25 */« 

Category II — Commercial vehicles . 15 Vo 

of the global quota, allocated as follows: 

II. (a) (up to 3.5 tons) . 75 A'o 

II. (b) (over 3.5 tons) . 25 % 


4. If, during the period of application of the quota 
System, it becomes clear that this quota has not been 
used to the full, for reasons connected with its allocation 
in the manner described above, the Commission may, 
after Consulting the Irish Government, determine the 
appropriate measures to be taken by the Irish Govern¬ 
ment in Order to facilitate the full use of the global 
quota. 


A r t i c 1 e 4 

Where the application of this Protocol, and of Arti- 
cle 2 (1) in particular, gives rise to distortions in competi- 
tion between importers-assemblers established in Ireland 
likely to jeopardize a phased transition from the System 
applied at the time of accession to a System which is 
in accordance with the EEC Treaty, the Commission 
may authorize the Irish Government to take appropriate 
measures to redress the Situation. These measures may 
not call into question the final date for the abolition of 
the "Scheme". 


A r t i c 1 e 5 

Ireland shall carry out all additional adjustments to 
the sdieme with a view to facilitating the transition 
from the System applied at the time of accession to a 
System which is in accordance with the EEC Treaty. 


II. — Vehicules utilitaires 

a) d'un poids ä vide inferieur ou egal ä 3,5 tonnes 

b) d'un poids ä vide superieur 4 3,5 tonnes. 

Le poids 4 vide est etabli conformement aux regles 
de Classification des vehicules aux fins de taxation rou- 
tiere en Irlande. 

3. Dans le cadre de cette repartition, l'Irlande peut fixer 


comme suit des quotes-parts: 

Categorie 1 — Voitures particulieres.85° o 

du contingent global, repartis comme suit: 

I. a) (jusqu'ä 1.500 cm 1 ).75°/o 

I. b) (au-dessus de 1.500 cm 1 ).25“/o 

Categorie II — Vehicules utilitaires.15°.o 

du contingent global, repartis comme suit: 

II. a) (jusqu'ä 3,5 tonnes).75 ° o 

II. b) (au-dessus de 3,5 tonnes).25 0 /o 


4. Si, au cours de l'application du Systeme de contin¬ 
gent, il devient evident que le contingent n'est pas com- 
pletement utilise pour des raisons tenant ä la repartition 
du contingent selon les dispositions ci-dessus, la Commis¬ 
sion peut determiner, apres consultation du gouverne- 
ment irlandais, les mesures appropriees que celui-ci de- 
vra prendre pour faciliter la pleine utilisation du con¬ 
tingent global. 


Article 4 

Si l'application du present protocole, et notamment de 
son article 2 paragraphe 1, provoque entre les importa- 
teurs-assembleuts etablis en Irlande, des distorsions de 
concurrence susceptibles de compromettre le passage 
progressif du regime applique ä la date de Tadhesion 
au regime conforme au traite CEE, la Commission peut 
autoriser le gouvernement irlandais 4 prendre les me¬ 
sures appropriees pour reequilibrer la Situation. Ces me¬ 
sures ne peuvent remettre en cause la date finale de 
l'abolition du «Scheme». 


Article 5 

L'Irlande apporte tous amenagements complememaires 
au «Scheme» en vue de faciliter le passage du regime 
applique ä la date de Tadhesion au regime conforme 
au traite CEE. 
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Protokoll Nr. 8 

über Phosphor der Tarif stelle 28.04 C IV 
des Gemeinsamen Zolltarifs 


1. Das Vereinigte Königreich wird ermächtigt, vom 1. Ja¬ 
nuar 1974 bis zum 31. Dezember 1977 ein jährliches Zoll¬ 
kontingent für Phosphor der Tarifstelle 28.04 C IV des 
Gemeinsamen Zolltarifs in einem Umfang zu eröffnen, 
der dem Bedarf dieses Landes entspricht, aber 40 000 t 
jährlich nicht überschreitet. 

2. In den Jahren 1974, 1975 und 1976 wird auf dieses 
Kontingent der Zollsatz Null angewandt. 

Der Rat kann einstimmig eine Änderung des auf dieses 
Zollkontingent anzuwendenden Zollsatzes beschließen; 
er berücksichtigt dabei die Wettbewerbs-, Versorgungs¬ 
und Produktionslage auf dem Phosphormarkt. 

3. Für 1977 entscheidet der Rat einstimmig über den 
Zollsatz für dieses Kontingent. Ist eine solche Entschei¬ 
dung nicht ergangen, so wird auf das Kontingent ein Zoll¬ 
satz in Höhe der Hälfte des Zollsatzes des Gemeinsamen 
Zolltarifs angewandt. 

4. Ab 1. Januar 1978 wendet das Vereinigte Königreich 
den Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs an. 

5. Das Vereinigte Königreich wendet ab 1. April 1973 
den Zollsatz Null bei der Einfuhr von Phosphor aus der 
Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung 
an 


Protokoll Nr. 9 

über Aluminiumoxid und -hydroxid 
der Tarifstelle 28.20 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs 


1. Der autonome Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs 
für Aluminiumoxid und -hydroxid der Tarifstelle 28.20 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs wird spätestens am 1. Januar 
1975 auf unbestimmte Dauer bis auf 5,5 % ausgesetzt. 

2. Die neuen Mitgliedstaaten führen die erste Annähe¬ 
rung ihrer Zollsätze an den Gemeinsamen Zolltarif für 
diese Ware am 1. Januar 1976 durch, indem sie zu diesem 
Zeitpunkt den Abstand zwischen dem Ausgangszollsatz 
und dem Zollsatz von 5,5 °/o um 50 v. H. verringern. 

3. Die neuen Mitgliedstaaten wenden ab 1. Juli 1977 den 
Zollsatz von 5,5% an. 

4. Der Rat überprüft die Lage, wenn die Gemeinschaft 
auf die Einfuhr von Aluminiumoxid und -hydroxid aus den 
unabhängigen Entwicklungsländern des Commonwealth, 
insbesondere denen des karibischen Raums, den Zollsatz 
Null nicht anwendet oder wenn die besonderen Bedingun¬ 
gen der Aluminiumindusti ie es erfordern. 
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Protocol No 8 
on phosphorus 

(CCT subheading No 28.04 C IV) 

1. From 1 January 1974 and until 31 December 1977, 
the United Kingdom is authorized to open an annual 
tariff quota for phosphorus (CCT subheading No 28.04 
C IV) of a volume corresponding to the needs of that 
country but not exceeding 40,000 metric tons per annum. 

2. Düring 1974, 1975 and 1976, this quota shall carry a 
nil duty. 

The Council may decide unanimously to alter the duty 
applicable to this tariff quota, taking account of the 
Situation with regard to conditions of competition, supply 
and production on the phosphorus market. 

3. For 1977, the Council shall by unanimous decision 
fix the duty to be applied to this quota. If no such 
decision is taken, the quota shall carry a duty equal 
to half the duty applicable under the Common Customs 
Tariff. 

4. The Common Customs Tariff shall be applied by 
the United Kingdom from 1 January 1978. 

5. The United Kingdom shall, from 1 April 1973, apply 
a nil duty on imports of phosphorus from the Community 
as originally constituted. 


Protocole n° 8 
concemant le phosphore 
de la sous-position 28.04 C IV 
du tarif douanier commun 

1. A partir du 1 er janvier 1974 et jusqu’au 31 decem- 
bre 1977, le Royaume-Uni est autorise ä ouvrir un con- 
tingent tarifaire annuel pour le phosphore de la sous- 
position 28.04 CIV du tarif douanier commun d'un vo¬ 
lume correspondant aux besoins de ce pays, mais ne d6- 
passant pas 40.000 tonnes par an. 

2. Pendant les ann^es 1974, 1975 et 1976, ce contingent 
est assorti d'un droit nul. 

Le Conseil peut decider ä l'unanimite une modification 
du droit applicable ä ce contingent tarifaire, compte 
tenu de la Situation de la concurrence, de l’approvision- 
nement et de la production sur le marche du phosphore. 

3. Pour l'annöe 1977, le Conseil fixe ä l'unanimite le 
droit applicable ä ce contingent. En Fabsence d'une teile 
decision, le contingent est assorti dun droit 6gal ä la 
moitid du droit applicable du tarif douanier commun. 

4. A partir du 1« janvier 1978, le Royaume-Uni appli- 
que le droit du tarif douanier commun. 

5. Le Royaume-Uni applique, ä partir du le* avril 1973, 
un droit nul ä l’importation de phosphore en provenance 
de la Communaute dans sa composition originaire. 


Protocol No 9 

on aluminium oxide and hydroxide (alumina) 
(CCT subheading No 28.20 A) 


Protocole n° 9 

concernant l'oxyde et l'hydroxyde 
d'aluminium (alumine) 
de la sous-position 28.20 A 
du tarif douanier commun 


1. From 1 January 1975 at the latest, the autonomous 
duty in the Common Customs Tariff on aluminium oxide 
and hydroxide (CCT subheading No 28.20 A) shail be 
suspended at a level of 5.5 °/o for an indefinite period. 

2. The new Member States shall carry out the first 
move towards aligning their duties on this product with 
the Common Customs Tariff on 1 January 1976, by reduc- 
ing on that date by 50 °/o the difference between the 
basic duty and the 5.5 °/o duty. 

3. The new Member States shall apply the 5.5 °/o duty 
from 1 July 1977. 

4. The Council shall re-examine the Situation if a nil 
duty is not applied by the Community to imports of 
aluminium oxide and hydroxide from the independent 
developing Commonwealth countries, particularly from 
those in the Caribbean, or if the conditions peculiar to 
the aluminium industry so require. 


1. Au plus tard le 1 er janvier 1975, le droit autonome 
du tarif douanier commun pour l'oxyde et l'hydroxyde 
d'aluminium de la sous-position 28.20 A du tarif doua¬ 
nier commun est suspendu au niveau de 5,5“/o pour une 
duree indeterminee. 

2. Les nouveaux Etats membres effectuent le premier 
rapprochement de leurs droits vers le tarif douanier 
commun pour ce produit le l pr janvier 1976, en reduisant 
ä cetle date de 50% l'ecart entre le droit de base et le 
droit de 5,5•/». 

3. Les nouveaux Etats membres appliquent le droit de 
5,5% ä partir du l pr juillet 1977. 

4. Le Conseil reexamine la Situation, d'une part, au 
cas oü un droit nul ne serait pas applique par la Com¬ 
munaute aux importations d'oxyde et d'hydroxyde d'alu¬ 
minium en provenance des pays independants en voie 
de developpement du Commonwealth et notamment de 
ceux situes dans les Antilles et, d'autre part, au cas oü 
les conditions propres ä Findustrie de Faluminiuni Foxi- 
geraient. 



1354 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1972, Teil II 


Protokoll Nr. 10 
Uber Mimosa-Gerbstoffauszüge 
der Tarifstelle 32.01 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs 
und Kastanien-Gerbstoffauszöge 
der Tarifstelle ex 32.01 C 
des Gemeinsamen Zolltarifs 

1. Der autonome Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs 
für Mimosa-Gerbstoffauszüge der Tarifstelle 32.01 A des 
Gemeinsamen Zolltarifs wird spätestens am 1. Januar 
1974 auf unbestimmte Dauer bis auf 3 % ausgesetzt. 

2. Irland und das Vereinigte Königreich wenden ab 
1. Juli 1973 auf Einfuhren von Mimosa-Gerbstoffauszügen 
der Tarifstelle 32.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs und 
Kastanien-Gerbstoffauszügen der Tarifstelle ex 32.01 C 
des Gemeinsamen Zolltarifs aus der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung den Zollsatz Null an. 


Protokoll Nr. i 1 
über Sperrholz 
der Tarifstelle ex 44.15 
des Gemeinsamen Zolltarifs 

1. Für folgende Erzeugnisse 

ex 44.15 Sperrholz aus Nadelholz, nicht in Verbindung 
mit anderen Stoffen, mit einer Dicke von mehr 
als 9 mm und mit vom Schälen rohen Ober¬ 
flächen 

ex 44.15 SperTholz aus Nadelholz, nicht in Verbindung 
mit anderen Stoffen, geschliffen und mit einer 
Dicke von mehr als 18,5 mm 

werden ab 1. Januar 1974 zwei autonome Gemeinschafts- 
zollkontingente zum Zollsatz Null eröffnet, über ihr 
Volumen wird jährlich entschieden, wenn festgestellt 
wird, daß alle Möglichkeiten einer Versorgung auf dem 
Binnenmarkt der Gemeinschaft während des Zeitraums, 
für den die Kontingente eröffnet wurden, ausgeschöpft 
sein werden. 

2. Der Rat überprüft die Lage, wenn bei den zum 
Zollsatz Null getätigten Einfuhren von Sperrholz aus 
Finnland nach Irland und nach dem Vereinigten König¬ 
reich oder bei dem von der Gemeinschaft auf bestimmte 
Erzeugnisse mit Ursprung in Entwicklungsländern ange¬ 
wandten Präferenzsystem eine erhebliche Änderung ein¬ 
getreten ist. 

3. Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich 
wenden ab 1 April 1973 auf Einfuhren von Sperrholz aus 
der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammen¬ 
setzung den Zollsatz Null an. 
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Protocol No 10 

tanning extracts of wattle (mimosa) 
(CCT subheading No 32.01 A) 
and tanning extracts of chestnut 
(CCT subheading No ex 32.01 C) 


1. By 1 January 1974 at the latest, the autonomous 
duty in the Common Customs Tariff on tanning extracts 
of wattle (mimosa) (CCT subheading No 32.01 A) shall 
be suspended at a level of 3*/* for an indefinite period. 

2. Ireland and the United Kingdom shall apply from 
1 July 1973 a nil duty on imports of tanning extracts 
of wattle (mimosa) (CCT subheading No 32.01 A) and 
tanning extracts of chestnut (CCT subheading No ex 
32.01 C) from the Community as originally constituted. 


Protocol No 11 
on plywood 

(CCT heading No ex 44.15) 

1. In respect of the following products: 

ex 44.15 Plywood of coniferous species. without the ad- 
dition of other substances, of a thickness greater 
than 9 mm, of which the faces are not further 
prepared than the peeling process, 

ex 44.15 Plywood of coniferous species, without the ad- 
dition of other substances, sanded, and of a 
thickness greater than 18.5 mm, 

two autonomous nil duty Community tariff quotas shall 
be opened from 1 January 1974. The volume of these 
quotas shall be decided annually when it is established 
that all possibilities of supply on the internal market of 
the Community will be exhausted during the period for 
whidi the quotas are open. 

2. The Council shall re-examine the Situation in the 
event of a significant change occurring in nil duty im¬ 
ports of plywood into Ireland and the United Kingdom 
from Finland or in the System of tariff preferences ap¬ 
plied by the Community to certain products originating 
in the developing countries. 

3. Denmark, Ireland and the United Kingdom shall, 
from 1 April 1973, apply a nil duty to imports of plywood 
from the Community as originally constituted. 


Protocole n° 10 

concernant les extraits tannants de mimosa 
de la sous-position 32.01 A 
du tarif douanier commun et les extraits 
tannants de chätaignier 
de la sous-position ex 32.01 C 
du tarif douanier commun 

1. Au plus tard le 1 er janvier 1974, le droit autonome 
du tarif douanier commun sur les extraits tannants de 
mimosa de la sous-position 32.01 A du tarif douanier 
commun est suspendu au niveau de 3°/o pour une duree 
indeterminee. 

2. L'Irlande et le Royaume-Uni appliquent, ä partir du 
1 er juillet 1973, un droit nul ä Timportation en prove- 
nance de la Communaute dans sa composition originaire 
d’extraits tannants de mimosa de la sous-position 32.01 A 
du tarif douanier commun et d'extraits tannants de chä¬ 
taignier de la sous-position ex 32.01 C du tarif douanier 
commun. 


Protocole n° 11 

concernant les bois contreplaques 
de la position ex 44.15 
du tarif douanier commun 

1. Pour les produits suivants: 

ex 44.15 Bois contreplaques de coniferes, sans adjonc- 
tion d'autres matieres, d une epaisseur supe- 
rieure ä 9 mm, dont les faces sont brutes de 
deroulage 

ex 44.15 Bois contreplaques de coniferes, sans adjonc- 
tion d'autres matieres, ponces et d'une äpais- 
seur superieure ä 18,5 mm 

deux contingents larifaires communautaires autonomes ä 
droit nul sont ouverts ä partir du 1 er janvier 1974. Les 
volumes en sont decides annuellement lorsqu'il est etabli 
que toutes les possibilites d'approvisionnement sur le 
marche interieur de la Communaute seront epuisees pen- 
dant la periode pour laquelle les contingents sont 
ouverts. 

2. Le Conseil reexamine la Situation au cas oü une 
modification importante serait apportee aux importations 
ä droit nul des bois contreplaques en provenance de Fin- 
lande en Irlande et au Royaume-Uni ou au regime des 
preferences tarifaires applique par la Communaute pour 
certains produits originaires de pays en voie de develop 
pement. 

3. Le Dänemark, l lrlande et le Royaume-Uni appli¬ 
quent, ä partir du l e r avril 1973, un droit nul ä l'impor- 
tation de bois contreplaques en provenance de la Com¬ 
munaute dans sa composition originaire. 
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Protokoll Nr. 12 
über Halbstoffe 
der Tarifstelle 47.01 A 11 
des Gemeinsamen Zolltarifs 


1. Der autonome Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs 
für Halbstoffe der Tarifstelle 47.01 A II des Gemeinsamen 
Zolltarifs wird nach einem noch festzulegenden Zeitplan 
vollständig ausgesetzt. 

2. Die Mitgliedstaaten werden ermächtigt, bis zum Zeit¬ 
punkt der vollständigen Aussetzung des genannten Zoll¬ 
satzes für die in Absatz 1 genannten Erzeugnisse ein 
Zollkontingent zum Zollsatz Null zu eröffnen. Sie unter¬ 
richten davon die Kommission. 


Protokoll Nr. 13 
über Zeitungsdrudepapier 
der Tarifstelle 48.01 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs 


1. Die Bestimmung des Begriffs Zeitungsdrudepapier der 
Tarifstelle 48.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs wird da¬ 
hingehend geändert, daß die untere Gewichtsgrenze von 
48 auf 40 Gramm je m s herabgesetzt wird. 

2. Das Zollkontingent von 625 000 t zu dem im Allge¬ 
meinen Zoll- und Handelsabkommen konsolidierten Zoll¬ 
satz Null wird verringert. 

3. Alljährlich wird ein autonomes Gemeinschaftszollkon¬ 
tingent zum Zollsatz Null eröffnet, wenn festgestellt wird, 
daß alle Möglichkeiten einer Versorgung auf dem Binnen¬ 
markt der Gemeinsdiaft während des Zeitraums, für den 
das Kontingent eröffnet wurde, ausgeschöpft sein werden. 


Protokoll Nr. 14 
über Rohblei 
der Tarifstelle 78.01 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs 


1. Für Werkblei, das wie folgt bestimmt wird: 

78,01 A I Rohblei mit einem Gehalt an Silber von 0,02 
Gewichtshundertteilen oder mehr, zum Raffi¬ 
nieren (Werkblei) 

wild bis zum Inkrafttreten einer zeitlich unbestimmten, 
vollständigen Aussetzung des Zollsatzes ein Gemein¬ 
schaftszollkontingent zum Zollsatz Null eröffnet. Die 
neuen Mitgliedstaaten sind daran ab 1. Januar 1974 be¬ 
teiligt. Das Jahresvolumen des Gemeinschaftszollkontin¬ 
gents wird in Höhe der Summe des von den interessier¬ 
ten Mitgliedstaalen angemeldeten Bedarfs zuzüglich ei¬ 
ner Reserve festgesetzt. 
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Protocol No 12 
on wood pulp 

(CCT subheading No 47.01 A II) 

1. The autonomous duty in the Common Customs 
Tariff on wood pulp (CCT subheading No 47.01 A II) shall 
be totally suspended according to a timetable to be 
determined. 

2. Until the date of total Suspension of the above- 
mentioned duty, the Member States are authorized to 
open nil duty tariff quotas in respect of products covered 
by paragraph 1. They shall inform the Commission 
thereof 


Protocol No 13 
on newsprint 

(CCT subheading No 48.01 A) 

1. The definition of newsprint (CCT subheading 
No 48.01 A) shall be amended in such a way as to reduce 
the lower weight limit from 48 to 40 grammes per square 
metre. 

2. The nil duty tariff quota of 625,000 metric tons 
bound under the General Agreement on Tariffs and 
Trade will be reduced. 

3. Each year an autonomous nil duty Community 
tariff quota shall be opened when it has been established 
that all possibilities of supply on the internal market 
of the Community will be exhausted during the period 
for which the quota is opened. 


Protocol No 14 
on unwrought lead 
(CCT subheading No 78.01 A) 

1. In respect of argentiferous lead defined as follows: 

78.01 A I Unwrought lead containing not Iess than 0.02 °/o 
silver, intended for refining (argentiferous lead) 

a nil duty Community tariff quota shall be opened until 
the entry into force of a total Suspension, for an indefi¬ 
nite period, of the duty on argentiferous lead. The new 
Member States shall participate in this tariff quota from 
1 January 1974. Its annual volume shall be equal to the 
total of the applications made by the Member States 
concerned, plus a reserve. 


Protocole n° 12 
concernant les pätes ä papier 
de la sous-position 47.01 A II 
du tarif douanier commun 

1. Le droit autonome du tarif douanier commun pour 
les pätes ä papier de la sous-position 47.01 A II du tarif 
douanier commun est totalement suspendu selon un 
rythme ä determiner. 

2. Jusqu'ä la date de la Suspension totale du droit 
mentionne ci-dessus, les Etats membres sont autorisäs 
ä ouvrir, pour les produits vises au paragraphe 1, des 
contingents tarifaires ä droit nul. Ils en informent la 
Commission. 


Protocole n° 13 
concernant le papier journal 
de la sous-position 48.01 A 
du tarif douanier commun 

1. La definition du papier journal de la sous-position 
48.01 A du tarif douanier commun est modifiee de ma- 
niere ä abaisser de 48 ä 40 grammes la limite inferieure 
du poids au m*. 

2. Le contingent tarifaire de 625.000 tonnes ä droit nul 
consolide dans le cadre de l'Accord general sur les tarifs 
douaniers et le commerce sera reduit. 

3. Chaque annee, un contingent tarifaire communau- 
taire autonome ä droit nul est ouvert lorsqu'il est etabli 
que toutes les possibilites d’approvisionnement sur le 
marche interieur de la Communautä seront epuisees pen- 
dant la periode pour laquelle le contingent est ouvert 


Protocole n° 14 
concernant le plomb brut 
de la sous-position 78.01 A 
du tarif douanier commun 

1. Pour le plomb d'oeuvre ainsi defini: 

78.01 A I Plomb brut contenant en poids 0,02*/o ou plus 
d'argent et destine ä etre affine (plomb 
d'oeuvre) 

un contingent tarifaire communautaire ä droit nul est 
ouvert jusqu'ä l'entree en vigueur d une Suspension to¬ 
tale de duree indeterminee du droit sur le plomb d'oeuvre. 
Les nouveaux Etats membres y participent ä partir du 
1 er janvier 1974 Son volume annuel est egal ä la somme 
des demandes presentees par les Etats membres interes- 
ses, plus une reserve 
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Die Verwaltung dieses Gemeinschaftszollkontingents 
erfolgt nach einem System, das gewährleistet, daß das 
so eingeführte Werkblei tatsächlich von dem Begünstig¬ 
ten raffiniert wird. 

2. Für Werkblei gilt ein Wertzoll von 4,5°/». 

3. Der autonome Zollsatz für Werkblei wird vom 
1. Januar 1975 an bis auf 2 “/o ausgesetzt. 

4. Der Rat prüft jährlich die Möglichkeit einer zeitlich 
unbestimmten vollständigen Aussetzung des autonomen 
Zollsatzes für Werkblei. 

5. Auf Rohblei außer Werkblei werden folgende Maß¬ 
nahmen angewandt: 

a) der gegenwärtige Zollsatz von 1,32 RE/100 kg wird 
am 1. Januar 1974 in einen Wertzoll von 4,5 ®/o um¬ 
gewandelt, wobei mindestens 1,1 RE je 100 kg erhoben 
werden; 

b) ab 1. Januar 1974 sind die neuen Mitgliedstaaten an 
dem Gemeinschaftszollkontingent von 55 000 t zum 
Zollsatz Null für Rohblei außer Werkblei beteiligt. 
Im Hinblick auf die Aufhebung des Kontingents am 
31. Dezember 1977 ist das Volumen dieses Kontingents 
ab 1975 degressiv; 

c) vor Aufhebung des Kontingents prüft der Rat die 
Lage, um gegebenenfalls eine Senkung des autono¬ 
men Zollsatzes für Rohblei außer Werkblei zu be¬ 
schließen, wobei nach der Herabsetzung des Zollsat¬ 
zes mindestens 1,1 RE je 100 kg erhoben werden. 


Protokoll Nr. 15 
Ober Rohzink 
der Tarif stelle 79.01 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs 


1. Ab 1. Januar 1974 wird auf Rohzink der Tarifstelle 
79.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs ein Zollsatz von 
4,5 °/o angewandt, wobei mindestens 1,1 RE je 100 kg 
erhoben werden. 

2. Vom gleichen Zeitpunkt an sind die neuen Mitglied¬ 
staaten an dem jährlichen degressiven Gemeinschafts¬ 
zollkontingent für Rohzink zum Zollsatz Null, dessen 
Anfangsvolumen 1971 30 000 t betrug, beteiligt. Das 
Zollkontingent für 1974 wird mit dem gleichen Volumen 
wie für 1973 festgesetzt. Das Volumen ist ab 1975 erneut 
degressiv, bis das Kontingent am 31. Dezember 1977 
aufgehoben wird. 
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This Community tariff quota shall be administered 
according to a System which makes it possible to ensure 
that the argentiferous lead thus imported is in fact 
refined by those to whom it is allocated. 

2. Argentiferous lead shall be subject to an ad valorem 
duty of 4.5 %. 

3. The autonomous duty on argentiferous lead shall 
be suspended at a level of 2 % from 1 January 1975. 

4. The Council shall review annually the possibility 
of a total Suspension, for an indefinite period, of the 
autonomous duty on argentiferous lead. 

5. With regard to unwrought lead other than argen¬ 
tiferous lead the following measures shall be applied: 

(a) on 1 January 1974, the present duty of 1.32 ua/lOOkg 
shall be altered to an ad valorem duty of 4.5 % with 
a minimum diarge of 1.1 ua/100kg; 

(b) from 1 January 1974, the new Member States shall 
participate in the nil duty Community tariff quota of 
55,000 metric tons for unwrought lead other than 
argentiferous lead. From 1975 onwards, the volume 
will decrease in order to adiieve the abolition of 
the quota by 31 December 1977; 

(c) betöre the quota is abolished, the Council shall 
examine the Situation with a view to deciding on a 
possible reduction of the autonomous duty on 
unwrought lead other than argentiferous lead, it 
being understood that the duty thus reduced must 
include a minimum Charge of 1.1 ua/lOOkg. 


Protocol No 15 
on unwrought zinc 
(CCT subheading No 79.01 A) 

1. Front 1 January 1974, unwrought zinc (CCT sub¬ 
heading No 79.01 A) shall be subject to a duty of 4.5 °/o 
with a minimum Charge of 1.1 ua/lOOkg. 

2. From the same date, the new Member States shall 
participate in the decreasing ar.nual nil duty Community 
tariff quota in respect of unwrought zinc, the initial 
volume of which was 30,000 metric tons for 1971. The 
tariff quota for 1974 shall be fixed at a volume equal 
to that for 1973. The progressive reduction of the volume 
shall be resumed in 1975 until the quota is abolished 
on 31 December 1977. 


La gestion du contingent tarifaire communautaire est 
effectuee selon un Systeme permettant d'assurer que le 
plomb d'oeuvre ainsi importe est effectivement affine par 
le beneficiaire. 

2. Le plomb d'oeuvre est soumis ä un droit ad valorem 
de 4,5%. 

3. Le droit autonome sur le plomb d'oeuvre est sus- 
pendu au niveau de 2% ä partir du 1 er janvier 1975. 

4. Le Conseil procede ä un examen annuel de la pos- 
sibilite de suspendre totalement, pour une duree indeter- 
minee, le droit autonome sur le plomb d’ceuvre. 

5. En ce qui concerne le plomb brut autre que le plomb 
d'oeuvre, les mesures suivantes sont appliquees: 

a) le droit actuel de l,32UC/100kg est transforme en un 
droit ad valorem de 4,5% avec une perception mini¬ 
male de 1,1 UC/lOOkg au l e ' janvier 1974; 

b) ä partir du 1 er janvier 1974, les nouveaux Etats mem- 
bres participent au contingent tarifaire communau¬ 
taire de 55.000 tonnes ä droit nul pour le plomb brut 
autre que le plomb d'oeuvre. A partir de 1975, le vo¬ 
lume est ddgressif pour parvenir ä la suppression du 
contingent le 31 decembre 1977; 

c) avant la suppression du contingent, le Conseil exa¬ 
mine la Situation, en vue de decider une reduction 
eventuelle du droit autonome sur le plomb brut autre 
que le plomb d'oeuvre, etant entendu que le droit 
ainsi reduit doit comporter une perception minimale 
de 1,1 UC/lOOkg. 


Protocole n° 15 
concernant le zinc brut 
de la sous-position 79.01 A 
du tarif douanier commun 

1. A partir du 1 er janvier 1974, le zinc brut de la sous- 
position 79.01 A du tarif douanier commun est soumis 
ä un droit de 4,5% avec une perception minimale de 
1.1 UC/lOOkg. 

2. A partir de la meme date, les nouveaux Etats mern- 
bres participent au contingent tarifaire communautaire 
annuel degressif ä droit nul pour le zinc brut, dont le 
volume initial etait de 30.000 tonnes en 1971. Le contin¬ 
gent tarifaire pour 1974 est fixe ä un volume egal ä celui 
de 1973. Le volume recommence a etre degressif des 
1975 jusqu'ä la suppression du contingent le 31 decembre 
1977. 
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Protokoll Nr. 16 

über die Agrarmärkte und den Agrarhandel 


1. Die Anwendung der gemeinschaftlichen Agrarrege¬ 
lung in Verbindung mit den im Vierten Teil Titel II der 
Beitrittsakte vorgesehenen Übergangsmaßnahmen durch 
die neuen Mitgliedstaaten hat mit ihrem Beginn die Aus¬ 
dehnung der Gemeinschaftspräferenz für landwirtschaft¬ 
liche Erzeugnisse auf die gesamte Gemeinschaft zur Folge. 

2. Wesentliches Merkmal der Marktorganisation ist zu 
ermöglichen, daß der innergemeinschaftliche Handel sich 
unter Bedingungen entwickelt, die den Bedingungen auf 
einem Binnenmarkt vergleichbar sind. 

3. Die geographische Ausdehnung der Gemeinschaft 
kann jedoch Probleme stellen, die es im Hinblick auf die 
Fluidität des Handels, insbesondere auf dem Getreide¬ 
sektor (Weizen und Reis), zu vermeiden gilt. 

Die Organe der Gemeinschaft sorgen dafür, daß bei der 
Anwendung der Verordnungen über gemeinsame Markt¬ 
organisationen der freie Warenverkehr für alle Erzeug¬ 
nisse im Einklang mit den im EWG-Vertrag und in den 
betreffenden Verordnungen niedergelegten Zielen ge¬ 
währleistet bleibt. 

4. Strukturveränderungen im internationalen Handel 
sind eine normale Auswirkung der Erweiterung der Ge¬ 
meinschaft. 

5. Unter Beachtung der Artikel 39 und 110 des EWG- 
Vertrags müßte es während des Anwendungszeitraums 
der Ubergangsmaßnahmen möglich sein, zu gegebener 
Zeit den Problemen zu begegnen, die sich für bestimmte 
dritte Länder in bestimmten konkreten Fällen stellen 
können. (1) 

Treten solche Probleme auf, so prüfen die Organe der 
Gemeinschaft die konkreten Fälle im Lichte aller hierfür 
erheblichen Gegebenheiten der dann bestehenden Lage, 
so wie sie es bisher in ähnlichen Fällen getan haben; 
sie müssen während des Anwendungszeitraums der Uber¬ 
gangsmaßnahmen soweit erforderlich und in Überein¬ 
stimmung mit den Grundsätzen und im Rahmen der Me¬ 
chanismen der gemeinsamen Agrarpolitik die Maßnahmen 
treffen, die geeignet sind, diese Probleme zu lösen. 

6. Zur Überwindung von Schwierigkeiten, die sich aus 
der Anwendung der Ubergangsmechanismen auf den 
Märkten der Gemeinschaft ergeben könnten, stehen den 
Organen der Gemeinschaft aufgrund des EWG-Vertrags, 
der in Anwendung des EWG-Vertiags erlassenen Rechts¬ 
akte sowie der Beitrittsakte Mittel zur Verfügung, von 
denen sie gegebenenfalls Gebrauch machen. 


0) Die Konferenz dei Euiopaisdien Gemeinschaften mit den Städten 
die ihren Beitritt zu diesen Gemeinschaften beantragt haben, hat 
auf den Tagungen am 11. und 12. Mai 1971 mit dem Vereinigten 
Königreich, am 7 Juni 1971 mit Irland, am 21. Juni 1971 mit Nor¬ 
wegen und am 12. Juli 1971 mit Dänemark festgestellt. daß dies* 
konkreten Fäl'e „sich, soweit dies gegenwärtig voraussehbar ist 
auf Butter, Zucker. Schinkenspeck und bestimmte Obst- und Ge- 
müscarten besdiränkcn werden". 
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Protocol No 16 
on markets and trade 
in agricultural products 

1. The application by the new Member States of the 
Community agricultural rules, combined with the tran- 
sitional measures provided for in Title II of Part Four 
in the Act of Accession will, from the time of application 
of those provisions, result in the extension to the whole 
of the Community of Community preference for agricul¬ 
tural products. 

2. The Organization of the markets has as its essential 
feature to enable intra-Community trade to develop in 
conditions comparable with those existing on an internal 
market. 

3. The geographical extension of the Community may, 
however, give rise to problems which should be avoided 
concerning fluidity of trade, particularly in the cereals 
sector (wheat and rice). 

The institutions of the Community shall, on application 
of the regulations on the common Organization of the 
markets, ensure that the free circulation of all products 
is guaranteed in accordance with the objectives set out 
in the EEC Treaty and in the regulations concerned. 

4. Changes in the structure of international trade con- 
stitute a natural result of the enlargement of the Com¬ 
munity. 

5. While respecting the provisions of Articles 39 
and 110 of the EEC Treaty, it should be possible during 
the period of application of the transitional measures to 
meet, when the time comes, problems which may arise 
for certain third countries and in certain specific 
cases (1). 

If such problems do arise, the institutions will examine 
the specific cases in the light of all the factors relevant 
to the Situation at the time, just as they have done 
hitherto in similar cases; and during the period of ap¬ 
plication of the transitional measures they will, in so 
far as is necessary, have to take measures likely to sofve 
these problems, in accordance with the principles of 
the common agricultural policy and within the frame- 
work of its mechanisms. 

6. In order to overcome difficulties which may arise 
on the Community markets from the application of the 
transitional mechanisms, the institutions of the Com¬ 
munity have available and will, where necessary, make 
use of the various means of action stemming from the 
provisions of the EEC Treaty, from the acts taken in 
implementing that Treaty and from the provisions of 
this Art. 


(I) The Conference between the European ConmmnsUes and the States 
which applied for accession to these Coimminities noted. at its 
meetings with the United Kingdom on 11/12 May 1971, with lreland 
on 7 June 1971, with Norway on 21 June 1971 and with Domnark 
on 12 July 1971, that these specific cases 'in >o far as can be 
foreseen at present will be confined to butter, sogar, baeon and 
certain fruit and vegetables". 


Protocole n° 16 

concernant les marches et les Behanges 
de produits agricoles 

1. L'application par les nouveaux Etats membres de la 
reglementation agricole communautaire combin^e avec 
les mesures transitoires pr6vues ä la quatrifeme parlie, 
titre II de l'acte d'adhesion, aboutira, des la mise en ap¬ 
plication de ces dispositions, ä l'extension de la prefe¬ 
rence communautaire pour les produits agricoles ä l'en- 
semble de la Communaute. 

2. L’organisation des marches a pour caracteristique 
essentielle de permettre aux Behanges intracommunau- 
taires de se developper dans des conditions comparables 
ä celles existant sur un marche interleur. 

3. L'extension gfeographique de la Communaute peut 
cependant poser des problömes qu'il convient d'eviter 
en ce qui concerne la fluiditö des Behanges notamment 
dans le secteur des cereales (ble et riz). 

Les institutions de la Communaute veillent, lors de 
l'application des reglements portant Organisation com¬ 
mune des marches, ä ce que la libre circulation de tous 
les produits reste assuree, conform^ment aux objectifs 
inscrits dans le traite CEE et dans les reglements en 
question. 

4. Des diangements de la structure des Behanges inter- 
nationaux constituent un effet normal de l'61argissement 
de la Communaute. 

5. Dans le respect des dispositions des articles 39 et 
110 du traite CEE, il devrait etre possible, pendant la 
periode d'application des mesures transitoires, d'aller ä 
la rencontre, le moment venu, des probiemes qui peuvent 
se poser pour certains pays tiers et pour certains cas 
concrets (1). 

Si de tels probiemes se posent, les institutions exami- 
neront les cas concrets en fonction de tous les elements 
pertinents de la Situation du moment, comme eiles l'ont 
fait jusqu'ä present dans des cas analogues, et devront 
prendre pour autant que necessaire, pendant la periode 
d'application des mesures transitoires, les mesures sus- 
ceptibles d'apporter des Solutions ä ces probiemes, en 
accord avec les principes de la politique agricole com¬ 
mune et dans le cadre des mecanismes de cette politique. 

6. Pour surmonter des difficultes qui viendraient ä se 
produire sur les marches de la Communaute du fait de 
l'application des mecanismes transitoires, les institutions 
de la Communaute disposent et feront le cas echeant 
usage des divers moyens d'aetion qui resultent des 
dispositions du traite CEE, des actes pris en application 
de celui ci ot des dispositions du present acte 


f!| La ( onlöioncc untre Io* Conimiinaules europoeiwiui» ul le- Etats 
avant demande 1 adhösion d cos Communautös a constate. lors de 
ses sessions des 11 et 12 mai 1971 avec le Royaume-Uni du 7 juin 
1971 avec l'Irlande, du 2i juin 197 1 avec la Norvegc et du 12 juil- 
lel 1971 avec le Dänemark, que cos cas concrets «pour autant que 
I on puisse acluellcinent le prevoir se limiteront au beurre, au 
-ucro. an bacon et n certains fruils ot legumes 
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Protokoll Nr. 17 

über die Zuckereinfuhr des Vereinigten 
Königreichs aus den im Commonwealth- 
Zuckerabkommen genannten Zucker 
ausfUhrenden Ländern und Gebieten 


1. Das Vereinigte Königreich wird ermächtigt, bis zum 
28. Februar 1975 unter den nachstehenden Bedingungen 
aus den im Commonwealth-Zuckerabkommen genannten 
Zudcer ausführenden Ländern und Gebieten Zuckermen¬ 
gen einzuführen, die den im Rahmen dieses Abkommens 
festgesetzten Vertragspreiskontingenten entsprechen. 

2. Auf diese Einfuhren wird erhoben 

a) eine Sonderabschöpfung in Höhe des Unterschieds 
zwischen dem vereinbarten Kaufpreis (cif) und dem 
Preis, zu dem der Zucker auf dem Markt des Vereinig¬ 
ten Königreichs abgesetzt wird. Artikel 55 Absatz 1 
Buchstabe b der Beitrittsakte findet keine Anwendung; 

b) eine Abgabe, die auf der Grundlage des Unterschieds 
zwischen dem Weltmarktpreis (cif) für Rohzucker und 
dem vereinbarten Kaufpreis (cif) festgelegt wird; diese 
Abgabe dient der Finanzierung des Wiederverkaufs 
durch die Zuckerbehörde des Vereinigten Königreichs. 

Liegt der Weltmarktpreis (cif) für Rohzucker jedoch über 
dem vereinbarten Kaufpreis (cif), so wird der Unter¬ 
schiedsbetrag von der Zuckerbehörde an den Importeur 
gezahlt. 

3. Der Preis, zu dem dieser Zucker auf dem Markt des 
Vereinigten Königreichs abgesetzt wird, wird so festge¬ 
setzt, daß es möglich ist, die betreffenden Mengen tat¬ 
sächlich abzusetzen, ohne den Absatz des Zuckers aus der 
Gemeinschaft zu gefährden. 

4. Abweichend von Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 766/68 zur Aufstellung allgemeiner Regeln 
für die Erstattungen bei der Ausfuhr auf dem Zuckersek¬ 
tor kann die im Vereinigten Königreich anwendbare Aus¬ 
fuhrerstattung für Weißzucker gewährt werden, der aus 
gemäß diesem Protokoll eingeführtem Rohzucker herge¬ 
stellt worden ist. 

5. Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor¬ 
schlag der Kommission die erforderlichen Durchführungs¬ 
bestimmungen zu diesem Protokoll, um ein reibungsloses 
Funktionieren der gemeinsamen Marktorganisation für 
Zucker und insbesondere die Einhaltung des Preises für 
den Verkauf dieses Zuckers auf dem Markt des Vereinig¬ 
ten Königreichs bei Anwendung des Absatzes 2 sicher¬ 
zustellen 
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Protocol No 17 

on the Import of sugar by the United Kingdom 
from the exporting countries and territories 
referred to in the Commonwealth 
Sugar Agreement 

1. Until 28 February 1975, the United Kingdom is 
authorized to import from the exporting countries and 
territories referred to in the Commonwealth Sugar 
Agreement, on the following terms, quantities of sugar 
within the negotiated price quotas under that Agree¬ 
ment. 

2. The following shall be charged at the time of 
importation: 

(a) a special levy, equal to the difference between the 
cif equivalent of the agreed purchase price and the 
price at which the sugar is marketed in the United 
Kingdom. Article 55 (1) (b) of the Act of Accession 
shall not apply; 

(b) a Charge based on the difference between the world 
cif price of raw sugar and the cif equivalent of the 
agreed purchase price,- this Charge will be used to 
finance the costs involved in the re-selling of the 
sugar by the United Kingdom Sugar Board. 

However, if the world cif price of raw sugar exceeds 
the cif equivalent of the agreed purchase price, the 
Board shall pay the difference to the importer. 

3. The price at which the sugar in question is marketed 
in the United Kingdom shall be fixed at a level such as 
to allow the quantities in question effectively to be 
marketed without prejudicing the marketing of Com¬ 
munity sugar. 

4. Notwithstanding the provisions of Article 15 (1) of 
Regulation (EEC) No 766/68 laying down general rules 
for the grant of export refunds for sugar, the export 
refund applicable in the United Kingdom may be granted 
for white sugar produced from raw sugar imported under 
the terms of this Protocol. 

5. The Council shall, acting by a qualified majority on 
a proposal from the Commission, adopt the measures 
necessary for implementing the provisions of this 
Protocol in such a way as to ensure the proper function- 
ing of the common Organization of the market in sugar 
and in particular to ensure that, in the application of 
the provisions laid down in paragraph 2, the price at 
which the sugar is marketed in the United Kingdom is 
respected. 


Protocole n° 17 

concernant l'importation au Royaume-Uni 
du Sucre en provenance des pays 
et territoires exportateurs vises 
dans l'accord du Commonwealth sur le Sucre 

1. Jusqu'au 28 fevrier 1975, le Royaume-Uni est auto- 
rise ä importer, aux conditions suivantes, en provenance 
des pays et territoires exportateurs vis6s dans l'accord 
du Commonwealth sur le sucre, des quantites de sucre 
correspondant aux quotas ä prix convenu, fixes dans le 
cadre de cet accord. 

2. Lors de ces importations, il est percu: 

a) un prelevement special egal ä la difference entre le 
prix d'achat convenu, rendu CAF, et le prix auquel 
le sucre est ecoule sur le marche du Royaume-Uni. 
Les dispositions de l'article 55 paragraphe 1 b) de 
l'acte d'adhesion ne sont pas applicables; 

b) une taxe etablie sur la base de la difference entre 
le prix pratique sur le marche mondial pour le sucre 
brut, rendu CAF, et le prix d'achat convenu, rendu 
CAF; cette taxe servira ä financer les operations de 
revente par l'Office du Sucre du Royaume-Uni. 

Toutefois, au cas oü le prix mondial CAF du sucre brut 
est sup^rieur au prix d'achat convenu, rendu CAF, la 
difference est versee par l'Office ä l'importateur. 

3. Le prix auquel le sucre en question est ecoule sur 
le marche du Royaume-Uni est fixe 4 un niveau permet- 
tant d'ecouler effectivement les quantites coneernees 
sans mettre en danger l'ecoulement du sucre de la Com- 
munaute. 

4. Par derogation aux dispositions prevues ä l'article 
15 paragraphe 1 du regiement (CEE) n° 766/68 etablissant 
les regles generales concernant l'octroi des restitulions 
ä l'exportation de sucre, la restitution ä l'exportation 
applicable au Royaume-Uni peut etre accordee au sucre 
blanc produit 4 partir du sucre brut importe en vertu du 
present protocole. 

5. Le Conseil, statuant ä la majorite qualifiee sur pro- 
position de la Commission, arrete les mesures necessaires 
ä la mise en ceuvre des dispositions du present protocole 
de facon ä assurer le bon fonctionnement de l'organisa- 
tion commune des marches dans le secteur du sucre et 
notamment le respect du prix d'ecoulement de ces Sucres 
sur le marche du Royaume-Uni lors de l'application des 
dispositions prevues au paragraphe 2. 
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Protokoll Nr. 18 

über die Einfuhr von Butter und Käse aus 
Neuseeland in das Vereinigte Königreich 


Artikel 1 

1. Das Vereinigte Königreich wird ermächtigt, vorüber¬ 
gehend aus Neuseeland bestimmte Butter- und Käse¬ 
mengen unter den nachstehenden Bedingungen einzufüh¬ 
ren. 


2. Die in Absatz 1 erwähnten Mengen betragen 


a) für Butter in den ersten fünf Jahren: 


1973 

165.811 

1974 

158 902 

1975 

151.994 

1976 

145.085 

1977 

138.176 

1973 

68.580 

1974 

60 960 

1975 

45.720 

1976 

30.480 

1977 

15.240 


Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag 
der Kommission im Verhältnis dieser Butter- und Käse¬ 
mengen Anpassungen vornehmen, sofern die in Milch- 
äquivalent ausgedrückte Menge gewahrt bleibt, die der 
für die beiden Erzeugnisse für das betreffende Jahr vor¬ 
gesehenen Gesamtmenge entspricht. 

3. Die in Absatz 2 genannten Butter- und Käsemengen 
werden in das Vereinigte Königreich zu einem Preis ein¬ 
geführt, dessen Einhaltung zu cif-Bedingungen von Neu¬ 
seeland garantiert weiden muß. Dieser Preis wird auf 
einem Niveau festgesetzt, das es Neuseeland gestattet, 
einen Preis zu erzielen, der dem Preis entspricht, den 
dieses Land auf dem Markt des Vereinigten Königreichs 
in den Jahren 1969, 1970, 1971 und 1972 im Durchschnitt 
erzielt hat. 

4. Die gemäß diesem Protokoll in das Vereinigte König¬ 
reich eingeführten Erzeugnisse dürfen nicht in den inner- 
gemeinschaftiichen Handel gebracht oder nach dritten 
Ländern wiederausgeführt werden. 


Artikel 2 

t. Bei der Einfuhr der in Artikel 1 genannten Butter-und 
Käsemengen in das Vereinigte Königreich werden Son¬ 
derabschöpfungen erhoben, Artikel 55 Absatz 1 Buch¬ 
stabe b der Beitrittsakte findet keine Anwendung. 

2. Die Soriderabschöpfungen werden auf der Grundlage 
des in Artikel 1 Absatz 3 genannten cif-Preises und des 
Marktpreises der betreffenden Erzeugnisse im Vereinig¬ 
ten Königreidr auf einem Niveau festgesetzt, das es ge¬ 
stattet, die Butter- und Käsemengen tatsächlich abzu¬ 
setzen, ohne den Absatz von Butter und Käse aus der 
Gemeinschaft zu gefährden. 


Artikel 3 

Der Rat eiläßt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor¬ 
schlag der Kommission die erforderlichen Duichfiihi ungs- 
bestimmungen zu den Artikeln 1 und 2. 
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Protocol No 18 

on the Import ol New Zealand 
butter and cheese into the United Kingdom 


A r t i c 1 e 1 

1. The United Kingdom is authorized, as a transitional 
arrangement, to import from New Zealand certain 
quantities of butter and cheese, on the following terms. 

2. The quantities referred to in paragraph 1 shall be: 
(a) in respect of butter, for the first five years: 


1973 

165,811 metric tons 

1974 

158,902 metric tons 

1975 

151,994 metric tons 

1976 

145,085 metric tons 

1977 

138,176 metric tons 

respect of dieese: 

1973 

68,580 metric tons 

1974 

60,960 metric tons 

1975 

45,720 metric tons 

1976 

30,480 metric tons 

1977 

• 15,240 metric tons 


The Council, acting by a qualified majority on a pro- 
posal from the Commission, may make adjustments 
between those quantities of butter and cheese, provided 
that the tonnage expressed as milk equivalent corre- 
sponding to the total quantities laid down for those 
two products for the year in question remains unaltered. 

3. The quantities of butter and cheese specified in 
paragraph 2 shall be imported into the United Kingdom 
at a price the observance of which must be guaranteed 
at the cif stage by New Zealand. That price shall be 
fixed at a level which enables New Zealand to realize 
a price representing the average price obtained by that 
country on the United Kingdom market during 1969, 1970, 
1971 and 1972. 

4. The products imported into the United Kingdom 
in accordance with the provisions of this Protocol may 
not become the subject of intra-Community trade or of 
re-exportation to tliird countries. 


Protocole n° 18 

concemant rimportation au Royaume-Uni 
de beurre et de fromage en provenance 
de la Nouvelle-Zelande 

Article 1 

1. Le Royaume-Uni est autorise, aux conditions sui- 
vantes et 4 titre transltoire, 4 importer en provenance 
de la Nouvelle-Zdlande certaines quantitds de beurre 
et de fromage. 

2. Les quantitds visdes au paragraphe 1 s'dlevent: 

a) en ce qui concerne le beurre, pour les cinq premieres 
anndes: 

en 1973, 4 165.811 tonnes 
en 1974, ä 158.902 tonnes 
en 1975, 4 151.994 tonnes 
en 1976, 4 145.085 tonnes 
en 1977, ä 138.176 tonnes 

b) en ce qui concerne le fromage: 

en 1973, 4 68.580 tonnes 
en 1974, 4 60 960 tonnes 
en 1975, 4 45.720 tonnes 
en 1976, 4 30.480 tonnes 
en 1977, 4 15.240 tonnes 

Le Conseil, statuant 4 la majoritd qualifiee sur pro- 
position de la Commission, peut operer des ajustements 
entre ces quantitds de beurre et de fromage, 4 condition 
de respecter le tonnage exprimd en dquivalent lait cor- 
respondant au total des quantitds prdvues pour les deux 
produits pour l'annde en cause. 

3. Les quantites de beurre et de fromage visdes au 
paragraphe 2 sont importees au Royaume-Uni 4 un prix 
dont le respect devra etre garanti au stade CAF par la 
Nouvelle-Zdlande. Ce prix est dtabli 4 un niveau per : 
mettant 4 la Nouvelle-Zelande de rdaliser un prix cor- 
respondant a celui dont ce pays a bdndficid en rooyenne 
sur le marchd du Royaume-Uni au cours des anndes 1969. 
1970, 1971 et 1972. 

4. Les produits importes au Royaume-Uni conformd- 
ment aux dispositions du present protocole ne peuvent 
faire I’objet d'echanges intra-communautaires ou d une 
reexportation vers les pays tiers. 


Article 2 

1. Special levies shall be applied to imports into the 
United Kingdom of the quantities of butter and cheese 
specified in Article 1. Article 55 (1) (b) of the Act of 
Accession shall not be applicable. 

2. The special levies shall be fixed on the basis of 
the cif price referred to in Article 1 (3) and of the market 
price of the products in question within the United 
Kingdom, at a level such as to allow the quantities of 
butter and cheese to be effectively marketed without 
prejudicinq the marketing of Community butter and 
cheese. 


Article 2 

1. Lors de rimportation au Royaume-Uni des quantites 
de beurre et de fromage visdes 4 larticle 1, des preleve- 
ments speciaux sont appliquds. L'article 55 paragraphe 
1 b) de l acte d'adhesion n est pas applicable. 

2. Les prelevements speciaux sont fixes sur la base du 
prix CAF visd 4 l article 1 paragraphe 3 et du prix de 
marchd des produits concernds au Royaume-Uni, a un 
niveau permettant decouler effectivement les quantites 
de beurre et de fromage, sans mettre en danger l ecoule- 
ment de beurre et de fromage de la Communaute. 


Article 3 

The Council, acting by a qualified majority on a pro- 
posal from the Commission, shall adopt the measures 
necessary for implementing Ai ticles 1 and 2, 


Article 3 

Le Conseil, statuant 4 la majoritd qualifiee sur propo- 
sition de la Commission, arrete les mesures necessaires 
4 la mise en oeuvre des dispositions des articles 1 et 2, 
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Artikel 4 

Die Gemeinschaft wird weiterhin bestrebt sein, den 
Abschluß eines internationalen Übereinkommens über 
Milcherzeugnisse zu fördern, das geeignet ist, die auf dem 
Weltmarkt herrschenden Bedingungen so bald wie mög¬ 
lich zu verbessern. 


Artikel 5 

1. Im Laufe des Jahres 1975 prüft der Rat die Lage auf 
dem Buttermarkt im Lichte der Situation und der Ent¬ 
wicklung von Angebot und Nachfrage in den wichtig¬ 
sten Erzeuger- und Verbraucherländern der Welt, insbe¬ 
sondere in der Gemeinschaft und in Neuseeland. Bei 
dieser Prüfung werden unter anderem folgende Faktoren 
berücksichtigt.’ 

a) die Fortschritte auf dem Wege zu einem wirksamen 
weltweiten Übereinkommen über Milcherzeugnisse, an 
dem die Gemeinschaft und die anderen wichtigen Er¬ 
zeuger- und Verbraucherländer als Vertragsparteien 
teilnehmen würden; 

b) die Fortschritte, die Neuseeland bei der Diversifi¬ 
zierung seiner Wirtschaft und seiner Ausfuhren er¬ 
zielt hat, wobei die Gemeinschaft bestrebt sein wird, 
eine Handelspolitik zu verfolgen, die diesen Bemü¬ 
hungen nicht zuwiderläuft. 

2. Die Maßnahmen, die geeignet sind, die Aufrechterhal¬ 
tung der Ausnahmeregelung für die Buttereinfuhren aus 
Neuseeland über den 31. Dezember 1977 hinaus sicher¬ 
zustellen, sowie ihre Einzelheiten, werden vom Rat im 
Lichte dieser Prüfung einstimmig auf Vorschlag der 
Kommission festgelegt. 

3 Die für die Käseeinfuhr vorgesehene Ausnahmerege¬ 
lung kann über den 31. Dezember 1977 hinaus nicht bei¬ 
behalten werden. 


Protokoll Nr. 19 

über alkoholische Getränke auf Getreidebasis 

1. Der Rat legt nach dem in Artikel 43 Absatz 2 des 
EWG-Vertrags vorgesehenen Verfahren die notwendigen 
Maßnahmen fest, um die Verwendung von Getreide aus 
der Gemeinschaft zur Herstellung alkoholischer Getränke 
auf Getreidebasis, insbesondere von Whisky, die nach 
dritten Ländern ausgeführt werden, zu erleichtern; diese 
Maßnahmen werden so festgelegt, daß sie rechtzeitig 
in Kraft treten können. 

2. Diese Maßnahmen, die im Rahmen der Verordnung 
über die gemeinsame Marktorganisation für Getreide 
oder der zu erlassenden Verordnung über die gemein¬ 
same Marktorganisation für Alkohol getroffen werden 
können, müssen sich in den Rahmen der allgemeinen 
Zielsetzungen der Gemeinschaft in bezug auf Alkohol 
einfügen und jegliche Diskriminierung zwischen diesen 
Erzeugnissen und sonstigem Alkohol unter Berücksichti¬ 
gung der Besonderheiten in jedem einzelnen Fall ver¬ 
meiden. 
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A r t i c 1 e 4 

The Community shall continue its efforts to promote 
the conclusion of an international agreement on milk 
Products so that, as soon as possible, conditions on the 
world market may be improved. 


A r t i c 1 e 5 

1. The Council shall, during 1975, review the Situation 
as regards butter in the light of prevailing conditions 
and of supply and demand developments in the major 
producing and consuming countries of the world, par- 
ticularly in the Community and in New Zealand. During 
that review, among the considerations to be taken into 
account shall be the following: 

(a) progress towards an effective world agreement on 
milk products, to which the Community and other 
important producing and consuming countries would 
be parties i 

(b) the extent of New Zealand's progress towards 
diversification of its economy and exports, it being 
understood that the Community will strive to pursue 
a commercial policy which does not run counter to 
this progress. 

2. Appropriate measures to ensure the maintenance 
after 31 December 1977 of exceptional arrangements in 
respect of imports of butter from New Zealand, includ- 
ing the details of such arrangements, shall be determined 
by the Council, acting unanimously on a proposal from 
the Commission, in the light of that review. 

3. After 31 December 1977, the exceptional arrange¬ 
ments laid down for imports of cheese may no longer 
be retained. 


Protocol No 19 
on spirituous beverages 
obtained from cereals 

1. The Council, acting in accordance with the proce- 
dure provided for in Article 43 (2) of the EEC Treaty, 
shall decide the necessary measures to facilitate the 
use of Community cereals in the manufacture of spirit¬ 
uous beverages obtained from cereals, and in particular 
of whisky, exported to third countries, so that these 
measures may be applied in due time. 

2. These measures, which may be taken within the 
framework of the Regulation on the common Organiza¬ 
tion of the market in cereals or of the regulation to be 
adopted on the common Organization of the market in 
alcohol must fit into the framework of the general Com¬ 
munity policy for alcohol, avoiding any discrimination 
between these products and other alcohol, account being 
taken of the particular situations peculiar to eadi case. 


Article 4 

La Communaute poursuivra ses efforts en vue de pro- 
mouvoir la conclusion d'un accord international sur les 
produits laitiers de maniere ä amäliorer aussitöt que 
possible les conditions regnant sur le marche mondial. 


Article 5 

1. Dans le courant de l'annee 1975, le Conseil exami- 
nera la Situation pour le beurre ä la lumiere de la Situa¬ 
tion et de l’evolution de l'offre et de la demande dans les 
principaux pays producteurs et consommateurs dans le 
monde, en particulier dans la Communaute et en Nou- 
velle-Zelande. Seront pris en consideration, lors de cet 
examen, entre autres, les elements suivants: 

a) les progres accomplis en vue d'aboutir ä un accord 
mondial efficace relatif aux produits laitiers et dont 
la Communaute et les autres pays consommateurs et 
producteurs importants seraient parties; 

b) l'importance des progres accomplis par la Nouvelle- 
Zelande en vue de diversifier son äconomie et ses 
exportations, etant entendu que la Communaute s'ef- 
forcera de poursuivre une politique commerciale qui 
evite de contrecarrer ces efforts. 

2. Les mesures propres ä assurer, au-delä du 31 decem- 
bre 1977, le maintien du regime derogatoire pour les 
importations de beurre de la Nouvelle-Zelande, ainsi que 
leurs modalites, sont fixees, par le Conseil statuant ä 
l'unanimitä sur proposition de la Commission, ä la lu¬ 
miere de cet examen. 

3. Au-delä du 31 decembre 1977, le regime derogatoire 
prävu pour l'importation de fromage ne pourra plus etre 
maintenu. 


Protocole n° 19 

concernant les boissons spiritueuses 
obtenues ä partir de c^röales 

1. Le Conseil, statuant selon la procedure prevue ä 
l'article 43 paragraphe 2 du trait£ CEE, arrfite les me¬ 
sures necessaires afin de faciliter l’utilisation de cereales 
communautaires pour la fabrication de boissons spiri¬ 
tueuses obtenues ä partir de cäräales, et notamment de 
whisky, exportees vers les pays tiers, de teile Sorte que 
ces mesures puissent etre appliquäes en temps utile. 

2. Ces mesures, qui peuvent etre prises dans le cadre 
du regiement d’organisation commune des marches dans 
le secteur des cereales ou du regiement d'organisation 
commune des mardies ä adopter dans le secteur de 
l'alcool, doivent s’inserer dans le cadre de la politique 
generale de la Communaute en matiere d alcool, en evi- 
tant toute discrimination entre ces produits et les autres 
alcools, compte tenu des situations particulieres propres 
ä chaque cas. 
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Protokoll Nr. 20 

über die norwegische Landwirtschaft 

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN — 

IN DEM WUNSCH, die Probleme zu lösen, die der Bei¬ 
tritt Norwegens zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
für die Landwirte dieses Landes aufwirft, 

IN ANBETRACHT der von der norwegischen Regierung 
vorgetragenen Bedenken, wonach die norwegische Land¬ 
wirtschaft durch die geographische Lage und die Topo¬ 
graphie des Landes hinsichtlich der Erzeugung benach¬ 
teiligt ist, die gleichen Gegebenheiten für die besonderen 
demographischen Probleme Norwegens maßgebend sind 
und dadurch die landwirtschaftlichen Betriebe des Landes 
verhältnismäßig hohe Produktionskosten zu tragen ha¬ 
ben, die ein allgemeines System von Stützungsmaßnah¬ 
men erforderlich gemacht haben, um eine ausgewogene 
Sozialstruktur und einen angemessenen Lebensstandard 
für die in der Landwirtschaft Beschäftigten aufrechtzuer¬ 
halten — 

ERKENNEN die besonderen Probleme an, die durch den 
Beitritt Norwegens zur Europäischen Wirtschaftsgemein¬ 
schaft für die Landwirte dieses Landes insbesondere da¬ 
durch aufgeworfen werden, daß eine einfache Anglei¬ 
chung der von den norwegischen Erzeugern erzielten 
Preise an die Preise der Gemeinschaft zu einer erheb¬ 
lichen Einkommenseinbuße mit ungünstigen Folgen in 
sozialer und demographischer Hinsicht führen würde; 

ERKENNEN insbesondere an, daß die Übergangszeit 
diese Probleme nicht lösen könnte, daß also unter Be¬ 
achtung der Regeln der gemeinsamen Agrarpolitik spe¬ 
zifische Vereinbarungen, die keinen Präzedenzfall schaf¬ 
fen dürfen, notwendig sind mit dem Ziel, den Lebens¬ 
standard der norwegischen Landwirte aufrechtzuerhalten — 

SIND wie folgt ÜBEREINGEKOMMEN: 

1. Die Regelung, die auf die norwegischen Subventionen 
angewandt wird, muß vorbehaltlich der in den folgenden 
Absätzen genannten zeitweiligen Abweichungen so ge¬ 
staltet sein, daß sie das Funktionieren der gemeinsamen 
Agrarpolitik, insbesondere der gemeinsamen Marktor¬ 
ganisationen, im gesamten Gebiet der Gemeinschaft nicht 
in Frage stellt. 

2. Norwegen wendet die Agrarregelungen der Gemein¬ 
schaft gemäß den einschlägigen Bestimmungen der Bei¬ 
trittsakte an. 

3. Das Problem der norwegischen Beihilfen zu den Be¬ 
förderungskosten zum Ausgleich der besonders ungün¬ 
stigen Auswirkungen der großen Entfernungen zwischen 
Erzeugungs- und natürlichen Absatzgebieten sowie der 
außerordentlich großen Streuung der landwirtschaftlichen 
Gebiete muß durch Anwendung der Bestimmungen des 
EWG-Vertrags auf angemessene Weise gelöst werden. 

4. In Norwegen wird ein Stützungssystem eingeführt, 
das es ermöglichen muß, den Lebensstandard der Land¬ 
wirte aufrechtzuerhalten. Die Stützung wird in dem zur 
Erreichung dieses Ziels erforderlichen Maß gewährt. Sie 
darf nicht an das verkaufte Erzeugnis gebunden sein, 
sie darf auch keine Erzeugerpreissubventionen umfas¬ 
sen — was die Umfoimung der derzeitigen norwegischen 
Stützungsmaßnahmen erfordert — und wird nach Gebie¬ 
ten und Landwirtgruppen differenziert sein. Die künftigen 
Maßnahmen werden den verschiedenen Produktionsfor¬ 
men angepaßt. 

5. Norwegen kann für die Zeit bis zum 31. Dezember 
1975 ausnahmsweise die derzeitigen Subventionen bei¬ 
behalten. Die Erzeugerpreissubventionen werden um die 
Beträge gekürzt, die den Erhöhungen der Marktpreise 
entsprechen, die sich aus der Annäherung der Markt¬ 
preise an die gemeinsamen Preise ergeben. 
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Protocol No 20 Protocole n° 20 

on Norwegian agriculture concemant l'agriculture norvegienne 


THE HIGH CONTRACTING PARTIES, 

DESIRING to solve the problems which the accession 
of Norway to the European Economic Community 
creates for the farmers of that country; 

TAKING INTO CONSIDERATION the anxieties ex- 
pressed by the Norwegian Government concerning the 
fact that Norway’s agriculture is at a disadvantage as 
regards production owing to the country's geographical 
Position and configuration; that the same factors de- 
termine the particular demograpTiic problems of Norway 
and involve, for the agricultural holdings of that country, 
relatively high production costs, whidi have necessitated 
a general System of support measures for the purpose 
of maintaining a balanced social structure, and an 
equitable Standard of living for the agricultural popula- 
tion; 

RECOGNIZE the particular problems whidi the ac¬ 
cession of Norway to the European Economic Com¬ 
munity creates for the farmers of that country, partic- 
ularly in view of the fact that a simple alignment of 
the prices received by Norwegian producers with the 
level of Community prices would cause a substantial 
loss in earnings, with unfavourable consequences from 
the demographic and social point of viewj 

RECOGNIZE in particular that the transitional period 
could not solve these problems and that it is therefore 
necessary to envisage specific arrangements—whidi 
should not be regarded as constituting a precedent— 
with the object of maintaining the Standard of living 
of Norwegian farmers, in compliance with the rules 
governing the common agricultural policy; 

HAVE AGREED the following provisions: 

1. Subject to the temporary derogations referred to 
in the following paragraphs, the System applied to 
Norwegian agriculture must be devised in such a way 
as not to compromise the functioning of the common 
agricultural policy, and particularly of the common 
Organization of markets, throughout the Community. 

2. Norway shall apply the Community's agricultural 
rules in accordance with the relevant provisions of the 
Act of Accession. 

3. The problem of Norwegian subsidies for transport 
costs, which are intended to compensate for the partic¬ 
ularly unfavourable effects of the long distances between 
production areas and natural outlets and the fact that 
agricultural regions are widely dispersed, must be 
adequately resolved by applying the provisions of the 
EEC Treaty. 

4. A support system shall be introduced in Norway 
whidi should permit the maintenance of the farmers' 
Standard of living. Support shall be given in so far as 
is necessary for adiieving this objective. The support 
may not be linked with the product sold, nor include 
subsidies in respect of producer prices, and this will 
require dianges in the support measures currently in 
force in Norway. The support shall be varied according 
to the regions and the categories of farmers concerned. 
The measures to be taken shall be adapted to the various 
types of production. 

5. Norway shall have the Option of maintaining until 
31 December 1975, by way of derogation, the subsidies 
granted at present. Producer price subsidies shall be 
reduced by amounts corresponding to the increases in 
market prices resulting from the alignment of these 
market prices with the level of the common prices. 


LES HAUTES PARTIES CONTRACTANTES, 

DfiSIRANT resoudre les problemes que pose l'adhesion 
de la Norvege ä la Communaute economique europeenne 
pour les agriculteurs de ce pays, 

PRENANT EN CONSIDERATION les preoccupations 
exprimdes par le gouvernement norvegien au sujet du 
fait que l'agriculture norvegienne est d6savantag£e, en 
ce qui concerne la production, en raison de la Situation 
geographique du pays et de sa configuration; que les 
niemes facteurs determinent les problemes demographi- 
ques particuliers de la Norvege et entralnent pour les 
exploitations agricoles de ce pays des coüts de produc¬ 
tion relativement 61ev6s, qui ont rendu n6cessaire un 
Systeme g6n£ral de mesures de soutien en vue de main- 
tenir une structure sociale equilibree et un niveau de vie 
equitable pour la population occup6e dans l'agriculture, 

RECONNAISSENT les problemes particuliers poses 
par l'adhesion de la Norvege 4 la Communaute econo¬ 
mique europ6enne pour les agriculteurs de ce pays, 
notamment en raison du fait qu'un simple alignement 
des prix obtenus par les producteurs norvegiens sur le 
niveau des prix communautaires provoquerait une dimi- 
nution substantielle des revenus, avec des consequences 
defavorables du point de vue social et demographique; 

RECONNAISSSENT en particulier que la periode de 
transitioh ne pourrait resoudre ces problemes et qu'il 
est donc necessaire de prevoir des arrangements sp6ci- 
fiques, qui ne sauraient constituer un precedent, ayant 
pour objectif de maintenir le niveau de vie des agri¬ 
culteurs norvegiens, dans le respect des regles de la 
politique agricole commune; 

SONT CONVENUES des dispositions ci-apres: 

1. Sous reserve des derogations temporaires mention- 
nees aux paragraphes suivants, le regime applique a 
l'agriculture norv6gienne devra etre concu de facon ä 
ne pas compromettre le fonctionnement de la politique 
agricole commune, et notamment des organisations com- 
munes des marches, sur l'ensemble du territoire de la 
Communaute. 

2. La Norvege applique la reglementation agricole 
communautaire conformement aux dispositions prevues 
en la matiere par l'acte d'adhesion. 

3. La question des subventions norvegiennes aux frais 
de transport, destinees ä compenser les repercussions 
particulierement defavorables des longues distances 
entre les zones de production et les deboudies naturels 
et de la dispersion extrfeme des regions agricoles, doit 
trouver une solution adequate par l’application des dis¬ 
positions du traite CEE. 

4. II est instaure en Norvege un Systeme de soutien 
qui doit permettre de maintenir le niveau de vie des 
agriculteurs. Le soutien est accorde dans la mesure ne¬ 
cessaire pour atteindre cet objectif. II ne peut pas etre 
lie au produit vendu, ni comporter de subventions de 
prix ä la production, ce qui nbcessitera une conversion 
des mesures de soutien actuellement appliquees en Nor¬ 
vege, et il est differencie selon les regions et les cate¬ 
gories d'agriculteurs. Les mesures ä prendre sont adap- 
tees aux differents types de production. 

5. La Norvege a la faculte de maintenir ä titre dero- 
gatoire jusqu'au 31 decembre 1975 les subventions ac¬ 
tuellement accordees. Les subventions de prix ä la pro¬ 
duction sont reduites des montants correspondant aux 
augmentations des prix de marche resultant du rappro- 
chement de ces derniers prix du niveau des prix com- 


muns. 
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6. In bezug auf Gartenbauerzeugnisse und Kartoffeln 
wird Norwegen ermächtigt, bis zum 31. Dezember 1977 
ausnahmsweise die mengenmäßigen Einfuhrbeschränkun¬ 
gen durch Bestimmungen zu ersetzen, die es ermöglichen, 
bei bestimmten Erzeugnissen ein Preisniveau aufrecht¬ 
zuerhalten, das dem des norwegischen Marktes vor dem 
Beitritt vergleichbar ist. Diese Bestimmungen bestehen 
in einem System auf dem norwegischen Markt festzu¬ 
setzender Mindestpreise, bei deren Unterschreitung Aus¬ 
gleichsabgaben auf Einfuhren jeder Herkunft erhoben 
werden können; bei der Einfuhr der gleichen, zur Ver¬ 
arbeitung bestimmten Erzeugnisse kann die Ausgleichs¬ 
abgabe ausgesetzt werden, während bei der Lieferung 
einheimischer Erzeugnisse zum Zwecke der Verarbeitung 
eine Erstattung in Höhe der Ausgleichsabgabe gewährt 
werden kann. Die für die Zölle vereinbarten Übergangs¬ 
bestimmungen bleiben anwendbar. 

Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor¬ 
schlag der Komission die zur Durchführung der in die¬ 
sem Absatz vorgesehenen erforderlichen Maßnahmen. 

7. Für die Erzeugnisse des Schweinefleisch-, Eier- und 
Geflügelsektors wird die bis zur ersten Herabsetzung bei 
der Einfuhr nach Norwegen erhobene Ausgleichsabgabe 
in Abweichung von den Artikeln 75, 77 und 79 der 
Beitrittsakte unter Zugrundelegung des Unterschieds zwi¬ 
schen den Preisen für geschlachtete Schweine, Eier in der 
Schale und geschlachtetes Geflügel auf dem Markt Nor¬ 
wegens einerseits und auf dem Markt der ursprünglichen 
Gemeinschaft und jedes der anderen neuen Mitglied¬ 
staaten andererseits berechnet. 

Die in Unterabsatz 1 genannte Ausgleichsabgabe wird 
am 1. November 1973, am 1. November 1974 und am 
1. November 1975 jeweils um ein Viertel herabgesetzt 
und am 1. November 1976 beseitigt, und zwar unbescha¬ 
det der Anwendung der Artikel 75, 77 und 79 der Bei¬ 
trittsakte nach diesem Zeitpunkt. 

Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor¬ 
schlag der Kommission die zur Durchführung der in 
diesem Absatz vorgesehenen erforderlichen Maßnahmen. 

8. Die Kommission unterbreitet dem Rat spätestens am 
30. Juni 1974, in bezug auf Gartenbauerzeugnisse und 
Kartoffeln spätestens am 30. Juni 1976, Vorschläge — 
darunter gegebenenfalls Vorschläge betreffend die Aus¬ 
gaben, die für eine Gemeinschaftsfinanzierung in Betracht 
kommen — in Übereinstimmung mit dem EWG-Vertrag 
mit dem Ziel, nach Ablauf der in den Absätzen 5 und 6 
vorgesehenen Fristen gemäß Absatz 4 das Stützungs¬ 
system einzuführen. 

9. Unbeschadet der Absätze 1 bis 8 werden in Norwe¬ 
gen unter Gemeinschaftskontrolle geeignete Maßnahmen 
für eine ausreichende Milchversorgung getroffen, damit 
der Trinkmilchverbrauch der Bevölkerung regelmäßig ge¬ 
deckt und der derzeitige hohe Milchverbrauch nicht ge¬ 
fährdet wird. Der Rat erläßt nach dem Verfahren des 
Artikels 43 Absatz 2 des EWG-Vertrags die hierfür er¬ 
forderlichen Bestimmungen, die Subventionen umfassen 
können. 

10. Sollte die spätere Entwicklung der gemeinsamen 
Agrarpolitik oder der Politik der Gemeinschaft auf an¬ 
deren Gebieten zu gemeinschaftlichen Maßnahmen füh¬ 
ren, die eine vollständige oder teilweise Lösung der 
besonderen Probleme der norwegischen Landwirtschaft 
ermöglichen, so werden diese gemeinschaftlichen Maß¬ 
nahmen und die sich gegebenenfalls daraus ergebende 
Gemeinschaftsfinanzierung an die Stelle der in Norwegen 
getroffenen spezifischen Maßnahmen treten. 

11. Die Organe der Gemeinschaft prüfen in regelmäßigen 
Zeitabständen die Bedingungen und Einzelheiten der 
Durchführung der in Norwegen angewandten Regelung. 
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6. In the horticultural sector and for potatoes, Norway 
is authorized until 31 December 1977, by way of deroga- 
tion, to replace quantitative restrictions on imports by 
provisions making it possible to maintain, for certain 
Products, a price level comparable to the price ruling on 
the Norwegian market before accession. These provi¬ 
sions shall constitute a System of minimum prices to 
be fixed on the Norwegian market below which counter- 
vailing charges may be applied to imports from any 
source; as regards imports of these products intended 
for Processing, the countervailing diarge may be sus- 
pended, whereas for deliveries of home-grown products 
intended for Processing a refund corresponding to the 
amount of this Charge may be granted. The transitional 
provisions agreed for customs duties shall continue to 
apply. 

The Council, acting by a qualified majority on a pro- 
posal from the Commission, shall adopt the measures 
necessary for implementing the provisions of this Para¬ 
graph. 

7. For products in the pigmeat, eggs and poultry 
sectors, the compensatory amount applicable to imports 
into Norway until the first reduction shall be calculated, 
notwithstanding Articles 75, 77, and 79 of the Act of 
Accession, on the basis of the difference between the 
prices for slaughtered pigs, eggs in shell and slaughtered 
poultry on the Norwegian market, on the one hand, and 
on the market of the Community as originally constituted 
and of eadi of the other new Member States, on the 
other. 

The compensatory amount referred to in the first 
subparagraph shall be reduced by a quarter on 1 Novem¬ 
ber 1973, a quarter on 1 November 1974, a quarter on 
1 November 1975 and abolished on 1 November 1976, 
without prejudice to the application after this date of 
Articles 75, 77 and 79 of the Act of Accession. 

The Council shall, acting by a qualified majority on 
a proposal from the Commission, adopt the measures 
necessary for implementing the provisions of this Para¬ 
graph. 

8. By 30 June 1974 at the latest, and in respect of 
horticulture and potatoes by 30 June 1976 at the latest, 
the Commission shall make proposals to the Council 
including, if appropriate, proposals on expenditure 
eligible for Community financing in accordance with the 
provisions of the EHC Treaty with a view to putting 
into Operation, upon expiry of the periods provided for 
in paragraphs 5 and 6, the Support System in accordance 
with paragraph 4. 

9. Under Community supervision, and without preju¬ 
dice to the provisions of paragraphs 1 to 8, appropriate 
measures shall be taken in Norway to ensure a supply of 
milk which is sufficient regularly to meet the liquid 
milk consumption of the population, and in such a way 
that the present high level of milk consumption is not 
endangered. The Council shall, according to the proce- 
dure of Article 43 (2) of the EEC Treaty, adopt the 
provisions necessary to this end, which may include 
subsidies. 

10. If any subsequent development of the common 
agricultural policy or of other Community policies should 
include Community measures enabling a total or a partial 
solution of the special problems of Norwegian agricul- 
ture, those Community measures, and any possible Com¬ 
munity financing, would replace the specific measures 
taken in Norway. 

11. The institutions of the Community shall periodi- 
cally review the conditions and procedures for imple¬ 
menting the arrangements applied in Norway. 


6. Dans le secteur horticole et pour les pommes de 
terre, la Norvege est autorisee, ä titre derogatoire, jus- 
qu’au 31 decembre 1977, h remplacer les restrictions 
quantitatives ä l’importation par des dispositions per- 
mettant de maintenir, pour certains produits, un niveau 
de prix comparable ä celui des prix pratiques sur le 
marche norvegien avant l'adhesion. Ces dispositions con- 
sistent en un Systeme de prix minima, ä fixer sur le 
marche norvegien, au-dessous desquels des taxes com- 
pensatoires pourront etre appliquees aux importations 
de toutes proverianees; pour les importations des memes 
produits destines ci la transformation, la taxe compen- 
satoire peut £tre suspendue tandis qu ä la livraison de 
produits indigenes pour la transformation une restitution 
correspondant au montan! de la taxe peut etre octroyee. 
Les dispositions transitoires convenues pour les droits 
de douane restent d’application. 

Le Conseil, statuant ä la majorite qualifiee sur propo- 
sition de la Commission, arrete les mesures necessaires 
ä la mise en oeuvre des dispositions prevues au present 
paragraphe. 

7. Pour les produits relevant du secteur de la viande 
de porc, des ceufs et de la volaille, le montant compen- 
satoire applicable ä l'importation en Norvege jusqu'ä 
la premiere diminution est calcule, par derogation aux 
articles 75, 77 et 79 de l'acte d'adhesion, sur la base de 
la difference entre les prix du porc abattu, des ceufs en 
coquille et de la volaille abattue, sur le marche de la 
Norvege d'une part, et sur celui de la Communaute dans 
sa composition originaire et de chacun des autres nou- 
veaux Etats membres d'autre part. 

Le montant compensatoire vise ä l'alinea precedent 
est diminu£ d'un quart le 1 er novembre 1973, d'un quart 
le 1 CI novembre 1974, d'un quart le 1 er novembre 1975 
et supprim£ le l® r novembre 1976, sans prejudice de l'ap- 
plication apres cette date des dispositions des articles 75, 
77 et 79 de l'acte d’adhesion. 

Le Conseil, statuant ä la majorite qualifiee sur propo- 
sition de la Commission, arrete les mesures necessaires 
ä la mise en oeuvre des dispositions prevues au present 
paragraphe. 

8. Le 30 juin 1974 au plus tard, et pour le secteur hor¬ 
ticole et pour les pommes de terre le 30 juin 1976 au 
plus tard, la Commission fait des propositions au Con¬ 
seil, y compris le cas echeant des propositions concer- 
nant les depenses eligibles pour un financement com- 
munautaire, conformement aux dispositions du traite 
CEE, en vue de la mise en oeuvre, ä l’expiration des de- 
lais prevus aux paragraphes 5 et 6, du Systeme de sou- 
tien, conformement au paragraphe 4. 

9. Sous contröle communautaire, et sans prejudice des 
dispositions prevues aux paragraphes 1 ä 8, des mesures 
appropri6es assurant un approvisionnement de lait süf¬ 
fisant pour couvrir rögulierement la consommation de 
lait liquide par la population sont prises en Norvege, de 
maniere ä ne pas mettre en danger le niveau actuel eleve 
de consommation de lait. Le Conseil arrete, selon la pro- 
cedure prevue ä l'article 43 paragraphe 2 du traite CEE, 
les dispositions necessaires ä cet effet, qui pourront 
comporter des subventions. 

10. Dans le cas oü le developpement ulterieur de la 
politique agricole commune ou dautres politiques de la 
Communaute comporteraient des mesures communautai- 
res permettant de resoudre en tout ou en partie les 
problemes particuliers de l'agriculture norvegienne, ces 
mesures communautaires et 1 eventuel financement com¬ 
munautaire qui en decoulerait se substitueraient aux 
mesures specifiques prises en Norvege. 

11. Les institutions de la Communaute procedent pe- 
riodiquement ä un examen des conditions et modalites 
d'application du regime applique en Norvege. 
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Protokoll Nr. 21 

über die Regelung der Fischereirechte 
für Norwegen 

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN — 

IN ANERKENNUNG der sehr großen Bedeutung des 
Fischfangs für Norwegen, 

IN DER ERWÄGUNG, daß der Fischfang und die damit 
verbundenen Industriezweige wegen der besonderen geo¬ 
graphischen Lage Norwegens einen der Haupterwerbs¬ 
zweige der Bevölkerung eines großen Teils der Küsten¬ 
gebiete darstellen, in denen nur in begrenztem Umfang 
andere Beschäftigungsmöglichkeiten gegeben sind, 

IN DEM BEWUSSTSEIN, daß es sowohl für Norwegen 
als auch für die Gemeinschaft in ihrer Gesamtheit von Be¬ 
deutung ist, ein befriedigendes demographisches Gleich¬ 
gewicht in den Gebieten Norwegens aufrechtzuerhalten, 
die in hohem Maße von der Küstenfischerei abhängig 
sind, sowie in Übereinstimmung mit den Zielen der nor¬ 
wegischen Regierung auf diesem Gebiet — 

BESTÄTIGEN, daß Norwegen im Rahmen der Bestim¬ 
mungen des Artikels 101 der Beitrittsakte ermächtigt 
wird, in den Gewässern, die seiner Hoheitsgewalt oder 
seiner Gerichtsbarkeit unterliegen, innerhalb einer Gren¬ 
ze von zwölf Seemeilen zwischen Egersund und der 
Grenze zwischen Norwegen und der Union der Soziali¬ 
stischen Sowjetrepubliken die Ausübung des Fischfangs 
zu beschränken, 

KOMMEN UBEREIN, den Organen der Gemeinschaft zu 
empfehlen, bei der in Artikel 103 der Beitrittsakte vor¬ 
gesehenen Prüfung in besonderer Weise die Probleme 
zu berücksichtigen, die sich auf dem Gebiet des Fisch¬ 
fangs für Norwegen sowohl in gesamtwirtschaftlicher 
Hinsicht als auch wegen der besonderen demographischen 
und sozialen Struktur dieses Landes ergeben, und dafür 
Soige zu tragen, daß etwaige künftige Bestimmungen 
dementsprechend abgefaßt werden; diese Bestimmungen 
können unter anderem auch vorsehen, daß die Geltungs¬ 
dauer der Ausnahmeregelung in angemessenem Umfang 
nach noch festzulegenden Regeln über den 31. Dezember 
1982 hinaus verlängert wird. 


Protokoll Nr. 22 

über die Beziehungen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
den assoziierten afrikanischen Staaten 
und Madagaskar sowie den unabhängigen 
Entwicklungsländern des Commonwealth 
in Afrika, im Indischen Ozean, im Pazifischen 
Ozean und im Karibischen Raum 

l 

1. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft bietet den in 
Anhang VI der Beitrittsakte genannten unabhängigen 
Ländern des Commonwealth an, ihre Beziehungen zu ihr 
im Geiste der vom Rat auf der Tagung vom 1. und 
2. April 1963 angenommenen Absichtserklärung nach einer 
der folgenden Formeln zu regeln: 

— Beteiligung an dem Assoziierungsabkommen, das nach 
Ablauf der Geltungsdauer des am 29. Juli 1969 Un¬ 
terzeichneten Assoziierungsabkommens die Beziehun¬ 
gen zwischen der Gemeinschaft und den assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar, die Unter¬ 
zeichner des Abkommens sind, regelt; 
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Protocol No 21 
on the lisheries regime 
for Norway 

THE HIGH CONTRACTING PARTIES, 

RECOGNIZING the very great importance of the fish¬ 
ing industry for Norway, 

CONSIDERING that, because of the special geograph- 
icai Situation of Norway, fisheries and the Industries 
connected therewith constitute an essential activity for 
the population of a large pari of the Coastal areas where 
other possibilities of employment are limited, 

CONSCIOUS of the importance, both for Norway and 
for the Community as a whole, of maintaining a satis- 
factory demographic balance in the areas of this country 
which are essentially dependent on inshore fishing, and 
sharing the objectives of the Norwegian Government 
in this field, 

CONFIRM that, within the framework of Article 101 
of the Act of Accession, Norway is authorized to limit 
fishing in those waters which come under its sovereignty 
or jurisdiction, situated within a limit of twelve nautical 
miles, between Egersund and the frontier between Nor¬ 
way and the Union of Soviet Socialist Republics, 

AGREE to recommend the institutions of the Com¬ 
munity to take particular account, during the examina- 
tion provided for in Article 103 of the Act of Accession, 
of the Problems facing Norway in the field of fisheries, 
both in the context of its general economy and for 
reasons stemming from the particular demographic and 
social structures of the country, and so to act that 
any provisions which may then be made are drawn up 
accordingly; these provisions may include among other 
measures, an extension of the derogations beyond 
31 December 1982, to an appropriate degree and in ac- 
cordance with rules to be determined. 


Protocol No 22 
on relations between 

the European Economic Community and the 
Associated Airican and Malagasy States 
and also the independent developing 
Commonwealth countries situated in Africa, 
the Indian Ocean, the Pacific Ocean 
and the Caribbean 

i 

1. The European Economic Community shall offer the 
independent Commonwealth countries listed in Annex VI 
to the Act of Accession the possibility of ordering their 
relations with the Community in the spirit of the 
Declaration of Intent adopted by the Council at its meet- 
ing held on 1/2 April 1963, according to one of the 
following formulae at their choice: 

— participation in the Convention of Association which, 
upon the expiry of the Convention of Association 
signed on 29 July 1969, will govern relations between 
the Community and the Associated African and 
Malagasy States which signed the latter Convention; 


Protocole n° 21 

concernant le rdgime de la peche 
pour la Norvdge 

LES HAUTES PARTIES CONTRACTANTES, 

RECONNAISSANT la tr6s grande importance que la 
pfeche reprfesente pour la Norvege, 

CONSIDERANT que, en raison de la Situation geo- 
graphique particuliere de la Norvege, la pdche et les 
Industries qui s’y rattachent constituent une activite 
essentielle pour la population d'une grande partie des 
cötes oü d'autres possibilites d'emploi sont limitöes, 

CONSCIENTES de l'importance, tant pour la Norvege 
que pour la Communaute dans son ensemble, de mainte- 
nir un £quilibre dämographique satisfaisant dans les re- 
gions de ce pays qui döpendent essentiellement de la 
pgche coti&re, et partageant les objectifs du gouverne- 
ment norv6gien dans ce domaine, 

CONFIRMENT que, dans le cadre des dispositions de 
Farticle 101 de l'acte d'adhesion, la Norvege est auto- 
ris6e ä limiter l'exercice de la pdche dans les eaux rele¬ 
vant de sa souverainetö ou de sa juridiction, situdes en 
decä d'une limite de douze milles marins, entre Egersund 
et la frontiere entre la Norvege et l'Union des Republi- 
ques socialistes sovietiques, 

CONVIENNENT de recommander aux institutions de 
la Communaute de tenir particulierement compte, lors 
de Texamen pr6vu ä l’article 103 de l'acte d'adhesion, 
des problfemes qui se posent ä la Norvege dans le do¬ 
maine de la pßche, tant dans le cadre de son 6conomie 
generale que pour les raisons tesultant des structures 
demographiques et sociales propres ä ce pays, et de 
faire en Sorte que les dispositions qui pourront etre prises 
alors soient ddfinies en consöquence, ces dispositions 
pouvant inclure, parmi d'autre mesures, une prorogation 
au-delct du 31 decembre 1982 du regime derogatoire dans 
la mesure appropriee et selon des regles ä determiner 


Protocole n° 22 

concernant les relations entre la Communaute 
dconomique europdenne et les Etats africains et 
malgadie assoctes ainsi que les pays inctepen- 
dants en voie de ddveloppement du Common¬ 
wealth situds en Afrique, dans l'Ocdan Indien, 
dans l'Ocdan Pacifique et dans les Antilles 


I. 

1. La Communaute economique europeenne offre aux 
pays independants du Commonwealth vises ä lan- 
nexe VI de l'acte d’adhesion la possibilite de regier leurs 
relations avec eile dans l'esprit de la declaration d in- 
tention adoptee par le Conseil lois de la session des 
1 er et 2 avril 1963, selon l'une des formules suivantes 
au choix: 

— participation ä la Convention d'association qui regira, 
ä l'expiration de la convention d'association signee 
le 29 juillet 1969, les relations entre la Communaute 
et les Etats africains et malgache associes signataiies 
de cette convention; 



1374 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1972, Teil II 


Abschluß eines oder mehrerer besonderer Assoziie¬ 
rungsabkommen auf der Grundlage des Artikels 238 
des EWG-Vertrags mit gegenseitigen Rechten und 
Pflichten, insbesondere auf dem Gebiet des Handels; 

— Abschluß von Handelsabkommen zur Erleichterung 
und Entwicklung des Handels zwischen der Gemein¬ 
schaft und diesen Landern. 

2. Die Gemeinschaft wünscht aus praktischen Gründen, 
daß die unabhängigen Länder des Commonwealth, an die 
das Angebot der Gemeinschaft gerichtet ist, so bald wie 
möglich nach dem Beitritt zu dem Angebot Stellung 
nehmen. 

Die Gemeinschaft schlägt den in Anhang VI der Bei¬ 
trittsakte genannten unabhängigen Ländern des Com¬ 
monwealth vor, die für den Abschluß der Abkommen nach 
einer der drei Formeln des Angebots vorgesehenen Ver¬ 
handlungen ab 1. August 1973 aufzunehmen. 

Die Gemeinschaft lädt daher diejenigen unabhängigen 
Länder des Commonwealth, welche sich für Verhand¬ 
lungen im Rahmen der erstgenannten Formel entschei¬ 
den, ein, gemeinsam mit den assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar an der Aushandlung des Ab¬ 
kommens teilzunehmen, das auf das am 29. Juli 1969 
Unterzeichnete Abkommen folgen wird. 

3. Entscheiden sich Botsuana, Lesotho oder Swasiland für 
eine der ersten zwei Formeln des Angebots, so 

— müssen geeignete Lösungen gefunden werden, um 
die spezifischen Probleme zu regeln, die sich aus der 
besonderen Lage dieser mit einem dritten Land durch 
eine Zollunion verbundenen Länder ergeben; 

— muß der Gemeinschaft im Hoheitsgebiet dieser Staa¬ 
ten eine ebenso günstige Zollbehandlung wie dem 
meistbegünstigten dritten Staat gewährt werden; 

— müssen die Einzelheiten der angewandten Regelung, 
insbesondere die Ursprungsregeln, die Möglichkeit 
bieten, jede Gefahr einer die Gemeinschaft schädigen¬ 
den Verkehrsverlagerung zu vermeiden, die sich aus 
der Teilnahme dieser Staaten an einer Zollunion mit 
einem dritten Land ergeben. 


II 

1. Hinsichtlich der nach Ablauf der Geltungsdauer des 
am 29. Juli 1969 Unterzeichneten Assoziierungsabkom¬ 
mens vorzusehenden Assoziationsregelung ist die Ge¬ 
meinschaft bereit, ihre Assoziierungspolitik sowohl ge¬ 
genüber den assoziierten afrikanischen Staaten und Ma¬ 
dagaskar als auch gegenüber den unabhängigen Ent¬ 
wicklungsländern des Commonwealth, die Vertragspar¬ 
teien dieser Assoziation sein werden, fortzuführen. 

2. Der Beitritt der neuen Mitgliedstaaten zur Ge¬ 
meinschaft und die etwaige Ausweitung der Assoziie¬ 
rungspolitik dürfen nicht zu einer Schwächung der Be¬ 
ziehungen der Gemeinschaft zu den assoziierten afrika¬ 
nischen Staaten und Madagaskar, die Vertragsparteien 
des am 29. Juli 1969 Unterzeichneten Assoziierungsab¬ 
kommens sind, führen. 

Die Beziehungen der Gemeinschaft zu den assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar sichern diesen 
Staaten eine Gesamtheit von Vorteilen und beruhen auf 
Strukturen, die der Assoziation ihren eigenen Charak¬ 
ter auf den Gebieten der Handelsbeziehungen, der finan¬ 
ziellen und technischen Zusammenarbeit sowie der pari¬ 
tätischen Organe verleihen. 

3. Ziel der Assoziierungspolitik der Gemeinschaft bleibt, 
den Bestand und die oben genannten wesentlichen Grund¬ 
sätze zu wahren. 

4. Die Einzelheiten dieser Assoziation werden in den in 
Abschnitt I Punkt 2 Unterabsatz 3 dieses Protokolls vor- 
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— the conclusion of one or more special conventions of 
association on the basis of Article 238 of the EEC 
Treaty comprising reciprocal rights and obligations, 
particularly in the field of trade; 

— the conclusion of trade agreements with a view to 
facilitating and developing trade between the Com¬ 
munity and those countries. 

2. For practical reasons, the Community desires that 
the independent Commonwealth countries to which its 
offer is addressed, should take up a position with respect 
to this offer as soon as possible after accession. 

The Community proposes to the independent Com¬ 
monwealth countries listed in Annex VI to the Act of 
Accession that the negotiations envisaged for the con¬ 
clusion of agreements based on one of the formulae 
contained in the offer should begin as from 1 August 
1973. 

The Community accordingly invites the independent 
Commonwealth countries which choose to negotiate with- 
in the framework of the first formula to participate side 
by side with the Associated African and Malagasy States 
in negotiating the new Convention to follow the Con¬ 
vention signed on 29 July 1969. 

3. In the event of Botswana, Lesotho or Swaziland 
choosing one of the first two formulae contained in the 
offer: 

— appropriate Solutions must be found for the specific 
Problems arising from the special circumstances of 
these countries, which are in a customs Union with a 
third country; 

— the Community must, in the territory of those States, 
enjoy tariff treatment not less favourable than that 
applied by those States to the most-favoured third 
country; 

— the provisions of the System applied, and particularly 
the rules of origin must be such as to avoid any 
risk of trade deflection to the detriment of the Com¬ 
munity resulting from the participation of those States 
in a customs Union with a third country. 


II 

1. As regards the association arrangements to be made 
on the expiry of the Convention of Association signed 
on 29 July 1969, the Community is ready to pursue 
its policy of association both with regard to the As¬ 
sociated African and Malagasy States and with regard to 
the independent developing Commonwealth countries 
which become parties to the same association. 

2. The accession of the new Member States to the 
Community and the possible extension of the policy of 
association should not be the source of any weakening 
in the Community's reiations with the Associated 
African and Malagasy States which are parties to the 
Convention of Association signed on 29 July 1969. 

The Community's reiations with the Associated Afri¬ 
can and Malagasy States ensure for those States a ränge 
of advantages and are based on structures which give 
the Association its distinctive character in the fieids of 
trade reiations, financial and technical Cooperation and 
joint institutions. 

3. The Community's objective in its policy of associa¬ 
tion shall remain the safeguarding of what has been 
achieved and of the fundamental principles referred to 
above. 

4. The provisions of this association, which will be 
defined during the negotiations referred to in the third 


— conclusion d'une ou de plusieurs conventions d'asso- 
ciation particulieres sur la base de l'article 238 du 
traitö CEE comportant des droits et des obligations 
reciproques, notamment dans le domaine des echan- 
ges commerciaux; 

— conclusion d'accords commerciaux en vue de facili- 
ter et de developper les Behanges entre la Commu¬ 
naute et ces pays. 

2. Pour des raisons pratiques, la Communaute souhaite 
que les pays indöpendants du Commonwealth auxquels 
s'adresse l’offre de la Communaute prennent position sur 
cette offre aussitöt que possible apres l'adhesion. 

La Communaute propose aux pays independants du 
Commonwealth vises ä l'annexe VI de l'acte d'adhesion 
que les negociations prevues pour la conclusion des 
accords sur Tune des trois formules de l'offre soient 
entamees 4 partir du 1 er aoüt 1973. 

La Communaute invite par consequent ceux des pays 
independants du Commonwealth qui auront choisi de ne- 
gocier dans le cadre de la premiere formule a participer 
aux cötes des Etats africains et malgache associes a la 
negociation de la Convention qui fera suite ä celle si¬ 
gnee le 29 juillet 1969. 

3. Si le Botswana, le Lesotho ou le Swaziland portent 
leur choix sur Tune des deux premieres formules de l'of- 
fre: 

— des Solutions appropriees doivent etre trouvees afin 
de regier les problemes specifiques que pose la Situa¬ 
tion spöciale de ces pays qui se trouvent en union 
douaniere avec un pays tiers; 

— la Communaute doit beneficier sur le territoire de ces 
Etats d'un traitement tarifaire aussi favorable que 
celui applique par ceux-ci ä l'Etat tiers le plus fa- 
vorise; 

— les modalites du regime applique, et notamment les 
regles d'origine, doivent permettre d’eviter tout ris- 
que de detournement de trafic au detriment de la 
Communaute resultant de la participation de ces Etats 
ä une union douaniere avec un pays tiers. 


II. 

1. En ce qui concerne le regime d'association ä pre- 
voir, ä l'expiration de la Convention d'association signee 
le 29 juillet 1969, la Communaute est prete ä poursuivre 
sa politique d'association tant ä l'egard des Etats afri¬ 
cains et malgache associes qu'ä l'egard des pays inde¬ 
pendants en voie de developpement du Commonwealth 
qui seront parties ä la meme association. 

2. L'adhesion ä la Communaute des nouveaux Etats 
membres et Textension eventuelle de la politique d'asso¬ 
ciation ne devraient pas etre la source d'un affaiblisse- 
ment des reiations de la Communaute avec les Etats afri¬ 
cains et malgache associes parties ä la Convention d'asso¬ 
ciation signee le 29 juillet 1969. 

Les reiations de la Communaute avec les Etats afri¬ 
cains et malgache associes assurent ä ces Etats un en- 
semble d'avantages et reposent sur des structures qui 
conferent ä l'association son caractere propre dans les 
domaines des reiations commerciales, de la Cooperation 
financiere et technique et des institutions paritaires. 

3. L'objectif de la Communaute dans sa politique d'as¬ 
sociation demeure de conserver l'acquis et les principes 
fondamentaux rappeles ci-dessus. 

4. Les modalites de cette association, qui seront defi- 
nies au cours de la negociation visee ä la partie 1 point 2 
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gesehenen Verhandlungen festgelegt; sie müssen den 
besonderen wirtschaftlichen Verhältnissen, die den un¬ 
abhängigen Entwicklungsländern des Commonwealth in 
Afrika, im Indischen Ozean, im Pazifischen Ozean und im 
Karibischen Raum sowie den assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar gemeinsam sind, den Erfah¬ 
rungen im Rahmen der Assoziation, den Wünschen der 
assoziierten Staaten und den Auswirkungen, die die 
Einführung des Systems allgemeiner Präferenzen für 
diese Staaten hat, entsprechend Rechnung tragen. 


III 

Die Gemeinschaft wird sich die Wahrung der Interessen 
aller Länder im Sinne dieses Protokolls, deren Wirtschaft 
in hohem Maße von der Ausfuhr von Grundstoffen, ins¬ 
besondere Zucker, abhängt, angelegen sein lassen. 

In diesem Rahmen wird die Zuckerfrage geregelt; da¬ 
bei wird der Bedeutung Rechnung getragen, die dieses 
Erzeugnis hinsichtlich seiner Ausfuhr für die Volkswirt¬ 
schaft mehrerer dieser Länder, insbesondere für Länder 
des Commonwealth, hat. 


Protokoll Nr. 23 

über die Anwendung des von der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
angewandten Systems allgemeiner 
Zollpräferenzen durch die neuen 
Mitgliedstaaten 

1. Die neuen Mitgliedstaaten werden ermächtigt, die An¬ 
wendung des von der Europäischen Wirtschaftsgemein¬ 
schaft auf Erzeugnisse mit Ursprung in Entwicklungslän¬ 
dern angewandten Systems allgemeiner Zollpräferenzen 
bis zum 1. Januar 1974 aufzuschieben. 

2. Irland wird jedoch ermächtigt, auf Erzeugnisse im 
Sinne der Verordnungen (EWG) Nrn. 2796/71, 2797/71, 
2798/71 und 2799/71 bis zum 31. Dezember 1975 gegen¬ 
über Ländern, denen allgemeine Präferenzen eingeräumt 
wurden, Zölle in Höhe der Zölle anzuwenden, die auf 
die gleichen Erzeugnisse gegenüber anderen Mitglied¬ 
staaten außer dem Vereinigten Königreich angewandt 
werden. 


Protokoll Nr. 24 

über die Beteiligung der neuen Mitgliedstaaten 
am Vermögen der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl 

Die neuen Mitgliedstaaten leisten folgende Beiträge 
zum Vermögen der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl: 

Vereinigtes Königreich 57 000 000 RE 

Norwegen 1 162 500 RE 

Dänemark 635 500 RE 

Irland 77 500 RE 

Die Zahlung dieser Beiträge eriolgl in drei gleichen 
jährlichen Raten vom Beitritt an. 

Diese Raten werden von jedem neuen Mitgliedstaat in 
frei konvertierbarer Landeswährung gezahlt. 
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subparagraph in Part I (2) of this Protocol, must similarly 
take account of the special economic conditions com¬ 
mon to the independent developing Commonwealth 
countries situated in Africa, the Indian Ocean, the Pacific 
Ocean and the Caribbean, and the Associated African 
and Malagasy States, the experience acquired within 
the framework of association, the wishes of the As¬ 
sociated States and the consequences for those States 
of the introduction of the generalized preference scheme. 


III 

The Community will have as its firm purpose the 
safeguarding of the interests of all the countries referred 
to in this Protocol whose economies depend to a con- 
siderable extent on the export of primary products, and 
particularly of sugar. 

The question of sugar will be settled within this frame¬ 
work, bearing in mind with regard to exports of sugar the 
importance of this product for the economies of several 
of these countries and of the Commonwealth countries 
in particular. 


troisi&me alinea du present protocole, doivent tenir 
compte de facon analogue des conditions economiques 
particulteres communes aux pays independants en voie 
de developpement du Commonwealth situes en Afrique, 
dans l'Ocean Indien, dans l'Ocean Pacifique et dans les 
Antilles et aux Etats africains et malgache associes, de 
l'experience acquise dans le cadre de l'association, des 
souhaits des Etats associes, et des consequences pour 
ces derniers de la mise en oeuvre du Systeme des pr£- 
f6rences g^neralisees. 


III. 

La Communaute aura ä coeur de sauvegarder les inte- 
rets de l'ensemble des pays vis6s au present protocole 
dont l'economie dopend dans une mesure considerable 
de l’exportation de produits de base, et notamment du 
Sucre. 

Le cas du sucre sera regle dans ce cadre et en tenant 
compte, en ce qui concerne l'exportation de ce produit, 
de son importance pour l’economie de plusieurs de ces 
pays, notamment de ceux du Commonwealth. 


Protocol No 23 
on the application 
by the new Member States 
of the generalized tariff preference sdieme 
applied by the European Economic Community 

1. The new Member States are authorized to defer 
until 1 January 1974 the application of the generalized 
tariff preference scheme applied by the European Eco¬ 
nomic Community to products originating in the develop¬ 
ing countries. 

2. However, in respect of products falling under Regu- 
lations (EEC) Nos 2796/71, 2797/71, 2798/71 and 2799/71, 
Ireland is authorized until 31 December 1975 to apply, 
vis-ä-vis countries benefiting from generalized prefer- 
ences, customs duties equal to the duties applied in 
respect of the same products vis-a-vis Member States 
other than the United Kingdom. 


Protocole n° 23 

concernant l'application par les nouveaux Etats 
membres du Systeme des pteterences tarlfalres 
g£n4ralis4es appliqu4 par la Communaute 
dconomique europeenne 

1. Les nouveaux Etats membres sont autorises ä differer 
jusqu'au 1« janvier 1974 l’application du rdgime des 
prdfdrences tarifaires g£n6ralis6es applique par la Com¬ 
munaute gconomique europeenne pour les produits origi- 
naires de pays en voie de developpement. 

2. Toutefois, pour les produits relevant des regle- 
ments (CEE) n» 2796/71, n° 2797/71, n° 2798/71 et 
n° 2799/71, l'Irlande est autorisee, jusqu'au 31 decembre 
1975, ä appliquer ä l’egard des pays bendficiaires de 
preferences gdneralisees des droits de douane 6gaux aux 
droits appliques pour les mßmes produits ä l’dgard des 
Etats membres autres que le Royaume-Uni. 


Protocol No 24 
on the participation 
of the new Member States in the funds 
of the European Coal and Steel Community 


Protocole n° 24 
concernant la participation 
des nouveaux Etats membres aux fonds 
de la Communaute europeenne 
du charbon et de l’acier 


The contributions of the new Member States to the 
funds of the European Coal and Steel Community shall 
be fixed as follows: 

United Kingdom 57,000,000 ua 

Norway 1,162,500 ua 

Denmark 635,500 ua 

Ireland 77,500 ua 


Les contributions des nouveaux Etats membres aux 
fonds de la Communaute europeenne du charbon et de 
l'acier sont fixees comme suit: 


Royaume-Uni 

Norvege 

Dänemark 

Irlande 


57.000.000 U.C 

1.162.500 U.C 

635.500 U.C 

77.500 U.C. 


Payment of these contributions shall take place in 
three equal annual instalments beginning on accession. 

Each instalment shall be paid in the freely convertible 
national currency of eadi new Member State 


Le versement de ces contributions a lieu, en trois tran- 
ches annuelles egales, ä partir de l’adhösion. 

Chacune de ces tranches est versöe en monnaie natio¬ 
nale librement convertible de chacun des nouveaux Etats 
membres. 
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Protokoll Nr. 25 

über den Austausch von Kenntnissen 
auf dem Gebiet der Kernenergie mit Dänemark 

Artikel 1 

1 Unmittelbar nach dem Beitritt werden die Kenntnisse, 
die den Mitgliedstaaten, Personen und Unternehmen 
nadi Artikel 13 des EAG-Vertrags mitgeteilt worden sind, 
Dänemark zur Verfügung gestellt, das sie in seinem 
Hoheitsgebiet in Übereinstimmung mit dem genannten 
Artikel nur beschränkt verbreitet. 

2. Unmittelbar nach dem Beitritt stellt Dänemark der 
Europäischen Atomgemeinschaft Kenntnisse in gleich¬ 
wertigem Umfang auf den nachstehend aufgeführten 
Gebieten zur Verfügung. Diese Kenntnisse werden in 
einem Dokument, das der Kommission übermittelt wird, 
im einzelnen dargelegt. Die Kommission teilt diese 
Kenntnisse den Unternehmen der Gemeinschaft in Über¬ 
einstimmung mit dem genannten Artikel mit. 

3. Dänemark stellt der Gemeinschaft Informationen auf 
folgenden Gebieten zur Verfügung: 

— schwerwassermoderierter und mit organischer Flüssig¬ 
keit gekühlter Reaktor D.O.R.; 

— Schwerwasserreaktoren mit Drudebehälter DT-350 und 
DK-400: 

— Hochtemperatur-Gaskreislauf; 

— Instrumentierung und besondere elektronische Appa¬ 
raturen; 

— Zuverlässigkeit; 

— Reaktorphysik, Reaktordynamik und Wärmeübertra¬ 
gung; 

— Materialprüfversuche und reaktorinterne Ausrüstung. 

4. Dänemark verpflichtet sich, der Gemeinschaft insbe¬ 
sondere bei Besuchen von Bediensteten der Gemeinschaft 
oder der Mitgliedstaaten im Forschungszentrum Riso alle 
ergänzenden Informationen zu den von ihm übermittelten 
Berichten unter Bedingungen zu erteilen, die von Fall 
zu Fall im gegenseitigen Einvernehmen festzulegen sind. 


Artikel 2 

1. Auf den Gebieten, auf denen Dänemark der Ge¬ 
meinschaft Kenntnisse zur Verfügung stellt, gewähren die 
zuständigen Stellen, gegenwärtig die „Atomenergikom- 
mission“, den Mitgliedstaaten, Personen und Unterneh¬ 
men der Gemeinschaft auf Antrag Lizenzen zu kommer¬ 
ziellen Bedingungen, soweit diese Stellen ausschließliche 
Rechte an in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft an¬ 
gemeldeten Patenten besitzen und soweit sie gegenüber 
Dritten in keiner Weise verpflichtet sind, eine aus¬ 
schließliche oder teilweise ausschließliche Lizenz an den 
Rechten dieser Patente zu gewähren oder anzubieten. 

2. Ist eine ausschließliche oder teilweise ausschließliche 
Lizenz gewährt worden, so fördert und erleichtert Däne¬ 
mark die Gewährung von Unterlizenzen an die Mit¬ 
gliedstaaten, Personen und Unternehmen der Gemein¬ 
schaft zu kommerziellen Bedingungen durch die Inhaber 
solcher Lizenzen. 

Die Gewährung solcher ausschließlichen oder teilweise 
ausschließlichen Lizenzen erfolgt auf normaler kommer¬ 
zieller Basis. 
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Protocol No 25 

on the exchange of Information with Denmark 
in the field of nuclear energy 

A r t i c 1 e 1 

1. From the date of accession, such Information as has 
been communicated to Member States, persons and 
undertakings, in accordance with Article 13 of the Eura¬ 
tom Treaty, shall be placed at the disposal of Denmark, 
which shall give it limited distribution within its terri¬ 
tory under the conditions laid down in that Article. 

2. From the date of accession, Denmark shall place at 
the disposal of the European Atomic Energy Community 
an equivalent volume of information in the sectors 
specified below. This information will be set forth in 
detail in a document transmitted to the Commission. The 
Commission shall communicate this information to Com¬ 
munity undertakings under the conditions laid down in 
the abovementioned Article. 

3. The sectors in which Denmark shall make informa¬ 
tion available to the Community are as follows: 

— DOR heavy water moderated organic cooled reactor; 

— DT-350, DK-400 heavy water pressure vessel reactors; 

— high temperature gas loop; 

— Instrumentation Systems and special electronic equip- 
ment; 

— reliability; 

— reactor physics, reactor dynamics and heat exchange; 

— in-pile testing of materials and equipment. 

4. Denmark shall undertake to supply the Community 
with any information complementary to the reports which 
it shall communicate, in particular during visits by Com¬ 
munity personnel or personnel from the Member States 
to the Risö Centre, under conditions to be determined 
by mutual agreement in each case. 

Article 2 

1. In those sectors in which Denmark places informa¬ 
tion at the disposal of the Community, the competent 
authorities, at present the "Atomenergikommission", 
shall grant upon request licences on commercial terms 
to Member States, persons and undertakings of the 
Community where they possess exclusive rights to Pat¬ 
ents filed in Member States of the Community and in 
so far as they have no Obligation or commitment in 
respect of third parties to grant or offer to grant an 
exclusive or partially exclusive licence to the rights 
in these patents. 

2. Where an exclusive or partially exclusive licence 
has been granted, Denmark shall encourage and facilitate 
the granting of sublicences on commercial terms to Mem¬ 
ber States, persons and undertakings of the Community 
by the holders of such licences. 

Such exclusive or partially exclusive licences shall 
be granted on a normal commercial basis. 


Protocole n° 25 

concemant les echanges de connaissances 
avec le Dänemark dans le domaine 
de l’energie nucleaire 

Article 1 

1. Des I'adhesion, les connaissances communiquees 
aux Etats membres, aux personnes et aux entreprises, 
conformement ä l'article 13 du traite CEEA, sont mises 
ä la disposition du Dänemark qui les soumet ä diffusion 
restreinte sur son territoire, dans les conditions prö- 
vues ä l'article precite. 

2. Des I'adhesion, le Dänemark met ä la disposition 
de la Communautö europeenne de l'önergie atomique 
un volume equivalent de connaissances dans les secteurs 
precises ci-apres. L'expose detaille de ces connaissances 
fera l'objet d'un document remis ä la Commission. Celle- 
ci communique ces connaissances aux entreprises de la 
Communaute, dans les conditions prevues ä l'article 
mentionne ci-dessus. 

3. Les secteurs dans lesquels le Dänemark met des 
informations ä la disposition de la Communaute sont les 
suivants: 

— D.O.R. Reacteur modere ä eau lourde et refroidi au 
liquide organique; 

— DT — 350, DK — 400 Reacteurs ä eau lourde ä cuve 
de pression; 

— boucle ä gaz ä haute temperature; 

— Instrumentation et appareillage electronique special; 

— fiabilite; 

— physique des reacteurs, dynamique des reacteurs et 
transfert de chaleur; 

— essais de materiaux et equipement en pile. 

4. Le Dänemark s’engage ä fournir ä la Communaute 
toute information complementaire aux rapports qu'il 
communique, notamment au cours de visites d'agents de 
la Communaute ou des Etats membres au Centre de 
Risö, dans des conditions ä determiner d'un commun 
accord cas par cas. 


Article 2 

1. Dans les secteurs dans lesquels le Dänemark met 
des connaissances a la disposition de la Communaute, 
les organismes competents, actuellement 1'« Atomener¬ 
gikommission », concedent, sur demande, des licences A 
des conditions commerciales aux Etats membres, person¬ 
nes et entreprises de la Communaute, lorsqu'ils posse- 
dent des droits exclusifs sur des brevets deposes dans 
les Etats membres de la Communaute et pour autant 
qu'ils n'aient, ä l'egard de tiers, aucune Obligation ou 
engagement de conceder ou de proposer la concession 
d'une licence exclusive ou partiellement exclusive sur les 
droits de ces brevets. 

2. Si une licence exclusive ou partiellement exclusive 
a ete concedee, le Dänemark encourage et facilite la 
concession, ä des conditions commerciales, de sous-licen- 
ces aux Etats membres, personnes et entreprises de la 
Communaute, par les detenteurs de telles licences. 

La concession de telles licences exclusives ou partiel¬ 
lement exclusives est effectuee sur une base commer- 
ciale normale. 
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Protokoll Nr. 26 

über den Austausch von Kenntnissen 
auf dem Gebiet der Kernenergie mit Irland 

Artikel 1 

1. Unmittelbar nach dem Beitritt werden die Kenntnisse, 
die den Mitgliedstaaten, Personen und Unternehmen 
nach Artikel 13 des EAG-Vertrags mitgeteilt worden 
sind, Irland zur Verfügung gestellt, das sie in seinem 
Hoheitsgebiet in Übereinstimmung mit dem genannten 
Artikel nur beschränkt verbreitet. 

2. Unmittelbar nach dem Beitritt stellt Irland der Euro¬ 
päischen Atomgemeinschaft in Irland auf dem Kern¬ 
energiegebiet gewonnene, nur zu beschränkter Verbrei¬ 
tung bestimmte Kenntnisse zur Verfügung, soweit es 
sich nicht um rein kommerzielle Anwendungen handelt. 
Die Kommission teilt diese Kenntnisse den Unternehmen 
der Gemeinschaft in Übereinstimmung mit dem genann¬ 
ten Artikel mit. 

3. Diese Informationen betreffen hauptsächlich die Un¬ 
tersuchungen zur Entwicklung eines Leistungsreaktors 
sowie die Arbeiten über Radioisotope und deren An¬ 
wendung in der Medizin, einschließlich der Probleme des 
Strahlenschutzes. 


Artikel 2 

1. Auf den Gebieten, auf denen Irland der Gemeinschaft 
Kenntnisse zur Verfügung stellt, gewähren die zustän¬ 
digen Stellen den Mitgliedstaaten, Personen und Unter¬ 
nehmen der Gemeinschaft auf Antrag Lizenzen zu kom¬ 
merziellen Bedingungen, soweit diese Stellen ausschließ¬ 
liche Rechte an in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
angemeldeten Patenten besitzen und soweit sie gegen¬ 
über Dritten in keiner Weise verpflichtet sind, eine aus¬ 
schließliche oder teilweise ausschließliche Lizenz an den 
Rechten dieser Patente zu gewähren oder anzubieten. 

2. Ist eine ausschließliche oder teilweise ausschließliche 
Lizenz gewährt worden, so fördert und erleichtert Irland 
die Gewährung von Unterlizenzen an die Mitgliedstaaten, 
Personen und Unternehmen der Gemeinschaft zu kom¬ 
merziellen Bedingungen durch die Inhaber solcher Lizen¬ 
zen. 

Die Gewährung solcher ausschließlichen oder teilweise 
ausschließlichen Lizenzen erfolgt auf normaler kommer¬ 
zieller Basis. 



Nr. 62 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 11. Oktober 1972 


1381 


Protocol No 26 

on the exchange of Information with Ireland 
in the field of nuclear energy 


A r t i c 1 e 1 

1. From the date of accession, sudi information as has 
been communicated to Member States, persons and 
undertakings, in accordance with Articie 13 of the Eura¬ 
tom Treaty, shall be placed at the disposal of Ireland, 
whidi shall give it limited distribution within its terri¬ 
tory under the conditions laid down in that Articie. 

2. From the date of accession, Ireland shall place at 
the disposal of the European Atomic Energy Community 
information obtained in the nuclear field in Ireland, 
whidt is given limited distribution, in so far as strictly 
commercial applications are not involved. The Commis¬ 
sion shall communicate this information to Community 
undertakings under the conditions laid down in the 
abovementioned Articie. 

3. This information shall mainly concem studies for 
the development of a power reactor and work on radio- 
isotopes and their application in medicine, including the 
Problems of radiation protection. 


Articie 2 

1. In those sectors in whidi Ireland places information 
at the disposal of the Community, the competent au- 
thorities shall grant upon request licences on commercial 
terms to Member States, persons and undertakings of 
the Community where they possess exclusive rights to 
patents filed in Member States of the Community and in 
so far as they have no Obligation or commitment in 
respect of third parties to grant or offer to grant an 
exclusive or partially exclusive licence to the rights in 
these patents. 

2. Where an exclusive or partially exclusive licence 
has been granted, Ireland shall encourage and facilitate 
the granting of sublicences on commercial terms to 
Member States, persons and undertakings of the Com¬ 
munity by the holders of such licences. 

Such exclusive or partially exclusive licences shall 
be granted on a normal commercial basis. 


Protocole n° 26 

concemant les echanges de connaissances 
avec l'Irlande dans le domaine 
de l'dnergie nucldaire 

Articie 1 

1. Des l'adhesion, les connaissances communiqudes 
aux Etats membres, aux personnes et aux entreprises, 
conformement ä l'article 13 du traitd CEEA, sont mises 
ä la disposition de l'Irlande qui les soumet & diffusion 
restreinte sur son territoire, dans les conditions prdvues 
ä l'article precitö. 

2. Des l'adhesion, l'Irlande met ä la disposition de la 
Communaute europeenne de l'energie atomique des con¬ 
naissances 4 diffusion restreinte obtenues dans le do¬ 
maine nucleaire en Irlande pour autant qu'il ne s'agisse 
pas d'applications strictement commerciales. La Com¬ 
mission communique ces connaissances aux entreprises 
de la Communautd, dans les conditions prevues ä l'ar- 
ticle mentionnd ci-dessus. 

3. Ces informations concernent principalement les etu- 
des de developpement d'un reacteur de puissance et les 
travaux sur les radio-isotopes et leur application en me- 
decine, y compris les problemes de radioprotection. 


Articie 2 

1. Dans les secteurs dans lesquels l'Irlande met des 
connaissances 4 la disposition de la Communaute, les 
organismes competents concedent, sur demande, des li¬ 
cences 4 des conditions commerciales aux Etats mem¬ 
bres, personnes et entreprises de la Communaute, lors- 
qu'ils possedent des droits exclusifs sur des brevets de- 
poses dans les Etats membres de la Communaute et pour 
autant qu'ils n'aient, ä I'egard de tiers, aucune Obliga¬ 
tion ou engagement de conceder ou de proposer la con- 
cession d une licence exclusive ou partiellement exclu¬ 
sive sur les droits de ces brevets. 

2. Si une licence exclusive ou partiellement exclusive 
a ete concedee, l'Irlande enrourage et facilite la con- 
cession, a des conditions commerciales, de sous-licences 
aux Etats membres, personnes et entreprises de la Com¬ 
munaute, par les detenteurs de telles licences. 

La concession de telles licences exclusives ou partiel¬ 
lement exclusives est elfectuee sur une base commerciale 
normale. 
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Protokoll Nr. 27 

über den Austausch von Kenntnissen 
auf dem Gebiet der Kernenergie mit Norwegen 

Artikel 1 

1. Unmittelbar nach dem Beitritt werden die Kenntnisse, 
die den Milgliedstaaten, Personen und Unternehmen 
nach Artikel 13 des EAG-Vertrags mitgeteilt worden sind, 
Norwegen zur Verfügung gestellt, das sie in seinem 
Hoheitsgebiet in Übereinstimmung mit dem genannten 
Artikel nur beschränkt verbreitet. 

2. Unmittelbar nach dem Beitritt stellt Norwegen der 
Europäischen Atomgemeinschaft Kenntnisse in gleich¬ 
wertigem Umiang auf den nachstehend aufgeführten Ge¬ 
bieten zur Verfügung. Diese Kenntnisse werden in einem 
Dokument, das der Kommission übermittelt wird, im ein¬ 
zelnen dargelegt. Die Kommission teilt diese Kenntnisse 
den Unternehmen der Gemeinschaft in Übereinstimmung 
mit dem genannten Artikel mit. 

3. Norwegen stellt der Gemeinschaft Informationen auf 
den folgenden Gebieten zur Verfügung: 

— Reaktortechnik: 

— Technologie der Brennstoffe und Werkstoffe; 

— Dynamik der Reaktoren, Kontrolle und Instrumen¬ 
tierung,- 

— Nukleare Sicherheit; 

— Technologie der Radioisotope,- 

— Chemie der Brennstoffaufarbeitung und Analyseme¬ 
thoden; 

— Physikalische Grundlagenforschung; 

— Schiffsantrieb; 

— Verschiedenes (Zeitschriften, Tätigkeitsberichte usw.). 

4. Norwegen verpflichtet sich, der Gemeinschaft insbe¬ 
sondere bei Besudien von Bediensteten der Gemeinschaft 
oder der Mitgliedstaaten im „Institutt 'for Atomenergi 
(IFA)“ alle ergänzenden Informationen zu den von ihm 
übermittelten Berichten unter Bedingungen zu erteilen, 
die von Fall zu Fall im gegenseitigen Einvernehmen fest¬ 
zulegen sind. 


Artikel 2 

1. Auf den Gebieten, auf denen Norwegen der Ge¬ 
meinschaft Kenntnisse zur Verfügung stellt, gewähren die 
zuständigen Stellen, gegenwärtig das „Institutt for Atom¬ 
energi', den Mitgliedstaaten, Personen und Unterneh¬ 
men der Gemeinschaft auf Antrag Lizenzen zu kommer¬ 
ziellen Bedingungen, soweit diese Stellen ausschließliche 
Rechte an in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ange¬ 
meldeten Patenten besitzen und soweit sie gegenüber 
Dritten in keiner Weise verpflichtet sind, eine ausschließ¬ 
liche oder teilweise ausschließliche Lizenz an den Rechten 
dieser Patente zu gewähren oder anzubieten. 

2. Ist eine ausschließliche oder teilweise ausschließliche 
Lizenz gewährt worden, so fördert und erleichtert Nor¬ 
wegen die Gewährung von Unterlizenzen an die Mitglied¬ 
staaten, Personen und Unternehmen der Gemeinschaft 
zu kommerziellen Bedingungen durch die Inhaber solcher 
Lizenzen. 

Die Gewährung solcher ausschließlichen oder teilweise 
ausschließlichen Lizenzen erfolgt auf noimaler kommer¬ 
zieller Basis. 
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Protocol No 27 

on the exdiange of information with Norway 
in the field of nuclear energy 

A r t i c 1 e 1 

1. From the date of accession, such information as has 
been communicated to Member States, persons and 
undertakings, in accordance with Article 13 of the Eura¬ 
tom Treaty, shall be placed at the disposal of Norway, 
which shall give it limited distribution within its terri¬ 
tory under the conditions laid down in that Article. 

2. From the date of accession, Norway shall place at 
the disposal of the European Atomic Energy Community 
an equivalent volume of information in the sectors 
specified below. This information will be set forth in 
detail in a document transmitted to the Commission. The 
Commission shall communicate this information to Com¬ 
munity undertakings under the conditions laid down in 
the abovementioned Article. 

3. The sectors in which Norway shall make information 
available to the Community are as follows: 

— reactor technology; 

— fuel and materials technology,- 

— reactor dynamics, control and instrumentation; 

— nuclear safety; 

— radioisotope technology; 

— reprocessing chemistry and methods of analysis; 

— fundamental physics researdi; 

— marine propulsion; 

— miscellaneous (reviews, activity reports, etc...). 

4. Norway shall undertake to supply the Community 
with any information complementary to the reports which 
it shall communicate, in particular during visits by Com¬ 
munity personnel or personnel from the Member States 
to the "Institutt for Atomenergi (IFA)“, under conditions 
to be determined by mutual agreement in each case. 


Article 2 

1. ln those sectors in which Norway places informa¬ 
tion at the disposal of the Community, the competent 
authorities, at present the "Institutt for Atomenergi", 
shall grant upon request licences on commercial terms 
to Member States, persons and undertakings of the Com¬ 
munity where they possess exclusive rights to patents 
filed in Member States of the Community and in so far 
as they have no Obligation or commitment in respect of 
third parties to grant or offer to grant an exclusive or 
partially exclusive licence to the rights in these patents. 


2. Where an exclusive or partially exclusive licence 
has been granted, Norway shall encourage and facilitate 
the granting of sublicences on commercial terms to Mem¬ 
ber States, persons and undertakings of the Community 
by the holders of such licences. 

Such exclusive or partially exclusive licences shall 
be granted on a normal commercial basis. 


Protocole n“ 27 

concemant les Behanges de connaissances 
avec la Norv&ge dans le domaine 
de l'energie nucleaire 

Article 1 

1. Des l'adhdsion, les connaissances communiquees 
aux Etats membres, aux personnes et aux entreprises, 
conformement 4 l’article 13 du traite CEEA, sont mises 
4 la disposition de la Norvege qui les soumet 4 diffusion 
restreinte sur son territoire, dans les conditions prevues 
ä l'article pr6cite. 

2. Des l'adhesion, la Norvege met ä la disposition de 
la Communaute europeenne de l'energie atomique un 
volume equivalent de connaissances dans les secteurs 
precises ci-apr4s. L'exposd detaille de ces connaissances 
fera l'objet d'un document remis 4 la Commission. 
Celle-ci communique ces connaissances aux entreprises 
de la Communaute, dans les conditions prevues 4 l’ar- 
ticle mentionn£ ci-dessus. 

3. Les secteurs dans lesquels la Norvege met des in- 
formations 4 la disposition de la Communaute sont les 
suivants: 

— technologie des reacteurs; 

— technologie des combustibles et materiaux; 

— dynamique des reacteurs, contröle et instrumentation; 

— securite nucleaire; 

— technologie des radio-isotopes; 

— diimie du retraitement et methodes d’analyse; 

— redierdie en physique fondamentale; 

— propulsion navale; 

— divers (revues, rapports d'activitd, etc_). 

4. La Norvege s'engage 4 fournir 4 la Communaute 
toute information complementaire aux rapports quelle 
communique, notamment au cours de visites d'agents de 
la Communaute ou des Etats membres a T« Institutt for 
Atomenergi (IFA)» dans des conditions a determiner 
d'un commun accord cas par cas. 


Article 2 

1. Dans les secteurs dans lesquels la Norvege met des 
connaissances 4 la disposition de la Communaute, les 
organismes comp4tents, actuellement T« Institutt for 
Atomenergi», concedent, sur demande, des licences 4 des 
conditions commerciales aux Etats membres, personnes 
et entreprises de la Communautd, lorsqu'ils possedent 
des droits exclusifs sur des brevets deposes dans les 
Etats membres de la Communaute et pour autant qu'ils 
n'aient, 4 l'egard de tiers, aucune Obligation ou engage- 
ment de conceder ou de proposer la concession d'une 
licence exclusive ou partiellement exclusive sur les droits 
de ces brevets. 

2. Si une licence exclusive ou partiellement exclu¬ 
sive a ete concedee, la Norvege encourage et facilite 
la concession, a des conditions commerciales, de sous- 
licences aux Etats membres, personnes et entreprises de 
la Communaute, par les detenteurs de telles licences. 

La concession de telles licences exclusives ou partiel¬ 
lement exclusives est effectuee sur une base commer- 
ciale normale. 
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Protokoll Nr. 28 

über den Austausch von Kenntnissen 
auf dem Gebiet der Kernenergie 
mit dem Vereinigten Königreich 

Artikel 1 

1. Unmittelbar nach dem Beitritt werden die Kenntnisse, 
die den Mitgliedstaaten, Personen und Unternehmen nach 
Artikel 13 des EAG-Vertrags mitgeteilt worden sind, dem 
Vereinigten Königreich zur Verfügung gestellt, das sie 
in seinem Hoheitsgebiet in Übereinstimmung mit dem 
genannten Artikel nur beschränkt verbreitet. 

2. Unmittelbar nach dem Beitritt stellt das Vereinigte 
Königreich der Europäischen Atomgemeinschaft Kennt¬ 
nisse in gleichwertigem Umfang aus den in der beigefüg¬ 
ten Liste genannten Bereichen zur Verfügung. Diese 
Kenntnisse werden in einem Dokument, das der Kommis¬ 
sion übermittelt wird, im einzelnen dargelegt. Die Kom¬ 
mission teilt diese Kenntnisse den Unternehmen der 
Gemeinschaft in Übereinstimmung mit dem genannten 
Artikel mit. 

3. Angesichts des besonderen Interesses der Gemein¬ 
schaft an bestimmten Gebieten sorgt das Vereinigte 
Königreich vor allem für die Übermittlung von Kennt¬ 
nissen aus folgenden Bereichen: 

— Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet schneller 
Reaktoren (einschließlich der Sicherheit); 

— Basisforschung (auf die Reaktorreihen anwendbar); 

— Sicherheit der nichtschnellen Reaktoren; 

— Metallurgie, Stahl, Zirkoniumlegierungen und Beton; 

— Verträglichkeit von Strukturmaterialien; 

— Experimentelle Brennstoffherstellung; 

— Thermohydrodynamik; 

— Instrumentierung. 


Artikel 2 

1. Auf den Gebieten, auf denen das Vereinigte König¬ 
reich der Gemeinschaft Kenntnisse zur Verfügung stellt, 
gewähren die zuständigen Stellen, gegenwärtig die .Uni¬ 
ted Kingdom Atomic Energy Authority" und die „United 
Kingdom Generating Boards*, den Mitgliedstaaten, Per¬ 
sonen und Unternehmen der Gemeinschaft auf Antrag 
Lizenzen zu kommerziellen Bedingungen, soweit diese 
Stellen ausschließliche Rechte an in den Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft angemeldeten Patenten besitzen und 
soweit sie gegenüber Dritten in keiner Weise verpflich¬ 
tet sind, eine ausschließliche oder teilweise ausschließ¬ 
liche Lizenz an den Rechten dieser Patente zu gewähren 
oder anzubieten. 

2. Ist eine ausschließliche oder teilweise ausschließliche 
Lizenz gewährt worden, so fördert und erleichtert das 
Vereinigte Königreich die Gewährung von Unterlizenzen 
an die Mitgliedstaaten, Personen und Unternehmen der 
Gemeinschaft zu kommerziellen Bedingungen durch die 
Inhaber solcher Lizenzen. 

Die Gewährung solcher ausschließlichen oder teilweise 
ausschließlichen Lizenzen erfolgl auf normaler kommer¬ 
zieller Basis. 
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Protocol No 28 

on the exchange of Information 
with the United Kingdom 
in the field of nuclear energy 

A r t i c 1 e 1 

1. From the date of accession, such Information as has 
been communicated to Meniber States, persons and 
undertakings in accordance with Article 13 of the Eura¬ 
tom Treaty, shall be placed at the disposal of the United 
Kingdom, whidi shall give it limited distribution within 
its territory under the conditions laid down in that Ar¬ 
ticle. 

2. From the date of accession, the United Kingdom 
shall place at the disposal of the European Atomic Energy 
Community an equivalent volume of Information in the 
sectors set out in the annexed list. This information will 
be set forth in detail in a document transraitted to the 
Commission. The Commission shall communicate this 
information to Community undertakings under the con¬ 
ditions laid down in the abovementioned Article. 

3. In view of the Community's greater interest in 
certain sectors, the United Kingdom shall lay special 
emphasis on the transmission of information in the fol- 
lowing sectors: 

— fast reactor research and development (including 
safety); 

— fundamental researdi (applicable to reactor types) ; 

— reactor safety (other than fast reactors); 

— metallurgy, Steel, zirconium alloys and concrete; 

— compatibility of structural materials; 

— experimental fuel fabrication; 

— thermohydrodynamics; 

— Instrumentation. 


Article 2 

1. ln those fields in which the United Kingdom places 
information at the disposal of the Community, the com- 
petent authorities, at present the United Kingdom Atomic 
Energy Authority and the United Kingdom Generating 
Boards, shall grant upon request licences on commercial 
terms to Member States, persons and undertakings of the 
Community where they possess exclusive rights to Pat¬ 
ents filed in the Member States of the Community and 
in so far as they have no Obligation or commitment in 
respect of third parties to grant or offer to grant an 
exclusive or partially exclusive licence to the rights in 
these patents. 

2. Where an exclusive or partially exclusive licence 
has been granted, the United Kingdom shall encourage 
and facilitate the granting of sublicences on commercial 
terms to the Member States, persons and undertakings 
of the Community by the holders of such licences. 

Such exclusive or partially exclusive licences shall be 
granted on a normal commercial basis. 


Protocole n° 28 

concernant les Behanges de connaissances 
avec le Royaume-Uni dans le domaine 
de l’dnergie nucl£aire 

Article 1 

1. Des l'adhesion, les connaissances communiquees aux 
Etats membres, aux personnes et aux entreprises, con- 
formAment 4 l article 13 du traitA CEEA, sont mises ä 
la disposition du Royaume-Uni qui les soumet ä diffu- 
sion restreinte sur son territoire, dans les conditions pre- 

v vues ä l’article precite. 

2. Des l'adhesion, le Royaume-Uni met ä la disposition 
de la Communaute europeenne de l'energie atomique un 
volume äquivalent de connaissances dans les secteurs 
dont la liste figure en annexe. L'expose dötaille de ces 
connaissances fera l'objet d'un document remis A la Com¬ 
mission. Celle-ci communique ces connaissances aux 
entreprises de la ComraunautA, dans les conditions pre- 
vues A l'article mentionne ci-dessus. 

3. Compte tenu de l'interet plus marque de la Com- 
munautA pour certains secteurs, le Royaume-Uni met plus 
particulierement l'accent sur la transmission de connais¬ 
sances dans les secteurs suivants: 

— recherche et developpement en matiere de reacteurs 
rapides (y compris stiretA); 

— recherche de base (applicable aux filieres de reac¬ 
teurs) j 

— securite des reacteurs autres que rapides; 

— metallurgie, aciers, alliages de zirconium et betons; 

— compatibilite de materiaux de structure; 

— fabrication experimentale de combustible; 

— thermohydrodynamique,- 

— instrumentation. 


Article 2 

1. Dans les secteurs dans lesquels le Royaume-Uni met 
des connaissances a la disposition de la Communaute, 
les organismes competents, actuellement la «United 
Kingdom Atomic Energy Authority» et les «United 
Kingdom Generating Boards», concedent, sur demande, 
des licences ä des conditions commerciales aux Etats 
membres, personnes et entreprises de la Communaute, 
lorsqu'ils possedent des droits exclusifs sur des brevets 
deposes dans les Etats membres de la Communaute et 
pour autant qu'ils n'aient, ä l'Agard de tiers, aucune 
Obligation ou engagement de conceder ou de proposer 
la concession dune licence exclusive ou partiellement 
exclusive sur les droits de ces brevets. 

2. Si une licence exclusive ou partiellement exclusive 
a ete concedee, le Royaume-Uni encourage et facilite la 
concession, a des conditions commerciales, de sous-li- 
cences aux Etats membres, personnes et entreprises de 
la Communaute, par les detenteurs de telles licences. 

La concession de telles licences exclusives ou par¬ 
tiellement exclusives est cffectuee sur une base commer- 
ciale normale. 
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ANLAGE 


Liste 

der Bereiche im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 

I. Grundlagenforschung 

— Reaktorphysik 

— Grundlegende Arbeiten auf dem Gebiet der Me¬ 
tallurgie und der Chemie 

— Arbeiten über Isotope 

— Technische Chemie 

II. Reaktoren 

a) Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der 
Reaktorsysteme 

b) Betriebserfahrung mit Magnox-Reaktoren (ein¬ 
schließlich Untersuchungen über das Funktionie¬ 
ren der Reaktoren) 

c) Sicherheit der Reaktoren (ausgenommen schnelle 
Reaktoren) 

d) Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet 
schneller Reaktoren (einschließlich Sicherheit) 

e) Betriebserfahrungen mit Materialprüfreaktoren 

III. Werkstoffe und Bauteile 

a) Graphit- und Kühlmittelchemie 

b) Verträglichkeit von Strukturmaterialien für Re¬ 
aktoren 

c) Stahl und Beton (einschließlich Korrosion); 
Schweißen und Schweißversuche 

d) Experimentelle Herstellung von Brennelementen 
und Beurteilung ihrer Konstruktion und Leistung 

e) Wärmeaustausch 

f) Metallurgie 

IV. Instrumentierung (einschließlich Gesundheitsschutz- 

Instrumentierung) 

V. Strahlenbiologie 


VI. Schiffsantrieb 
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ANNEX ANNEXE 


List 

of sectors referred to in Article 1 (2) 

I. Basic Science 

— Reactor physics 

— Basic work in metallurgy and Chemistry 
— Work on isotopes 
— Chemical engineering 

II. Reactors 

(a) Research and development on reactor Systems 

(b) Operating experience with Magnox reactors (in- 
cluding research on reactor Operation) 

(c) Reactor safety (except fast reactors) 

(d) Fast reactor research and development (includ- 
ing safety) 

(e) Operating experience with materials-testing 
reactors. 

III. Materials and components 

(a) Graphite and coolant chemistry 

(b) Compatibility of structural materials for reactors 

(c) Steel and concrete (including corrosion): welding 
and weld tests 

(d) Experimental fuel fabrication and evaluation of 
fuel design and performance 

(e) Heat exchange 

(f) Metallurgy 

IV. Instrumentation 

(including health physics Instrumentation) 

V. Radiobiology 

VI. Marine propulsion 


Liste 

des secteurs vises ä l'article 1 paragraphe 2 

I. Science fondamentale 

— Physique des reacteurs 

— Travaux de base en metallurgie, en chimie 

— Travaux sur les isotopes 

— Genie chimique 

II. Reacteurs 

a) Recherche et developpement en matiere de 
systemes de reacteurs 

b) Experience operationnelle en matiere de rdac- 
teurs Magnox (y compris recherche sur le fonc- 
tionnement des reacteurs) 

c) Securite des reacteurs (ä l'exclusion des reacteurs 
rapides) 

d) Recherche et developpement en matiere de reac¬ 
teurs rapides (y compris la securite) 

e) Experiences operationnelles sur reacteurs d'essai 
des materiaux. 

III. Materiaux et Elements constitutifs 

a) Chimie du graphite et du refrigerant 

b) Compatibilite des materiaux de structure pour 
reacteurs 

c) Acier et beton (y compris corrosion); soudure et 
essais de soudage 

d) Fabrication experimentale d'elements combusti- 
bles et evaluation de leur conception et de leur 
performance 

e) Echange de chaleur 

f) Metallurgie 

IV. Instrumentation (y compris instrumentation sanitaire) 


V. Radiobiologie 

VI. Propulsion navale 
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Protokoll Nr. 29 
über das Abkommen mit der 
Internationalen Atomenergieorganisation 

Das Königreich Dänemark, Irland und das Königreich 
Norwegen verpflichten sich, dem zwischen einigen ur¬ 
sprünglichen Mitgliedstaaten zusammen mit der Europä¬ 
ischen Atomgemeinschaft einerseits und der Internationa¬ 
len Atomenergieorganisation andererseits zu schließen¬ 
den Abkommen über die Anwendung der im Vertrag über 
die Nichtverbreitung von Kernwaffen vorgesehenen Si¬ 
cherungsmaßnahmen in den Hoheitsgebieten einiger Mit¬ 
gliedstaaten der Gemeinschaft unter den in dem Abkom¬ 
men festzulegenden Bedingungen beizutreten. 


Protokoll Nr. 30 
betreffend Irland 

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN — 

VON DEM WUNSCH GELEITET, einige besondere Pro¬ 
bleme betreffend Irland zu regeln, 

EINIG über die folgenden Bestimmungen — 

WEISEN DARAUF HIN, daß die stetige Besserung der 
Lebens- und Beschäftigungsbedingungen der Völker der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemein¬ 
schaft und die harmonische Entwicklung ihrer Volkswirt¬ 
schaften durch eine Verringerung des Abstands zwischen 
den einzelnen Gebieten und des Rückstands weniger 
begünstigter Gebiete zu den grundlegenden Zielen der 
Gemeinschaft gehören,- 

NEHMEN ZUR KENNTNIS, daß die irische Regierung 
die Verwirklichung einer Politik der Industrialisierung 
und der wirtschaftlichen Entwicklung mit dem Ziel ver¬ 
folgt, den Lebensstandard in Irland demjenigen in den 
übrigen europäischen Nationen anzugleichen, die Unter¬ 
beschäftigung zu beseitigen und dabei schrittweise re¬ 
gionale Entwicklungsunterschiede auszugleichen; 

ERKENNEN AN, daß die Erreichung der Ziele dieser 
Politik in ihrem gemeinsamen Interesse liegt; 

KOMMEN UBEREIN, zu diesem Zweck den Organen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft die Anwen¬ 
dung aller im EWG-Vertrag vorgesehenen Mittel und 
Verfahren zu empfehlen, insbesondere eine angemessene 
Verwendung der zur Verwirklichung der oben genannten 
Ziele der Gemeinschaft zur Verfügung stehenden Ge¬ 
meinschaf tsmittel; 

ERKENNEN insbesondere an, daß im Falle der Anwen¬ 
dung der Artikel 92 und 93 des EWG-Vertrags die Ziele 
dei wirtschaftlichen Ausweitung und der Hebung des Le¬ 
bensstandards der Bevölkerung zu berücksichtigen sind. 
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Protocol No 29 
on Ihe Agreement 

with the International Atomic Energy Agency 

The Kingdom of Denmark, Ireland and the Kingdom 
of Norway undertake to accede, under conditions to be 
established therein, to the Agreement between certain 
original Member States jointly with the European 
Atomic Energy Community, on the one hand, and the 
International Atomic Energy Agency, on the other hand, 
on the application. in the territories of certain Member 
States of the Community of the guarantees provided for 
in the Treaty on the Non-Proliferation of Nuclear 
Weapons. 


Protocol No 30 
on Ireland 

THE HIGH CONTRACTING PARTIES, 

DESIRING to settle certain special problems of con- 
cern to Ireland, and 

HA VING AGREED the following provisions, 

RECALL that the fundamental objectives of the Eu¬ 
ropean Economic Community include the steady improv- 
ment of the living Standards and working conditions of 
the peoples of the Member States and the harmonious 
development of their economies by reducing the differ- 
ences existing between the various regions and the 
backwardness of the less-favoured regions; 

TAKE NOTE of the fact that the Irish Government has 
embarked upon the implementation of a policy of in- 
dustrialization and economic development designed to 
align the Standards of living in Ireland with those of 
the other European nations and to eliminate under- 
employment while progressively evening out regional 
differences in levels of development; 

RECOGNIZE it to be in their common interest that 
the objectives of this policy be so attained; 

AGREE to recommend to this end that the Community 
institutions implement all the means and procedures laid 
down by the EEC Treaty, particularly by making ade- 
quate use of the Community resources intended for the 
realization of the Community's abovementioned objec¬ 
tives; 

RECOGNIZE in particular that, in the application of 
Articles 92 and 93 of the EEC Treaty, it will be neces- 
sary to take into account the objectives of economic 
expansion and the raising of the Standard of living of 
the population. 


Protocole n° 29 
concernant l'accord avec 
l'Agence internationale de l'4nergie atomique 

Le Royaume de Dänemark, l'Irlande et le Royaume de 
Norvege s’engagent ä adherer, dans les conditions qui y 
seront fixdes, ä l'accord entre, d'une part, certains Etats 
membres originaires conjointement avec la Communaute 
europeenne de l'dnergie atomique et, d'autre part, 
l'Agence internationale de l'dnergie atomique, pour l'ap- 
plication sur les territoires de certains Etats membres 
de la Communaute des garanties prdvues au traitd de 
non-proliferation des armes nucleaires. 


Protocole n° 30 
concernant l'Irlande 

LES HAUTES PARTIES CONTRACTANTES, 

DfiSIRANT regier certains probl6mes particuliers in¬ 
teressant l'Irlande, 

ETANT CONVENUES des dispositions ci-apres, 

RAPPELLENT que les objectifs fondamentaux de la 
Communaute economique europeenne comportent l'ame- 
lioration constante des conditions de vie et d'emploi des 
peuples des Etats membres, ainsi que le developpement 
harmonieux de leurs economies en reduisant l'dcart 
entre les differentes regions et le retard des moins fa- 
vorisdes; 

PRENNENT ACTE du fait que le gouvernement irlan- 
dais est engage dans la mise en execution d'une politique 
d'industrialisation et de developpement economique qui 
a pour but de rapprocher le niveau de vie en Irlande de 
celui des autres nations europdennes et deliminer le 
sous-emploi, tout en absorbant progressivement les dif¬ 
ferences regionales de niveau de developpement; 

RECONNAISSENT qu'il est de leur intdret commun 
que les finalitds de cette politique soient atteintes; , 

CONVIENNENT de recommander ä cet effet aux insti¬ 
tutions de la Communaute de mettre en Oeuvre tous les 
moyens et procddures prdvus par le traitd CEE, en re- 
courant notamment a un emploi addquat des ressources 
communautaires destindes ä la rdalisation des objectifs 
de la Communaute, mentionnds ci-dessus; 

RECONNAISSENT en particulier que, dans le cas d'ap- 
plication des articles 92 et 93 du traitd CEE, il faudra 
tenir compte des objectifs d'expansion dconomique et de 
relevement du niveau de vie de la population. 
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Briefwechsel über Währungsfragen 

Brüssel, den 22. Januar 1972 


Exzellenz! 

1. Auf der MinisterTagung der Konferenz vom 7. Juni 
1971 ist vereinbart worden, daß die Erklärung, die ich auf 
dieser Tagung zu Währungsfragen abgegeben habe, Ge¬ 
genstand eines Briefwechsels sein wird, welcher der Akte 
über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der 
Verträge beigefügt wird. Daher darf ich nunmehr bestäti¬ 
gen, daß ich auf jener Tagung folgende Erklärung abge¬ 
geben habe: 

„a) Wir sind bereit, einen geregelten und schrittweisen 
Abbau der offiziellen Sterlingguthaben nach unserem 
Beitritt in Aussicht zu nehmen. 

b) Nach unserem Beitritt zu den Gemeinschaften werden 
wir bereit sein, geeignete Maßnahmen zu erörtern, 
um eine schrittweise Angleichung der externen Cha¬ 
rakteristika und Praktiken in bezug auf das Pfund 
Sterling an diejenigen der anderen Währungen der 
Gemeinschaft im Rahmen der Fortschritte auf dem 
Wege zur Wirtschafts- und Währungsunion in der 
erweiterten Gemeinschaft zu erreichen; wir sind 
überzeugt, daß das offizielle Pfund Sterling (*) so 
gehandhabt werden kann, daß wir in vollem Umfang 
an diesen Fortschritten teilnehmen können. 

c) In der Zwischenzeit werden wir unsere Politik im 
Hinblick auf eine Stabilisierung der offiziellen Ster¬ 
lingguthaben in Übereinstimmung mit diesen länger¬ 
fristigen Zielen gestalten. 

d) Ich hoffe, daß die Gemeinschaft der Auffassung sein 
wird, daß diese Erklärung dem Sterlingproblem und 
den damit zusammenhängenden Fragen in zufrieden¬ 
stellender Weise gerecht wird, so daß in den Ver¬ 
handlungen nur noch zu regeln ist, wie das Vereinig¬ 
te Königreich den Richtlinien über den Kapitalver¬ 
kehr gemäß dem Rom-Vertrag entsprechen kann." 

2. Auf derselben Tagung am 7. Juni hat sich die Dele¬ 
gation der Gemeinschaft mit der vorstehenden Erklärung 
einverstanden erklärt. 

3. Ich glaube zu wissen, daß die Delegationen des König¬ 
reichs Dänemark, Irlands und des Königreichs Norwegen 
sich ebenfalls mit der vorstehenden Erklärung, wie sie 
in diesem Schreiben bestätigt wird, einverstanden er¬ 
klärt haben. 

4. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir den Eingang 
dieses Schreibens und die Zustimmung der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sowie der Regie¬ 
rungen des Königreichs Dänemark, Irlands und des König¬ 
reichs Norwegen zu der vorstehenden Erklärung bestä¬ 
tigen würden. 


Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck meiner aus¬ 
gezeichnetsten Hochachtung. 

Geoffrey Rippon 

Chancellor of the Duchy of Lancaster 


Herrn G. Thorn 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten 
des Grofiherzogtums Luxemburg 


(*) Unter .offiziellem Pfund Sterling“ sind „offizielle Sterlingguthaben* 
zu verstehen. 
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Exchange 

of Leiters on Monetary Questions 

Brussels, 22 January 1972 

Your Excellency, 

1. At the Ministerial Meeting of the Conference on 
7 June 1971, it was agreed that the declaration on mone¬ 
tary questions which I made at the Meeting should form 
the subject of an exdiange of letters annexed to the 
Act concerning the Conditions of Accession and the 
Adjustments to the Treaties. I therefore now have the 
honour to confirm that at that Meeting I made the 
following declaration: 

“(a) We are prepared to envisage an orderly and gradual 
run-down of official sterling balances after our ac¬ 
cession. 

(b) We shall be ready to discuss after our entry into 
the Communities what measures might be appro- 
priate to achieve a progressive alignment of the 
exernal characteristics and practices in relation to 
sterling with those of other currencies in the Com¬ 
munity in the context of progress towards economic 
and monetary union in the enlarged Community, 
and we are confident that official sterling*) can 
be handled in a way which will enable us to take 
our full part in that progress. 

(c) In the meantime we shall manage our policies with 
a view to stabilizing the official sterling balances 
in a way which would be consistent with these 
longer term objectives. 

(d) I hope that the Community will regard this State¬ 
ment as disposing satisfactorily of the question of 
sterling and associated matters, leaving only the 
arrangements for UK compliance with the Directives 
relating to Capital movements under the Treaty of 
Rome to be settled in the course of the negotiations." 


2. At the same meeting on 7 June, the above declara¬ 
tion was agreed by the Community delegation. 

3. I understand that the delegations of the Kingdom of 
Denmark, Ireland and the Kingdom of Norway have also 
signified their agreement to the abovementioned declara¬ 
tion as confirmed by the present letter. 

4. I would be grateful if you would kindly acknowledge 
receipt of this letter and confirm the agreement of the 
Governments of the Member States of the Community 
and of the Governments of the Kingdom of Denmark, 
Ireland and the Kingdom of Norway to the abovemen¬ 
tioned declaration. 

Please accept, Your Excellency, the assurance of my 
highest consideration. 

Geoffrey R i p p o n 
Chancellor of the Duchy of Lancaster 

Mr. G. Thorn 
Minister of Foreign Affairs 
of the Grand Duchy 
of Luxembourg 


Ediange 

de lettres concernant les questions monetaires 

Bruxelles, le 22 janvier 1972 

Excellence, 

1. Lors de la session ministerielle de la Conference du 
7 juin 1971, il a et6 convenu que la declaration que j'ai 
faite au cours de cette session au sujet de questions 
monetaires ferait I’objet d'un behänge de lettres annexe 
ä l'acte relatif aux conditions d'adhesion et aux adapta- 
tions des traitös. C'est pourquoi j'ai maintenant l'honneur 
de confirmer qu'au cours de cette session, j'ai fait la 
declaration suivante: 

«a) Nous sommes disposes ä envisager une reduction 
ordonnee et graduelle des balances sterling officiel- 
les apres notre adhesion. 

b) Apres notre adhesion aux Communautes, nous se- 
rons prets ä discuter des mesures appropriees pour 
realiser un alignement progressif des caracteristiques 
et des pratiques exterieures relatives ä la livre ster¬ 
ling sur celles des autres monnaies de la Commu- 
naute, dans le cadre des progres vers la realisation 
de lunion öconomique et mon^taire au sein de la 
Communaute elargie et nous sommes convaincus que 
le sterling officiel (*) pourra etre traite d'une ma- 
niere qui nous mettra en mesure de prendre pleine- 
ment part ä la realisation de ces progres. 

c) Entre-temps, nous menerons nos politiques en vue 
de stabiliser les balances sterling officielles d'une 
maniere qui soit compatible avec ces objectifs a 
long terme. 

d) J'espere que la Communaute considerera cette de¬ 
claration comme reglant d'une maniere satisfaisante 
la question de la livre sterling et des problemes qui 
s'y rattachent, de Sorte qu'au cours des negociations 
il n'y ait donc plus ä regier que les arrangements 
permettant au Royaume-Uni de se conformer aux 
directives concernant les mouvements de capitaux 
arretees conformement au traite de Rome.» 

2. Lors de cette mfeme session du 7 juin, la delegation 
de la Communaute a marque son accord sur la declara¬ 
tion precitee. 

3. Je crois savoir que les delegations du Royaume de 
Dänemark, de l'Irlande et du Royaume de Norvege ont 
egalement marque leur accord sur la declaration precitee, 
teile que confirmee par la presente lettre. 

4. Je vous saurais gre de bien vouloir accuser recep- 
tion de la presente lettre et de me confirmer l'accord des 
gouvernements des Etats membres de la Communaute 
ainsi que des gouvernements du Royaume de Dänemark, 
de l'Irlande et du Royaume de Norvege, sur la declara¬ 
tion precitee. 

Veuillez agr£er, Excellence, les assurances de ma tres 
haute consideration. 

Geoffrey R i p p o n 
Chancellor of the Duchy of Lancaster 

M. G. Thorn 
Ministre des Affaires 
etrangeres du Grand-Dudie 
du Luxembourg 


*) “Official sterling“ means “official sterling balances“. 


(*) Par «sterling officiel » on entend « balances sterling officielles 
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Brüssel, den 22. Januar 1972 

Exzellenz! 

Mit Ihrem heutigen Schreiben haben Sie mir folgende 
Mitteilung übermittelt: 

.1. Auf der Ministertagung der Konferenz am 7. Juni 
1971 ist vereinbart worden, daß die Erklärung, die ich auf 
dieser Tagung zu Währungsfragen abgegeben habe, Ge¬ 
genstand eines Briefwechsels sein wird, welcher der 
Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen 
der Verträge beigefügt wird. Daher darf ich nunmehr be¬ 
stätigen, daß ich auf jener Tagung folgende Erklärung 
abgegeben habe: 

„a) Wir sind bereit, einen geregelten und schrittweisen 
Abbau der offiziellen Sterlingguthaben nach unserem 
Beitritt in Aussicht zu nehmen. 

b) Nach unserem Beitritt zu den Gemeinschaften werden 
wir bereit sein, geeignete Maßnahmen zu erörtern, 
um eine schrittweise Angleichung der externen Cha¬ 
rakteristika und Praktiken in bezug auf das Pfund 
Sterling an diejenigen der anderen Währungen der 
Gemeinschaft im Rahmen der Fortschritte auf dem 
Wege zur Wirtschafts- und Währungsunion in der 
erweiterten Gemeinschaft zu erreichen; wir sind über¬ 
zeugt, daß das offizielle Pfund Sterling (*) so ge- 
handhabt werden kann, daß wir in vollem Umfang 
an diesen Fortschritten teilnehmen können. 

c) In der Zwischenzeit werden wir unsere Politik im 
Hinblick auf eine Stabilisierung der offiziellen Ster¬ 
lingguthaben in Übereinstimmung mit diesen län¬ 
gerfristigen Zielen gestalten. 

d) Ich hoffe, daß die Gemeinschaft der Auffassung sein 
wird, daß diese Erklärung dem Sterlingproblem und 
den damit zusammenhängenden Fragen in zufrieden¬ 
stellender Weise gerecht wird, so daß in den Ver¬ 
handlungen nur noch zu regeln ist, wie das Ver¬ 
einigte Königreich den Richtlinien über den Kapital¬ 
verkehr gemäß dem Rom-Vertrag entsprechen kann." 

2. Auf derselben Tagung am 7. Juni hat sich die Delega¬ 
tion der Gemeinschaft mit der vorstehenden Erklärung 
einverstanden erklärt. 

3. Ich glaube zu wissen, daß die Delegationen des Kö¬ 
nigreichs Dänemark, Irlands und des Königreichs Nor¬ 
wegen sich ebenfalls mit der vorstehenden Erklärung, wie 
sie in diesem Schreiben bestätigt wird, einverstanden er¬ 
klärt haben. 

4. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir den Eingang 
dieses Schreibens und die Zustimmung der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sowie der Regie¬ 
rungen des Königreichs Dänemark, Irlands und des Kö¬ 
nigreichs Norwegen zu der vorstehenden Erklärung be¬ 
stätigen würden.“ 

Ich beehre mich, den Eingang dieser Mitteilung und 
die Zustimmung der Regierungen der Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft sowie der Regierungen des König¬ 
reichs Dänemark, Irlands und des Königreichs Norwegen 
zu der Erklärung in Absatz 1 Ihies Schreibens zu be¬ 
stätigen. 

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck meiner aus¬ 
gezeichnetsten Hochachtung. 

Gaston Th o r n 

Ministre des Affaires Etrangeres 
du Grand Duche du Luxembourg 

Mr. G. Rippon 
Chancellor of the 
Duchy of Lancaster 


(*| Unter „offiziellem Pfund Sterling' sind .offizielle Sterlingguf haben' 
zu verstehen. 



Nr. 62 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 11. Oktober 1972 


1393 


Brussels 22 January 1972 

Your Excellency, 

You were good enough to make the following com- 
munication to me in your letter of today's date: 

*1. At the Ministerial Meeting of the Conference on 
7 June 1971, it was agreed that the declaration on mone¬ 
tary questions whidi I made at the Meeting should form 
the subject of an exchange of letters annexed to the 
Act concerning the Conditions of Accession and the 
Adjustments to the Treaties. I therefore now have the 
honour to confirm that at that Meeting I made the 
following declaration: 

’(a) We are prepared to envisage an orderly and 
gradual run-down of official sterling balances after 
our accession. 

(b) We shall be ready to discuss after our entry into 
the Communities what measures might be appro- 
priate to adiieve a progressive alignment of the 
external characteristics and practices in relation to 
sterling with those of other currencies in the Com¬ 
munity in the context of progress towards economic 
and monetary Union in the enlarged Community, 
and we are confident that official sterling *) can be 
handled in a way whidi will enable us to take our 
full part in that progress. 

(c) In the meantime we shall manage our policies with 
a view to stabilizing the official sterling balances 
in a way which would be consistent with these 
longer term objectives. 

(d) I hope. that the Community will regard this State¬ 
ment as disposing satisfactorily of the question of 
sterling and associated matters, leaving only the 
arrangements for UK compliance with the Directives 
relating to Capital movements under the Treaty of 
Rome to be settled in the course of the negotiations.' 


2. At the same meeting on 7 June, the above declara¬ 
tion was agreed by the Community delegation 

3. 1 understand that the delegations of the Kingdom 
of Denmark, Ireland and the Kingdom of Norway have 
also signified their agreement to the abovementioned 
declaration as confirmed by the present letter. 

4. 1 would be grateful if you would kindly acknowledge 
receipt of this letter and confirm the agreement of the 
Governments of the Meniber States of the Community 
and of the Governments of the Kingdom of Denmark, 
Ireland and the Kingdom of Norway to the abovemen¬ 
tioned declaration." 

I have the honour to acknowledge receipt of this com- 
munication and to confirm the agreement of the Govern¬ 
ments of the Member States of the Community and of 
the Governments of the Kingdom of Denmark, Ireland 
and the Kingdom of Norway to the declaration con- 
tained in paragraph 1 of your letter. 

Please accept, Your Excellency, the assurance of my 
highest consideration. 

G. Thoin 

Ministre des Affaires etrangeres 
du Grand Durhe du Luxembourg 

Mr. G. Rippon 
Chancellor of the Duchy 
of Lancaster 


*) “Official sterling“ nioans “olficial sterling balances". 


Bruxelles, le 22 janvier 1972 

Excellence, 

Par votre lettre de ce jour, vous avez bien voulu me 
faire la communication suivante: 

« 1. Lors de la session ministerielle de la Conference du 
7 juin 1971, il a ete convenu que la declaration que j’ai 
faite au cours de cette session au suj« de questions 
monetaires ferait l'objet d'un erhänge de lettres annexe 
ä l’acte relatif aux conditions d'adhdsion et aux adapta- 
tions des traites. C'est pourquoi j'ai maintenant l'hon- 
neur de confirmer qu'au cours de cette session, j'ai fait 
la declaration suivante: 

a) Nous sommes disposes ä envisager une reduction 
ordonnee et graduelle des balances sterling officiel- 
les apres notre adhesion. 

b) Apres notre adhesion aux Communautes, nous se- 
rons prets ä discuter des mesures approprifees pour 
realiser un alignement progressif des caractdristiques 
et des pratiques extdrieures relatives ä la livre ster¬ 
ling, sur celles des autres monnaies de la Commu¬ 
naute, dans le cadre des progres vers la rdalisation 
de l'union economique et mondtaire au sein de la 
Communaute elargie et nous sommes convaincus 
que le sterling officiel (*) pourra 6tre traite d'une 
maniere qui nous mettra en mesure de prendre 
pleinement part ä la realisation de ces progres. 

c) Entre-temps, nous menerons nos politiques en vue 
de stabiliser les balances sterling officielles d'une 
maniere qui soit compatible avec ces objectifs ä 
long terme. 

d) J’espere que la Communaute considdrera cette de¬ 
claration comme reglant d'une mani&re satisfaisante 
la question de la livre sterling et des problemes qui 
s'y rattadient, de sorte que, au cours des negocia- 
tions, il n’y ait donc plus ä regier que les arrange¬ 
ments permettant au Royaume-Uni de se conformer 
aux directives concernant les mouvements de capi- 
taux arretees coniormement au traite de Rome.’ 

2. Lors de cette meme session du 7 juin, la delegation 
de la Communaute a marque son accord sur la declara¬ 
tion precitee. 

3. Je crois savoir que les delegations du Royaume de 
Dänemark, de llrlande et du Royaume de Norvege ont 
egalement marque leur accord sur la declaration pre¬ 
citee, teile que confirmee par la presente lettre. 

4. Je vous saurais grd de bien vouloir accuser recep- 
tion de la presente lettre et de me confirmer laccord 
des gouvernements des Etats membres de la Commu¬ 
naute ainsi que des gouvernements du Royaume de 
Dänemark, de l lrlande et du Royaume de Norvege, sur 
la declaration precitee.» 

J'ai l'honneur d accuser reception de cette communica¬ 
tion et de vous confirmer laccord des gouvernements 
des Etats membres de la Communaute ainsi que des 
gouvernements du Royaume de Dänemark, de l'Irlande 
et du Royaume de Norvege sur la declaration figurant 
au paragraphe 1 de votre lettre. 

Veuillez agreer Excellence, les assurances de raa tres 
haute consideration. 

G. T h o r n 

Ministre des Affaires etrangeres 
du Grand Duche du Luxembourg 

Mi. G. Rippon 
Chancellor ot the Dudiy 
of Lancaster 


I*) Par ■< sterlimr oflicicl on t'iil*’H<l h,iI .tm stoiliiiQ officielles * 
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P. Harmel 

Ministre des Affaires Etrangeres du Royaume de Belgique 
Minister van Buitenlandse Zaken 
van het Koninkrijk Belgie 


Ivar Nergaard 

Kongeriget Danmarks udenrigsokonomiminister 


Walter Scheel 

Bundesminister des Auswärtigen 
der Bundesrepublik Deutschland 


Maurice Schumann 

Ministre des Affaires Etrangeres 
de la Repubiique francaise 


Pädraig Ö hlrighiie 
Aire Gnöthai Eachtracha na hEireann 


Aldo Moro 

Ministro per gli Affari Esteri della Repubblica Italiana 


N. Schmelzer 

Minister van Buitenlandse Zaken 
van het Koninkrijk der Nederlanden 


Andreas Cappelen 
Kongeriket Norges utenriksminister 
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Schlußakte 


Die Bevollmächtigten 
Seiner Majestät des Königs der Belgier, 

Ihrer Majestät der Königin von Dänemark, 

des Präsidenten der Bundesrepublik Deutschland, 

des Präsidenten der Französischen Republik, 

des Präsidenten Irlands, 

des Präsidenten der Italienischen Republik, 

Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von Luxem¬ 
burg, 

Ihrer Majestät der Königin der Niederlande, 

Seiner Majestät des Königs von Norwegen, 

Ihrer Majestät der Königin des Vereinigten König¬ 
reichs Großbritannien und Nordirland 

und der Rat der Europäischen Gemeinschaften, ver¬ 
treten durch seinen Präsidenten, 

die am zweiundzwanzigsten Januar neunzehnhundert¬ 
zweiundsiebzig in Brüssel anläßlich der Unterzeichnung 
des Vertrags über den Beitritt des Königreichs Däne¬ 
mark, Irlands, des Königreichs Norwegen und des Ver¬ 
einigten Königreichs Großbritannien und Nordirland zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europä¬ 
ischen Atomgemeinschaft zusammengetreten sind, 

haben festgestellt, daß die folgenden Texte im Rahmen 
der Konferenz der Europäischen Gemeinschaften und der 
Staaten, die den Beitritt zu diesen Gemeinschaften be¬ 
antragt haben, abgefaßt und festgelegt worden sind: 

I. Vertrag über den Beitritt des Königreichs Dänemark, 
Irlands, des Königreichs Norwegen und des Vereinig¬ 
ten Königreichs Gioßbritannien und Nordirland zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur Euro¬ 
päischen Atomgemeinschaft; 

II. Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpas¬ 
sungen der Verträge; 

III. Die nachstehend aufgeführten und der Akte über die 
Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Ver¬ 
träge beigefügten Texte: 

A. Anhang I 

Liste zu Artikel 29 der Beitrittsakte, 

Anhang II 

Liste zu Artikel 30 der Beitrittsakte. 

Anhang III 

Liste der Erzeugnisse im Sinne der Artikel 32, 
36 und 39 der Beitrittsakte (Euratom), 

Anhang IV 

Liste der Erzeugnisse im Sinne des Artikels 32 
dei Beitrittsakte (Erzeugnisse des Common¬ 
wealth, die im Vereinigten Königreich Gegen¬ 
stand vertraglicher Präferenzspannen sind), 

Anhang V 

Liste zu Artikel 107 der Beitrittsakte, 

Anhang VI 

Liste der Länder im Sinne des Artikels 109 der 
Beitrittsakte sowie des Protokolls Nr. 22, 

Anhang VII 

Liste zu Artikel 133 der Beitrittsakte, 

Anhang VIII 

Liste zu Artikel 148 Absatz 1 der Beitrittsakte, 
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Final Act 

The Plenipotentiaries of 

His Majesty the King of the Belgians, 

Her Majesty the Queen of Denmark, 

The President of the Federal Republic of Germany, 

The President of the French Republic, 

The President of Ireland, 

The President of the Italian Republic, 

His Royal Highness the Grand Duke of Luxembourg, 

Her Majesty the Queen of the Netherlands, 

His Majesty the King of Norway, 

Her Majesty the Queen of the United Kingdom of 
Great Britain and Northern Ireland, 
and the Council of the European Communities repre- 
sented by its President, 

assembled at Brussels on the twenty-second day of 
January one thousand ninc hundred and seventy-two 
on the occasion of the signature of the Treaty relating 
to the accession of the Kingdom of Denmark, Ireland, 
the Kingdom of Norway and the United Kingdom of 
Great Britain and Northern Ireland to the European 
Economic Community and the European Atomic Energy 
Community, 

have placed on record the fact that the following texts 
have been drawn up and adopted within the Conference 
between the European Communities and the States whidi 
have applied for accession to those Communities: 

I. the Treaty concerning the accession of the King¬ 
dom of Denmark, Ireland, the Kingdom of Norway 
and the United Kingdom of Great Britain and North¬ 
ern Ireland to the European Economic Community 
and to the European Atomic Energy Community,- 

II. the Act concerning the Conditions of Accession 
and the Adjustments to the Treaties; 

III. the texts iisted below which are annexed to the 
Act concerning the Conditions of Accession and 
the Adjustments to the Treaties: 

A. Annex I 

List referred to in Article 29 of the Act of 
Accession, 

Annex II 

List referred to in Article 30 of the Act of 
Accession, 

Annex III 

List of products referred to in Articles 32, 36 
and 39 of the Act of Accession (Euratom), 

Annex IV 

List of products referred to in Article 32 oi 
the Act of Accession (Commonwealth products 
whidi are subject to contractual margins of 
preference in the United Kingdom), 

Annex V 

List referred to in Article 107 of the Act of 
Accession, 

Annex VI 

List of countries referred to in Article 109 of 
the Act of Accession and in Protocol No 22, 

Annex VII 

List referred to in Article 133 of the Act of 
Accession, 

Annex VIII 

List referred to in Article 148 (1) of the Act 
of Accession, 


Acte final 

Les plenipotentiaires 

de Sa Majeste le Roi des beiges, 

de Sa Majeste la Reine de Dänemark, 

du President de Ia Röpublique föderale d'AUemagne, 

du President de la Republique franpaise, 

du President d'Irlande, 

du President de la Röpublique italienne, 

de Son Altesse Royale le Grand-Duc de Luxembourg, 

de Sa Majeste la Reine des Pays-Bas, 

de Sa Majeste le Roi de Norvege, 

de Sa Majeste la Reine du Royaume-Uni 

de Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord 

et le Conseil des Communautes europeennes represente 

par son President, 

reunis 4 Bruxelles, le vingt deux janvier mil neuf cent 
soixante-douze, 4 l'occasion de la signature du traitö 
relatif 4 l'adhösion 4 la Communautö economique euro- 
pöenne et 4 la Communautö europöenne de l'önergie ato- 
mique du Royaume de Dänemark, de l'lrlande, du 
Royaume de Norvege et du Royaume-Uni de Grande-Bre¬ 
tagne et d'Irlande du Nord, 

ont constate que les textes ci-apres ont öte etablis et 
arretes au sein de la Conference entre les Communautös 
europeennes et les Etats ayant demande ladhesion ä ces 
Communautes: 

I. le traite relatif 4 Tadhösion ä la Communaute öco- 
nomique europöenne et 4 la Communautö euro- 
peenne de l'önergie atomique du Royaume de Däne¬ 
mark, de l'lrlande, du Royaume de Norvege et du 
Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande du 
Nord; 

II. l'acte relatif aux conditions d'adhösion et aux adap- 
tations des traitös; 

III. les textes önumeres ci-apres qui sont annexes ä l'acte 
relatif aux conditions d'adhesion et aux adaptations 
des traites: 

A. Annexe I 

Liste prevue ä l'article 29 de l'acte d'adhesion, 

Annexe II 

Liste prevue 4 l’aiticle 30 de l'acte d'adhesion, 

Annexe III 

Liste des produits vises aux articles 32, 36 et 39 
de l’acte d adhösion (EURATOM), 

Annexe IV 

Liste des produits vises 4 l'article 32 de l'acte 
d'adhesion (produits du Commonwealth qui font 
l'objet de marges de pröferences convention- 
nelies au Royaume-Uni), 

Annexe V 

Liste prövue 4 l'article 107 de l'acte d'adhesion, 

Annexe VI 

Liste des pays visös 4 l'article 109 de 1 acte 
d'adhesion et au protocole n° 22, 

Annexe VII 

Liste prevue ä l'article 133 de l'acte d'adhesion, 

Annexe VIII 

Liste prevue 4 l'article 148 paragraphe 1 de 
1 acte d'adhesion, 
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Anhang IX 

Liste zu Artikel 148 Absatz 2 der Beitrittsakte, 

Anhang X 

Liste zu Artikel 150 der Beitrittsakte, 

Anhang XI 

Liste zu Artikel 152 der Beitrittsakte; 


B. Protokoll Nr. 1 

über die Satzung der Europäischen Investitions¬ 
bank, 

Protokoll Nr. 2 

betreffend die Färöer, 

Protokoll Nr. 3 

betreffend die Kanalinseln und die Insel Man, 

Protokoll Nr. 4 

betreffend Grönland, 

Protokoll Nr. 5 

betreffend Svalbard (Spitzbergen), 

Protokoll Nr. 6 

über bestimmte mengenmäßige Beschränkun¬ 
gen betreffend Irland und Norwegen, 

Protokoll Nr. 7 

über die Einfuhr von Kraftfahrzeugen und die 
Kraftfahrzeug-Montageindustrie in Irland, 

Protokoll Nr. 8 

über Phosphor der Tarifstelle 28.04 C IV des 
Gemeinsamen Zolltarifs, 

Protokoll Nr. 9 

über Aluminiumoxid und -hydroxid der Tarif¬ 
stelle 28.20 A des Gemeinsamen Zolltarifs, 

Protokoll Nr. 10 

über Mimosa-Gerbstoffauszüge der Tarifstelle 
32.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs und Ka- 
stanien-Gerbstoffauszüge der Tarifstelle ex 32.01 
C des Gemeinsamen Zolltarifs, 

Protokoll Nr. 11 

über Sperrholz der Tarifnummer 44.15 des Ge¬ 
meinsamen Zolltarifs, 

Protokoll Nr. 12 

über Halbstoffe der Tarifstelle 47.01 A II des 
Gemeinsamen Zolltarifs, 

Protokoll Nr. 13 

über Zeitungsdruckpapier der Tarifstelle 48.01 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs, 

Protokoll Nr. 14 

über Rohblei der Tarifstelle 78.01 A des Ge¬ 
meinsamen Zolltarifs, 

Protokoll Nr. 15 

über Rohzink der Tarifstelle 79.01 A des Ge¬ 
meinsamen Zolltarifs, 

Protokoll Nr. 16 

über die Agrarmärkte und den Agrarhandel, 

Protokoll Nr. 17 

über die Zuckereinfuhi des Vereinigten König¬ 
reichs aus den im Commonwealth-Zuckerab¬ 
kommen genannten Zucker ausführenden Län¬ 
dern und Gebieten, 
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Annex IX 

List referred to in Article 148 (2) ol the Act of 
Accession, 

Annex X 

List referred to in Article 150 of the Act of 
Accession, 

Annex XI 

List referred to in Article 152 of the Act of 
Accession, 

B. Protocol No 1 

on the Statute of the European Investment 
Bank, 

Protocol No 2 
on the Faroe Islands, 

Protocol No 3 

on the Channel Islands and the Isle of Man, 

Protocol No 4 

on Greenland, 

Protocol No 5 

on Svalbard (Spitzbergen), 

Protocol No 6 

on certain quantitative restrictions relating to 
Ireland and Norway, 

Protocol No 7 

on imports of motor vehicles and the motor 
vehicle assembly industry in Ireland, 

Protocol No 8 

on phosphorus (CCT subheading No 28.04 C IV), 
Protocol No 9 

on aluminium oxide and hydroxide (alumina) 
(CCT subheading No 28.20 A), 

Protocol No 10 • 

on tanning extracts of wattle (mimosa) (CCT 
subheading No 32.01 A) and tanning extracts 
of diestnut (CCT subheading No 32.01 C), 


Protocol No 11 

on plywood (CCT heading No 44.15), 

Protocol No 12 

on wood pulp (CCT subheading No 47.01 A II), 
Protocol No 13 

on newsprint (CCT subheading No 48.01 A), 

Protocol No 14 

on unwrought lead (CCT subheading 
No 78.01 A), 

Protocol No 15 

on unwrought zinc (CCT subheading 
No 79.01 A), 

Protocol No 16 

on markets and trade in agricultural products, 

Protocol No 17 

on the import of sugar by the United Kingdom 
from the exporting countries and territories 
referred to in the Commonwealth Sugar Agree¬ 
ment, 


Annexe IX 

Liste prevue ä l'article 148 paragraphe 2 de 
l’acte d'adhesion, 

Annexe X 

Liste prevue ä l'article 150 de l'acte d'adhesion, 

Annexe XI 

Liste prevue a l'article 152 de l'acte d'adhesion: 

B. Protocole n» 1 

concemant les Statuts de la Banque europeenne 
d'investissement, 

Protocole n° 2 
concernant les iles Feroe, 

Protocole n° 3 

concernant les iles anglo-normandes et l'ile de 
Man, 

Protocole n» 4 

concemant le Groenland, 

Protocole n° 5 

concernant le Svalbard (Spitzberg), 

Protocole n° 6 

concernant certaines restrictions quantitatives 
interessant l'Irlande et la Norvege, 

Protocole n° 7 

concernant l'importation de v£hicules ä moteur 
et l'industrie du montage en Irlande, 

Protocole n° 8 

concernant le phosphore de la sous-position 
28.04 CIV du tarif douanier commun, 

Protocole n» 9 

concernant l'oxyde et l'hydroxyde d'aluminium 
(alumine) de la sous-position 28.20 A du tarif 
douanier commun, 

Protocole n° 10 

concernant les extraits tannants de mimosa de 
la sous-position 32.01 A du tarif douanier com¬ 
mun et les extraits tannants de chätaignier de 
la sous-position ex 32.01 C du tarif douanier 
commun, 

Protocole n° 11 

concernant les bois contreplaques de la Posi¬ 
tion ex 44.15 du tarif douanier commun, 

Protocole n° 12 

concernant les pätes ä papier de la sous-posi¬ 
tion 47.01 A II du tarif douanier commun, 

Protocole n» 13 

concernant le papier journal de la sous-posi¬ 
tion 48.01 A du tarif douanier commun, 

Protocole n» 14 

concernant le plomb brut de la sous-position 
78.01 A du tarif douanier commun, 

Protocole n° 15 

concernant le zinc brut de la sous-position 
79.01 A du tarif douanier commun, 

Protocole n» 16 

concernant les mardies et les echanges de pro- 
duits agricoles, 

Protocole n» 17 

concernant l'importation au Royaume-Uni du 
Sucre en provenance des pays et territoires ex- 
portateurs vises dans laccord du Common¬ 
wealth sur le sucre, 
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Protokoll Nr. 18 

über die Einfuhr von Butter und Käse aus Neu¬ 
seeland in das Vereinigte Königreich, 

Protokoll Nr. 19 

über alkoholische Getränke auf Getreidebasis, 

Protokoll Nr. 20 

über die norwegische Landwirtschaft, 

Protokoll Nr. 21 

über die Regelung der Fischereirechte für Nor¬ 
wegen, 

Protokoll Nr. 22 

über die Beziehungen zwischen der Europä¬ 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft und den assozi¬ 
ierten afrikanischen Staaten und Madagaskar 
sowie den unabhängigen Entwicklungsländern 
des Commonwealth in Afrika, im Indischen 
Ozean, im Pazifischen Ozean und im Karibi¬ 
schen Raum, 

Protokoll Nr. 23 

über die Anwendung des von der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft angewandten Systems 
allgemeiner Zollpräferenzen durch die neuen 
Mitgliedstaaten, 

Protokoll Nr. 24 

über die Beteiligung der neuen Mitgliedstaaten 
am Vermögen der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl, 

Protokoll Nr. 25 

über den Austausch von Kenntnissen auf dem 
Gebiet der Kernenergie mit Dänemark, 

Protokoll Nr. 26 

über den Austausch von Kenntnissen auf dem 
Gebiet der Kernenergie mit Irland, 

Protokoll Nr. 27 

über den Austausch von Kenntnissen auf dem 
Gebiet der Kernenergie mit Norwegen, 

Protokoll Nr. 28 

über den Austausch von Kenntnissen auf dem 
Gebiet der Kernenergie mit dem Vereinigten 
Königreich, 

Protokoll Nr. 29 

über das Abkommen mit der Internationalen 
Atomenergieorganisation, 

Protokoll Nr. 30 

betreffend Irland; 

C. Briefwechsel über Währungsfragen, 

D. Wortlaute des Vertrags zur Gründung der Euro¬ 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und des Ver¬ 
trags zur Gründung der Europäischen Atomge¬ 
meinschaft sowie der Veiträge, durch die sie ge¬ 
ändert oder ergänzt worden sind, in englischer, 
dänischer, irischer und norwegischer Sprache. 

Die Bevollmächtigten haben den Beschluß des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften vom 22. Januar 1972 über 
den Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands, des Kö¬ 
nigreichs Norwegen und des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland zur Europäischen Ge¬ 
meinschaft für Kohle und Stahl zur Kenntnis genommen. 
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Protocol No 18 

on the import of New Zealand butter and 
cheese into the United Kingdom, 

Protocol No 19 

on spirituous beverages obtained from cereals, 

Protocol No 20 

on Norwegian agriculture, 

Protocol No 21 

on the fisheries regime for Norway, 

Protocol No 22 

on relations between the European Economic 
Community and the Associated African and 
Malagasy States and also the independent 
developing Commonwealth countries situated 
in Africa, the Indian Ocean, the Pacific Ocean 
and the Caribbean, 

Protocol No 23 

on the application by the new Member States 
of the generalized tariff preference scheme ap¬ 
plied by the European Economic Community, 

Protocol No 24 

on the participation of the new Member States 
in the funds of the European Coal and Steel 
Community, 

Protocol No 25 

on the exdiange of Information with Denmark 
in the field of nuclear energy, 

Protocol No 26 

on the exchange of Information with Ireland 
in the field of nuclear energy, 

Protocol No 27 

on the exdiange of Information with Norway 
in the field of nuclear energy, 

Protocol No 28 

on the exchange of Information with the United 
Kingdom in the field of nuclear energy, 

Protocol No 29 

on the Agreement with the International 
Atomic Energy Agency, 

Protocol No 30 
on Ireland: 

C, Exchange of Letters on Monetary Questions; 

D. The texts of the Treaty establishing the European 
Economic Community and of the Treaty establish¬ 
ing the European Atomic Energy Community, 
together with the Treaties amending or supple- 
menting them, in the Danish, English, Irish and 
Norwegian languages. 

The Plenipotentiaries have taken note of the Decision 
of the Council of the European Communities of 22 Jan- 
uary 1972 concerning the accession of the Kingdom of 
Denmark, Ireland, the Kingdom of Norway and the 
United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland 
to the European Coal and Steel Community. 


Protocole n° 18 

concernant 1‘importation au Royaume-Uni de 
beurre et de fromage en provenance de la Nou- 
velle-Zelande, 

Protocole n° 19 

concernant les boissons spiritueuses obtenues ä 
partir de cereales, 

Protocole n° 20 

concernant l'agriculture norvegienne, 

Protocole n° 21 

concernant le regime de la pedie pour la Nor¬ 
vege, 

Protocole n° 22 

concernant les relations entre la Communaute 
economique europeenne et les Etats africains 
et malgache associes ainsi que les pays indd- 
pendants en voie de döveloppement du Com¬ 
monwealth situes en Afrique, dans l'Ocean In¬ 
dien, dans l'Ocean Pacifique et dans les Antil- 
les, 

Protocole n° 23 

concernant 1’application par les nouveaux Etats 
membres du Systeme des preferences tarifaires 
g6n6ralis6es applique par la Communaute 6co- 
nomique europeenne, 

Protocole n° 24 

concernant la participation des nouveaux Etats 
membres aux fonds de la Communaute euro¬ 
peenne du diarbon et de l'acier, 

Protocole n» 25 

concernant les Behanges de connaissances avec 
le Dänemark dans le domaine de l'energie nu¬ 
cleaire, 

Protocole n« 26 

concernant les edianges de connaissances avec 
l’Irlande dans le domaine de l'energie nucleaire, 

Protocole n° 27 

concernant les echanges de connaissances avec 
la Norvege dans le domaine de l'energie nu¬ 
cleaire, 

Protocole n° 28 

concernant les edianges de connaissances avec 
le Royaume-Uni dans le domaine de l'energie 
nucleaire, 

Protocole n° 29 

concernant l'accord avec l'Agence internatio¬ 
nale de l’energie atomique, 

Protocole n° 30 

concernant Tlrlande; 

C, Ediange de lettres relatif aux questions mone¬ 
täres; 

D, Les textes du traite instituant la Communaute eco¬ 
nomique europeenne et du traite instituant la 
Communaute europeenne de l'energie atomique 
ainsi que des traites qui les ont modifies ou 
completes en langues anglaise, danoise, irlandaise 
et norvegienne 

Les plenipotentiaires ont pris acte de la decision du 
Conseil des Communautes europeennes du 22 janvier 
1972 relative ä l'adhesion ä la Communaute europeenne 
du charbon et de l'acier du Royaume de Dänemark, de 
l’lrlande, du Royaume de Norvege et du Royaume-Uni 
de Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord 
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Die Bevollmächtigten und der Rat haben ferner die 
nachstehend aufgeführten und dieser Schlußakte beige¬ 
fügten Erklärungen angenommen: 

1. Gemeinsame Erklärung betreffend den Gerichtshof, 

2. Gemeinsame Erklärung betreffend die Hoheitszonen 
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland auf Zypern, 

3. Gemeinsame Erklärung betreffend Fischereifragen, 

4. Gemeinsame Absichtserklärung betreffend die Ent¬ 
wicklung der Handelsbeziehungen mit Ceylon, In¬ 
dien, Malaysia, Pakistan und Singapur, 

5. Gemeinsame Erklärung betreffend die Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer 

Die Bevollmächtigten und der Rat haben gleichfalls fol¬ 
gende, dieser Akte beigefügte Erklärung zur Kenntnis 
genommen: 

Erklärung der Regierung der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land über die Geltung des Beschlusses über den Bei¬ 
tritt zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl und des Vertrags über den Beitritt zur Europä¬ 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europäischen 
Atomgemeinschaft für Berlin. 

Die Bevollmächtigten und der Rat haben ebenfalls die 
dieser Schlußakte beigefügte Vereinbarung über das Ver¬ 
fahren zur Annahme bestimmter Beschlüsse und sonstige 
Maßnahmen in der Zeit vor dem Beitritt zur Kenntnis 
genommen; diese Vereinbarung ist auf der Konferenz der 
Europäischen Gemeinschaften und der Staaten, die den 
Beitritt zu diesen Gemeinschaften beantragt haben, ge¬ 
troffen worden. 

Schließlich sind die nachstehend aufgeführten Erklärun¬ 
gen abgegeben und dieser Schlußakte beigefügt worden. 

1. Erklärung der Regierung des Vereinigten König¬ 
reichs Großbritannien und Nordirland über die Be¬ 
stimmung des Begriffs .Staatsangehörige", 

2. Erklärungen betreffend die wirtschaftliche und indu¬ 
strielle Entwicklung Irlands, 

3. Erklärungen betreffend flüssige Milch, Schweine¬ 
fleisch und Eier, 

4. Erklärung betreffend das System zur Festsetzung 
der Agrarpreise der Gemeinschaft, 

5. Erklärungen betreffend die Landwirtschaft in Hügel¬ 
gebieten. 


ZU URKUND DESSEN haben die Unterzeichneten Bevoll¬ 
mächtigten ihre Unterschriften unter diese Schlußakte ge¬ 
setzt. 

GESCHEHEN zu Brüssel am zweiundzwanzigsten Januar 
neunzehnhundertzweiundsiebzig. 


G. Eyskens 
P. Harmel 


J. van der Meulen 


Jens Otto Krag 


Ivar Norgaard 
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Furthermore, the Plenipotentiaries and the Council 
have adopted the Declarations listed below and annexed 
to this Final Act: 

1. Joint Declaration on the Court of Justice, 

2. Joint Declaration on the Sovereign Base Areas of 
the United Kingdom of Great Britain and Northern 
Ireland in Cyprus, 

3. Joint Declaration on the fisheries sector, 

4. Joint Declaration of Intent on the development of 
trade relations with Ceylon, India, Malaysia, Pa¬ 
kistan and Singapore, 

5. Joint Declaration on the free movement of workers. 

The Plenipotentiaries and the Council have also taken 
note of the following Declaration to this Final Act: 

Declaration by the Government of the Federal Republic 
of Germany on the application to Berlin of the Decision 
concerning Accession to the European Coal and Steel 
Community and of the Treaty of Accession to the 
European Economic Community and to the European 
Atomic Energy Community. 

The Plenipotentiaries and the Council have also taken 
note of the arrangement regarding the procedure for 
adopting certain decisions and other measures to be 
taken during the period preceding accession whidi has 
been reached within the Conference between the Eu¬ 
ropean Communities and the States whidi have applied 
for accession to those Communities and whidi is an¬ 
nexed to this Final Act. 

Finally, the following declarations have been made 
and are annexed to this Final Act: 

1. Declaration by the Government of the United King¬ 
dom of Great Britain and Northern Ireland on the 
definition of the term "nationals", 

2. Declarations on the economic and industrial devel¬ 
opment of Ireland, 

3. Declarations on liquid milk, pigmeat and eggs, 

4. Declaration on the system for fixing Community 
farm prices, 

5. Declarations on hill farming. 


IN WITNESS WHEREOF, the undersigned Plenipoten¬ 
tiaries have signed this Final Act. 


DONE at Brussels this twenty-second day of January in 
the year one thousand nine hundred and seventy-two. 


En outre, les plenipotentiaires et le Conseil onl adopte 
les declarations enumerees ci-apres et annexees au pre¬ 
sent acte final: 

1. Declaration commune concernant la Cour de justice, 

2. Declaration commune concernant les zones de sou- 
verainete du Royaume-Uni de Grande-Bretagne et 
d'Irlande du Nord ä Chypre, 

3. Declaration commune concernant le secteur de la 
pedie, 

4. Declaration commune d'intention concernant le de- 
veloppement des relations commerciales avec Cey- 
lan, l'Inde, la Malaysia, le Pakistan et Singapour, 

5. Declaration commune concernant la libre circulation 
des travailleurs. 

Les plenipotentiaires et le Conseil ont egalement pris 
acte de la declaration suivante annexee au present acte 
final: 

Declaration du gouvernement de la Republique föde¬ 
rale d'Allemagne concernant l'application ä Berlin de 
la decision relative ä l'adhesion ä la Communaute 
europeenne du charbon et de l'acier et du traite relatif 
4 l'adhesion ä la Communaute economique europeenne 
et 4 la Communaute europeenne de l energie atomique. 

Les plenipotentiaires et le Conseil ont de meme pris 
acte de l accord concernant la procedure dadoption de 
certaines decisions et autres mesures 4 prendre pendant 
la periode precedant l'adhesion qui est intervenu au sein 
de la Conference entre les Communautes europeennes 
et les Etats ayant demande l'adhesion ä ces Communautes 
et qui est annexe au presenl acte final. 

Enfin, les declarations suivantes ont ete faites et sont 
annexees au present acte final: 

1. Declaration du gouvernement du Royaume-Uni de 
Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord concernant 
la definition du terme « ressortissants », 

2. Declarations concernant le developpement econo¬ 
mique et industriel de l'Irlande, 

3. Declarations concernant le lait liquide, la viande 
porcine et les ceufs, 

4. Declaration concernant le Systeme communautaire 
de fixation des prix agricoles de la Communaute, 

5. Declarations concernant les activites agricoles dans 
les regions de collines. 


EN FOI DE QUOI, les plenipotentiaires soussignes ont 
appose leurs signatures en bas du present acte final. 


FAIT a Bruxelles, le vingt-deux janvier mil neuf Cent 
soixante-douze. 


G. Eyskens 
P. Harmel 
J. van der Meulen 
Jens Otto Krag 


Ivor Norgaard 
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Jens Christensen 
Walter Scheel 
H.G, Sachs 
Maurice Schumann 
J.-M. Boegner 
Pädraig Ö hlrighile 
Seän 0 Loinsigh 
Colombo 
Aldo Moro 

Bombassei de Vettor 
Gaston Thorn 
J. Dondelinger 
N. Schmelzer 
Th. Westerterp 
Sassen 

Trygve Bratteli 
Andreas Cappelen 
S. Chr. Sommerfeit 
Edward Heath 
Alec Douglas-Home 
Geoffrey Rippon 


Gaston Thorn 
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Jens Christensen 

Walter Scheel 
H. G. Sachs 

Maurice Schumann 
J.-M. Boegner 

Pädraig Ö hlrighile 
Sein Ö Loi n si g h 

Colombo 
Aldo Moro 

Bombassei de Vettor 

Gaston Thorn 
J. Dondelinger 

N. Schmelzer 
Th. Westerterp 
Sassen 

Trygve Brat teil 
Andreas Cappelen 
S. Chr. Sommerfeit 

Edward Heath 
Alec Douglas-Home 
Geoffrey Rippon 
Gaston Thorn 
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Gemeinsame Erklärung 
betreffend den Gerichtshof 

Die ergänzenden Maßnahmen, die infolge des Beitritts 
der neuen Mitgliedstaaten erforderlich werden können, 
müßten vom Rat getroffen werden, der auf Antrag des 
Gerichtshofs die Anzahl der Generalanwälte auf vier 
erhöhen und Artikel 32 Absatz 3 des EGKS-Vertrags, 
Artikel 165 Absatz 3 des EWG-Vertrags und Artikel 137 
Absatz 3 des EAG-Vertrags anpassen könnte. 


Gemeinsame Erklärung 
betreffend die Hoheitszonen des 
Vereinigten Königreichs Großbritannien 
und Nordirland auf Zypern 

Die Regelung der Beziehungen zwischen der Europä¬ 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft und den Hoheitszonen 
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordir¬ 
land auf Zypern wird im Rahmen einer etwaigen Verein¬ 
barung zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Republik Zypern festgelegt. 


Gemeinsame Erklärung 
betreffend Fischereifragen 

1. Die Organe der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
prüfen die Fragen betreffend Fischmehl und Fischöl, um 
Maßnahmen zu treffen, die sich auf diesem Sektor in 
bezug auf die verwendeten Rohstoffe als erforderlich er¬ 
weisen könnten. Diese Maßnahmen müssen den Erfor¬ 
dernissen des Schutzes und der rationellen Nutzung der 
biologischen Schätze des Meeres Rechnung tragen und 
zugleich verhindern, daß unzureichend rentable Produk¬ 
tionseinheiten geschaffen oder beibehalten werden. 

2 Die Anwendung der gemeinsamen Vermarktungsnor¬ 
men für bestimmte frische oder gekühlte Fische darf nicht 
zur Ausschließung irgendeiner Vermarktungsmethode 
führen, noch darf eine Vermarktungsmethode die An¬ 
wendung der genannten Normen behindern; in diesem 
Geiste können auftretende Probleme zu gegebener Zeit 
von den Organen der Europäischen Wirtschaftsgemein¬ 
schaft geregelt werden, 

3. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ist sich der 
Bedeutung der norwegischen Ausfuhr von Fischereier¬ 
zeugnissen nach dritten Ländern, die wie die übrige Aus¬ 
fuhr der Gemeinschaft der Verordnung (EWG) Nr. 2142/ 
70 unterliegt, bewußt. 

4. Es wird davon ausgegangen, daß das norwegische 
Gesetz über die „Vermarktung von Fisch aus Verarbei¬ 
tungsbetrieben“ vom 18. Dezember 1970 so bald wie 
möglich eingehend mit dem Ziel geprüft wird, die Bedin¬ 
gungen zu untersuchen, unter denen es unter Berück¬ 
sichtigung der Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts an¬ 
gewandt werden kann. 
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Joint Declaration 
on the Court ol Justice 

Such additional measures as may prove necessary 
following the accession of the new Member States 
should be taken by the Council whidi, at the request 
of the Court, may increase the number of Advocates- 
General to four and adjust the provisions of the third 
Paragraph of Article 32 of the ECSC Treaty, the third 
Paragraph of Article 165 of the EEC Treaty and the 
third paragraph of Article 137 of the Euratom Treaty 
accordingly. 


Joint Declaration 
on the Sovereign Base Areas 
of the United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland in Cyprus 

The arrangements applicable to relations between the 
European Economic Community and the Sovereign Base 
Areas of the United Kingdom of Great Britain and North¬ 
ern Ireland in Cyprus will be defined within the context 
of any agreement between that Community and the 
Republic of Cyprus. 


Joint Declaration 
on the fisheries sector 

1. The institutions of the European Economic Com¬ 
munity will examine the Problems of the fish meal and 
fish oils sector with a view to adopting measures whidi 
might prove necessary in that sector in respect to the 
raw material used. These measures should meet the 
need for protection and rational use of the sea's biolog- 
ical resources while avoiding the creation or retention 
of insufficiently profitable production units. 

2. The application of common marketing Standards for 
certain fresh or diilled fish must not have the effect of 
excluding any marketing method and, conversely, no 
marketing method should hinder the application of the 
said Standards! it is in this spirit that the problems which 
could arise may be settled when the time comes by the 
institutions of the European Economic Community. 

3. The European Economic Community is aware of the 
importance of Norwegian exports of fish products to 
third countries, whidi are subject like other Community 
exports to Regulation (EEC) No 2142/70. 

4. It is understood that the Norwegian law on "the 
marketing of fish coming from Processing industries" 
of 18 December 1970 will be the subject, as soon as 
possible, of a detailed study with a view to examining 
the conditions under whidi it might be applied, having 
regard to the provisions of Community law. 


Declaration commune 
concernant la Cour de justice 

Les mesures complementaires qui pourraient s'averer 
necessaires ä la suite de l'adhesion des nouveaux Etats 
membres devraient 6tre prises par le Conseil qui, ä la 
demande de la Cour, pourrait porter ä quatre le nombre 
des avocats generaux et adapter les dispositions de l'ar- 
ticle 32 troisieme alinea du traite CECA, de l'article 165 
troisieme alinda du traite CEE et de l'article 137 troi¬ 
sieme alinea du traite CEEA. 


Declaration commune 
concernant les zones de souverainete 
du Royaume-Uni de Grande-Bretagne 
et d'Irlande du Nord ä Chypre 

Le regime applicable aux relations entre la Commu¬ 
naute economique europeenne et les zones de souverai¬ 
nete du Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande 
du Nord ä Chypre sera defini dans le contexte d un even- 
tuel arrangement entre cetle Communaute et la Republi- 
que de Chypre. 


Declaration commune 
concernant le secteur de la pedie 

1. Les institutions de la Communaute economique euro- 
pdenne examineront les problemes du secteur des fari- 
nes et huiles de poissons en vue d'adopter des mesures 
qui pourraient s'averer necessaires dans ce secteur en ce 
qui concerne la matiere premiere utilisee. Ces mesures 
devront repondre aux exigences de la protection et d une 
exploitation rationnelle des ressources biologiques de 
la mer tout en evitant la creation ou le maintien d'unitds 
de production insuffisamment rentables. 

2. L'application des normes comrounes de commercia- 
lisation pour certains poissons frais ou rdfrigerds ne doit 
avoir pour effet d exclure aucune methode de commer- 
cialisation et, inversement, aucune methode ne doit faire 
obstacle ä l'application desdites normes; c'est dans cet 
esprit que les problemes qui viendraient ä se poser pour- 
ront etre rdglds le moment venu par les institutions de 
la Communaute economique europeenne. 

3. La Communaute economique europeenne est cons- 
ciente de l'importance des exportations norvdgiennes de 
produits de la pedie vers des pays tiers, qui sont sou- 
mises comme les autres exportations de la Communaute 
aux dispositions du regiement (CEE) n° 2142 70. 

4. II est entendu que la loi norvegienne sur «la com- 
mercialisation du poisson provenant des industries de 
transformation» en date du 18 ddcembre 1970 fera l'ob- 
jet, dans les meilleurs delais, d une etude approfondie, 
en vue d'examiner les conditions dans lesquelles eile 
pourra etre appliqude, eu egard aux dispositions du droit 
communautaire. 
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Gemeinsame Absichtserklärung 
betreffend die Entwicklung der Handelsbeziehungen 
mit Ceylon, Indien, Malaysia, Pakistan und Singapur 

In dem Willen, die Handelsbeziehungen zu den un¬ 
abhängigen Entwicklungsländern des Commonwealth in 
Asien (Ceylon, Indien, Malaysia, Pakistan und Singapur) 
auszuweiten und zu festigen, ist die Europäische Wirt¬ 
schaftsgemeinschaft bereit, nach dem Beitritt Fragen, die 
sich auf dem Gebiet des Handels erheben könnten, mit 
diesen Ländern zu prüfen, um nach geeigneten Lösun¬ 
gen zu suchen, die der Tragweite des Systems der allge¬ 
meinen Zollpräferenzen sowie der Lage der Entwick¬ 
lungsländer in diesem geographischen Raum Rechnung 
tragen. 

Die Frage der Zuckerausfuhr aus Indien in die Ge¬ 
meinschaft nach Ablauf der Geltungsdauer des Common¬ 
wealth-Zuckerabkommens am 31. Dezember 1974 muß von 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft im Lichte die¬ 
ser Absichtserklärung unter Berücksichtigung der Be¬ 
stimmungen geregelt werden, die für die Zuckereinfuhr 
aus den im Protokoll Nr. 22 über die Beziehungen zwi¬ 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den 
assoziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar und 
den unabhängigen Entwicklungsländern des Common¬ 
wealth in Afrika, im Indischen Ozean, im Pazifischen 
Ozean und im Karibischen Raum erwähnten unabhängi¬ 
gen Ländern des Commonwealth getroffen werden kön¬ 
nen, 


Gemeinsame Erklärung 
betreffend die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 

Die Erweiterung der Gemeinschaft könnte bei Anwen¬ 
dung der Bestimmungen über die Freizügigkeit der Ar¬ 
beitnehmer in einem oder mehreren Mitgliedstaaten zu 
sozialen Schwierigkeiten führen. 

Die Mitgliedstaaten erklären, daß sie sich Vorbehalten, 
bei Auftreten derartiger Schwierigkeiten die Organe der 
Gemeinschaft zu ersuchen, dieses Problem in Überein¬ 
stimmung mit den Verträgen zur Gründung der Euro¬ 
päischen Gemeinschaften und den in Anwendung dieser 
Verträge erlassenen Vorschriften zu lösen. 


Erklärung 

der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
über die Geltung des Beschlusses über den Beitritt 
zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
und des Vertrags über den Beitritt zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur 
Europäischen Atomgemeinschaft 
für Berlin 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland behält 
sich vor, bei Wirksamwerden des Beitritts des König¬ 
reichs Dänemark, Irlands, des Königreichs Norwegen und 
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordir¬ 
land zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
und bei der Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunde zum 
Vertrag über den Beitritt deT genannten Staaten zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europä¬ 
ischen Atomgemeinschaft zu erklären, daß der Beschluß 
des Rates vom 22. Januar 1972 über den Beitritt zur 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der 
genannte Beitrittsvertrag für das Land Berlin gelten. 


Nr. 62 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 11. Oktober 1972 


1409 


Joint Declaration of Intent 
on the development of trade relations 
with Ceylon, India, Malaysia, Pakistan 
and Singapore 

Inspired by the will to extend and strengthen the 
trade relations with the developing independent Com¬ 
monwealth countries in Asia (Ceylon, India, Malaysia, 
Pakistan and Singapore), the European Economic Com¬ 
munity is ready, from the date of accession, to examine 
with these countries such Problems as may arise in the 
field of trade with a view to seeking appropriate Solu¬ 
tions, taking into account the effect of the generalized 
tariff preference scheine and the Situation of the other 
developing countries in the same geographical area. 

The question of exports of sugar from India to the 
Community after the expiry of the Commonwealth 
Sugar Agreement on 31 December 1974 must be settled 
by the Community in the light of this Declaration of 
Intent, taking account of the provisions which may be 
adopted as regards imports of sugar from the independent 
Commonwealth countries listed in Protocol No 22 on 
relations between the European Economic Community 
and the Associated African and Malagasy States and 
also the independent developing Commonwealth coun¬ 
tries. situated in Africa, the Indian Ocean, the Pacific 
Ocean and the Caribbean. 


Joint Declaration 
on the free movement of workers 

The enlargement of the Community could give rise 
to certain difficulties for the social Situation in one or 
more Member States as regards the application of the 
provisions relating to the free movement of workers. 

The Member States declare that they reserve the right, 
should difficulties of that nature arise, to bring the 
matter before the institutions of the Community in Order 
to obtain a solution to this problem in accordance with 
the provisions of the Treaties establishing the European 
Communities and the provisions adopted in application 
thereof. 

Declaration 

by the Government of the Federal Republic 
of Germany on the application to Berlin 
of the Decision concerning Accession 
to the European Coal and Steel Community 
and of the Treaty of Accession 
to the European Economic Community 

and to the European Atomic Energy Community 

The Government of the Federal Republic of Germany 
reserve the right to declare, when the accession of the 
Kingdom of Denmark, Ireland, the Kingdom of Norway 
and the United Kingdom of Great Britain and Northern 
Ireland to the European Coal and Steel Community takes 
effect and upon depositing its instrument of ratification 
of the Treaty concerning the accession of the above- 
mentioned countries to the European Economic Com¬ 
munity and to the European Atomic Energy Community, 
that the Decision of the Council of 22 January 1972 
concerning accession to the European Coal and Steel 
Community and the Treaty referred to above shall 
equally apply to Land Berlin. 


Declaration commune d'intention 
concemant le d£veloppement 
des relations commerciales avec 
Ceylan, l'Inde, la Malaysia, le Pakistan 
et Singapour 

Inspiree par la volonte d'etendre et de renforcer les 
relations commerciales avec les pays independants en 
voie de d4veloppement du Commonwealth situes en 
Asie (Ceylan, Inde, Malaysia, Pakistan et Singapour), la 
Communaute economique europeenne est pr&te, des l'ad- 
hesion, 4 examiner avec ces pays les problemes qui pour- 
raient se poser dans le domaine commercial pour recher- 
cher des Solutions appropriees prenant en consideration 
la portee du Systeme des pref4rences tarifaires generali- 
sees ainsi que la Situation des pays en voie de develop- 
pement situes dans la meme region geographique. 

La question des exportations de sucre de Finde vers 
la Communaute apres Fexpiration, le 31 decembre 1974, 
de la validite de Faccord du Commonwealth sur le sucre, 
devra etre reglee par la Communaute ä la lumiere de 
la presente declaration d'intention et en tenant compte 
des dispositions qui pourront fitre adoptees en ce qui 
conceme les importations de sucre en provenance des 
pays independants du Commonwealth vis4s au protocole 
n° 22 concemant les relations entre la Communaute 
economique europeenne et les Etats africains et malgache 
associds ainsi que les pays independants en voie de 
developpement du Commonwealth situes en Afrique, 
dans l'Ocean Indien, dans FOcean Pacifique et dans les 
Antilles. 

Declaration commune 

concemant la libre circulation des travailleurs 

L'elargissement de la Communaute pourrait comporter 
certaines difficultes pour la Situation sociale dans un 
ou plusieurs Etats membres en ce qui conceme l'appli- 
cation des dispositions relatives ä la libre circulation 
des travailleurs. 

Les Etats membres declarent se reserver, au cas oü 
des difficultes de cette nature se presenteraient, de saisir 
les institutions de la Communaute afin d'obtenir une 
solution de ce probleme en conformite avec les disposi¬ 
tions des traites instituant les Communautes europeen- 
nes et avec les dispositions prises en application de 
ceux-ci. 

Declaration 

du gouvernement de la Republique feddrale d’Alle- 
magne concemant l'application ä Berlin de la de¬ 
cision relative ä l’adhesion ä la Communaute euro- 
peenne du diarbon et de l'acier et du traite relatif ä 
l'adhesion ä la Communaute economique europeenne 
et ä la Communaute europeenne 
de l'energie atomique 

Le gouvernement de la Republique feddrale d'Alle- 
magne se reserve le droit de declarer, lors de la prise 
d'effet de l'adhesion ä la Communaute europeenne du 
diarbon et de l'acier du Royaume de Dänemark, de l'Ir- 
lande, du Royaume de Norvege et du Royaume-Uni de 
Grande-Bretagne et d Irlande du Nord, et lors du depöt 
de son instrument de ratification du traite relatif ä l'ad- 
hesion des pays precites ä la Communaute economique 
europeenne et ä la Communaute europeenne de l ener- 
gie atomique, que la decision du Conseil du 22 janvier 
1972 relative ä l'adhesion ä la Communaute europeenne 
du diarbon et de l'acier et le traite susvise s'appliquent 
egalement au Land de Berlin. 
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Erklärung 

der Regierung des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland über die 
Bestimmung des Begrifis „Staatsangehörige" 


Bei der Unterzeichnung des Beitrittsvertrags gibt die 
Regierung des Vereinigten Königreichs Großbritannien 
und Nordirland folgende Erklärung ab: 

„In bezug auf das Vereinigte Königreich Großbritan¬ 
nien und Nordirland ist unter den Begriffen „Staatsange¬ 
hörige“, „Staatsangehörige von Mitgliedstaaten" oder 
„Staatsangehörige von Mitgliedstaaten und überseeischen 
Ländern und Gebieten“, wo immer sie in dem Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, dem 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemein¬ 
schaft oder dem Vertrag über die Gründung der Euro¬ 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl oder in einem 
der sich von diesen Verträgen herleitenden Rechtsakte 
der Gemeinschaft verwendet werden, folgendes zu ver¬ 
stehen: 

a) Personen, die Bürger des Vereinigten Königreichs und 
der Kolonien sind oder die britische Untertanen sind, 
ohne diese Staatsbürgerschaft oder die Staatsbürger¬ 
schaft eines anderen Landes oder Gebiets des Com¬ 
monwealth zu besitzen und die im einen wie im ande¬ 
ren Fall das Aufenthaltsrecht im Vereinigten König¬ 
reich besitzen und aufgrund dieser Tatsache von der 
Einwanderungskontrolle des Vereinigten Königreichs 
befreit sind; 

b) Personen, die Bürger des Vereinigten Königreichs und 
der Kolonien sind, weil sie in Gibraltar geboren oder 
in das Personenstandsregister eingetragen oder natu¬ 
ralisiert wurden oder deren Vater in Gibraltar gebo¬ 
ren oder in das Personenstandsregister eingetragen 
oder naturalisiert wurde." 


Erklärungen 

betreffend die wirtschaftliche 
und industrielle Entwicklung Irlands 

Auf der 6. Ministertagung im Rahmen der Verhand¬ 
lungen zwischen der Gemeinschaft und Irland am 19. Ok¬ 
tober 1971 hat der Minister für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten der Italienischen Republik, Herr A. MORO, im 
Namen der Delegation der Gemeinschaft die in Abschnitt 
I enthaltene Erklärung abgegeben. 

Der Minister für Auswärtige Angelegenheiten Irlands, 
Herr P J HILLERY, hat im Namen der irischen Dele¬ 
gation mit der in Abschnitt II enthaltenen Erklärung ge¬ 
antwortet. 

I. Erklärung, die der Minister für Auswärtige Angele¬ 
genheiten der Italienischen Republik, Herr A. MORO, 
im Namen der Delegation der Gemeinschaft abge¬ 
geben hat 


I. 

1. Die irische Delegation hat darauf hingewiesen, daß 
die irische Regierung erheblichen wirtschaftlichen und 
sozialen Ungleichgewichten regionaler und struktureller 
Art gegenübersteht. Die irische Delegation hat erklärt, 
daß diese Ungleichgewichte beseitigt werden müßten, da¬ 
mit eine Harmonisierung erreidit werde, die mit den 
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Declaration 

by the Government of the United Kingdom 
of Great Britain and Northern Ireland 
on the definition of the term “nationals“ 


At the time of signature of the Treaty of Accession, 
the Government of the United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland make the following Declaration: 

"As to the United Kingdom of Great Britain and North¬ 
ern Ireland, the terms "nationals“, "nationals of Member 
States" or “nationals of Member States and overseas 
countries and territories" wherever used in the Treaty 
establishing the European Economic Community, the 
Treaty establishing the European Atomic Energy Com¬ 
munity or the Treaty establishing the European Coal 
and Steel Community or in any of the Community acts 
deriving from those Treaties, are to be understood to 
refer to: 

(a) persons who are citizens of the United Kingdom and 
Colonies or British subjects not possessing that 
citizenship or the citizenship of any other Common¬ 
wealth country or territory, who, in either case, 
have the right of abode in the United Kingdom, and 
are therefore exempt from United Kingdom immigra- 
tion control; 

(b) persons who are citizens of the United Kingdom and 
Colonies by birth or by registration or naturalization 
in Gibraltar, or whose father was so born, registered 
or naturalized.“ 


Declaration 

du gouvernement du Royaume-Uni 
de Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord 
concernant la definition du terme 
« ressortissants » 

A l'occasion de la signature du traite dadhesion, le 
gouvernement du Royaume-Uni de Grande-Bretagne et 
d'Irlande du Nord fait la declaration suivante: 

«En ce qui concerne le Royaume-Uni de Grande-Bre¬ 
tagne et d'Irlande du Nord, les termes < ressortissants >, 
< ressortissants des Etats membres > ou < ressortissants 
des Etats membres et des pays et territoires d'outre- 
mer>, lorsqu'ils sont utilises dans le traite instituant la 
Communaute economique europeenne, le traite instituant 
la Communaute europeenne de l'energie atömique ou le 
traite instituant la Communaute europeenne du charbon 
et de l'acier ou dans tout acte communautaire decoulant 
de ces traites, doivent etre compris comme se referant 
aux: 

a) personnes qui sont des citoyens du Royaume-Uni et 
des colonies, ou personnes qui sont des sujets britan- 
niques ne poss^dant pas cette citoyennete ou la ci- 
toyennete d'un autre pays ou territoire du Common¬ 
wealth, et qui, dans Lun et l'autre de ces cas, posse- 
dent le droit de residence au Royaume-Uni et sont 
de ce fait dispensees du contröle d'immigration du 
Royaume-Uni; 

b) personnes qui sont des citoyens du Royaume-Uni et 
des colonies parce qu'elles sont nees, ou ont ete 
inscrites au registre de l’6tat-civil ou naturalisees ä 
Gibraltar, ou dont le pere est ne, ou a ete inscrit au 
registre de l'etat-civil ou naturalise ä Gibraltar.» 


ufWK'' 


Declarations 

on the economic and industrial development 
of Ireland 

At the 6th Ministerial Meeting in the negotiations 
between the Community and Ireland, held on 19 October 
1971, Mr A. MORO, Minister of Foreign Affairs of 
the Italian Republic, made, on behalf of the Community 
delegation, the declaration appearing under I hereinafter. 

Mr P. J. HILLERY, Minister for Foreign Affairs of 
Ireland, replied, on behalf of the Irish delegation, with 
the declaration appearing under II hereinafter. 

I. Declaration made by Mr A. MORO, Minister of Foreign 
Affairs of the Italian Republic on behalf of the Com¬ 
munity delegation 

I. 

1. The Irish delegation has stressed that the Irish 
Government is faced with serious economic and social 
imbalances of a regional and structural nature. This 
delegation has stated that these imbalances should be 
remedied in Order to adiieve a degree of harmonization 
consistent with the objectives of the Community and 


Declarations 

concernant le developpement economique 
et industriel de l’Irlande 

Lors de la 6 me session ministerielle des negociations 
entre la Communaute et l'Irlande, tenue le 19 octobre 
1971, M. A. MORO, Ministre des Affaires etrangeres de 
la Republique italienne, a fait, au nom de la delegation 
de la Communaute, la declaration figurant ci-apres 
sous I. 

M. P. J. HILLERY, Ministre des Affaires etrangeres de 
l'Irlande, a repondu, au nom de la delegation irlandaise, 
par la declaration figurant ci-apres sous II. 

I. Declaration faite par M. A. MORO, Ministre des Affai¬ 
res etrangeres de la Republique italienne, au nom de 
la delegation de la Communaute 

I. 

1. La delegation irlandaise a souligne que le gouverne¬ 
ment irlandais est confronte ä de graves desequilibres 
economiques et sociaux de caractere regional et struc- 
turel. Cette delegation a declare qu'il faudrait remedier 
ä ces desequilibres pour atteindre un degre d harmonisa- 
tion compatible avec les objectifs de la Communaute, et 
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Zielen der Gemeinschaft und insbesondere mit der Ver¬ 
wirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion verein¬ 
bar sei Die irische Delegation hat die Gemeinschaft gebe¬ 
ten, die Verpflichtung zu übernehmen, mit ihren Mitteln 
die Programme der irischen Regierung zur Beseitigung 
dieser Ungleichgewichte zu unterstützen und die beson¬ 
deren Probleme Irlands auf diesem Gebiet bei der weite¬ 
ren Entwicklung einer umfassenden Regionalpolitik der 
Gemeinschaft in vollem Umfang zu berücksichtigen. 

2. Die irische Delegation hat der Delegation der Ge¬ 
meinschaft Unterlagen unterbreitet, aus denen die Ziel¬ 
setzung und die Mittel der irischen Regionalprogramme 
hervorgehen. Die irische Delegation hat ferner dargelegt, 
wie die irische Exportindustrie durch Steuererleichterun¬ 
gen unterstützt wird. Es handelt sich hier ebenfalls um 
Maßnahmen, die auf eine Beseitigung der sozialen und 
wirtschaftlichen Ungleichgewichte durch einen Ausbau der 
Industrie abzielen. 


II. 

1. Die Delegation der Gemeinschaft weist in diesem 
Zusammenhang darauf hin, daß — wie aus der Präambel 
des Vertrags von Rom hervorgeht — die stetige Besse¬ 
rung der Lebens- und Beschäftigungsbedingungen der 
Völker der Mitgliedstaaten sowie die harmonische Ent¬ 
wicklung der Volkswirtschaften dieser Länder durch Ver¬ 
ringerung des Abstandes zwischen einzelnen Gebieten 
und des Rückstandes weniger begünstigter Gebiete zu 
den grundlegenden Zielen der Gemeinschaft gehören. 

2 Die gemeinsame Politik und die verschiedenen In¬ 
strumente, welche die Gemeinschaft auf wirtschaftlichem 
und sozialem Gebiet geschaffen hat, stellen eine konkrete 
Verwirklichung dieser Ziele dar; sie sollen außerdem 
weiterentwickelt werden. Der Europäische Sozialfo.nds hat 
eine neue Ausrichtung erhalten. Die Europäische Inve¬ 
stitionsbank erweitert ständig ihren Tätigkeitsbereich. 
Gegenwärtig beraten die Gemeinschaftsorgane darüber, 
welche Gemeinschaftsinstrumente zur Verwirklichung der 
regionalpolitischen Ziele eingesetzt werden können und 
wie dies geschehen kann. 

Die staatlichen Beihilfen, einschließlich der in Form 
von Steuerbefreiungen gewährten Beihilfen, sind in 
den Artikeln 92.bis 94 des EWG-Vertrags geregelt. Be¬ 
züglich dei staatlichen Beihilfen mit regionalpolitischem 
Zweck ist darauf hinzuweisen, daß näch Artikel 92 Ab¬ 
satz 3 Buchstabe a .Beihilfen zur Förderung der wirt¬ 
schaftlichen Entwicklung von Gebieten, in denen die Le¬ 
benshaltung außergewöhnlich niedrig ist oder eine erheb¬ 
liche Unterbeschäftigung herrscht" als mit dem Gemein¬ 
samen Markt vereinbar angesehen werden können. Wie 
die Erfahrung zeigt, ist diese Bestimmung so elastisch, 
daß die Gemeinschaftsorgane den besonderen Erforder¬ 
nissen weniger entwickelter Gebiete Rechnung tragen 
können. 

Die Steuerbefreiungen —■ wie alle übrigen zum Zeit¬ 
punkt des Beitritts in Irland bestehenden Beihilfen — 
werden von der Kommission im üblichen Rahmen der 
ständigen Überprüfung der Beihilfen untersucht werden. 
Sollte sich dabei zeigen, daß diese oder jene Beihilfe 
nicht in der derzeitigen Form beibehalten werden kann, 
so ist es Aufgabe der Kommission, im Einklang mit dem 
Vertrag angemessene Fristen und Modalitäten für die 
Überleitung festzulegen. 

3 ln Anbelracht der oben dargelegten besonderen Pro¬ 
bleme. denen Irland gegeiüibersleht. schlägt die Delega¬ 
tion der Gemeinschaft vor, daß in den Anhang der Bei¬ 
trittsakte ein Protokoll über die wirtschaftliche und in¬ 
dustrielle Entwicklung Irlands aufgenommen wird. 
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particularly with the realization of economic and mone¬ 
tary Union. The Irish delegation has asked the Com¬ 
munity to undertake to employ its means to support 
the Irish Government's programmes aimed at eliminat- 
ing these imbalances and to take full account of Ire- 
land’s special Problems in this field in the development 
of a major Community regional policy at a later date. 

2. The Irish delegation has submitted documents to 
the Community delegation indicating the general direc- 
tion and the instraments of the Irish regional pro¬ 
grammes. The Irish delegation has also explained how 
the Irish exporting industries are supported by tax relief. 
In this respect it is also a question of measures the 
aim of which is to do away with economic and social 
imbalances by the development of industry. 


notamment avec la realisation de l'union economique 
et monetaire. La delegation irlandaise a demande ä la 
Communautd de s'engager & soutenir par ses moyens les 
programmes du gouvernement irlandais visanl ä l'elimi- 
nation de ces desöquilibres et de tenir pleinement compte 
des problemes particuliers de 1'Irlande dans ce domaine 
lors du developpement ulterieur d'une politique regio¬ 
nale d'envergure de la Communaute. 

2. La delegation irlandaise a soumis ä la ddlegation 
de la Communaute des documents qui indiquent l'orien- 
tation et les instruments des programmes regionaux ir¬ 
landais. La delegation irlandaise a egalement expose 
comment les industries exportatrices irlandaises sont 
soutenues au moyen d allegements fiscaux. 11 s'agit ega¬ 
lement ä cet egard de mesures dont l'objectif est d'eli- 
miner les desequilibres sociaux et economiques par le 
developpement de l'industrie. 




ii. 

1. The Community delegation emphasizes in this Con¬ 
nection that—as follows from the Preamble to the Treaty 
of Rome—the essential objectives of the Community 
consist in the constant improvement of the living and 
working conditions of the peoples of the Member States, 
and the harmonious development of the economies of 
these States by reducing the differences existing be- 
tween the various regions and the badcwardness of the 
less-favoured regions. 

2. The common policies and the various instruments 
created by the Community in the economic and social 
sectors are a positive realization of the abovementioned 
objectives and are furthermore likely to develop. The 
European Social Fund has been directed along new lines. 
The European Investment Bank is constantly expanding 
the field of its activities. At the present time, the institu- 
tions of the Community are engaged in discussions to 
decide the Community instruments, which it is possible 
to introduce, and according to what procedures, in Order 
to achieve the objectives of the regional policy. 

The aids granted by the States, including those granted 
by way of tax exemptions, are subject to the rules 
laid down in Articles 92 to 94 of the EEC Treaty. With 
regard to State aids for regional purposes it should be 
stressed that, under the terms of Article 92 (3) (a) "aid 
to promote the economic development of areas where 
the Standard of living is abnormally low or where there 
is serious under-employment“ may be considered to be 
compatible with the common market. Experience shows 
that this Provision is flexible enough for the Community 
authorities to be able to take into consideration the 
special requirements of the under-developed regions. 


Tax exemptions—in common with all other aids exist¬ 
ing in Ireland at the time of accession—will be studied 
by the Commission in the normal framework of the 
permanent examination of existing aids. If this examina- 
tion were to reveal that it would not be possible to 
retain any particular aid in its existing form, it will fall 
to the Commission under the rules of the Treaty to 
establish the appropriate time limits and transitional 
procedures. 

3. Having regard to the abovementioned special Prob¬ 
lems with which Ireland is confronted, the Community 
delegation proposes to annex to the Act of Accession 
a protocol on the economic and industrial development 
of Ireland. 


11 . 

1. La delegation de la Communaute souligne ä cet 
dgard que — comme il resulte du preambule du traite 
de Rome — les objectifs fondamentaux de la Commu¬ 
naute comportent l'amelioration constante des conditions 
de vie et d'emploi des peuples des Etats membres, ainsi 
que le developpement harmonieux de leurs Economies 
en reduisant l’ecart entre les differentes regions et le 
retard des moins favorisees. 

2. Les politiques communes et les divers instruments 
que la Communaute a crees dans les domaines economi¬ 
ques et social concretisent les objectifs mentionnes ci- 
dessus et sont par ailleurs appeles ä ce developper. Le 
Fonds social europeen a recu une orientation nouvelle. 
La Banque europeenne d'investissement elargit sans 
cesse son champ d'activite. A l'heure actuelle, les insti- 
tutions de la Communaute deliberent afin de determiner 
les instruments communautaires pouvant etre mis en 
ceuvre et selon quelles modalites, pour realiser les ob¬ 
jectifs de la politique regionale. 

Les aides accordees par les Etats, y compris celles 
accordees par le biais d'exonerations fiscales, sont soumi- 
ses aux regles prevues aux articles 92 ä 94 du traite 
CEE. En ce qui concerne les aides d'Etat ä finalitö regio¬ 
nale, il y a lieu de souligner qu'aux termes de larticle 92 
paragraphe 3 a) « les aides destinees ä favoriser de deve¬ 
loppement economique de regions dans lesquelles le ni- 
veau de vie est anormalement bas ou dans lesquelles 
sevit un grave sous-emploi» peuvent etre considerees 
comme compatibles avec le marche commun. L'experience 
demontre que cette disposition est assez souple pour 
que les instances communautaires puissent tenir compte 
des exigences particulieres des regions sous-develop- 
pees. 

Les exonerations fiscales — de meme que les autres 
aides existant en Irlande au moment de ladhesion — 
seront etudiees par la Commission dans le cadre normal 
de l'examen permanent des aides existantes. Si cet 
examen revelait que teile ou teile aide ne pourrait etre 
maintenue sous sa forme existante, il appartiendra ä la 
Commission, dans le respect des regles du traite, de 
fixer les delais et les modalites de transition appropries. 

3. Vu les problemes particuliers evoques ci-dessus 
auxquels se trouve confrontee 1'Irlande, la delegation de 
la Communaute propose d'annexer ä l'acte d'adhesion 
un protocole concernant le developpement economique 
et industriel de 1'Irlande. 


18 
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II. Erklärung, die der Minister für Auswärtige Angele¬ 
genheiten Irlands, Herr P. J. HILLERY, im Namen 
dei irischen Delegation abgegeben hat 

Ich freue mich, mitteilen zu können, daß die irische 
Delegation den Wortlaut des vorgeschlagenen Protokolls 
betreffend Irland akzeptiert; es ist von unseren beiden 
Delegationen erörtert worden, und die Beweggründe da¬ 
für sind in Ihrer einleitenden Erklärung klar dargelegt 
worden. Der angenommene Wortlaut wird es der irischen 
Regierung ermöglichen, mit der Durchführung ihrer Pläne 
für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung in dem 
Bewußtsein fortzufahren, daß die Gemeinschaft bereit ist, 
mit Hilfe ihrer Organe und Einrichtungen gemeinsam mit 
uns die Ziele zu verfolgen, die wir uns gesetzt haben. 

Bei den Verhandlungen habe ich wiederholt auf die 
Probleme hingewiesen, die ein unterschiedlicher Stand 
der wirtschaftlichen Entwicklung in einem Verband wie 
der erweiterten Gemeinschaft aufwirft. Ich habe ferner 
versucht, Ihnen die Schwierigkeiten darzulegen, die ein 
Land wie Irland, das an der Peripherie der erweiterten 
Gemeinschaft liegt, überwinden muß, um den Stand seiner 
wirtschaftlichen Entwicklung dem der anderen Mitglied¬ 
staaten anzunähern, ich bin mir voll bewußt, daß die Ge¬ 
meinschaft gewillt und entschlossen ist, die im EWG-Ver- 
trag genannten Ziele zu verwirklichen, d. h. die stetige 
Besserung der Lebens- und Beschäftigungsbedingungen 
der Völker der Mitgiiedstaaten und die harmonische Ent¬ 
wicklung ihrer Volkswirtschaften zu gewährleisten. Das 
Protokoll, über das wir heute Einvernehmen erzielt ha¬ 
ben, ist ein überzeugender Beweis für die Entschlossen¬ 
heit der Gemeinschaft, diesen grundlegenden Zielen einen 
echten Inhalt zu verleihen. Dieses Protokoll wird ein In¬ 
strument von praktischem Wert darstellen, da es meinem 
Land die Möglichkeit gibt, sich innerhalb der erweiterten 
Gemeinschaft an der Verwirklichung dieser Ziele in vol¬ 
lem Umfang zu beteiligen. Die Entwicklung einer umfas¬ 
senden Regionalpolitik der Gemeinschaft wird die Wirk¬ 
samkeit dieses Instruments in dieser Hinsicht noch erheb¬ 
lich steigern. In diesem Zusammenhang darf ich sagen, 
daß mich die Bemühungen, dieses wichtige Problem im 
Rahmen der Entwicklung der Gemeinschaft zu behan¬ 
deln, ermutigen. 

Bezogen auf die Verhältnisse in Irland ist die Wirksam¬ 
keit von Entwicklungsmaßnahmen auf einzelstaatlicher 
Ebene oder auf Gemeinschaftsebene danach zu beurteilen, 
welche Fortschritte bei der Verringerung von Arbeitslo¬ 
sigkeit und Auswanderung sowie bei der Hebung des 
Lebensstandards erzielt werden. Es geht hauptsächlich 
darum, für unsere wachsende Anzahl von Arbeitskräften 
die erforderlichen Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaf¬ 
fen. ohne die ein wesentlicher Teil unserer wertvollsten 
Wirtschaftskraft ungenutzt bleibt oder durch Auswande¬ 
rung verlorengeht und das Wirtschaftswachstum verlang¬ 
samt wird. 

Meine Regierung wird erfreut sein, daß, wie unsere heu¬ 
tigen Erörterungen gezeigt haben, der Beitritt Irlands zur 
Gemeinschaft ihr die Möglichkeit bieten wird, die Be¬ 
mühungen um die Verwirklichung ihrer im Protokoll dar¬ 
gelegten Ziele fortzuführen. Ich denke insbesondere an 
das stetige Wachstum der Industrie, das unter unseren 
allgemeinen Zielen der Wirtschaftsexpansion mit an er¬ 
ster Stelle steht. Es ist von wesentlicher Bedeutung für 
uns, durch wirksame Maßnahmen der industriellen För¬ 
derung weitere Fortschritte auf diesem Gebiet zu erzie¬ 
len. Ich gehe davon aus, daß unser Industrieförderungs¬ 
programm wie alle anderen Förderungssysteme nach un¬ 
serem Beitritt gemäß den Vorschriften der Gemeinschaft 
geprüft werden. Ich nehme mit Befriedigung zur Kennt¬ 
nis, daß Sie die Notwendigkeit einer Förderungspolitik 
in Irland anerkennen, daß aber die besonderen Formen, 
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II. Declaration made by Mt P. J. HILLERY, Minister foi 
Foreign Affairs of Ireland, on behalf of the Irish 
delegation 


I am pleased to record the Irish delegation's ac- 
ceptance of the text of the proposed Protocol concern- 
ing Ireland which has been the subject of discussions 
between our two delegations and the badcground to 
which has been so clearly set out in your introductory 
Statement. The text adopted will enable the Irish Govern¬ 
ment to proceed wilh their plans for economic and social 
development in the knowledge that the Community, 
through its institutions and agencies, will be ready to 
cooperate with us in the pursuit of the objectives which 
we have set ourselves. 

I have on a number of occasions in the course of the 
negotiations, drawn attention to the problems posed by 
differences in the level of economic development in an 
entity such as the enlarged Community. I have endeav- 
oured also to explain to you the difficulties which a 
country such as Ireland, situated on the periphery of the 
enlarged Community, must overcome in Order to ap- 
proximate its level of economic development to that of 
the other Member States. I am fully aware of the Com- 
munity's will and purpose to adiieve the aims set out 
in the EEC Treaty of ensuring the constant improvement 
of the living and working conditions of the peoples of 
the Member States and the harmonious development 
of their economies. The Protocol on which we have 
reached agreement today is a convincing demonstration 
of the Community’s determination to give real content 
to these fundamental aims. This Protocol will be an 
instrument of practical value in enabling my country to 
play a full part within the enlarged Community in 
achieving these aims. Its effectiveness for this purpose 
will be greatly enhanced by the development of a com- 
prehensive Community regional policy. In this Connec¬ 
tion may I say that I am heartened by the efforts being 
made to deal with this important issue as part of the 
evolution of the Community. 


ln Irish circumstances, the effectiveness of develop¬ 
ment measures, whether at the national or at Community 
level, must be judged by progress in the reduction of 
unemployment and emigration and the raising of living 
Standards. This is essentially a matter of providing for 
our growing work force the necessary job opportunities 
without which a substantial proportion of our most 
valuable economic resource will remain unused or be 
lost through emigration and the pace of economic 
development will be retarded. 


My Government will be gratified that our discussions 
today have shown that Ireland s accession to the Com¬ 
munity will enable them to maintain the drive towards 
the realization of their aims as recited in the Protocol. 
I have particularly in mind here the continuing growth 
of industry which is central to our general aim of eco¬ 
nomic expansion. It is of vital importance to us that 
progress in this area be maintained through the appli- 
cation of effective measures of industrial promotion. 1 
understand that, like any other incentive scheine, our 
industrial incentives will come up for examination under 
Community rules after accession. I note with satisfaction 
that you recognize the necessity for an incentive policy 
in Ireland but that questions may arise about the par- 


II. Declaration falte par M. P. J. HILLERY, Ministre des 
Affaires dtrang&res de l'Irlande, au nom de la ddläga- 
tion de l'Irlande 


Je suis heureux de marquer l'acceptation par la dele¬ 
gation irlandaise du texte du protocole propose relatif 
ä l'Irlande qui a fait l’objet de discussions entre nos deux 
delegations et dont les donnees de base ont ete exposees 
avec tant de clart6 dans votre declaration d'ouverture. 
Le texte adopte permettra au gouvernement irlandais de 
poursuivre la realisation de ses plans de developpement 
economique et social en sadiant que la Communaute, 
par l'intermediaire de ses institutions et de ses agences, 
sera prete a cooperer avec nous ä la realisation des ob- 
jectifs que nous nous sommes fixes. 

Au cours des negociations, j'ai attire l'attention ä 
maintes reprises sur les problemes poses par les diffe¬ 
rences entre les divers niveaux de developpement eco¬ 
nomique d une entite teile que la Communaute elargie. 
Je me suis efforce egalement de vous expliquer les dif- 
ficultes qu'un pays tel que l'Irlande, situe ä la Peripherie 
de la Communaute elargie, doit surmonter afin de rap- 
procher son niveau de developpement economique de 
celui des autres Etats membres. Je suis parfaitement 
conscient de la volonte et de l'intention de la Commu¬ 
naute d'atteindre les objectifs enonces dans le traite CEE 
consistant ä assurer l'amelioration constante des condi¬ 
tions de vie et de travail des peuples des Etats membres 
et le developpement harmonieux de leurs economies. Le 
protocole sur lequel nous nous sommes mis d’accord 
aujourdhui constilue une demonstration convaincante de 
la determination de la Communaute de donner un con- 
tenu reel ä ces objectifs fondamentaux. Ce protocole sera 
un instrument presentant une valeur pratique, car il per¬ 
mettra ä mon pays de jouer un röle ä part entiere dans 
la realisation de ces objectifs au sein de la Communaute 
elargie. Son efficacite en ce qui concerne la realisation 
de ces objectifs sera considerablement renforcee par la 
mise au point d'une politique regionale communautaire 
globale. A ce propos, je me permets de declarer que je 
suis encourage par les efforts que I on accomplit actuel- 
lement pour regier cette question importante dans le 
contexte de l'evolution de la Communaute. 

Dans la Situation oü se trouve l'Irlande, l'efficacite 
des mesures prises en matiere de developpement, tant sur 
le plan national qu'au niveau communautaire, doit etre 
appreciee d'apres les progres accomplis en ce qui con¬ 
cerne la reduction du chömage et de l'emigration ainsi 
que le relevement du niveau de vie. II s'agit essentielle- 
ment de fournir ä notre main-d'oeuvre croissante les 
emplois necessaires sans lesquels une proportion consi- 
derable de notre ressource economique la plus precieuse 
restera inutilisee ou se perdra du fait de l'emigration et 
Sans lesquels le rythme de developpement economique 
sera ralenti. 

Mon gouvernement se felicitera de ce que nos discus¬ 
sions d'aujourd'hui auront montre que l'adhesion de l'Ir- 
lande ä la Communaute lui permettra de poursuivre 
I'action menee en vue de la realisation de ses objectifs 
tels qu'ils sont enonces dans le protocole. Je pense en 
particulier au developpement constant de l'industrie qui 
occupe une position dominante dans nos objectifs gene- 
raux en matiere d'expansion economique. 11 est absolu- 
ment essentiel pour nous de continuer ä progresser dans 
ce domaine gräce ä l'application de mesures efficaces 
de promotion industrielle. Je comprends que comme tout 
autre Systeme d'encouragements, les encouragements 
qui sont octroyes ä notre industrie seront examines ä la 
lumiere des regles communautaires apres notre adhesion. 
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die unser Förderungssystem erhalten hat, als wir noch 
nicht der Gemeinschaft angehörten, Fragen aufwerfen 
können. 

Ich möchte datauf hinweisen, daß sich in diesem Zu¬ 
sammenhang die Frage der Verpflichtungen stellen könn¬ 
te, die wir vorher eingegangen sind. Wir werden diesen 
Verpflichtungen natürlich nachkommen müssen; wir sind 
aber bereit, den Übergang zu jedem neuen Förderungs¬ 
system. das festgelegt werden könnte, unter allen Ge¬ 
sichtspunkten zu erörtern, und werden dazu beitragen, 
diese Probleme in geeigneter Weise zu lösen. 

Was Sie über den elastischen Charakter der einschlä¬ 
gigen Vertragsbestimmung gesagt haben, überzeugt mich 
voll davon, daß die Organe der Gemeinschaft bei der 
Prüfung unseres Förderungssystems unsere besonderen 
Probleme in vollem Umfange berücksichtigen werden. An¬ 
gesichts der Übereinstimmung der von der irischen Re¬ 
gierung verfolgten Ziele mit den von der Gemeinschaft 
verfolgten Zielen bin ich ferner davon überzeugt, daß 
die irische Regierung, wenn unser Förderungssystem an¬ 
gepaßt werden muß, das Wachstum der irischen Industrie 
aufrechterhalten und eine stetige Verbesserung des Be¬ 
schäftigungsstandes und des Lebensstandards erreichen 
kann. 

Abschließend möchte ich noch sagen, daß ich es zu 
schätzen weiß, mit welchem Wohlwollen und welchem 
Verständnis die Gemeinschaft an unsere Regionalprobleme 
und die Fragen der Förderung der Industrie, die für mein 
Land von größter Bedeutung sind, herangegangen ist und 
sie geprüft hat. Das Einvernehmen, das wir erzielt haben, 
ist ein gutes Vorzeichen für unsere künftige Zusammen¬ 
arbeit in der erweiterten Gemeinschaft zur Verwirklichung 
der grundlegenden Ziele des Vertrags. Ich sehe in dieser 
künftigen Zusammenarbeit für uns in Irland das beste 
Mittel, unsere binnenwirtschafllichen Ziele zu erreichen. 


Erklärungen 

betreffend flüssige Milch, Schweinefleisch und Eier 

Auf der zweiten Ministertagung im Rahmen der Ver¬ 
handlungen zwischen der Gemeinschaft und dem Ver¬ 
einigten Königreich am 27. Oktober 1970 haben der Kanz¬ 
ler des Herzogtums Lancaster, Herr G. R1PPON, im Na¬ 
men der Delegation des Vereinigten Königreichs und der 
Bundesminister des Auswärtigen der Bundesrepublik 
Deutschland, Herr W. SCHEEL, im Namen der Delegation 
der Gemeinschaft die nachstehenden zwei Erklärungen 
abgegeben. 

Abschließend haben die beiden Delegationen festge¬ 
stellt, daß auf der Grundlage dieser zwei Erklärungen 
Einvernehmen erzielt worden ist. 

I. Erklärung, die der Kanzler des Herzogtums Lancaster, 
Herr G. RIPPON, im Namen der Delegation des Ver¬ 
einigten Königreichs abgegeben hat 

1. Mein Vorgänger hat auf der ersten Ministertagung 
am 21. Juli erklärt, daß das Vereinigte Königreich bereit 
sei, die gemeinsame Agrarpolitik innerhalb einer erwei¬ 
terten Gemeinschaft zu übernehmen. Er hat jedoch hin¬ 
zugefügt, daß wir eine Reihe von Punkten sorgfältig prü¬ 
fen müßten, unter anderem die Auswirkungen der Ge¬ 
meinschaftsregelungen für Milch, Schweinefleisch und 
Eier auf Erzeugung, Vermarktung und Verbrauch im Ver¬ 
einigten Königreidr. 
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ticular forms our sdieme of incentives has taken while 
we have been outside the Community. 


I would like to draw your attention to the fact that 
the question would arise in this Connection of the com- 
mitments which we had previously entered into. We 
shall, of course, have to honour these commitments but 
we shall be ready to discuss in all its aspects the change- 
over to whatever new incentive System is devised and 
we shall collaborate in solving these Problems in an 
appropriate way. 

I am fully satisfied from what you have said about 
the flexible nature of the relevant Treaty provisions 
that in the examination of our incentives the Community 
institutions will take full account of our special Prob¬ 
lems. 1 am also satisfied in the light of the identity of 
aims of both the Irish government and the Community 
that if adjustment of these incentives is called for, the 
Irish government will be able to maintain the growth of 
Irish industry, and achieve a continuous improvement 
in the level of employment and living Standards. 


Finally, may I say in conclusion that I appreciate 
the sympathy and understanding which the Community 
has shown in its approach to and examination of the 
questions of our regional Problems and industrial in¬ 
centives which are of the greatest importance to my 
country. The agreement which we have reached augurs 
well for our future cooperation within the enlarged 
Community in pursuit of the fundamental aims of the 
Treaty. I see in this future cooperation the means by 
which we in Ireland can best achieve our national 
economic objectives. 


Declarations 

on liquid milk, pigmeat and eggs 


At the 2nd Ministerial Meeting in the negotiations 
between the Community and the United Kingdom held 
on 27 October 1970, Mr G. RIPPON, Chancellor of the 
Duchy of Lancaster, speaking on behalf of the United 
Kingdom delegation, and MR W. SCHEEL, Minister of 
Foreign Affairs of the Federal Republic of Germany, 
speaking on behalf of the Community delegation, made 
the two following Statements. 

In conclusion, the two delegations noted that agree¬ 
ment had been reached on the basis of these two State¬ 
ments. 

I. Statement made by Mr G. RIPPON, Chancellor of the 
Duchy of Lancaster, on behalf of the United Kingdom 
delegation 

1. At the Ist Ministerial Meeting on 21 July my pre- 
decessor said that the United Kingdom was ready to 
adopt the common agricultural policy within an enlarged 
Community. He added, however, that we should need to 
consider carefully a number of points, including the 
production, marketing and consumption implications for 
the United Kingdom of the Community's regimes for 
milk, pigmeat and eggs. 


Je suis heureux de pouvoir constater que vous reconnais- 
sez la necessite que soit pratiquee en Irlande une politi- 
que d'encouragements, mais que des questions pourront 
se poser en ce qui concerne les aspects particuliers qu'a 
pris notre Systeme d'encouragements alors que nous 
etions en dehors de la Communaute. 

Je voudrais attirer votre attention sur le fait qu'ä cet 
egard se poserait la'question des engagements que nous 
avons contractes anterieurement. Bien entendu, nous de- 
vrons respecter ces engagements, mais nous serons dis- 
poses ä discuter de tous les aspects du passage ä tont 
nouveau Systeme d'encouragements qui sera etabli et 
nous apporterons notre collaboration pour resoudre ces 
problemes de maniere appropriee. 

A l'audition de ce que vous avez dit ä propos de la 
souplesse caracterisant les dispositions y afferentes du 
traite, je suis pleinement convaincu que les institutions 
communautaires tiendront pleinement compte de nos 
problemes particuliers lors de l'examen de notre Systeme 
d'encouragements. Etant donne l'identite des objectifs 
poursuivis par le gouvernement irlandais et par la Com¬ 
munaute, je suis 6galement convaincu que, si l'adaptation 
de ce Systeme d'encouragements s impose, le gouverne¬ 
ment irlandais sera en mesure de maintenir le rythme 
de l'expansion industrielle en Irlande et d'assurer une 
amelioration constante du niveau de l'emploi ainsi que 
du niveau de vie. 

Enfin, je me permets de declarer en conclusion que 
j'apprecie la Sympathie et la comprehension dont la 
Communaute a fait preuve dans son approdie et son 
examen des questions relatives ä nos problemes regionaux 
et aux encouragemenls ä l'industrie qui revetent la plus 
grande importance pour mon pays. L'accord auquel nous 
sommes parvenus augure bien de notre future coopera¬ 
tion au sein de la Communaute elargie en vue de reali- 
ser les objectifs fondamentaux du traite. Je vois dans 
cette cooperation future le moyen par lequel nous, en 
Irlande, pouvons le mieux realiser nos objectifs natio- 
naux en matiere economique. 


Declaration 

concernant le lait liquide, 
la viande porcine et les ceufs 

Lors de la 2® mc session ministerielle des negociations 
entre la Communaute et le Royaume-Uni, tenue le 27 oc- 
tobre 1970, M. G. RIPPON, Chancelier du Duche de Lan¬ 
caster, au nom de la delegation du Royaume-Uni, et 
M. W. SCHEEL, Ministre des Affaires etrangeres de la 
Republique federale d'Allemagne, au nom de la delega¬ 
tion de la Communaute, ont fait les deux declarations 
ci-apres. 

En conclusion, les deux delegations ont constate qu'un 
accord s'etait degage sur la base de ces deux declara¬ 
tions. 

I. Declaration faite par M. G. RIPPON, Chancelier du 

Dudfö de Lancaster, au nom de la delegation du 

Royaume-Uni 

1. Lors de la l^ re session ministerielle tenue le 21 juil- 
let, mon predecesseur a declare que le Royaume-Uni etait 
dispose ä adopter la politique agricole commune au sein 
d une Communaute elargie. II a neanmoins precise quil 
nous serait necessaire d'examiner altentivement un cer- 
tain nombre de points, notamment l'incidence qu'auraient 
sur la production, la commercialisation et la consomma- 
tion britanniques les regimes comnninauiaires applicables 
au lait, ä la viande porcine et aux oeufs. 



1418 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1972, Teil 11 


2. Seitdem hat eine Vielzahl von Sondierungsgesprä¬ 
chen und Erörterungen, sowohl mit der Kommission auf 
technischer Ebene als auch in allgemeinerer Form auf den 
Tagungen der Stellvertreter, stattgefunden. Uns selbst 
ging es dabei um die Beantwortung der Frage, ob mit 
ernsthaften Problemen zu rechnen ist und wie diese ge¬ 
gebenenfalls am besten vermieden werden könnten. Ich 
freue mich, feststellen zu können, daß wir in beträcht¬ 
lichem Umfang Verständnis bei der Gemeinschaft gefun¬ 
den und Erläuterungen von ihr erhalten haben, was be¬ 
trächtlich zur Klärung der Fragen beigetragen hat und 
mich hoffen läßt, daß wir eine Einigung über diese Fra¬ 
gen erzielen und sie somit von der künftigen Tagesord¬ 
nung absetzen können. 

Milch 

Wir halten es sowohl im Interesse der Gemeinschaft 
als auch im Interesse des Vereinigten Königreichs für 
wichtig, daß wir uns in ausreichendem Umfang mit flüs¬ 
siger Milch versorgen können, um den Bedarf der Ver¬ 
braucher im ganzen Land das ganze Jahr hindurch zu 
decken. Aufgrund der Bestätigung, die wir von der Ge¬ 
meinschaft zu unserer Auffassung von Umfang und Art 
der gegenwärtigen und der vorgeschlagenen Regelungen 
erhalten haben, glauben wir, daß dies möglich sein wird. 
Ich halte es daher für wichtig, die Hauptpunkte dieser 
Auffassung wie folgt festzuhalten: 

i) eines der Ziele der gemeinsamen Politik ist es, in 
der Gemeinschaft soviel Milch wie möglich dem Ver¬ 
brauch in flüssiger Form zuzuführen; die gemeinsame 
Politik sollte daher nicht so angewendet werden, 
daß die Erreichung dieses Ziels behindert wird; 

ii) der in der Entschließung des Rates vom 24. Juli 
1966 vorgesehene Unterschied zwischen dem Preis 
für Verarbeitungsmilch und dem Preis für Milch, die 
zum Verbrauch in flüssiger Form bestimmt ist, ist 
nicht verbindlich; an die Stelle dieser Entschließung 
wird zu gegebener Zeit eine Milchverordnung der 
Gemeinsdiaft treten; die Mitgliedstaaten können die 
Einzelhandelspreise für Milch, die zum Verbrauch in 
flüssiger Form bestimmt ist, im Einklang mit den 
geltenden Bestimmungen festsetzen, sind dazu aber 
nicht verpflichtet; 

iii) die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 verweist ledig¬ 
lich auf einzelstaatliche Maßnahmen, die einen Aus¬ 
gleich zwischen den Preisen ermöglichen; demgemäß 
kann eine nichtstaatliche Erzeugerorganisation — so¬ 
fern sie im Rahmen des EWG-Vertrags und des abge¬ 
leiteten Rechts handelt — nach eigenem Ermessen 
bestimmen, wo die Milch abgesetzt wird, um für ihre 
Mitglieder den bestmöglichen Erlös zu erzielen, die 
Einnahmen in einem Fonds zusammenzufassen und 
die Vergütungen an ihre Mitglieder nach eigenen 
Vorstellungen auszuzahlen. 

Schweinefleisch 

Unseres Erachtens liegt es auch im Interesse einer er¬ 
weiterten Gemeinschaft, die ihren Bedarf an Schweine¬ 
fleisch wohl mehr als decken kann, eine angemessene 
Marktstabilität, einschließlich der Stabilität auf dem Schin¬ 
kenspeckmarkt des Vereinigten Königreichs, zu sichern. 
Im jetzigen System der Gemeinschaft wurde dieser wich¬ 
tige Markt, der jährlich etwa 640 000 t Schinkenspeck im 
Werte von über 1 Milliarde RE aufnimmt, verständlicher¬ 
weise nicht berücksichtigt. Dieser Markt könnte jedoch 
zur Stabilisierung viel beitragen, und zwar nicht nur im 
Interesse der unmittelbar betroffenen Schinkenspecker- 
zeugei des Vereinigten Königreichs und anderer Länder, 
sondern auch im Interesse aller Schweineerzeuger in der 
erweiterten Gemeinsdiaft. 

Unsere Diskussionen haben uns nicht zu dem Sdiluß 
geführt, daß die bestehenden Gemeinschaftsregelungen 
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2. There has been a considerable amount of explora- 
tion and discussion since then, both with the Commission 
at a tedinical level and more generally at meetings of 
the Deputies. On our side the aim has been to see 
whether any seräous problems were likely to arise and, 
if so, how they might best be avoided. I am pleased to 
be able to say that we have had a good deal of elucida- 
tion and understanding from the Community, which has 
helped to clarify matters considerabiy and leads me to 
hope that we may be successful in readiing agreement 
on these matters and thus removing them from our 
future agenda. 


Milk 

We consider it important in the interests of the Com¬ 
munity as well as the United Kingdom that we should 
be able to provide adequate supplies of liquid milk to 
meet consumer demand throughout the country and 
throughout the year. We believe this will be possible 
in the light of the confirmation we have received from 
the Community about our understanding of the scope 
and nature of the current and proposed arrangements. 
1t is, therefore, important that I should record the main 
heads of that understanding, namely: 

(i) it is one of the objectives of the common policy to 
use as mudi milk as possible for liquid consumption 
throughout the Community, and the policy should 
not be applied so as to impede this aim; 

(ii) the price differential between milk sent for Pro¬ 
cessing and milk for liquid consumption contained 
in Council Resolution of 24 July 1966 has no legally 
binding effect; it will in due time be superseded by 
a Community milk regulation; and, under the exist- 
ing regulations, Member States are free to fix retail 
prices for milk for liquid consumption, but are not 
obliged to do so; 


(iii) Regulation (EEC) No 804/68 refers only to measures 
by national governments permitting price equaliza- 
tion, and accordingly a non-governmental producer 
Organization, provided it acts within the provisions 
of the EEC Treaty and of secondary legislaticn 
deriving from it, is free by its own decisions to 
consign milk wherever it chooses in Order to get 
the best return for its members, to pool its financial 
returns and to remunerate its members as it wishes. 


P i g m e a t 

We consider it also in the interest of an enlarged 
Community, expected to be more than self-sufficient in 
pigmeat, to ensure adequate market stability, including 
stability on the United Kingdom bacon market. The 
Community's present System, naturally enough, took no 
account of this important market—absorbing annually 
some 640,000 tons of bacon worth over 1,000 million 
units of account. But it could make a great contribution 
to stability, not only for the United Kingdom and other 
bacon producers who are directly affected, but to all 
pig producers in the enlarged Community. 


We have not concluded from our discussions that the 
Community's existing arrangements for pigmeat will 


2. Depuis lors, un grand nombre de discussions explo- 
ratoires et d'entretiens ont eu lieu sur le plan technique 
avec la Commission et, plus generalement, au cours des 
reunions des Suppleants. Notre objectif etait de deter- 
miner si de graves difficultes risquaient de se presenter 
et, dans l'affirmative, d'examiner les meilleurs moyens de 
les prevenir. Je suis heureux de pouvoir declarer que la 
Communaute nous a fourni de nombreuses precisions et 
qu’elle a fait preuve de comprehension, ce qui a contri- 
bue ä clarifier sensiblement la Situation et ce qui me 
permet d'esperer que nous pourrons parvenir ä un accord 
sur ces questions et ä les eliminer ainsi de notre futur 
ordre du jour. 

La i t 

Nous estimons que, dans Tinteret de la Communaute 
et du Royaume-Uni, il importe que nous soyons en me- 
sure d'assurer un approvisionnement adequat en lait 
liquide pour satisfaire la demande des consommateurs 
de tout le pays et pendant toute l annee. Nous pensons 
que cela sera possible ä la lumiere de la confirmation 
que nous avons requ de la Communaute quant ä notre 
Interpretation de la portee et de la nature des arrange¬ 
ments actuels et des arrangements proposes. II importe 
donc que je rappelle les principaux points de cette Inter¬ 
pretation, ä savoir: 

i) Tun des objectifs de la politique agricole commune 
est d'utiliser le lait autant que possible pour etre 
consomme ä l'etat liquide dans toute la Communaute; 
cette politique ne devrait donc pas etre pratiquee 
de fagon ä entraver cet objectif; 

ii) la difference de prix entre le lait livre pour la trans- 
formation et le lait destine ä etre consomme ä l'etat 
liquide, contenue dans la resolutior. du Conseil du 
24 juillet 1966, n'a aucune force obligatoire; cette 
resolution sera remplacee en temps voulu par un 
regiement de la Communaute sur le lait; aux termes 
des dispositions en vigueur ä l'heure actuelle, les 
Etats membres sont libres de fixer des prix de detail 
pour le lait destine ä etre consomme ä l'etat liquide, 
mais ils ne sont pas tenus de le faire; 

iii) le regiement (CEE) n p 804/68 ne vise que les mesurcs 
prises par les gouvernements des Etats membres en 
vue de proceder ä une perequation des prix; en con- 
sequence, une Organisation non gouvernementale de 
producteurs est libre, ä condition qu elle s'en tienne 
aux dispositions du traite CEE et du droit derive, de 
livrer, de son propre chef, du lait ä l'endroit choisi 
par eile afin d en obtenir le meilleur rendement pour 
ses membres, de mettre en commun les benefices 
et de remunerer ses membres comme eile Tentend. 


Viande porcine 

Nous estimons donc qu'il est de Tinteret d'une Com¬ 
munaute elargie, dont la production devrait exceder les 
besoins en viande porcine, d'assurer une stabilite satis- 
faisanfe du marche y compris la stabilite du mardie bri- 
tannique de bacon. II va de soi que le Systeme actuel 
de la Communaute n'a tenu aucun compte de cet im¬ 
portant mardie qui absorbe annuellement quelque 640.000 
tonnes de bacon d'une valeur depassant un milliard 
d’U.C. Mais ce mardie pourrait contribuer dans une large 
mesure ä la stabilite souhaitee, et cela non seulement 
dans Tinteret des producteurs de bacon du Royaume-Uni 
et d autres pavs, qui sont directement interesses, mais 
de tous les producteurs de viande porcine de la Com¬ 
munaute elargie. 

Nous n'avons pas conclu, ä la suite de nos discussions, 
que les regles communautaires actuelles relatives ä la 
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für Schweinefleisch für die neue Situation, die sich aus 
der Erweiterung ergeben wird, zwangsläufig unzulänglich 
oder ungeeignet sein werden. 

Wir halten es jedoch für notwendig, uns zu versichern, 
daß Sie die grundlegende Bedeutung des Schinkenspeck¬ 
markts in einer erweiterten Gemeinschaft, die Vorteile, 
die seine anhaltende Stabilität unter lauteren Wettbe¬ 
werbsbedingungen für die Schweineproduktion in der 
ganzen Gemeinschaft mit sich bringen würde, und somit 
die Notwendigkeit einer sorgfältigen Überprüfung dieser 
Lage während der Übergangszeit und danach anerken¬ 
nen. 

Eier 

Die erweiterte Gemeinschaft wird mit Eiern aus eigener 
Erzeugung ausreichend versorgt sein, so daß die Preise 
wahrscheinlich eher durch innergemeinschaftliche Markt¬ 
faktoren als durch Maßnahmen an der Grenze bestimmt 
werden. Da dies für die derzeitige Gemeinschaft und für 
das Vereinigte Königreich zutrifft, wird der Markt der 
erweiterten Gemeinschaft möglicherweise Preisschwan¬ 
kungen unterworfen sein, die vielleicht etwas stärker 
sein werden als die derzeitigen Schwankungen auf den 
einzelnen Märkten, sich aber sonst nicht von ihnen unter¬ 
scheiden werden. Andererseits dürften die Tendenz, die 
Produktion bei einigen spezialisierten Erzeugern zu kon¬ 
zentrieren, und eine gleichlaufende Entwicklung bei der 
Vermarktung auf längere Sicht zu größerer Stabilität füh¬ 
ren. Ich glaube daher, daß wir uns den Gemeinschafts¬ 
regelungen werden anpassen können. 

3. Wenn Sie uns jetzt förmlich bestätigen können, daß 
wir die für uns bestehenden Möglichkeiten auf dem Milch- 
sektoi richtig eingeschätzt haben, wenn Sie den von mir 
geäußerten Ansichten über die Bedeutung und die be¬ 
sonderen Merkmale des Schinkenspeckmarktes in einer 
erweiterten Gemeinschaft zustimmen und anerkennen 
können, daß Stabilität auf dem Schweinefleisch- und Eier¬ 
markt wünschenswert ist, dann können wir unsererseits 
davon absehen, bei den Verhandlungen — außer im all¬ 
gemeinen Zusammenhang der Ubergangsregelungen — 
weitere Fragen hierzu aufzuwerfen. 

II. Erklärung, die der Bundesminisier des Auswärtigen 
der Bundesrepublik Deutschland, Herr W. SCHEEL, 
im Namen der Gemeinschaft abgegeben hat 

Die Delegation der Gemeinschaft stimmt der Analyse 
zu, die Sie in bezug auf die Zielsetzung der gemeinsamen 
Politik auf dem Milchsektor und die derzeitigen Möglich¬ 
keiten für eine Festsetzung des Einzelhandelspreises für 
Trinkmilch sowie hinsichtlich der Tätigkeiten der nicht¬ 
staatlichen Erzeugerorganisationen vorgenommen haben. 
Sie möchte, sofern dies notwendig sein sollte, darauf hin- 
weisen, daß das in der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
vorgesehene Verbot einzelstaatlicher Maßnahmen für ei¬ 
nen Preisausgleich bei den verschiedenen Milcherzeug- 
nissen sich auch auf alle einzelstaatlichen Rechtsvorschrif¬ 
ten erstreckt, mit denen ein solcher Ausgleich erreicht 
werden soll. 

Die Delegation der Gemeinschaft kann Ihrer Erklärung 
in bezug auf die Bedeutung und die besonderen Merk¬ 
male des Marktes für Schinkenspeck in einer erweiterten 
Gemeinschaft zustimmen, ln Anbetracht der mit der ge¬ 
meinsamen Politik bei Schweinefleisch und Eiern ver¬ 
folgten Ziele teilt sie Ihren Wunsch nach Wahrung der 
Stabilität bei diesen Erzeugnissen. 

Die Delegation der Gemeinschaft nimmt die Erklärung 
der Delegation des Vereinigten Königreichs zur Kenntnis 
und stellt mit Genugtuung fest, daß es nicht notwendig 
ist, die für die drei genannten Erzeugnisse geltenden Re¬ 
gelungen zu ändern, um den Anliegen der Delegation des 
Vereinigten Königreichs geiecht zu werden. 
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necessarily be inadequate or unsuited for the new Situa¬ 
tion emerging from enlargement. 

We do consider it essential, however, to secure your 
recognition of the intrinsic importance of the bacon 
market in an enlarged Community; of the benefits that 
its continued stability under conditions of fair competi- 
tion would bring to pig production throughout the whoie 
Community; and of the need, therefore, to keep this 
Situation under careful review during the transitional 
period and thereafter. 

E g g s 

The enlarged Community will be self-sufficient in eggs 
so that prices are likely to be determined by internal 
market forces rather than by the Operation of measures 
at the frontiers. Since that is already true both of the 
existing Community and of the United Kingdom, the 
market of the enlarged Community may be subject to 
price fluctuation no different in kind, although possibly 
a little greater in degree, than obtains in the individual 
markets today. On the other hand, the trend towards 
the concentration of production in the hands of specialist 
producers and parallel developments in marketing should 
reduce instability in the longer term. I therefore believe 
that we shall be able to adapt to the Community's ar- 
rangements. 


3. If you are now able formally to confirm that our 
understanding of the possibilities open to us for milk 
is correct; that you can accept the views I have ex- 
pressed on the importance and characteristics of the 
bacon market in an enlarged Community and recognize 
the desirability of stability for pigmeat and eggs, we for 
our part can agree that we need raise no further points 
on these items during the negotiations, except in the 
general context of transitional arrangements. 


II. Statement made by Mr W. SCHEEL, Minister of For¬ 
eign Affairs of the Federal Republic of Germany, on 
behalf of the Community delegation 

The Community delegation subscribes to your analysis 
of the objectives of the common policy in the milk sector, 
and of existing possibilities as regards retail price fixing 
for liquid milk and the activities of non-governmental 
producer organisations. It recalls, in so far as it may be 
necessary, that the prohibition of national measures 
permitting an equalization of prices for the various milk 
Products stipulated in Regulation (EEC) No 804/68 ap- 
plies equally to all national legislation aimed at achiev- 
ing such equalization. 


The Community delegation can accept your Statement 
on the importance and characteristics of the bacon 
market in an enlarged Community. In the light of the 
objectives pursued by the common policy in the pigmeat 
and eggs sectors it shares your concern for stability in 
these sectors. 

Noting the Statement by the United Kingdom delega¬ 
tion, the Community delegation notes with satisfaction 
that the existing regulations concerning the three 
abovementioned sectors will not have to be amended 
to take into account the anxieties expressed by the 
United Kingdom delegation. 


viande porcine seront necessairement inadequates ou 
qu'elles ne permettront pas de faire face k la nouvelle 
Situation issue de l’elargissement. 

Toutefois, nous estimons qu'il est essentiel de nous 
assurer que vous reconnaissez l'importance intrinseque 
du marchö du bacon dans une Communautb elargie ainsi 
que les avantages qu'il pourrait apporter ä la production 
porcine de toute la Communautö si sa stabilite est main- 
tenue dans des conditions de concurrence loyale et, par 
consequent, la necessite d'examiner soigneusement cette 
Situation pendant la periode transitoire et dans la suite 

CEufs 

La Communaute elargie sera ä meme de pourvoir ä 
ses besoins en oeufs de sorte que les prix seront pro- 
bablement determines par les forces regissant le marche 
interieur plutöt que par I'application de mesures relatives 
aux importations. Etant donne que cette Situation 
existe dejä dans la Communaute et au Royaume-Uni, le 
marche de la Communaute elargie peut etre soumis ä des 
fluctuations de prix de meme nature, quoique peut-£tre 
un peu plus importantes que celles auxquelles sont ac- 
tuellement soumis les marches individuels. D'autre part, 
la tendance ä la concentration de la production en fa- 
veur de producteurs specialises et les developpements 
paralleles de la commercialisation devraient moderer 
l'instabilite ä plus long terme. C'est pourquoi je pense 
que nous serons ä meme de nous adapter aux regles 
communautaires. 

3. Si vous pouvez maintenant nous confirmer de fa- 
con formelle que nous avons bien compris quelles pos- 
sibilites nous 6taient ouvertes en ce qui concerne le 
lait, que vous pouvez accepter les idees que j'ai expri- 
mees ä propos de l'importance et des caracteristiques 
du marche du bacon dans une Communaute elargie et 
reconnaitre le souci de stabilite pour la viande porcine 
et les oeufs, nous pouvons vous assurer, pour notre part, 
que nous n'eprouverons plus le besoin de soulever d'au- 
tres questions relatives ä ces produits au cours des ne- 
gociations, excepte dans le cadre general des arrange¬ 
ments transitoires. 

II. Declaration faite par M. W. SCHEEL, Ministre des 
Affaires etrangferes de la Republique föderale d'AUe- 
magne au nom de la deldgation de la Communaute 

La delegation de la Communaute partage l'analyse 
que vous avez faite en ce qui concerne les objectifs de 
la politique commune dans le secteur des produits lai- 
tiers, des possibilit6s actuelles dans le domaine de la 
fixation de prix de detail pour le lait de consommation 
et dans le domaine des activites des organisations non 
gouvernementales de producteurs. Elle rappelle, pour 
autant que de besoin, que l'interdiction des mesuies na¬ 
tionales permettant une perequation entre les prix des 
differents produits laitiers stipulee dans le regiement 
(CEE) n° 804/68 vise egalement toute legislation natio¬ 
nale ayant pour but une teile perequation. 

La delegation de la Communaute peut accepter votre 
declaiation relative ä l'importance et aux caracteristiques 
du marche du bacon dans une Communaute elargie. A la 
lumiere des objectifs poursuivis par la politique com¬ 
mune dans le secteur de la viande de porc et des oeufs, 
eile partage votre souci de stabilite en ce qui concerne 
ces secteurs. 

En prenant acte de la declaration de la delegation du 
Royaume-Uni, la delegation de la Communaute constate 
avec satisfaction que les reglementations existantes 
concernant les trois secteurs mentionnes n'auront pas 
ä etre modifiees pour tenir compte des preoccupations 
exprimees par la delegation du Royaume-Uni. 


li 
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Erklärung 

betreffend das System zur Festsetzung 
der Agrarpreise der Gemeinschaft 

Aul der zweiten Ministertagung im Rahmen der Ver¬ 
handlungen zwischen der Gemeinschaft und dem Ver¬ 
einigten Königreich am 27. Oktober 1970 hat der Bundes¬ 
minister des Auswärtigen der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land, Herr W. SCHEEL, im Namen der Delegation der 
Gemeinschaft eine Erklärung über das System zur Fest¬ 
setzung der Agrarpreise der Gemeinschaft abgegeben. 

Der Kanzler des Herzogtums Lancaster, Herr G. R1P- 
PON, hat im Namen der Delegation des Vereinigten Kö¬ 
nigreichs dieser Erklärung zugestimmt. Er fügte hinzu, 
er hege keinen Zweifel daran, daß diese Überprüfung der 
Situation dei Landwirtschaft und die Absicht, enge und 
wirksame Kontakte mit den Erzeugerorganisationen auf 
Gemeinschaftsebene zu unterhalten, für alle wichtig seien. 

Abschließend haben die beiden Delegationen festge¬ 
stellt, daß auf der Grundlage der nachstehenden Erklä¬ 
rung von Herrn W. SCHEEL Einvernehmen erzielt wor¬ 
den ist. 

„1. Seit den Erörterungen im Jahre 1962 über diese 
Frage ist eine jährliche Überprüfung der Situation der 
Landwirtschaft und der Agrarmärkte in der Gemeinschaft 
eingeführt worden, die im Rahmen des Verfahrens zur 
Festsetzung der Gemeinschaftspreise erfolgt. 

Dieses Verfahren weist folgende Merkmale auf: 

In den verschiedenen Agrarverordnungen ist im allge¬ 
meinen festgelegt, daß der Rat jedes Jahr auf Vorschlag 
der Kommission vor dem 1. August für das im nächsten 
Jahr beginnende Wirtschaftsjahr sämtliche Agrarpreise 
festsetzt, bei denen eine solche Preisfestsetzung aufgrund 
der gemeinsamen Marktorganisation erforderlich ist. 

Bei der Vorlage ihrer Vorschläge übermittelt die Kom¬ 
mission einen Jahresbericht über die Lage der Landwirt¬ 
schaft und der Agrarmärkte. Die Übermittlung dieses 
Jahresberichts entspricht rechtlichen Pflichten und Ver¬ 
pflichtungen, die die Kommission eingegangen ist. 

Dieser Bericht wird von der Kommission ausgearbeitet 
und basiert auf geeigneten statistischen und rechneri¬ 
schen Daten aus allen verfügbaren einzelstaatlichen und 
gemeinschaftlichen Quellen. 

Die in dem Bericht durchgeführle Analyse umfaßt die 
Prüfung 

— der wirtschaftlichen Lage der Landwirtschaft und ihrer 
Gesamtentwicklung auf einzelstaatlicher und gemein 
schaftlicher Ebene sowie im Rahmen der Gesarntwirt- 
schafti 

— des Marktes nach Erzeugnissen oder Erzeugnisgrup¬ 
pen zwecks Ausarbeitung einer Übersicht über die 
Lage des Marktes und die Entwicklung seiner Merk¬ 
male. 

Die von der Kommission durchgeführte Prüfung der 
Daten umfaßt insbesondere Angaben über die Preis- und 
Kostentendenzen, die Beschäftigung, die Produktivität und 
die Einkommen in der Landwirtschaft. 

Die Agrarpreise werden nach dem in Artikel 43 Absatz 
2 des EWG-Vertrags vorgesehenen Verfahren festge¬ 
setzt: dies bedeutet, daß die Versammlung angehört wer¬ 
den muß. 

Hierzu werden dieser die Vorschläge der Kommission 
zusammen mit dem Jahresbericht zugeleitet; sie geben 
Anlaß zu einer allgemeinen Aussprache über die gemein¬ 
same Agrarpolitik 
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Declaration Declaration 

on the System for lixing concernant le Systeme communautaire 

Community farm prices de fixation des prix agricoles 

de la Communautö 


At the 2nd Ministerial Meeting in the negotiations 
between the Community and the United Kingdom, held 
on 27 October 1970, Mr W. SCHEEL, Minister of foreign 
Affairs of the Federal Republic of Germany, on behalf of 
the Community delegation, made a Statement on the 
System for fixing Community farm prices. 

Mr G. RIPPON, Chancellor of the Dudry of Lancaster, 
on behalf of the United Kingdom delegation, recorded 
his agreement to this Statement. He added that he had 
no doubt as to the importance to all concerned of these 
agricultural reviews and of the intention to have effec- 
tive and meaningful contacts in particular with producer 
organizations operating at Community level. 

In conclusion, the two delegations noted that an agree¬ 
ment had been readied in the terms contained in the 
following Statement made by Mr W. SCHEEL: 

"1. Since the discussions held on this subject in 1962, 
an annual review on the condition of agriculture and 
agricultural markets has been established within the 
Community. This comes under the procedure for fixing 
Community prices. 

This procedure may be described as follows: 

As a general rule, the various agricultural regulations 
stipulate that the Council, on a proposal from the Com¬ 
mission, shall fix for the Community eadi year, before 
1 August, for the marketing year starting the following 
year, all the agricultural prices which, under the common 
Organization of the markets, must be fixed. 

When submilling its proposals, the Commission at the 
same time submits an annual report on the condition of 
agriculture and agricultural markets. This report is sub- 
mitted in accordance with the legal obligations of and 
the undertakings made by the Commission. 

The Commission draws up this report on the basis of 
the relevant Statistical and accounting data from all 
available national and Community sources 

The analysis made in the report coinprises the follow¬ 
ing: 

— examination of the economic condition of agriculture 
and of its overall development, both at national and 
at Community level, as well as in the general eco¬ 
nomic context; 

— examination of the market by products or groups of 
Products, in Order to provide an outline of the Situa¬ 
tion and of its characteristic trends. 

The review of the data undertaken by the Commission 
includes, in particular, Information about trends in 
prices and costs, employment, productivity and farm 
incomes. 

Agricultural prices are fixed in accordance with the 
procedure laid down in Article 43 (2) of the EEC Treaty, 
which me ans that the Assembly must be consulted. 

To this end, the Commission's proposals, together 
with the annual report, are referred to the Assembly, 
where a general debate is held on the common agricul¬ 
tural policy. 


Lots de la 2 iule session ministerielle des nögociations 
entre la Communautö et le Royaume-Uni, tenue le 27 oc- 
tobre 1970, Monsieur W. SCHEEL, Ministre des Affaires 
etrangeres de la Republique föderale d'Allemagne, a fait, 
au nom de la delegation de la Communaute, une declara- 
tion concernant le Systeme de fixation des prix agri¬ 
coles de la Communaute. 

Monsieur G. RIPPON, Chancelier du Duche de Lan¬ 
caster, a marque, au nom de la delegation du Royaume- 
Uni, son accord sur cette declaration. II a ajoute qu'il 
ne doutait pas de l'importance pour tous de ces examens 
dans le domaine agricole et de l'intention d’entretenir 
des contacts substanliels et efficaces notamment avec 
les organisations professionnelles de producteurs orga- 
nisees au niveau communautaire. 

En conclusion, les deux delegations ont constate qu'un 
accord etait intervenu dans les termes repris dans la 
declaration suivante faite par Monsieur W. SCHEEL: 

« 1. Depuis les discussions qui ont eu lieu en 1962 
a ce sujet, une revue annuelle de la Situation de l'agri- 
culture et des marches agricoles a öte instauree dans la 
Communaute. Elle se place dans le cadre de la procedure 
de fixation des prix communautaires. 

Cette procedure presente les caractöristiques suivantes: 

En regle generale, les differents reglements agricoles 
stipulent que le Conseil, sur proposition de la Commis¬ 
sion, fixe chaque annee pour la Communaute avant le 
1 er aoüt, pour la Campagne de commercialisation debu- 
tant l'annee suivante, l'ensemble des prix agricoles pour 
lesquels l'organisation commune de marches impose cette 
fixation de prix. 

Lors de la presentation de ses propositions, la Com¬ 
mission remet un rapport annuel concernant la Situation 
de l'agriculture et des marches agricoles. La remise de 
ce rapport annuel repond ä des obligations juridiques et 
ä des engagements pris par la Commission. 

Ce rapport est elabore par la Commission et se fonde 
sur les donnees statistrques et comptables appropriees de 
loutes sources disponibles, tant nationales que commu¬ 
nautaires. 

L'analyse qui y est faite comporte l examen: 

— de la Situation economique de l'agriculture et de son 
developpement dans son ensemble, aux niveaux na¬ 
tional et communautaire, ainsi que dans le contexte 
de l economie generale; 

— du marche par produits ou groupes de produits, afin 
de donner un apercu de la Situation et de l'evolution 
des caracteristiques de celui-ci. 

L'examen des donnees entrepris par la Commission 
comporte notamment des lenseignements concernant les 
tendances des prix et des coüts, l'emploi, la productivite 
et les revenus agricoles. 

Les prix agricoles sont arretes selon la procedure pre- 
vue ä larticle 43 paragraphe 2 du traite CEE, ce qui 
implique la consultation de l'Assemblee. 

A cette fin, les propositions de la Commission, accom- 
pagnees du rapport annuel, lui sont envoyees et don¬ 
nern lieu ä un debat general sur la politique agricole 
commune. 




1424 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1972, Teil II 


Ferner wird der Wirtschafts- und Sozialausschuß, der 
sich aus Vertretern der verschiedenen Gruppen des wirt¬ 
schaftlichen und sozialen Lebens zusammensetzt, regel¬ 
mäßig zu diesen Vorschlägen und diesem Bericht gehört. 
Hinsichtlich der von diesem Ausschuß zu erfüllenden Auf¬ 
gaben sieht Artikel 47 des EWG-Vertrags vor, daß die 
Gruppe Landwirtschaft der Kommission zur Verfügung 
steht, um nach Maßgabe der Artikel 197 und 198 des 
EWG-Vertrags die Beratungen dieses Ausschusses vor¬ 
zubereiten. 

Vor, während und nach der Ausarbeitung des jährlichen 
Berichts und der Preisvorschläge durch die Kommission 
finden Kontakte mit den auf Gemeinschaftsebene beste¬ 
henden berufsständischen landwirtschaftlichen Organisa¬ 
tionen statt. Bei diesen Kontakten werden die statisti¬ 
schen und anderen Angaben erörtert, die sich auf die 
wirtschaftliche Lage und die wirtschaftlichen Aussichten 
in der Landwirtschaft auswirken und die die Kommission 
in ihrem Bericht an den Rat berücksichtigt. 

Die Art der im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik 
festgesetzten Preise hat die Kommission veranlaßt, diese 
Kontakte nicht auf die landwirtschaftlichen Kreise zu 
beschränken, sondern auch mit Industrie-, Handels- und 
Gewerkschaftskreisen sowie mit den Verbrauchern Füh¬ 
lung zu halten. 

Bei diesen Kontakten können alle interessierten Kreise 
ihre Bemerkungen oder Forderungen vortragen. Anderer¬ 
seits ermöglichen diese Kontakte der Kommission, in 
Kenntnis des Standpunktes der Betroffenen ihren jähr¬ 
lichen Bericht über die Lage der Landwirtschaft und ihre 
Preisvorschläge auszuarbeiten. 

Die Anhörung der Versammlung und des Wirtschafts¬ 
und Sozialausschusses während des Prozesses der poli¬ 
tischen Willensbildung, der zum endgültigen Beschluß 
des Rates führt, sowie die ständigen direkten Kontakte 
zwischen dem mit der Ausarbeitung des Berichts und der 
Vorschläge beauftragten Organ und den Organisationen 
der betreffenden Kreise bieten ausreichende Garantien 
dafür, daß die Interessen aller derjenigen, die von diesen 
Beschlüssen betroffen werden, in angemessener Weise 
berücksichtigt werden. 

2. Dieses Verfahren schließt natürlich nicht aus, daß 
auch die Mitgliedstaaten in Verbindung mit den betref¬ 
fenden berufsständischen Organisationen die Lage ihrer 
Landwirtschaft gemäß ihren nationalen Verfahren einer 
jährlichen Prüfung unterziehen. 

3. Die Delegation der Gemeinschaft schlägt folgendes 
vor: 

— Die Konferenz stellt fest, daß die gemeinschaftlichen 
Verfahren und Praktiken zusammen mit den beste¬ 
henden einzelstaatlichen Verfahren und Praktiken ent¬ 
sprechende Kontakte mit den betreffenden berufs¬ 
ständischen Organisationen vorsehen werden. 

— Die Konferenz nimmt außerdem zur Kenntnis, daß die 
Organe der Gemeinschaft die Absicht haben, die in 
Absatz 1 beschriebenen Praktiken und Verfahren auf 
die erweiterte Gemeinschaft auszudehnen. 

— Die Konferenz ist der Ansicht, daß die Durchführung 
der beiden voraufgehenden Absätze in der erweiter¬ 
ten Gemeinschaft ein System garantiert, das eine 
Überprüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse und 
der Aussichten in der Landwirtsdraft sowie die Auf¬ 
rechterhaltung der entsprechenden Kontakte mit den 
berufsständischen Organisationen der Erzeuger und 
mit den anderen interessierten Organisationen und 
Kreisen ermöglicht. ' 
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In addition, the Economic and Social Committee, 
composed of representatives of the various economic 
and social sectors, is regularly consulted on the pro- 
posals and the report. As regards the duties of this 
Committee, Article 47 of the EEC Treaty lays down 
that its Agricultural Section shall have as its task that 
of holding itself at the service of the Commission for 
the purpose of preparing the discussions of the Commit¬ 
tee, in accordance with the provisions of Articles 197 
and 198 of the EEC Treaty. 

Before, during and after the drawing up by the Com¬ 
mission of the annual report and the price proposals, 
contacts take place with the Professional agricultural 
organizations organized at Community level. These 
contacts include a discussion of the Statistical and other 
data bearing on the economic conditions and prospects 
of agriculture, which the Commission takes into account 
in its report to the Council. 

Because of the nature of the prices fixed under the 
common agricultural policy, the Commission has decided 
not to limit these contacts to the agricultural sectors 
alone, but to maintain them also with industrial, com- 
mercial and trade union circles and with consumers. 

These contacts provide an opportunity for all the 
interested parties to make known their views or Claims. 
They also allow the Commission to draw up its annual 
report on the condition of agriculture and its proposals 
with regard to prices in full knowledge of the position 
of the interested parties. 

The consultations of the Assembly and the Economic 
and Social Committee, during the policy-making process 
leading towards a final decision of the Council, com- 
bined with continual and direct contacts between the 
Institution responsible for drawing up the report and 
the proposals and the organizations of the interested 
parties, are a sufficient guarantee that the interests of 
all those concerned by the decisions in question are 
given fair consideration. 

2. It is understood that, notwithstanding this proce- 
dure, the Member States may themselves carry out an¬ 
nual reviews of their own agriculture, in contact with 
the Professional organizations concerned and in ac¬ 
cordance with their national procedures. 

3. The Community delegation proposes that the Con¬ 
ference take formal note of the following: 

— the procedures and practices within the Community, 
as well as in the Member States, will provide for 
appropriate contacts with the Professional organiza¬ 
tions concerned; 

— the institutions of the Community intend to extend 
the practices and procedures described in paragraph 1 
above to the enlarged Community; 

— the application of the two preceding subparagraphs 
will ensure a System within the enlarged Community 
whereby it will be possible to review the economic 
conditions and prospects of agriculture and to main¬ 
tain appropriate contacts with the Professional pro- 
ducer organizations and with other interested organi¬ 
zations and parties." 


D'autre part, le Comite economique et social, compos6 
de representants des differentes categories de la vie eco¬ 
nomique et sociale, est regulierement consulte sur les 
propositions et le rapport en question. En ce qui con- 
cerne les fonctions ä accomplir par ce Comite, l'article 47 
du traite CEE prevoit que la Section de l'agriculture a 
pour mission de se tenir ä la disposition de la Commis¬ 
sion en vue de preparer les deliberations du Comite 
conformement aux dispositions des articles 197 et 198 
du traite CEE. 

Avant, pendant et apres l'etablissement par la Com¬ 
mission du rapport annuel et des propositions de prix, 
des contacts ont lieu avec les organisations profession- 
nelles agricoles, organisees au niveau de la Commu¬ 
naute. Ces contacts comportent une discussion des don- 
nees statistiques et autres ayant une incidence sur la 
Situation et sur les perspectives economiques de l'agri- 
culture que la Commission prend en consideration dans 
son rapport au Conseil. 

C'est la nature des prix arretes dans le cadre de la 
politique agricole commune qui a conduit la Commission 
ä ne pas limiter ces contacts aux seuls secteurs agrico¬ 
les, mais ä les entretenir egalement avec les milieux 
industriels, commerciaux et syndicaux et avec les con- 
sommateurs. 

Ces contacts donnent l'occasion ä tous les milieux 
interesses de faire part de leurs observations ou reven- 
dications. D'autre part, ils permettent ä la Commission 
d'etablir son rapport annuel sur la Situation de l'agri- 
culture ainsi que ses propositions en matiere de prix, 
en pleine connaissance de la position des interesses. 

Les consultations de l'Assemblee et du Comite econo¬ 
mique et social, lors du processus de formation de la 
volonte politique qui conduira ä la decision finale du 
Conseil, combinees avec les contacts suivis et directs 
entre l'institution diargee de l'elaboration du rapport et 
des propositions et les organisations des milieux interes¬ 
ses, offrent les garanties adequates d une prise en con¬ 
sideration equilibree des interets de tous ceux qui sont 
concernes par les decisions en cause. 

2. II est entendu que cette procedure n'exclut pas que 
les Etats membres procedent, eux aussi, ä des examens 
annuels de la Situation de leur agriculture propre, en 
contact avec les organisations professionnelles interes- 
sees et selon leurs procedures nationales. 

3. La delegation de la Communaute propose: 

— que la Conference constate que les procedures et les 
pratiques communautaires, ainsi que les procedures 
et pratiques nationales existantes, prevoieront des 
contacts appropries avec les organismes profession- 
nels interesses; 

— que la Conference prenne, egalement, acte de l'inten- 
tion des Institutions de la Communaute d'etendre 
ä la Communaute elargie les pratiques et procedures 
decrites au premier paragraphe ci-dessus; 

— que la Conference considere que par application des 
deux alineas prdcedents sera assure dans la Commu¬ 
naute elargie un Systeme permettant de passer en 
revue les conditions economiques et les perspectives 
de l'agriculture et de maintenir les contacts appropries 
avec les organisations professionnelles de producteurs 
ainsi qu'avec les autres organisations et milieux inte- 
ressees.» 
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Erklärungen 

betreffend die Landwirtschaft in Hiigelgebieten 


Auf der 8. Ministertagung im Rahmen der Verhandlun¬ 
gen zwischen der Gemeinschaft und dem Vereinigten 
Königreich am 21., 22. und 23. Juni 1971 hat der Kanzler 
des Herzogtums Lancaster, Herr G. RIPPON, im Namen 
der Delegation des Vereinigten Königreichs die Erklä¬ 
rung abgegeben, die unter Ziffer I wiedergegeben ist. 

Der Minister für Auswärtige Angelegenheiten der Fran¬ 
zösischen Republik, Herr M. SCHUMANN, hat im Namen 
der Delegation der Gemeinschaft mit der Erklärung ge¬ 
antwortet, die unter Ziffer II wiedergegeben ist. 

I. Erklärung, die der Kanzler des Herzogtums Lan¬ 
caster, Herr G. RIPPON, im Namen der Delegation 
des Vereinigten Königreichs abgegeben hat 

In seiner Eröffnungserklärung auf der Konferenz am 
30. Juni 1970 sprach Herr BARBER unter anderen Agrar¬ 
fragen auch die Probleme der Landwirtschaft in Hügel¬ 
gebieten an. Teile von Schottland, Wales und Nordirland 
sowie im Norden und Südwesten Englands sind Hügel¬ 
gebiete, die wegen ihres Klimas, ihrer Bodenstruktur und 
ihrer geographischen Lage nur für die extensive Vieh¬ 
zucht geeignet sind. 

Die landwirtschaftlichen Betriebe in diesen Gebieten 
haben nur begrenzte Bewirtschaftungsmöglichkeiten und 
hängen naturgemäß in besonderem Maße von den Markt¬ 
bedingungen ab, so daß hohe Endpreise allein nicht aus¬ 
reichen, um ihre Lebensfähigkeit zu ermöglichen. Sie er¬ 
halten daher nach unserem derzeitigen System im Rah¬ 
men sowohl unserer allgemeinen Wirtschafts- und So¬ 
zialpolitik als auch unserer Agrarpolitik Hilfe. In vielen 
ursprünglichen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft gibt es 
gewiß Gebiete mit ähnlichen Problemen; wir werden 
unsere Probleme selbstverständlich, wie Sie selbst es be¬ 
reits tun, im Einklang mit dem Vertrag und mit der ge¬ 
meinsamen Agrarpolitik behandeln. Ich wäre dankbar, 
wenn die Gemeinschaft meine Ansicht bestätigte, daß 
alle Mitgliedstaaten der erweiterten Gemeinschaft, in de¬ 
nen vergleichbare Verhältnisse bestehen, die Frage der 
Aufrechterhaltung eines angemessenen Einkommens der 
Landwirte solcher Gebiete regeln müssen. 

II. Erklärung, die der Minister iür Auswärtige Angele¬ 
genheiten der Französischen Republik, Herr M. 
SCHUMANN, im Namen der Delegation der Ge¬ 
meinschaft abgegeben hat 

Die Delegation der Gemeinschaft hat die Erklärung der 
Delegation des Vereinigten Königreichs zur Landwirt¬ 
schaft in den Hügelgebieten des Vereinigten Königreichs 
und zu den zu ihren Gunsten getroffenen Maßnahmen 
aufmerksam zur Kenntnis genommen. 

In Beantwortung dieser Erklärung kann die Delegation 
der Gemeinschaft folgende Mitteilung machen: 

Der Gemeinschaft ist bewußt, daß in der Landwirtschaft 
in Hügelgebieten im Vergleich zu den übrigen Gebieten 
des Vereinigten Königteichs besondere Bedingungen herr¬ 
schen und daß im übrigen Unterschiede, in vielen Fällen 
große Unterschiede, zwischen den einzelnen Gebieten der 
Mitgliedstaaten der derzeitigen Gemeinschaft bestehen. 

Die besonderen Bedingungen bestimmter Gebiete der 
erweiterten Gemeinsdiaft können in der Tat Maßnahmen 
mit dem Ziel erfordern, die durch diese besonderen Be¬ 
dingungen aufgeworfenen Probleme zu lösen, um ins¬ 
besondere den Landwirten dieser Gebiete ein angemes¬ 
senes Einkommen zu erhalten. 

Solche Maßnahmen müssen selbstverständlich, wie Sie 
schon sagten, mit dem Vertrag und der gemeinsamen 
Agrarpolitik vereinbar sein 
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Declarations 
on hill farming 

At the 8th Minislerial Meeting in the negotiations 
between the Community and the United Kingdom, held 
on 21, 22 and 23 June, Mr G. R1PPON, Chancellor of the 
Duchy of Lancaster, on behalf of the United Kingdom 
delegation, made the Statement appearing under I below. 

Mr M. SCHUMANN, Minister of Foreign Affairs of the 
French Republic, on behalf of the Community delegation, 
replied with the Statement appearing under II below. 

1. Statement made by Mr G. R1PPON, Chancellor of the 
Duchy of Lancaster, on behalf of the United Kingdom 
delegation 

In his opening Statement to the Conference of 30 June 
1970 Mi BARBER refened.anongst other agricultural is- 
sues, to the Problems of hill farming areas. Parts of 
Scotland, Wales, Northern Ireland and of the North and 
South-West of England consist of hill regions, which 
because of climate, soil structure and geography are 
suitable only for extensive livestock rearing. 


Farming enterprises in these areas are limited in 
scope and are bound to be particularly vulnerable to 
market conditions, so that high end-prices alone will 
not enable them to remain viable. Under our present 
System, they receive assistance, therefore, both as a pari 
of our general economic and social policies and as pari 
of our agricultural policies. Many of the existing mem- 
bers of the Community certainly have areas with similar 
Problems and we shall of course deal with them, as 
you yourselves already do, in conformity with the Treaty 
and the common agricultural policy. I should be gratefu! 
for the Community's confirmation of my understanding 
that it is necessary for all members of the enlarged 
Community who face situations of this kind to deal 
with the problem of maintaining reasonable incomes of 
farmers in such areas 


II. Statement made by Mr M. SCHUMANN. Minister of 
Foreign Affairs of the Frendi Republic, on behalf of 
the Community delegation 

The Community delegation has taken caieful note ot 
the United Kingdom delegation's Statement on hill farm¬ 
ing in the United Kingdom and measures taken to Sup¬ 
port it. 

In reply to this Statement, the Community delegation 
is in a position to make the following communication: 

The Community is aware of the special conditions 
obtaining to hill farming areas as compared with other 
areas of the United Kingdom, as it is, moreover, of the 
differences, at times very marked, between areas in the 
Member States of the present Community. 

The special conditions obtaining in certain areas of 
the enlarged Community may indeed require action with 
a view to attempting to resolve the problems raised by 
these special conditions and, in particular, to preserve 
reasonable incomes for farmers in such areas. 

Such action must, of course, as you have just said, 
be in conformity with the provisions of the Treaty and 
the common agricultural policy. 


Declarations 

concernant les activites agricoles 
dans les r4gions de collines 

Lors de la 8 4me Session ministerielle des negociations 
entre la Communaute et le Royaume-Uni, tenue les 21/22 
et 23 juin 1971, Monsieur G. RIPPON, Chancelier du 
Duche de Lancaster, a fait, au nom de la d616gation du 
Royaume-Uni, la declaration figurant ci-apres sous I. 

Monsieur M SCHUMANN, Ministre des Affaires län¬ 
geres de la Republique francaise, a r^pondu, au nom de 
la delegation de la Communaute, par la declaration figu¬ 
rant ci-apres sous II. 

I. Declaration falte par Monsieur G. RIPPON, Chancelier 

du Duche de Lancaster, au nom de la ddiegation du 

Royaume-Uni. 

Dans la declaration douverture qu'il a prononcee au 
cours de la Conference du 30 juin 1970, M. BARBER a 
mentionne, parmi d'autres quesüons agricoles, les proble- 
raes que posent les regions de collines consacrees ä 
I'agriculture. Certaines parties de l'Ecosse, du Pays de 
Galles, de l'lrlande du Nord, ainsi que du nord et du 
sud-ouest de l'Angleterre, sont des regions de collines 
qui, en raison du climat, de la nature du sol et de la 
geographie, ne conviennent qu'ä lelevage extensif du 
betail. 

Dans ces regions, les exploitations agricoles ont un 
champ d'activites limite et sont, par la force des dioses 
particulierement sensibles aux conditions du marche, si 
bien qu a eux seuis, des prix finals eleves ne leur per- 
mettronf pas de demeurer viables. Aussi recoivent-elles, 
selon notre Systeme actuel, une aide, aussi bien au titre 
de notre politique generale, economique et sociale, qu'au 
titre de notre politique agricole. Plusieurs membres do 
la Communaute actuelle ont certainement des regions qui 
connaissent des problemes analogues et, bien entendu, 
nous reglerons nos problemes, comme vous le faites deja 
vous-memes, conformement au traite et ä la politique 
agricole commune. Je saurais gre ä la Communaute de 
bien vouloir confirmer mon point de vue, selon lequel 
il est necessaire pour tous les membres de la Commu- 
naute elarqie, ayant ä faire face ä des situations de re 
genre, de regier le probleme de conserver aux agricul- 
teurs de ces regions des revenus raisonnables. 

II. Ddclaration faite par Monsieur M. SCHUMANN, Mi¬ 
nistre des Affaires dtrang&res de la Republique fran¬ 
caise, au nom de la deidgation de la Communaute. 

La delegation de la Communaute a pris noie avec at¬ 
tention de la declaration de la delegation du Royaume- 
Uni au sujel des activiles agricoles dans les regions de 
collines au Royaume-Uni et des mesures prises en leur 
faveur. 

En reponse ä cette declaration, la delegation de la 
Communaute est en mesure de faire la communication 
suivante: 

La Communaute est consciente des conditions particu- 
lieres des regions d agriculture de collines par rapport 
aux autres regions du Royaume-Uni, comme d'ailleurs 
des differences, parfois tres notables, entre regions dans 
les Etats membres de la Communaute actuelle. 

Les conditions particulieres de certaines regions de la 
Communaute elargie peuvent en eüet requerir des ac- 
tions en vue de chercher ä resoudre les problemes poses 
par ces conditions particulieres, notamment pour con¬ 
server aux agriculleurs de ces regions des revenus rai¬ 
sonnables. 

Bien entendu, de telles actions doivent etre, comme 
vous venez de le dire, conformes aux dispositions du 
traite et de la politique agricole commune. 
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Verfahren zur Annahme bestimmter Beschlüsse 
und sonstige Maßnahmen in der Zeit vor dem 
Beitritt 

I. 

Informations- und Konsultationsveriahren für die 
Annahme bestimmter Beschlüsse 

1. Damit eine angemessene Unterrichtung des König¬ 
reichs Dänemark, Irlands, des Königreichs Norwegen und 
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordir¬ 
land (im folgenden beitretende Staaten genannt) gewähr¬ 
leistet ist, werden alle Vorschläge oder Mitteilungen der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die zu 
Beschlüssen des Rates der Gemeinschaften führen können, 
nadi ihrer Übermittlung an den Rat den beitretenden 
Staaten zur Kenntnis gebracht. 

2. Die Konsultationen finden auf begründeten Antrag 
eines beitretenden Staates statt, der darin seine Interes¬ 
sen als künftiges Mitglied der Gemeinschaften ausdrück¬ 
lich darlegt und seine Bemerkungen vorbringt. 

3. Verwaltungsbeschlüsse sind im allgemeinen nicht 
Gegenstand von Konsultationen. 

4. Die Konsultationen finden in einem Interimsaus¬ 
schuß statt, der sich aus Vertretern der Gemeinschaften 
und der beitretenden Staaten zusammensetzt. 

5. Mitglieder des Interimsausschusses sind auf seiten 
der Gemeinschaften die Mitglieder des Ausschusses der 
Ständigen Vertreter oder die hierfür von ihnen benann¬ 
ten Personen, in der Regel ihre Stellvertreter. Die Kom¬ 
mission wird gebeten, zu diesen Arbeiten Vertreter zu 
entsenden 

6. Der Interimsausschuß wird von einem Sekretariat, 
und zwar dem Konferenzsekretariat, unterstützt, das zu 
diesem Zweck bestehen bleibt. 

7. Die Konsultationen finden in der Regel statt, sobald 
bei den Vorarbeiten auf seiten der Gemeinschaften ge¬ 
meinsame Leitlinien im Hinblick auf die Annahme von 
Beschlüssen durch den Rat ausgearbeitet worden sind, 
welche die Aufnahme solcher Konsultationen als sinn¬ 
voll erscheinen lassen. 

8. Bestehen nach den Konsultationen noch ernste 
Schwierigkeiten, so kann die Frage auf Antrag eines bei¬ 
tretenden Staates auf Ministerebene erörtert werden. 

9. Das in den Absätzen 1 bis 8 vorgesehene Verfahren 
gilt auch für alle künftigen Beschlüsse der beitretenden 
Staaten, welche sich auf die Verpflichtungen auswirken 
könnten, die sich aus ihrer Eigenschaft als künftige Mit¬ 
glieder der Gemeinschaften ergeben. 


II. 

Das Königreich Dänemark, Irland, das Königreich Nor¬ 
wegen und das Vereinigte Königreich Großbritannien 
und Nordirland treffen die erforderlichen Maßnahmen, 
damit ihr Beitritt zu den Abkommen und Übereinkommen 
im Sinne der Artikel 3 Absatz 2 und Artikel 4 Absatz 2 
der Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpas¬ 
sungen der Verträge nach Möglichkeit gleichzeitig mit 
dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags unter den in der 
Akte vorgesehenen Bedingungen erfolgt. 

Soweit Abkommen und Übereinkommen im Sinne des 
Artikels 3 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 zwischen den 
Mitgliedstaaten erst im Entwurf bestehen, noch nicht un¬ 
terzeichnet sind und wahrscheinlich auch vor dem Bei¬ 
tritt nicht mehr unterzeichnet werden können, werden die 
beitretenden Staaten eingeladen, nach der Unterzeich¬ 
nung des Beitrittsvertrags in geeigneten Verfahren posi- 
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Procedure for the Adoption of Certain Decisions 
and other Measures to be taken 
during the Period Precedlng Accession 

I. 

Information and consultation procedure for the adoption 
of certain decisions 

1. In Order to ensure that the Kingdom of Denmark, 
Ireland, the Kingdom of Norway and the United King¬ 
dom of Great Britain and Northern Ireland, hereinafter 
referred to as the “acceding States” are kept adequately 
informed, any proposal or communication from the Com¬ 
mission of the European Communities which might lead 
to decisions by the Council of these Communities shall 
be brought to the knowledge of the acceding States 
after being trensmitted to the Council. 

2. Consultations shall take place pursuant to a reas- 
oned request by an acceding State, which shall set out 
expressly therein its interests as a future member of 
the Communities and its observations. 

3. Administrative decisions shall not, as a general rule, 
give rise to consultations. 

4. Consultations shall take place within an Interim 
Committee composed of representatives of the Com¬ 
munities and of the acceding States. 

5. On the Community side, the members of the Interim 
Committee shall be the members of the Committee of 
Permanent Representatives or persons designated by 
them for this purpose, who shall, as a general rule, be 
their deputies. The Commission shall be invited to be 
represented in this work. 

6. The Interim Committee shall be assisted by a Sec- 
retariat which shall be that of the Conference, con- 
tinued for this purpose 

7. Consultations shall normally take place as soon as 
the preparatory work carried out at Community level 
with a view to the adoption of decisions by the Council 
has produced common guidelines enabling such consulta¬ 
tions to be usefully arranged. 

8. If serious difficulties remain after consultations, 
the matter may be raised at Ministerial level at the 
request of an acceding State. 

9. The procedure laid down in the above paragraphs 
shall also apply to any decision to be taken by the 
acceding States which might affect the commitments 
resulting from their Position as future members of the 
Communities. 


Proc&dure d'adoption de certaines decisions 
et autres mesures 4 prendre pendant la Periode 
prdcddant l'adh^sion 

I. 

Proeddure d'information et de consultation pour l'adop- 
tion de certaines ddcisions 

1. Afin d’assurer l’information adequate du Royaume 
de Dänemark, de l'Irlande, du Royaume de Norvege et du 
Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d’Irlande du Nord, 
ci-apres ddnommes Etats adherents, toute proposition 
ou communication de la Commission des Communautes 
europeennes pouvant conduire ä des decisions du Con¬ 
seil de ces Communautes, est portee ä la connaissance 
des Etats adherents apres avoir ete transmise au Con¬ 
seil. 

2. Les consultations ont lieu ä la demande motivee 
d un Etat adherent, qui y fait explicitement etat de ses 
interets en tant que futur membre des Communautes et 
y presente ses observations. 

3. Les decisions de gestion ne doivent pas, d une facon 
generale, donner lieu ä des consultations. 

4. Les consultations ont lieu au sein d un Comite inte- 
rimaire compose de representants des Communautes et 
des Etats adherents. 

5. Du cöte des Communautes, les membres du Comite 
interimaire sont les membres du Comite des Represen- 
tants Permanents ou ceux qu'ils designent ä cet effet 
et qui, en regle generale, sont leurs adjoints. La Com¬ 
mission est invitee ä se faire representer ä ces travaux 

6. Le Comite interimaire est assiste d un Secretariat, 
qui est celui de la Conference, reconduit a cet effet. 

7. Les consultations interviennent normalement des 
que les travaux preparatoires menes sur le plan des 
Communautes en vue de ladoplion de decisions par le 
Conseil ont degage des Orientations communes permet- 
tant de prevoir utilement de telles consultations. 

8. Si les consultations laissent subsister des difficultes 
serieuses, la question peut etre evoquee au niveau mi- 
nisteriel, ä la demande d un Etat adherent. 

9. La procedure prevue aux paragraphes ci-dessus s'ap- 
plique egalement ä toute decision ä prendre par les Etats 
adherents qui pourrait avoir une incidence sur les en- 
gagements resultar.t de leur qualite de futurs membres 
des Communautes. 


II. 

The Kingdom of Denmark, Ireland, the Kingdom of 
Norway and the United Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland shall take the necessary measures to 
ensure that their accession to the agreements or conven- 
tions referred to in Articles 3 (2) and 4 (2) of the Act 
concerning the Conditions of Accession and the Adjust- 
ments to the Treaties coincides so far as possible, and 
under the conditions laid down in that Act, with the 
entry into force of the Treaty of Accession. 

In so far as the agreements or conventions between 
the Member States, referred to in the second sentence of 
Article 3 (1) and in Article 3 (2), exist only in draft, have 
not yet been signed, and probably cannot be signed in 
the period before accession, the acceding States will 
be invited to be associated, after the signature of the 
Treaty of Accession and in accordance with appropriate 


II. 

Le Royaume de Dänemark, 1'Irlandc, le Royaume de 
Norvege et le Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d'Ir- 
lande du Nord prennent les mesures necessaires pour 
que leur adhesion aux accords ou conventions vises ä 
l'article 3 paragraphe 2 et ä l'article 4 paragraphe 2 de 
l’acte relatif aux conditions d'adhesion et aux adapta- 
tions des traites intervienne dans la mesure du possible, 
et dans les conditions prevues dans cet acte, en meine 
temps que l’entree en vigueur du traite d’adhesion 

Pour autant que des accords et conventions entre les 
Etats membres, vises ä l'article 3 paragraphe 1 deuxieine 
phrase et paragraphe 2 n'existent qu'ä l'etat de projets, 
ne sont pas encore signes et ne pourront probablement 
plus l’etre au cours de la periode precedant l'adhesion, 
les Etats adherents seront invites ä s'associer, apres la 
signature du traite relatif ä l’adhesion et suivant des 
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tiv an der Ausarbeitung dieser Entwürfe mitzuwirken, um 
den Abschluß der betreffenden Abkommen und Überein¬ 
kommen zu fördern. 

III. 

Zu den Verhandlungen über die geplanten Abkommen 
mit den EFTA-Staaten, die nicht den Beitritt zu den Euro¬ 
päischen Gemeinschaften beantragt haben, und zu den 
Verhandlungen über bestimmte Anpassungen der Präfe¬ 
renzabkommen, die aufgrund der Verträge zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaften geschlossen worden 
sind, werden die Vertreter der beitretenden Staaten als 
Beobachter an der Seite der Vertreter der ursprünglichen 
Mitgliedstaaten hinzugezogen. 

Bestimmte, von der Gemeinschaft geschlossene nicht- 
präferenzielle Abkommen, deren Geltungsdauer über den 
1. Januar 1973 hinausgeht, können angepaßt oder geän¬ 
dert werden, um der Erweiterung der Gemeinschaft Rech¬ 
nung zu tragen. Diese Anpassungen oder Änderungen 
werden von der Gemeinschaft ausgehandelt; die Vertreter 
der beitretenden Staaten werden nach dem im vorste¬ 
henden Absatz vorgesehenen Verfahren hinzugezogen. 

IV. 

Bezüglich des Vertrags über die Nichtverbreitung von 
Kernwaffen koordinieren das Königreich Dänemark, Ir¬ 
land und das Königreich Norwegen ihre Haltung mit der 
der Europäischen Atomgemeinschaft bei der Aushand¬ 
lung eines Verifikationsabkommens mit der Internatio¬ 
nalen Atomenergieorganisation (IAEO). Bei den Kon- 
trollabkommen, die sie gegebenenfalls mit der IAEO 
schließen, beantragen sie die Aufnahme einer Klausel, 
die es ihnen ermöglicht, diese Abkommen innerhalb kür¬ 
zester Frist nach dem Beitritt durch das von der Gemein¬ 
schaft mit dieser Organisation geschlossene Verifikations¬ 
abkommen zu ersetzen. 

Das Vereinigte Königreich und die Gemeinschaft neh¬ 
men in der Zeit vor dem Beitritt Konsultationen auf, die 
sich daraus ergeben, daß das Vereinigte Königreich das 
aufgrund des Abkommens zwischen mehreren Mitglied¬ 
staaten und der Europäischen Atomgemeinschaft einer¬ 
seits und der IAEO andererseits angewandte Kontroll- 
und Inspektionssystem annehmen wird. 

V. 

Die in Artikel 120 Absatz 2 der Akte über die Bei¬ 
trittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge 
vorgesehenen Konsultationen zwischen den beitretenden 
Staaten und der Kommission finden schon vor dem Bei¬ 
tritt statt. 

VI. 

Die beitretenden Staaten verpflichten sich, die in Ar¬ 
tikel 2 der Protokolle Nrn. 25 bis 28 über den Austausch 
von Kenntnissen auf dem Gebiet der Kernenergie vor¬ 
gesehene Gewährung von Lizenzen vor dem Beitritt nicht 
bewußt zu beschleunigen, um die Tragweite der in diesen 
Protokollen enthaltenen Verpflichtungen nicht zu min¬ 
dern. 


vn. 

Die Organe der Gemeinschaften legen rechtzeitig die 
in Artikel 153 der Akte über die Beitrittsbedingungen und 
die Anpassungen der Verträge vorgesehenen Texte fest. 


VIII. 

Die Gemeinschaft trifft die erforderlichen Vorkehrun¬ 
gen, damit die im Protokoll Nr. 19 über alkoholische 
Getränke auf Getreidebasis vorgesehenen Maßnahmen 
zum Zeitpunkt des Beitritts in Kraft treten. 
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procedures, in the preparation of those drafts in a posi¬ 
tive spirit and in such manner as to facilitate their 
conclusion. 

III. 

With regard to the negotiation of the agreements 
envisaged with the EFTA States which have not applied 
for membership of the European Communities, and the 
negotiation of certain adjustments to the preferential 
agreements concluded under the Treaties establishing 
the European Communities, the representatives of the 
acceding States shall be associated with the work as 
observers, side by side with the representatives of the 
original Member States. 

Certain non-preferential agreements concluded by the 
Community which remain in force after 1 January 1973 
may be the subject of adaptations or adjustments in 
Order to take account of the enlargement of the Com¬ 
munity. These adaptations or adjustments will be 
negotiated by the Community in association with the 
representatives of the acceding States in accordance 
with the procedure under the preceding paragraph. 

IV. 

With regard to the Treaty on the Non-Proliferation of 
Nuclear Weapons, the Kingdom of Denmark, Ireland and 
the Kingdom of Norway shall coordinate their positions 
with that of the European Atomic Energy Community 
when negotiating a verification agreement with the 
International Atomic Energy Agency. With regard to 
the control agreements which they might conclude with 
the Agency, they shall ask for the inclusion in these 
agreements of a clause allowing them to replace these 
agreements as soon as possible after accession by the 
verification agreement which the Community may 
conclude with the Agency. 

In the period preceding accession the United Kingdoin 
and the Community shall enter into consultations oc- 
casioned by the fact that the control and inspection 
System applicable under the agreement between several 
Member States and the European Atomic Energy Com¬ 
munity on the one hand and the International Atomic 
Energy Agency on the other hand will be accepted by 
the United Kingdom 

V. 

The consultations between the acceding States and 
the Commission provided for in Article 120 (2) of the 
Act concerning the Conditions of Accession and the 
Adjustments to the Treaties shall take place before ac¬ 
cession. 

VI. 

The acceding States undertake that the granting of the 
licences referred to in Article 2 of Protocols Nos 25 to 28 
on Ihe exchange of information in the fieid of nuclear 
energy shall not be deliberately accelerated before ac¬ 
cession with a view to reducing the scope of the com- 
mitments contained in those Protocols, 

VII. 

The institutions ot the Community shall, in due course, 
draw up the texts referred to in Article 153 of the Act 
concerning the Conditions of Accession and the Adjusl- 
ments to the Treaties. 

VIII. 

The Community shall adopt the necessary provisions 
to ensure that the measures provided for in Protocol 
No 19 on spirituous beverages obtained froni cereals 
shall enter into force on accession. 


procedures appropriees, ä l'elaboration de ces projets 
dans un esprit positif et de maniere ä en favoriser la 
conclusion. 

III. 

En ce qui concerne la negociation des accords envi- 
sages avec les Etats de l'AELE qui n'ont pas demande a 
devenir membres des Communautes europeennes ainsi 
que la negociation de certaines adaptations des accords 
preferentiels conclus au titre des traites instituant les 
Communautes europeennes, les representants des Etats 
adherents sont associes aux travaux en tant qu'obser- 
vateurs, aux cötes des representants des Etats membres 
originaires. 

Certains des accords non pröförentiels conclus par la 
Communaute et dont la duree de validite depasse le 
1 er janvier 1973 pourront faire l'objet d'adaptations ou 
d'amenagements pour tenir compte de l'elargissement de 
la Communaute. Ces adaptations ou amenagements se- 
ront negocies par la Communaute en y associant les re¬ 
presentants des Etats adherents selon la procedure visee 
ä l'alinea precedent. 

IV. 

En ce qui concerne le traite de non-proliferation des 
armes nucleaires, le Royaume de Dänemark, l'Irlande et 
le Royaume de Norvege coordonnent leurs positions avec 
celle de la Communaute europeenne de l'energie ato- 
raique lors de la negociation d'un accord de verification 
avec l'Agence internationale de l’energie atomique 
(AIEA). En ce qui concerne les accords de contröle 
qu'ils pourraient conclure avec TAIEA, ils demandent 
1‘inclusion dans ces accords d'une clause leur permettant 
de remplacer ces accords dans les plus brefs delais apres 
l'adhesion par Taccord de verification que la Commu¬ 
naute aurait conclu avec l'Agence. 

Pendant la periode precedant l'adhesion, le Royaume- 
Uni et la Communaute entament les consultations resul 
tant du fait que le Systeme de contröle et d'inspection 
applicable en vertu de l'accord entre plusieurs Etats 
membres et la Communaute europeenne de l'energie ato¬ 
mique d'une part ei 1'AIEA d'autre pari sera accepte pai 
le Royaume-Uni. 

V. 

Les consultations entre les Etats adherents et la Com¬ 
mission prevues ä l’article 120 paragraphe 2 de l ade 
relatif aux conditions dadhesion et aux adaptations des 
traites, ont lieu des avant l'adhesion. 

VI. 

Les Etats adherents s'engagent ä ce que la concession 
des licences visee aux articles 2 des piotocoles n°s 25 
ä 28 concernant les edianges de connaissances dans le 
domaine de l'energie nucleaire ne soit pas deiiberement 
acceleree avant l'adhesion en vue de reduire la porlee 
des engagements contenus dans ces piotocoles. 

VII. 

Les institutions des Communautes etablissent en lemps 
utile les textes vises ä l'article 153 de l'acte relatif aux 
conditions d'adhesion et aux adaptations des traites. 

VIII. 

La Communaute prend les dispositions necessaires pour 
que les mesures visees au protocole n° 19 concernanr 
les boissons spiritueuses obtenues ä partir de cereales 
entrent en vigueur des l'adhesion. 
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Fundstellennachweis A 

Bundesrecht ohne völkerrechtliche Vereinbarungen 

Abgeschlossen am 31. Dezember 1971 — Format DIN A4 — Umfang 244 Seiten 
und Nachtrag, abgeschlossen am 30. Juni 1972. 

Der Fundstellennachweis A enthält — von völkerrechtlichen Vereinbarungen abgesehen — alle nach 
dem 31. Dezember 1963 im Bundesgesetzblatt Teil I und II sowie im Bundesanzeiger verkündeten 
Vorschriften und die im Bundesgesetzblatt Teil III aufgeführten und noch geltenden Vorschriften mit 
den inzwischen eingetretenen Änderungen. 

Fundstellennachweis B 

Völkerrechtliche Vereinbarungen 

Abgeschlossen am 31. Dezember 1971 — Format DIN A4 — Umfang 320 Seiten 

Der Fundstellennachweis B enthält die von der Bundesrepublik Deutschland und ihren Rechts¬ 
vorgängern abgeschlossenen völkerrechtlichen Vereinbarungen, die im Bundesgesetzblatt, Bundes¬ 
anzeiger und ihren Vorgängern veröffentlicht wurden und die — soweit ersichtlich — noch in Kraft 
sind oder sonst noch praktische Bedeutung haben können. 

Einzelstücke können zum Preise von je 7 — DM zuzüglich je 0,90 DM Porto und 
Verpackungsspesen gegen Voreinsendung des Betrages auf Postscheckkonto 
„Bundesgesetzblatt" Köln 399 bezogen werden. 

Im Bezugspreis ist Mehrwertsteuer enthalten; der angewandte Steuersatz beträgt 
5,5 <Vo. 
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